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VORWORT
Ungarn und Österreich sind zwei kleine Nachbarländer, je mit etwa 10
Millionen Einwohnen, auf dem Fleckenteppich von Europa. Wie die Be-
ziehung von getrennten Eltern, war das Verhältnis zwischen Ungarn und
Österreich in der Geschichte manchmal freundschaftlich, manchmal eher
kühler. Sie waren und sind jedoch nicht nur Nachbarn, sie waren nicht nur
Freunde, sondern eben Verwandte: „Schwäger“. In so einer Beziehung sind
Streitigkeiten genauso Teil des Alltagslebens wie die gegenseitige Achtung.
In den letzten Jahren beherrste etwa chemischer Schaum auf der Raab oder
eine geplante Müllverbrennungsanlage in Heiligenkreuz (Bezirk Jenners-
dorf) an der ungarischen Grenze die ungarischen Medien. Diese Probleme
wurden behandelt und gelöst. In österreichischen Medien dominieren die
Sondersteuer für in Ungarn tätige Banken, wovon auch die österreichi-
schen Banken schwer betroffen sind, oder das ungarische Bodengesetz, das
für österreichische Besitzer von Nachteil ist. Es bleibt zu hoffen, dass auch
diese Fragen bald zufriedenstellend von der Politik gelöst werden. Die Poli-
tiker müssen die bestehenden Probleme klären und auflösen, und die Ge-
schichtswissenschaftler müssen die früheren Verhältnisse mit optimisti-
scher Zielsetzung untersuchen, analysieren und aufarbeiten, dass man von
der Geschichte etwas lernen will und lernen wird. Die Politiker sollen
manchmal das Gespräch von den heiklen Fragen ablenken, sie dürfen solch
empfindliche Themen nur vorsichtig behandeln. Die Historiker arbeiten
natürlich auch mit Bedacht, aber sie dürfen kein Tabu akzeptieren. Man
kann sich mit einer wissenschaftlichen Fragestellung jedem Ereignis nä-
hern.
Das vorliegende Buch umfasst 17 Abhandlungen, die versuchen, die Ge-
schichte beider Länder gerade von der Zeit beginnend zu verarbeiten, als
die für 400 Jahre einflussreiche europäische Monarchie, die kaiserliche
und königliche Habsburgermonarchie, zerfiel.
Die Autoren der ersten zwei, István Németh und Zoltán Maruzsa
beschäftigen sich mit den zeitgenössischen Vorstellungen über die Rolle
von Mitteleuropa während des „Großen Krieges“.
Die Abhandlungen von Manfried Rauchensteiner, Ignác Romsics
und Ferenc Szávai behandeln den Zerfall der Österreichisch-Ungarischen
Monarchie aus verschiedenen Blickwinkeln: von der Seite des Reiches, der
Nationalitäten und der wirtschaftlichen Lage. Daran schlissen die von Ri-
chard Lein und Imre Tóth zur speziellen „Burgenlandfrage“ an.
Róbert Fiziker analysiert die Möglichkeit und die Realität des Fortbe-
standes der Habsburgermonarchie in Ungarn (und in Österreich) in der
Zwischenkriegszeit.
Der Zweite Weltkrieg zog eine gewaltige Migration in ganz Europa
nach sich, besonders in Ostmitteleuropa. Die Grenzen waren kurz noch
durchlässig: Flüchtlinge, Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene kehrten
heim, oder begannen ein neues Leben in einer neuer (manchmal kalten)
Heimat – diese Zeit behandeln Szabolcs Szita und Dieter Bacher.
Klaus Fiesinger arbeitet die Wiederaufnahme der diplomatischen Be-
ziehungen zwischen Österreich und Ungarn nach 1945 auf.
Peter Ruggenthaler untersucht die Bedeutung der sowjetischen Be-
satzung Österreichs und besonders des Staatsvertrags für die Konsolidie-
rung der Sowjetherrschaft über Ungarn.
Károly Kókai beschreibt die ungarischen Migrationswellen nach
Österreich zwischen 1945 und 1963.
Die österreichisch-ungarischen Beziehungen waren seit der Mitte der
1960er Jahre weitgehend unbelastet. Maximilian Graf’s Untersuchung
beleuchtet diese „goldene“ Epoche. Die sogenannte K(reisky)- und
K(ádár)-Ära analysiert Tibor Valuch aus sozialgeschichtlichen Perspekti-
ven. Der Artikel von Csaba Szabó widmet sich dem Systemwechsel Un-
garns.
Der letzte Beitrag von Helmut Wohnout schildert die bilateralen Be-
ziehungen Österreichs zu Ungarn im Rahmen der friedlichen Wende von
1989.
In diesem Jahr erinnern wir uns an das Zentenarium des „Großen Krie-
ges“, der unseren Donauraum so sehr veränderte. In diesem Buch wird
nicht der Erste Weltkrieg behandelt, aber die Wurzeln der Ereignisse der
Zwischenkriegszeit reichen bis dahin zurück, sogar selbst den Zweiten
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Weltkrieg kann man ohne die Wahrnehmung des ersten modernen Krie-
ges der Weltgeschichte kaum verstehen. Mögen die Beiträge dieses Sam-
melbandes zur besseren Kenntnis der österreichisch-ungarischen Bezie-





MITTELEUROPA: EINE DEUTSCHE AUFGABE?
Die Tätigkeit des deutsch-österreichisch-ungarischen
Wirtschaftsverbandes (1913–1918)
Funktionen des Mittel-Europa-Gedankens zwischen 1814–1945
Die politische Interpretation des Begriffes „Mitteleuropa“ war auf dem
Wiener Kongress (1814–1815) entstanden; die Teilnehmer dachten dabei an
Deutschland, Österreich und die westlichen Teile Russlands, einschließlich
der späteren Staaten wie Polen, die Tschechoslowakei und auch Ungarn.
Die sich immer mehr zu einer außenpolitischen Doktrin formenden
deutschen Mitteleuropa-Pläne, die zwischen 1814 und 1945 gültig waren,
dienten in den einzelnen Zeitabschnitten unterschiedlichen Zielen und Be-
strebungen. Die wichtigsten, variierenden historischen Funktionen der
Mitteleuropa-Politik gestalteten sich wie folgt:
– Als sicherheitspolitische Alternative dem Osten gegenüber: Der preu-
ßische General Karl Friedrich von dem Knesebeck plante 1814 „mit dem
festen mitteleuropäischen Block die militärische Absicherung Europas ge-
gen Russland“. Dieses Motiv blieb bis zum Schluss das ausgesprochene oder
unausgesprochene Ziel der Mitteleuropa-Politik; im Ersten Weltkrieg
wurde es zum Kriegsziel („Russland so weit wie möglich von den deut-
schen Grenzen verdrängen“), im Fall eines Sieges im Zweiten Weltkrieg
wären die östlichen Gebiete in SS-Besitz geraten, und für deren Germani-
sierung entstanden verschiedene Pläne;
– Realisierung großdeutschen Denkens: Der Nationalökonom Fried-
rich List schwor Mitte des 19. Jahrhunderts „auf ein Mitteleuropa unter
deutscher Führung, das auf einem engen Bündnis der beiden deutschen
Großmächte Preußen und Österreich basiert und von Hamburg bis Triest
reicht“. Seine Losungen waren: Zolleinheit, Freihandel und Ausbau des ge-
samtdeutschen Eisenbahnnetzes;
– Sieg über England in einem friedlichen wirtschaftlichenWettbewerb:
Darauf basierten die Pläne des österreichischen Handelsministers Karl von
Bruck in den Jahren 1848–1950: Deutschland zunächst zu einer Wirt-
schaftseinheit gestalten, später zu einer mitteleuropäischen Vereinigung
ausbauen, mit Österreich und Preußen in Harmonie ein Bündnis eingehen.
Ein wirtschaftlich starkes Mitteleuropa – mit den Häfen an der Nord- und
Ostsee sowie am Mittelmeer zu einer Seemacht geworden – kann England
besiegen, und „das moralische Gewicht eines siebzig Millionen Menschen umfas-
senden Bündnisses, das politische Gewicht eines Handelsgebietes, wie die Geschichte
kein gleiches kennt, muss bald das Übrige erringen, was ihm zur Erfüllung seiner
welthistorischen Aufgabe noch fehlt…“.1
– Konsolidierung des europäischen Friedens: der Zweibund zwischen
dem Deutschen Reich und Österreich-Ungarn 1879: Keiner dürfe die in-
terne Zusammenarbeit Deutschlands und Österreich-Ungarns gefährden,
und ihr Vertrag soll sich dafür eignen, den auf dem Berliner Kongress 1878
geschaffenen europäischen Frieden zu konsolidieren;
– „Mitteleuropäische Föderation“ gegenüber der kleindeutschen Lö-
sung von Bismarck und der Übermacht der USA und Russlands. Diese Vor-
stellung tauchte 1883 beim Philosophen Constantin Frantz auf und drängte
auf ein untrennbares Schutz- und Trutzbündnis des deutschen und des
österreichischen Kaiserreiches und auf gegenseitiges Erben. Die Schaffung
eines Staatsbundes zwischen beiden Reichen blieb in den Jahren des Ersten
Weltkrieges ein ständiges Ziel.
– Nationaler Zusammenschluss des mitteleuropäischen deutschen
Volkstums: Er nahm bei den Alldeutschen um 1895 konkret Gestalt an. Er
richtete sich auf die Schaffung einer mitteleuropäischen Zollunion und
letztlich auf die Wiederherstellung Groß-Deutschlands, die eine Bedin-
gung für die Erlangung der Weltmachtposition war;
– Errichtung eines geschlossenen Wirtschaftsraumes von 104 Millio-
nen Einwohnern (57+47 Millionen) durch den Zusammenschluss von
Deutschland und Österreich-Ungarn, in den Plänen des Mitteleuropäi-
schen Wirtschaftsvereins unter Leitung des Wirtschaftstheoretikers Juli-
us Wolf (ab 1904), damals noch bei Bewahrung des Selbstbestimmungs-
rechtes der wirtschaftlichen Annäherung; Mitteleuropa bildet mit den
vom Deutschen Reich und Österreich-Ungarn als Sieger erworbenen Lan-
desteilen einen einheitlichen Wirtschaftsraum: Im Rahmen der nach den
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1Charmatz, 1916, 46.
deutschen militärischen Erfolgen im September 1914 aufflammenden An-
nexionswelle rechnete auch Heinrich Claß, Vorsitzender des Alldeutschen
Verbandes, mit dieser Lösung.
– Entwicklung des durch „Mitteleuropa“ gestärkten Deutschlands zu
einerWeltmacht ähnlich wie Großbritannien, die USA und Russland. Plä-
ne des deutschen Industriellen und liberalen Politikers Walther Rathenau
in den Jahren 1912–1913, der den zum „Mitteleuropa“ führenden Weg im
Ausgleich mit Frankreich bzw. in der mit Österreich-Ungarn zu realisie-
renden vollständigen Zollunion sah;
– die mit deutscher Hegemonie zu realisierende Idee von Mitteleuropa:
Das „September-Programm“ der deutschen Reichsregierung 1914 wandte
sich voll und ganz in diese Richtung, da die Aussichten des „GroßenMittel-
europas“ sich infolge des erhofften „siegreichen Friedens“ verbessern wür-
den. Das Programm wurde vor dem Krieg auch unter den führenden deut-
schen Bankiers und Industriellen immer populärer.
– Das „neue Mitteleuropa“ kämpfe dafür – behaupteten 1917 die zahl-
reich erscheinenden Schriften –, seinen Ausschluss aus der Weltwirtschaft
zu verhindern und dann auch als Kolonialreich auftreten zu können. Sein
zukünftiges Ziel war es, dass sich die Kooperation im Krieg durch die Zoll-
union zu einem ständigen Bündnis erweitert.2
– Die deutschen Mitteleuropa-Pläne gerieten in den Jahren der Weima-
rer Republik (1919–1933) nicht in Vergessenheit. Eine der wichtigsten Auf-
gaben der Reichsregierungen war zunächst die Wiederherstellung geordne-
ter politischer Verhältnisse, die eine unentbehrliche Bedingung für die
Verbesserung der Wirtschaftsbeziehungen bedeutete. Anfang der 20er-Jahre
dominierten in der deutschen Südost-Europa-Politik primär die Außenhan-
delsbeziehungen, insbesondere zu den Staaten und Regionen, mit denen auch
schon vor demKrieg guteHandelsbeziehungen bestanden. Als zweite Aufgabe
entfaltete sich unter der Leitung von Gustav Stresemann, dem Reichs-
tag-Abgeordneten der Nationalliberalen Partei, der mit seiner systematischen
Tätigkeit von der Mitte der 20er-Jahre an grundlegend zur Wiederherstel-
lung des deutschen Einflusses im mittel- und südost-europäischen Raum
beitrug, bald eine aktive deutsche Minderheitenpolitik, die zugleich auch
eine aktive deutsche Ostpolitik darstellte. Berlin war zwischen 1926 und 1929
lediglich um die Erhaltung des Status quo bemüht, damit die Länder der Re-
gion sich nicht in einer Föderation ohne oder gegen das Reich zusammentun.
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Die verheerenden Auswirkungen derWeltwirtschaftskrise auf die deutsche
Wirtschaft sowie der fast zeitgleich eingereichte Briand-Plan (1930) mach-
ten dem Reich die fragilen Grundlagen seiner seit 1926 verfolgten Politik
klar. Paris beharrte darauf, dass alle Möglichkeiten der wirtschaftlichen
Vereinigung streng durch Fragen der Sicherheit determiniert werden, was
für die deutschen Politiker inakzeptabel war. Die deutsche Wirtschaft ent-
deckte Anfang der 20er-Jahre unabhängig von den politischen Diskussionen
den südosteuropäischen Raum neu und entschied, im Gegensatz zur Politik
konkrete und messbare Ergebnisse zu erzielen.3
– Die außenpolitische Tätigkeit der Hitler-Regierung war nach dem 30.
Januar 1933 mit den revisionistischen Forderungen der Weimarer Regie-
rungen verbunden, in ihren Zielen undMethoden hingegen stand sie ihnen
völlig fern. Sie war bemüht, mit einer schrittweisen Revision Mittel-, Ost-
und Südost-Europa zu erwerben, dann nach der Eroberung der Sowjet-
union an die Spitze des europäischen kontinentalen Imperiums zu gelan-
gen, in dem sie das bis dahin hegemoniale Frankreich besiegt oder es in die
Rolle des schwächeren Partners gezwungen haben würde.
Der nachWeltmacht strebende Trend der wilhelminischen deutschen Au-
ßenpolitik lebte in den außenpolitischen, wirtschaftlichen und finanziellen
Apparaten weiter, denn es kam weder 1918–1919 noch 1933 zu einer Säuberung
in den Reihen der bürokratischen Elite. Unangetastet blieben auch die auf
mitteleuropäische kontinentale Hegemonie gerichteten Pläne der wilhelmini-
schen Epoche, die zum Gedanken der hitlerschen mitteleuropäischen konti-
nentalen Hegemonie, der Großraumwirtschaft (mit dem Schwerpunkt Süd-
ost-Europa), zur Illusion über die Eroberung von Kolonien in Übersee und
einen mit Großbritannien und den USA gleichberechtigten Weltmachtstatus
führten. Das von den Deutschen beherrschte Mitteleuropa, wirtschaftlich
und machtpolitisch ergänzt durch den RaumDonau-Balkan, war mehr als jede
andere außenpolitische Konzeption zur Herstellung einer Kontinuität vom
Ende des 19. Jahrhunderts über den ErstenWeltkrieg und dieWeimarer Repu-
blik bis hin zu den nazistischen Überlegungen zum Lebensraum geeignet. Das
bürgerlich-nationalkonservative Lager sah in der kontinentalen Hegemonie
einen Selbstzweck, während Hitler sie als Sprungbrett und Ausgangsbasis für
den rassistischen Vernichtungskrieg gegen den „östlichen Lebensraum“ sowie
„den Bolschewismus und das Judentum“ betrachtete.4
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Der Plan des mitteleuropäischen wirtschaftlichen
Zusammenschlusses vor und während des Ersten Weltkrieges
im Streben zur vierten Weltmacht
Mit der Gründung ihres Reiches verwirklichten die Deutschen 1871 die
im europäischen politischen Denken damals vorherrschende Idee des Na-
tionalstaates. Mit dem Zweibund Österreich-Ungarn (7. Oktober 1879)
und dem unter Einbeziehung Italiens geschaffenen Dreibund (20. Mai
1882) kam eine großdeutsche Variation zustande, die zwar kein geschlosse-
nes Staatssystem bildete, allerdings auf einem dauerhaften Bündnis beruh-
te. Dieses Bündnis erhielt mit der Zeit durch Propagierung der deutsch-
österreichischen „Nibelungen-Treue“ einen besonderen emotionalen In-
halt.
Die immer öfter auftauchenden verschiedenen Mitteleuropa-Pläne wa-
ren zu dieser Zeit bereits stärker von geopolitischen Auffassungen sowie
handels- und wirtschaftspolitischem Inhalt durchdrungen. Mit dem Über-
gang zur Schutzzoll-Politik Ende der 1870er-Jahre ergänzten die deutschen
Ökonomen die Mitteleuropa-Vorstellung mit der Theorie der „Weltrei-
che“, deren Grundgedanke im Bedürfnis des wirtschaftlichen Zusammen-
schlusses der mitteleuropäischen Staaten bestand. Nach dieser Vorstellung
würde die Welt wirtschaftlich nach wie vor von drei Weltreichen – Groß-
britannien, den USA und Russland – beherrscht, sollte es Deutschland
nicht gelingen, Mitteleuropa unter seiner zollpolitischen Führung zu ver-
einen. Unter diesem Mitteleuropa-Konzept schlossen sich in erster Linie
die Vertreter der exportorientierten und durch Handelsverträge privile-
gierten deutschen Fertigwarenindustrie in der Hoffnung zusammen, den
mit einer Einengung der Wirtschaftsräume drohenden englischen Ambi-
tionen entgegenzutreten, die sich ab 1903 in den Diskussionen über Präfe-
renzzölle bzw. in konkreten handelspolitischen Maßnahmen offen erken-
nen ließen.
Die Anhänger der Mitteleuropa-Pläne schlugen vor, einen autarken
Wirtschaftsraum zu errichten, damit dieser in der neuen weltweiten Ar-
beitsteilung für Deutschland Nutzen bringt. So wollte die offensive Kom-
ponente des Mitteleuropa-Konzeptes die aus der Dynamik des Industrie-
wachstums abgeleitete deutsche Weltmachtposition auf dem europäischen
Kontinent durch wirtschaftliche Hegemonie gewährleisten. DerMitteleu-
ropa-Gedanke verstärkte zu Beginn in Österreich-Ungarn die Annähe-
rung an Deutschland, auf das es wirtschaftlich und politisch gleicherweise
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angewiesen war, sowie die Abschottung gegenüber dem russischen Agrar-
export, der das Ziel der Agrarier jenseits der Leitha war. Bereits um die
Jahrhundertwende entstanden mehrere Wirtschaftsorganisationen für ei-
nen Zusammenschluss des mitteleuropäischen Raumes, später entfaltete
sich eine außerordentlich lebhafte publizistische Tätigkeit vor und wäh-
rend des ErstenWeltkrieges, um die wie Pilze wachsenden und entstehen-
den Organisationen zu untermauern; Dutzende Broschüren, Memoiren
und Denkschriften überfluteten den Büchermarkt und die Ämter.
Das starke politische, militärische, wirtschaftliche und wissenschaftli-
che Potential des Deutschen Reiches leitete in Petersburg eine langfristige
Umorientierung der russischen Europa-Politik ein. Dabei fühlten sich
England und Frankreich ebenfalls betroffen. Dadurch hörte Mitteleuropa
auf, ein Raum zu sein, in dem sich die politischen Kräfteverhältnisse der
europäischen Großmächte auf vertraglich festgelegte Art und Weise
kreuzten und das innere Gleichgewicht Europas garantierten. Es zeichnete
sich eine Entfernung vom Wiener europäischen Friedenssystem in Rich-
tung Bündnis zum Ersten Weltkrieg ab. Mit seiner komplizierten Außen-
politik war Bismarck bemüht, diesen Prozess aufzuhalten und zu neutrali-
sieren. Sein Vertragssystem reichte jedoch nicht aus, um anstelle der
europäischen vertraglichen Einigung etwas zu kreieren, in das sich auch die
Reichsgründung einfügte. Es war schon damals fraglich, ob eine völlige
Neuordnung Europas in einem Vertragssystem realisiert werden kann; ge-
nau das war das europäische Problem der staatlichen Organisation Mittel-
europas und Deutschlands.
Das Bündnisverhältnis der Doppelmonarchie wurde bis 1914 durch die
wirtschaftlichen und handelspolitischen Überlegungen nur teilweise be-
einflusst, in erster Linie dominierten die Außen- und die Sicherheitspoli-
tik. Kanzler Bernhard Bülow (1900–1909) verhielt sich vor 1901 gegenüber
den Mitteleuropa-Plänen, vor allem gegenüber der reklameartigen, ameri-
kafeindlichen Tätigkeit der Mitteleuropäischen Wirtschaftsvereinigun-
gen, ausgesprochen skeptisch und ablehnend.5 In der bosnischen Krise
(1908–1909) trat Bülow vor allem wegen der Gefahr der Isolation des Deut-
schen Reiches für seinen Partner im Zweibund ein. Es wurde eindeutig,
dass Österreich-Ungarn für das von Deutschland geführte und sich nach




Die enge wirtschaftliche Zusammenarbeit der beiden Monarchien wur-
de in Verbindung mit der These über die drei Weltreiche durch die vom
Breslauer Ökonomen Julius Wolf Anfang 1904 gegründetenMitteleuropäi-
schen Wirtschaftsvereinigungen in Deutschland, Österreich und in Ungarn
popularisiert. In der Vertretung vor allem der neuen Industriezweige sah
man die Absicherung der bestehenden Märkte und die auf gegenseitigen
Vorteilen beruhende Kooperation der mitteleuropäischen Staaten in einer
Art „handelspolitischem Bündnis“ garantiert, das auf das „ferne Ausland“
gerichtet war.
Wolf erklärte, dass sämtliche Staaten im Fall einer systematischen Ar-
beit auf allen Gebieten gewinnen würden, ohne dass das wirtschaftspoliti-
sche oder politische Selbstbestimmungsrecht der Staaten im geringsten
Maße betroffen wäre.Wenn sich nur Deutschland und Österreich-Ungarn
einigen, werde ihr Gewicht (57+47 Millionen = 104 Millionen Einwohner)
auch dann beträchtlicher sein, als wenn sie einzeln auftreten würden. Eine
aggressive oder agitatorische Tätigkeit sei der Organisation fremd; sie wol-
le in ihrer gesamten Arbeit und in ihren Endzielen ebenfalls ein Element
sein, das den Frieden festigt.6
Das deutsche Auswärtige Amt hielt Ende September 1903 die Vereini-
gung der mittel- und westeuropäischen Staaten in einem (europäischen
oder nur mitteleuropäischen) Zoll- und Wirtschaftsbund, um auf diese
Weise mit den großen Wirtschaftsregionen des Russischen Reiches, der
Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritanniens – einschließlich ih-
rer Kolonien und ihres Güterbestandes – gleichberechtigt zu werden, nicht
für realisierbar. Die Vorstellung wurde „für die Gegenwart und auch die
ferne Zukunft“ als nicht ausführbar qualifiziert, weil nach Befinden des
Außenamtes die politischen und wirtschaftlichen Interessengegensätze so-
wie die Unterschiede der Nationalitäten und der Regierungsformen un-
überbrückbar seien. Nach Einschätzung des Auswärtigen Amtes sei die ge-
genseitige Zollbegünstigung der mitteleuropäischen Länder im gegebenen
Moment nicht realisierbar, sie kollidiere mit der Reichspolitik, die im Prin-
zip fest auf dem System der Meistbegünstigung bestehe.7
Die Einstellung der Führung des deutschen Reiches zu den Mitteleuro-
pa-Plänen änderte sich erst während der Zeit des „mitteleuropäisch“ den-
kenden Bethmann Hollweg als Kanzler (1909–1917). Die wirtschaftlichen
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und strukturellen Unterschiede zwischen Deutschland und Öster-
reich-Ungarn verhinderten jedoch bis 1914 das Entstehen einer Zollunion
oder eines Verhältnisses mit Zollbegünstigung zwischen beiden Seiten.
Berlin wollte keinen Anteil an der innenpolitischen Verantwortung der
Monarchie übernehmen.
Die Reichsregierung setzte unter Punkt 4 ihrer Kriegsziele vom Sep-
tember 1914 die Gründung eines mitteleuropäischenWirtschaftsverbandes
durch Zollabkommen fest, und das unter Einschluss eines recht breiten
Kreises der umliegenden Länder. „Dieser Verband, wohl ohne gemeinsame kon-
stitutionelle Spitze, unter äußerlicher Gleichberechtigung seiner Mitglieder, aber
tatsächlich unter deutscher Führung, muss die wirtschaftliche Vorherrschaft
Deutschlands über Mitteleuropa stabilisieren.“8
Im Sommer 1915 bekamen die Anhänger der engeren Verknüpfung des
deutsch-österreichischen Verhältnisses unerwartet Unterstützung aus
Österreich. Die Wiener Zeitung Die Information drängte am 29. März 1915
mit Blick auf die territoriale Größe und die Bevölkerung der beiden Reiche
(Deutschland: 541 000 km2 und 65 Millionen Einwohner, Österreich-Un-
garn: 676 000 km2 und 51 Millionen, insgesamt 116 Millionen Einwohner)
auf deren wirtschaftliche Einheit. Am 17. Juli verhandelten in München
auf Initiative Österreichs zwölf Abgeordnete des deutschen Reichstags und
elf deutsch-österreichische Politiker bei einem inoffiziellen Gedankenaus-
tausch über eine engere wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit.9
Anfang September 1915 ließen die Wiener Professoren Heinrich Fried-
jung, Eugen von Philippovich und Hans Übersberger sowie Rat Michael
Hainisch ihre als vertrauliches Manuskript in Leipzig gedruckte, 104 Sei-
ten umfassende Arbeit mit dem Titel Denkschrift aus Deutschösterreich über
die Bildung eines großen mitteleuropäischen Wirtschaftsraumes, der sich
auch auf Kongress-Polen erstrecken sollte, Kanzler Bethmann Hollweg
zukommen.10
Im Oktober 1915 setzte Kanzler Bethmann Hollweg gegenüber den
deutschen Ministerien und der Militärführung seinen neu zu gestaltenden
Europa-Plan auf der Basis der wirtschaftlichen, politischen und militäri-
schen Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn
durch, den imWesten das verbündete Belgien, im Osten hingegen das ver-
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te.11 Die rein wirtschaftliche Vereinbarung „Mitteleuropa“ wurde in Form
des weniger auffallenden Zollbündnisses zum Kriegsziel Deutschlands.
Durch die Errichtung eines auf der Basis der sinkenden Binnenzölle funk-
tionierendenWirtschaftsraumes, den man nach außen hin mit der „Meist-
begünstigung“ tarnte, hätte das deutsche Wirtschaftspotenzial den euro-
päischen Raum ohne klare Machtverhältnisse unter seinen Einfluss
genommen.12 Auf der Berliner Konferenz Bethmann Hollwegs und des
österreichisch-ungarischen Außenministers Stephan Burian am 11. No-
vember 1915 unternahm die Reichsregierung einen entschiedenen Ver-
such, ihren Mitteleuropa-Plan gegenüber Österreich-Ungarn durchzuset-
zen. Der Reichskanzler begründete die neue Form des Bündnisses, die über
die Pläne Bismarcks aus den Jahren 1878–1879 hinausreichten, mit der stän-
digen Bedrohung durch die Entente-Mächte, die auch nach ihrer Nieder-
lage Feinde bleiben würden. Vor einem neuen Angriff der drei Feinde wür-
de Deutschland „lediglich durch die Bildung eines unüberwindbaren
mitteleuropäischen Blocks“ geschützt werden, der auch „sämtliche Ent-
wicklungsmöglichkeiten“ einer sicheren Friedensära eröffnen würde.13
Der liberale Politiker Friedrich Naumann sah in seinem im Sommer
1915 erschienenen Buch mit dem Titel Mitteleuropa den Kern Mitteleuro-
pas in der Gemeinschaft des Deutschen Reiches und Österreich-Ungarns,
die mit Italien, dem Osmanischen Reich und möglichst auch mit den skan-
dinavischen und den Benelux-Staaten verbündet sein würde. In seiner Ar-
gumentation für die „Unvermeidbarkeit“ eines mitteleuropäischen Staats-
bündnisses legte er unter seinen außenpolitischen Motiven dar, dass die
kleinen Staaten keine andere Wahl hätten; Österreich-Ungarn könne
nicht allein bestehen und sei Deutschlands natürlicher Verbündeter; die
Realisierung des Planes würde Ungarns territoriale Integrität gegenüber
den Absonderungsbestrebungen der Nationalitäten retten und Ungarn
eine Beteiligung an der Weltmacht garantieren. Nach seinen wirtschaftli-
chen Argumenten würde Deutschland die Abnahme des Getreides aus
Österreich-Ungarn garantieren, und der Zustrom deutschen Kapitals die
Entstehung einer Großindustrie beschleunigen. Auf diese Weise könne die
rückständische ungarische Agrarproduktion bald auf europäisches Niveau
angehoben werden. Das Staatsbündnis beende die Auswanderung und
schaffe Arbeitsmöglichkeiten für das Agrarproletariat. Seine Vorschläge




sahen die gemeinsame Einberufung von Soldaten der beiden Monarchien,
die gemeinsame Militärkontrolle und Außenpolitik sowie die gemeinsame
Eisenbahn- und Flussregulierung vor und stellten das gleiche Geld- und
Maßsystem, Banken- und Handelsrecht sowie eine anteilige militärische
Belastung in Aussicht. Sie würden gegenseitig für Staatsschulden haften,
bei gleichen Zöllen sollte ein gemeinsames Zollamt fungieren sowie das Ar-
beitsschutz- und Vereinigungsrecht ebenfalls übereinstimmen.14
Friedrich Naumann wurde bei der Mitteleuropa-Planung und deren
Popularisierung immer aktiver, und er unterhielt unmittelbaren Kontakt
mit dem Außwärtigen Amt und dem Kanzler. Im August 1916 erstellte er
seine Studie mit dem Titel Bulgarien und Mitteleuropa, im Mai 1917 seine
Denkschrift mit dem Titel Mitteleuropa und Polen.15 Gleichzeitig wurde er
Berater des inzwischen gegründeten 22-köpfigen Arbeitsausschusses für Mit-
teleuropa, der die Denkschrift über Polen auch Bethmann Hollweg zu-
schickte. Darin hieß es, dass man durch Vergrößerung der deutschen Ge-
biete eine Garantie gegen ähnliche Angriffe wie im Jahre 1914 zu schaffen
bemüht war. Er fügte hinzu, dass man innerhalb kurzer Zeit auch in der
Frage der mitteleuropäischenWährung eine Denkschrift an die Reichsäm-
ter richten werde.16 Der Arbeitsausschuss betonte 1917 im Text eines Flug-
blatts, dass die Mittelmächte, die für immer zusammengehörten, auch in
Frieden zusammen marschieren oder sich als misstrauische Vertragspart-
ner trennen würden.17
Die Tätigkeit des Deutsch-Österreichisch-Ungarischen
Wirtschaftsverbandes (1913–1918)
Am 12. September 1913 wurde in Leipzig mit besonderer Unterstützung
der sächsischen königlichen Regierung der Deutsch-Österreichisch-Unga-
rische Wirtschaftsverband (DÖUW) mit dem Ziel gegründet, die kleine-
ren oder größeren Schwierigkeiten zu lösen, die in ihremWarenverkehr, in
den Währungsschwankungen, in Zollfragen usw. zutage traten, und um
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pp. (Berlin, 21. Mai 1917).
16 Ebd., R 2597. Geheime Akten. Friedrich Naumanns Brief an Staatssekretär im Außwär-
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die beiden verbündeten Reiche enger miteinander zu verbinden. Zu Beginn
war man darum bemüht, in kleinen Schritten die Auswirkungen der Zoll-
tarifabkommen aus den Jahren 1902–1904 zu mildern und die nachteiligen
Auswirkungen des Handelsabkommens zu reduzieren. Später, in den Jah-
ren des Ersten Weltkrieges, wurden unterschiedliche mitteleuropäische
Wirtschaftsvorstellungen, Pläne und Aufgaben, Maßnahmen des Über-
gangs von der Kriegs- zur Friedenswirtschaft, das wirtschaftspolitische
Antlitz der Friedenswirtschaft, Details der Errichtung der mitteleuropäi-
schen großen Wasserverkehrsstraße usw. diskutiert. Mitglieder konnten
Gremien, aber auch Privatpersonen werden. In den Gremien bildeten die
sächsischen und thüringischen Industrie- und Handelskörperschaften die
Mehrheit, aber auch die Wirtschaft der übrigen Landesteile ließ sich ver-
treten.18 Vorsitzender des Verbandes wurde der erste Vizepräsident des
deutschen Reichstags, Dr. Hermann Paasche; der Fabrikant Max Fried-
mann hingegen Leiter des österreichischen Verbandes. In Ungarn wurde
erst Anfang 1917 der Ungarisch-Deutsche Wirtschaftsverband unter Vor-
sitz von Dr. Gyula Madarassy-Beck gegründet.19 Die Verbände der drei
Staaten, die sich selbständig organisierten und in engem Kontakt zueinan-
der standen, berieten erstmals im Juni 1917 in Budapest. Zu der Zeit der Be-
ratung im November 1917 in Hamburg war die Anzahl der Mitglieder des
Verbandes auf über 1000 angestiegen.
Der Geschäftsführer des Deutsch-Österreichischen Wirtschaftsver-
bandes, Dr. Rudolf Kobatsch, formulierte auf der Tagung im November
1915 in Dresden drei allgemeine Axiome, die man sich vor Augen halten
musste:
– Die Außenpolitik ist heutzutage imWesenWirtschaftspolitik. Es soll
nur auf die wirtschaftlichen Ursachen dieses Krieges und auf die furchtba-
ren wirtschaftlichen Waffen, deren unsere Gegner sich in diesem Kriege
bedienen, hingewiesen werden, ferner auf die allseits anerkannte Ökono-
misierung der auswärtigen Vertretung der Staaten.
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– Das politisch-militärische Bündnis zwischen dem Deutschen Reich
und Österreich-Ungarn wird auch nach dem Kriege eine politische Not-
wendigkeit allerersten Ranges für beide Staaten bleiben.
– Die politisch und militärisch eng verbündeten Staaten dürfen nicht
mehr getrennte Handels- und Wirtschaftspolitik treiben, sondern müssen
sich auch auf diesem Gebiete verbünden.
Die Regulierung der Wirtschaftspolitik ist die wichtigste Bedingung
für die Aufrechterhaltung des politischen Bündnisses.20
Dr. Kobatsch meinte, dass die handelspolitische Attraktivität des ein-
heitlichenWirtschaftsraumes von 120, und mit den weiteren Verbündeten
eventuell 140 Millionen Einwohnern den Raum in die Reihe der größten
Wirtschaftsmächte hebe. Weitere Vorteile seien noch die Möglichkeit der
wirtschaftlichen Arbeitsteilung, die Spezialisierung der Güterproduktion,
die ökonomischere Nutzung der bestehenden und später zu entwickelnden
Verkehrsmittel zuWasser und Land, die Verwendung des Kapitalüberschus-
ses in den verbündeten Staaten, eine bessere Versorgung mit Lebensmitteln
und Rohstoffen sowie die Herausbildung einer gemeinsamen, daher viel
ökonomischeren Reservewirtschaft.21 Der gesamte handelspolitische Plan
beruhte auf der nach außen betriebenen gemeinsamen, einheitlichen Han-
delspolitik, d. h. dem einheitlichen äußeren Zolltarif. Die Tagung in Dres-
den bekräftigte den früheren Beschluss des Verbandes, der auf einenWirt-
schaftsbund der beiden Mittelmächte und deren langfristig abgesicherte
gemeinsame Handelspolitik drängte. Sie forderten ein Abkommen über ei-
nen einheitlichen, äußeren Zolltarif, dessen Zollsätze auf zwei Gebieten
noch voneinander abwichen; die Abweichungen hinsichtlich der Wirt-
schaftsentwicklung würden durch Ausgleichzölle aufgelockert.22 Der Ver-
band erhob Anspruch auf die Beteiligung seiner großen industriellen, kom-
merziellen, gewerblichen und landwirtschaftlichen Organisationen an den
Verhandlungen über die künftigen Wirtschaftsbeziehungen der beiden
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Dr. Gusztav Gratz,24 ungarischer Parlamentsabgeordneter und Vorsit-
zender des Landesverbandes der Ungarischen Industriellen, machte die
Delegierten mit der Lage und den jüngsten Entwicklungen des wirtschaft-
lichen Zusammenschlusses in Ungarn bekannt. Die ungarischen Teilneh-
mer, die die unterschiedlichen Verbände repräsentierten, seien damit ein-
verstanden – sagte er –, „dass eine möglichst innige Gemeinschaft mit
Deutschland und Österreich-Ungarn zustande kommen soll“, dass die in-
terne Gemeinschaft Deutschlands und Österreich-Ungarns nachMöglich-
keit ins Leben gerufen werden soll; ihre Einschätzungen über den dazu
führenden Weg jedoch waren unterschiedlich. Daher konnte er nur so viel
versprechen, dass der Beschlussvorschlag zur Kenntnis genommen und den
ungarischen Verbündeten bekanntgemacht werde. Man werde sich dafür
einsetzen, den Geist der Beschlüsse zu realisieren. Er brachte seine Hoff-
nung zum Ausdruck, dass bald auch der ungarisch-deutsche Wirtschafts-
verband entstehen werde.
Dr. Gratz widerlegte die in breiten Kreisen Deutschlands verbreitete
Meinung, dass hauptsächlich Ungarn dem großen Gedanken der Annähe-
rung zwischen den beiden verbündeten Zentralmächten Hindernisse in
denWeg lege. Diese Meinung hielt Gratz für völlig unbegründet. Denn die
Landwirtschaft sei der bei weitem stärkste Produktionszweig Ungarns,
und auf diesem Forum könne man keinen Annäherungsvorschlag erarbei-
ten, den die ungarische Landwirtschaft allein schon aus eigenem Wirt-
schaftsinteresse nicht unterstützen würde. Diese Annahme stimme aber
auch aus der Sicht der Interessen der ungarischen Industrie nicht. Die un-
garische Industrie sei zum Teil Agrarindustrie, so dass für sie ebenfalls
Feststellungen gelten, die sich auf die Landwirtschaft beziehen. Die nicht
mit der Landwirtschaft verbundenen Industriezweige würden von den
entsprechenden Branchen der österreichischen Industrie abgedeckt. Der
Unterschied bestehe lediglich darin, dass die ungarische Industrie an die
freie Konkurrenz der ihr gegenüber achtmal stärkeren österreichischen In-
dustrie gewöhnt sei, während Österreichs Industrie gegenüber ihrem stär-
keren Konkurrenten, der deutschen Industrie, Zollschutz zuteil werde.25
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Dr. Gratz stellte fest, dass die Einfuhr aus Deutschland auf mehreren
Ebenen zunahm, während Ungarns Ausfuhr zurückging. Auf diese Weise
verschob sich der Handelsumsatz mit Deutschland in seiner Gesamtheit in
eine für Ungarn ungünstige Richtung. Eine Ausbalancierung der Produk-
tionsbedingungen und eine Verbilligung der ungarischen Produktion sah
Gratz im größeren Markt, der nur zu erreichen sei, wenn die Lebenshal-
tungskosten auf ein entsprechendes Niveau gesenkt werden, das Steuersy-
stem ähnlich wie in Deutschland mit der Belastbarkeit in Einklang ge-
bracht, die Preise für Rohstoffe entsprechend reduziert und eine tüchtige
und zu größerer Leistung fähige Arbeiterschaft geschaffen werde.
Er erkannte an, dass eine wirtschaftliche Annäherung Deutschlands
und Österreich-Ungarns vermutlich außerordentliche Vorteile für die in-
dustriellen und landwirtschaftlichen Interessen Österreichs und Ungarns
biete. Gleichzeitig stellte er fest, dass die Ausbalancierung der Produktions-
bedingungen eine längere Übergangszeit in Anspruch nehme, während das
Schutzzollsystem der österreichischen und der ungarischen Industrie auf-
rechterhalten werden müsse.
Gratz legte konkrete, gründliche und fachmännische Vorschläge und
Kritiken vor und bat umVerständnis für den ungarischen Standpunkt. Für
die wirtschaftliche Vereinigung der beiden Monarchien unterbreitete er
die nachstehenden Vorschläge:
1. Man sollte durch die Schaffung eines einheitlichen Zollschemas einen
Rahmen bilden, in dem sich eine weitgehende Annäherung und ein stufen-
weiser Ausbau dieser Annäherung zwischen den beiden Wirtschaftsgebie-
ten einleiten lässt,
2. Es ist anzustreben, aus dem Zolltarif alle jene Zölle auszuschalten, die
die ernsten Produktionsinteressen tatsächlich nicht schützen,
3. Die gegenseitige Vorzugsbehandlung in den Vertrag, den Deutsch-
land und Österreich-Ungarn schließen wollen, einfügen,
4. Es wäre notwendig, die völkerrechtliche Regelung einer ganzen Rei-
he von Fragen zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn zu erzielen,
die das wirtschaftliche Leben betreffen und sich auf die wirtschaftliche Ge-
setzgebung beziehen,
5. Die Art und Weise einer gemeinsamen Handelspolitik sollte durch
den Abschluss eines Handelsvertrages festgelegt werden.26
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Der nationalliberale Politiker Gustav Stresemann aus Dresden würdigte
zunächst das soeben erschienene und äußerst geistreich und gut lesbar ge-
schriebene Buch Friedrich Naumanns mit dem Titel Mitteleuropa, in dem
alle Schönheiten der deutschen Sprache vor Augen geführt würden, und
empfahl sämtlichen Teilnehmern, es zu lesen.27 Er vermutete, dass nach
dem Weltkrieg neue weltwirtschaftliche Gebilde entstehen würden und
man in Hinkunft lernen müsse, in Kontinenten zu denken. Den zu errich-
tendenWirtschaftsblock begründete er mit der unleugbaren Tatsache, dass
seine Gegner – auch wenn sie keine zukunftsweisende gemeinsame Han-
delspolitik betrieben – bereits jetzt groß und stark genug seien, um den
Mittelmächten gewaltige Wirtschaftsgebiete entgegenzustellen. Zunächst
erwähnte er England, das mit seinen Kolonien einen Großteil der Welt be-
herrsche und zweifelsohne die mit seinen Kolonien bestehenden politi-
schen und handelspolitischen Bindungen weiter festigen wolle. Das große
russische Reich träfe in seinen Handelsverträgen bereits in Friedenszeiten
gewisse autarke Vorbereitungen und habe vor, die Zollmauern zu erhöhen.
Frankreich und seine Kolonien übersprang er deshalb, weil sie für den deut-
schen Absatz früher unbedeutend geblieben waren. Als drittes, großes, neu-
es weltwirtschaftliches Gebilde meldete sich schon während des Krieges
der wirtschaftliche Panamerikanismus. Stresemann verwies darauf, dass
die Tätigkeit des von Julius Wolf bereits 1904 gegründeten Mitteleuropäi-
schenWirtschaftsverbandes auf den europäischen großstaatlichen Zusam-
menschluss gegen die amerikanische Gefahr gerichtet war. Es stehe außer
Zweifel, sagte er, dass das im Krieg geschwächte Europa in den Jahren des
Friedens all seine Kräfte brauchen werde, um imWeltkrieg neben England
mit den über kolossale Handelsüberschüsse verfügenden Vereinigten Staa-
ten den Kampf aufzunehmen.28
„Es ist möglich, dass auch unsere europäischen Gegner ihr Wirtschaftspotenzial
vereinen, fuhr er fort, und sich der politische Hass zu einem wirtschaftlichen Boy-
kott entwickelt. Dieser Krieg sei ein Wirtschaftskrieg, wo neben den Kämpfen der
Armeen Rechts-, Blockade- und auch Boykottkämpfe gegen uns geführt werden, die
unsere Gegner auch nach dem Krieg fortsetzen wollen. Er sah es als verhängnisvol-
len Fehler an, würden wir tatenlos zusehen, wie sie ihren eigenen Wirtschaftsver-
band ins Leben rufen.“29




Er hielt es ebenfalls für erforderlich, die neutralen Staaten zu gewinnen,
und riet dazu, ihnen das eigene Konsumgebiet von 120 Millionen Einwoh-
nern anzubieten. Er schlug vor, den Gedanken der begünstigten Zölle (im
österreichischen und ungarischen Wortgebrauch präferierte Zölle) durch
den Gedanken des Wirtschaftsbündnisses und der gemeinsamen Handels-
politik abzulösen.30
Laut Stresemann zeichnete sich bereits damals plastisch ein großes, gewalti-
gesWirtschaftsgebiet ab, das auch imKrieg unabhängig von England gewesen
war. „Wir denken nicht daran, den Kampf um denWeltmarkt irgendwie aufzugeben,
wir werden den Kampf um Nord- und Südamerika, um die ganze Welt England ge-
genüber mit dem ersten Tage aufnehmen, an dem der erste deutsche Handelsdampfer
Bremerhaven oder Cuxhaven verlässt! Wenn wir das nicht täten, wenn wir dessen
nicht willens wären, dann hätten wir den Weltkrieg militärisch gewonnen, aber wirt-
schaftlich verloren.“31
Der Wirtschaftsverband nahm auf seiner fünften Tagung im Februar
1917 in Berlin die Prinzipien des Zoll- und Wirtschaftsverbandes an und
verwendete besonderes Augenmerk auf die gemeinsamen Züge der Han-
delspolitik. Diese stimmten in ihrem Wesen mit den Grundgedanken der
Mitte 1917 geführten deutsch-österreichisch-ungarischen handelspoliti-
schen Verhandlungen überein.32
Die sechste Tagung des Wirtschaftsverbandes fand am 23. und 24. Juni
1917 in Budapest zum Thema des gemeinsamen und einheitlichen Vorge-
hens in der Übergangswirtschaft statt. Unter Umständen, als man „vom
Segen eines nahen Friedens“ noch nichts wusste, und die Mittelmächte in
zahlreichen ihrer Hoffnungen getäuscht wurden, trug Baron Dr. Gyula
Madarassy-Beck, Vorsitzender des deutsch-ungarischen Verbandes, auf
dem ersten Sitzungstag seine Ausführungen vor. Über die Veränderungen
in Russland hatten sie noch kein klares Bild, an der Westfront dauerte die
verbitterte Offensive der Entente weiter an, am 6. April erklärten auch die
Vereinigten Staaten Deutschland den Krieg. Zu den „Machenschaften“ der
Entente zählte er die „türkische Meisterarbeit“ der diplomatischen Isola-
tion Deutschlands vor dem Krieg, die hermetische Isolation der Mittel-
mächte durch die englische Blockade und die „unerhörte Erpressung“ der
neutralen Länder sowie den dritten Schritt ihrer Isolationsbestrebungen





Österreich-Ungarns nach dem Friedensschluss und deren völlige Aus-
schaltung aus dem Welthandel. Selbstkritisch gab er zu, dass die Energien
Englands unterschätzt und ein ungleicher wirtschaftlicher Kampf geführt
werde, weil die Gegner auch bezüglich ihrer Einwohnerzahl und der Grö-
ße ihrer Länder weit überlegen seien. Gegenüber den äußerst stark gewor-
denen Vereinigten Staaten müssten Vorbereitungen getroffen, d. h. vor al-
lem die Kräfte vereint werden.
Die Notwendigkeit der wirtschaftlichen Vereinigung der beiden Monar-
chien mache es erforderlich, bei der Herausbildung der neuen Friedens-
wirtschaft im völligen Einvernehmen zu handeln und die Prinzipien des
Abbaus der Kriegswirtschaft gemeinsam festzulegen. Im Mittelpunk des-
sen standen die Demobilisierung der Armee, die Arbeiterfrage sowie Fra-
gen der Rohstoffversorgung und der Finanzen. Die Rohstoffversorgung
war für Ungarn von wesentlich geringerer Bedeutung als für Deutschland
und Österreich, wofür samt der finanziellen Frage lediglich in völligem
Einverständnis eine befriedigende Lösung gefunden werden könne.33
Leó Lánczy, Vorsitzender der Budapester Industrie- und Handelskam-
mer, legte dar, dass die Festlegung des Systems der Übergangswirtschaft
den Grundstein für die definitive Wiederherstellung der Friedenswirt-
schaft bilde. Sie müsse innerhalb kürzester Zeit geschehen, und das Endziel
wäre die Wiederherstellung der Handelsfreiheit und die Freiheit der Indus-
trieproduktion. All das diene auch staatlichen Interessen und ermögliche
eine ausreichende Versorgung von Millionen Einwohnern.34
Der Statistiker und Politiker Dr. Paasche, deutscher Vorsitzender des
Dreibundes für Wirtschaft, ging davon aus, dass der Wirtschaftskampf
nach dem Friedensschluss sofort einzustellen sei, was jedoch einen harten
Kampf mit England bedeuten werde, das sich unerwartet stark und skru-
pellos zeige.35 Max Friedmann, Vorsitzender des Österreichisch-Deutschen
Verbandes erwähnte ebenfalls häufig England und bekräftigte erneut das
tatsächliche Ziel des mitteleuropäischen Zusammenschlusses: „Das von uns
geplante Mitteleuropa entsteht nicht als Selbstzweck, sondern als Notwendigkeit
für die Kultur ganz Europas, welches sich zu wehren haben wird gegen die andau-
ernd perfiden Pläne Albions und gegen den würdigen Bundesgenossen des perfiden
Albions: Amerika.“36





Die Wortmeldung Gustav Stresemanns war voll von Sorge um die Zu-
kunft. Dass nicht einmal eine „Koalition des Erdballs“ imstande sei, die
Mittelmächte militärisch zu besiegen, sei zwar ein Faktor, der einen bal-
destmöglichen Friedensschluss erzwinge; mit der Verkündung des unein-
geschränkten U-Boot-Krieges spielte ihnen die Offensive auch wirtschaft-
lich in die Hände; nach der großen historischen Umwandlung in Russland
werde der Krieg dort zu Ende gehen. Die Übergangswirtschaft signalisiere
bereits in ihrer Bezeichnung die Revolutionierung unseres gesamtenWirt-
schaftslebens, fuhr er fort, denn eine einfache Wiederherstellung früherer
Verhältnisse erscheine unmöglich.
Er würde die handelspolitischen Verhältnisse der Übergangswirtschaft
nur vorübergehend festlegen und die endgültige Entscheidung erst nach ei-
nigen Jahren fällen. Auch er erwähnte England, das alles daran setzen wer-
de, Deutschland zu schwächen. Über die Materialien der Pariser Wirt-
schaftskonferenz und der ihr vorausgegangenen interparlamentarischen
Konferenz sagte er, dass die Vertreter Englands, Frankreichs und Italiens
überall betonten, dass sie sich gegenüber Deutschland und seinen Verbün-
deten verteidigen müssten. Er zitierte einen französischen Delegierten, der
meinte, man solle sich darüber im Klaren sein, dass die Deutschen mit dem
ersten Tage des Friedens Waren im Werte von vielen Milliarden über die
Grenzen werfen würden.37
Zweifelsohne müsse man das in Zukunft erstarkende England viel ern-
ster nehmen, das mit seinem gewaltigen Kolonialreich eine gemeinsame
Armee aufstelle sowie eine gemeinsame Finanz- und Zollpolitik betreibe,
die sich gegen Deutschland richte. „Wir werden zweifellos mit der Tatsache zu
rechnen haben, dass ein wirtschaftlich und finanziell sich verblutendes Europa nach
diesem Kriege einem wirtschaftlich noch verstärkten Amerika gegenüberstehen
wird,“38 wiederholte er alte Ängste. „Die Möglichkeiten unseres Exports
würden ohne Zweifel geschwächt, wenn wir von unseren Wirtschaftsbe-
ziehungen abgeschnitten werden.“ Dies könne auch noch von Währungs-
und Rohstoffproblemen gekrönt werden. Zusammenfassend konnte er zu
diesem Fragenkomplex nur so viel sagen: „In diese neue Zeit werden wir mit
sehr schwerem Gepäck hineingehen, und Österreich-Ungarn und Deutschland
brauchen aufeinander nicht bis zu dem Tage des Friedens zu warten, sondern ge-





Die sozialpolitischen Aufgaben schnitt er nur kurz an, weil in dieser
Hinsicht die Gegensätze seiner Meinung nach überhaupt nicht bedeutend
seien, weder zwischen den Regierungen noch unter den Regierten. Ein viel
größeres Problem könne später der Arbeitskräftemangel bedeuten. Er
warnte jedoch die Anwesenden sehr vor den staatlichen Betrieben und „den
Export reichsmäßig zu verstaatlichen“.40 Trotz der Zerstörungen durch
den Krieg, die der Wirtschaft widerfahren waren, hoffte er, dass „aus die-
sem Kampfe für unsere Zukunft, unsere Völker und unsere Staaten grö-
ßer, stärker und freier hervorgehen werden, denn je“.41
An der siebenten Tagung des Verbandes am 16. und 17. November 1917
in Hamburg nahmen bereits mehrere Hundert Delegierte teil: Aus Ungarn
waren es 45, aus Österreich 80, aus Deutschland 250 Teilnehmer.42 An der
Stimmung und am Programm der Beratung war die Verbesserung der mili-
tärischen Lage zu spüren, was den Grund für einen gewissen Optimismus
bot, selbst dann, wenn „man uns die Meistbegünstigungsklausel verweigern will;
man will uns die für unsere Industrie so notwendigen Rohstoffe nicht liefern; man
will unseren Verkehr, unseren Handel und unsere Schifffahrt besonderen Vorschrif-
ten und einer Aufsicht unterwerfen“.43
Max Friedmann freute sich im Namen der österreichischen Delegation
über „die Sicherung der österreichischen Adria, nachdem wir uns lange vorher
Arm in Arm den Weg zum Bosporus frei gemacht haben. Von Hamburg und der
Ostsee nach Triest und Konstantinopel reichen sich die Verbündeten die Hände!“44
Gyula Madarassy-Beck war deswegen besorgt, weil „der Staat in diesem
Kriege in seiner Machtfülle unerhört groß geworden ist. Das ganze Wirtschaftsle-
ben, Produktion, Handel und Konsum ist zu einem großem Teile in seine Hand
geraten. Hier in Hamburg wollen wir wieder mit fester Stimme verkünden, dass
dieser staatliche Imperialismus nur so lange dauern darf, bis absolut zwingende
Gründe des Gemeinwohls dafür sprechen, und dass wir eine kraftvolle, regenerie-
rende wirtschaftliche Entwicklung unserer Staaten nur nach dem Abbau der
staatlichen Ingerenz von der vollen Freiheit des privaten Unternehmergeistes er-
warten“.45 „Es sei möglich, dass wir noch lange und hart um den Frieden kämpfen
müssen. Oft fühle man sich, wie die Völker, die den babylonischen Turm bauten.







Wir und unsere Feinde sprechen eine Sprache, können uns jedoch gegenseitig nicht
verstehen. Was drüben gesagt wird, das hören wir fast immer nur mit geballten
Fäusten an. Als ob die Fronten zwischen Riga und dem Schwarzen Meer, dem
Schwarzen Meer und Ostende und Venedig nicht Menschen gleichen Typus, son-
dern Bewohner unterschiedlicher Himmelskörper voneinander trennten.“ […]
„Aber es mehren sich jeden Tag die Zeichen dafür, dass dies einmal doch anders
wird. In Russland wütet eine uferlose Revolution, Italien ist demoralisiert unter
dem Eindruck unseres fulminanten Siegeszuges. Bis dahin, bis die Ernüchterung
aus dieser Psychose für die Welt kommen wird, müssen wir weiter kämpfen und die
große Arbeit der Wiedergeburt unserer Wirtschaft nach dem Kriege vorberei-
ten.“46
Hier wurde auch der Plan zum Ausbau des Großschifffahrtsweges El-
be-Oder-Donau diskutiert. Über den Ausbau der deutschenWasserstraßen
und die Erhöhung der Schifffahrtssteuern erließ Deutschland bereits am
24. Dezember 1911 ein Reichsgesetz. Von den zahlreichen Konzepten stan-
den in Wirklichkeit zwei Pläne im Vordergrund: die Wasserstraße Rhein-
Main-Donau für die Errichtung einer West-Ost-Verbindung sowie die
Wasserstraße Elbe-Oder-Donau für die Verbindung des nördlichen Teils
Mitteleuropas mit dem Südosten. Durch die Fortsetzung der Schiffbarma-
chung des Mains und den Main-Donau-Kanal würde die Rhein-Schiff-
fahrt tief in die südlichen Landesteile Deutschlands hineinreichen und sich
dort mit der Donau-Wasserstraße verbinden.
Im Februar 1917 wurde in Bayern schließlich eine Gesetzesvorlage über
die Errichtung des Großschifffahrtsweges Rhein-Main-Donau erstellt.
Das Hauptziel dieses Schrittes bestand darin, „den wirtschaftlichen
Einfluss der Häfen Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen zu erweitern“,
d. h. die deutschen Seehäfen mit der Donau zu verbinden. Für das Projekt
einer Wasserstraße von der Nordsee zum Schwarzen Meer wurden 650
Millionen Reichsmark veranschlagt.
Über den großen Schifffahrtsplan referierten auf der Sitzung in Ham-
burg mehrere Personen. Der Wiener Hofrat Otto von Schneller ging da-
von aus, dass der nach dem Krieg zu erwartende Konkurrenzkampf auf
dem Weltmarkt und der zunehmende Geldbedarf der Staatsverwaltung
(Invaliden- und Arbeiterversorgung, Wiederaufbau usw.) die Kräfte der
Mittelmächte dazu zwingen würden, die Volkswirtschaft mit neuen Ein-
nahmequellen zu stärken und das Vermögen der Volkswirtschaft aufzusto-
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cken. Dafür erwähnte Schneller drei Möglichkeiten: die Stärkung der hei-
mischen Industrie, damit sie ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem
Weltmarkt beibehält; die bessere Nutzung der vorhandenen Naturschätze
sowie die Erleichterung der Produktions- und Baubedingungen der Land-
wirtschaft; die Einbeziehung und Förderung bisher weniger beachteter al-
ter Produktionsgebiete, die ihre Industrie – so weit wie möglich – von den
Märkten in Übersee unabhängig machen. D. h. es gehe darum, die Produk-
tion billiger zu machen, die Vorkommen von Bodenschätzen aufzuwerten
und die für die heimische Industrie erforderlichen Rohstoffe aus neuen
Vorkommen möglichst ökonomisch zu gewinnen. Dabei komme der Re-
duzierung der Transportkosten eine wichtige Rolle zu, die im Fall von
Massenartikeln von grundlegender Bedeutung sei. Eine weitere Aufgabe
bestehe in der Errichtung neuer Verkehrswege zu den neu hinzukommen-
den Produktionsorten, in erster Linie im Nahen Osten.47
Die Bahn könne diese Verkehrsaufgaben deshalb nicht lösen, weil eine
empfindliche Preissteigerung bei den Eisenbahn- und sonstigen Tarifen
für die Industrie eine solche Belastung darstelle, dass sie gezwungen sei, für
ihre Frachtgüter eine Ergänzung zu den bisherigen Transportwegen zu su-
chen. Der Krieg machte es ebenfalls offensichtlich, dass die Bahn neben den
besonders behandelten Militärtransporten außerstande sei, den Erwartun-
gen des zivilen Güterverkehrs gerecht zu werden. Die Transportkosten
könnten allein durch den Transport auf dem Wasserwege reduziert wer-
den, dessen Ausbau Otto von Schneller als unausweichlich betrachtete.48
Die Errichtung des Wasserweges Elbe-Oder-Donau ging von der Er-
kenntnis aus, dass die Donau-Schifffahrt keinerlei Transporte zwischen
Tälern umfasste; auf demWasserwege könnten Kohle und Koks aus Ober-
schlesien, oder aus den Becken Mähren-Ostrava bzw. Galizien sowie Pro-
dukte der Eisenindustrie, Zink, Blei und Waren der schlesischen Industrie
transportiert werden. Ein Zuwachs des Verkehrs, der die Täler verbindet,
würde die Transporte auf der Donau vermindern, und die großen Eisen-
erzreserven der Steiermark würden durch den Wasserweg näher an die
österreichischen und deutschen Industriegebiete herankommen.49
Die Gesamtlänge der auszubauenden Wasserwege würde 566 Kilome-
ter, der Höhenunterschied 506 Meter betragen, der durch 84 Schleusen-
kammern (mit einer Tiefe von 1,7-10 m) ausgeglichen werden sollte. Als




allgemein einsetzbarer Schiffstyp wurde das in der Donau-Schifffahrt gut
bewährte sog. 670-Tonnen-Schiff (Länge: 63,1 m, Breite: 8,24 m, Tief-
gang: 1,8 m) angenommen. Die Mehrheit der Schlepper der Schifffahrtsge-
sellschaften entsprach den technischen Parametern dieses Typs.50
Die Wasserstraßen für die Verbindung mit dem Osten und dem Nahen
Osten würden auch die Möglichkeit der Erweiterung bieten: Man könne
den Donau-Oder-Kanal in Richtung Weichsel fortsetzen, der die ausge-
dehnten Kohlefelder im österreichischen Mähren und in Schlesien mit
dem Herzen der Monarchie verbinden würde, und die österreichischen
Kanäle würden so Transitverkehr auch für Deutschland bringen.51
Der Sekretär der Budapester Handels- und Industriekammer József
Vágó würdigte das Projekt und analysierte die Lage des Wasserverkehrs in
Ungarn, der auf eine längere Vergangenheit zurückblicke. Unterdessen
führte er aus – was Herabwürdigung gleichkam –, dass die Politik desWas-
serverkehrs mit der Außenhandelspolitik der Mittelmächte zu verbinden
sei, ansonsten schade sie denWirtschaftsinteressen Ungarns. Diese Kanäle
würden nämlich die Möglichkeit verstärken, dass Agrarprodukte der Bal-
kanstaaten, die der ungarischen Agrarwirtschaft eine Konkurrenz bedeu-
ten, auf den deutschen Markt gelangten. Dadurch würden auch die Ziele
des ungarischen Industrieexportes beschädigt werden. Für Deutschland
stehe der gesamteWeltmarkt offen. Den ungarischen, aber auch den öster-
reichischen Industrieprodukten sei lediglich der Balkan, „nur ein ganz klei-
ner Platz unter der Sonne geblieben“. Bisher hätten sie einen gewissen Vor-
teil dadurch genossen, dass sie ihre Industriewaren auf der Donau etwas
billiger in diesen Raum transportieren konnten als Deutschland mit der
Bahn. Die Verbindung der deutschenWasserwege mit der Donau würde je-
doch sogar diesen winzigen Vorteil abschaffen.52 Der Vorsitzende der Bera-
tung merkte an, dass er mit der ersten Hälfte des Berichtes einverstanden
sei, im zweiten Teil jedoch Vágó „etwas Wermut in den Wein gegossen,
und abweichend von der Meinung vieler anderer“ gesprochen habe.53
Am zweiten Tag der Sitzung traf ein Grußtelegramm von Kaiser Wil-
helm II. ein, in dem er der Tagung versicherte, mit Freude an der Unterstüt-






zusammen mit seiner Regierung teilzunehmen.54 Anschließend nahm die
Beratung den nachstehenden Beschluss an: „Die Deutsch-Österreichisch- Un-
garischen Wirtschaftsverbände Berlin-Wien-Budapest betonen, dass nach dem
Kriege ungesäumt an die Herstellung leistungsfähiger Wasserstraßenverbindun-
gen zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn geschritten werden muss […].
Als wirtschaftlich wichtigste und dringendste Verbindung kommen der Elbe-
Oder-Donau- und der Rhein-Main-Donau-Kanal in Betracht.“55
Als zweiter großer Themenkreis wurden die Interessen der Mittel-
mächte auf See behandelt. Dr. Johann Auspitzer, Direktor der Österreichi-
schen Lloyd, betrachtete dessen erneute Rückkehr in den Weltverkehr als
erste Anforderung der Nachkriegszeit. Verglichen mit Deutschland gebe
es im Übrigen einiges zu entwickeln: Der Wert des deutschen Außenhan-
dels betrug bei 70 Millionen Einwohnern in Kronen gerechnet 25 Milliar-
den, während der von Österreich-Ungarn bei 50 Millionen Einwohnern
sich auf 6 Milliarden belief.56 Es müssten Vorbereitungen getroffen wer-
den, um eine Export-Organisation ins Leben zu rufen, und in den Frie-
densverträgen sei die prinzipielle Freiheit des Verkehrs zu erzielen. Zu prä-
zisieren sei ebenfalls, warf er auf, was in Wirklichkeit unter dem Begriff
Übergangswirtschaft zu verstehen ist.
Dr. József Kovács, Direktor der ungarischen Schifffahrts-Aktiengesell-
schaft Adria, informierte die Teilnehmer über den grundlegend abweichenden
Charakter und die Bestrebungen der ungarischen Schifffahrt. Ungarn verfüge
lediglich über einen einzigen bedeutenderen Hafen, Fiume, der abseits vom
Weltverkehr liegt. Eine Verbindung mit dem Landesinneren sei äußerst
schwierig, weil keine ausreichendeWasserstraße und entsprechende Bahnver-
bindung zur Verfügung stehen würden. Daher sei die ungarische Seeschiff-
fahrt künstlich geschaffen worden und werde künstlich am Leben erhalten, so
dass sie auf staatliche Subvention angewiesen sei.57
Der Krieg habe Ungarns Schifffahrt aus demWeltverkehr ausgeschlossen,
und die Friedensverhandlungen würden, so hoffe er, ihr die Freiheit zurück-
geben. Er ging davon aus, dass der Friedensschluss sämtliche Hindernisse des
internationalen Schiffsverkehrs beseitigen werde. Er bat darum, „den Wis-
senschaftlern der Übergangswirtschaft“ nicht nachzugeben und die Schiff-
fahrt nicht überflüssig in Fesseln zu legen. In den Friedensbedingungen sei





festzulegen, dass Export und Import nach Ende des Krieges höchstens ein
Jahr lang unter der Aufsicht eines internationalen Ausschusses stehen soll-
ten, der eine gerechte Aufteilung der Waren kontrolliert. Dieser Ausschuss
wäre das erste über supranationale Autorität verfügende Organ der Völker-
liga, das Europa von den drohenden Leiden retten werde. Eine weitere
wichtige Frage wäre die Rekonstruktion und Erweiterung der ungarischen
Handelsflotte. Ungarn stecke in einer weit schwierigeren Lage als Deutsch-
land und Österreich. Es verfüge über keinen entsprechenden Schiffbau, da-
her rechne man in dieser Hinsicht damit, dass sich der Standpunkt Öster-
reichs annähert. Er hoffte darauf, dass nach demKrieg eine Rückwanderung
großen Ausmaßes ins Land einsetzen würde und diese Menschen auf den Li-
nienschiffen der deutschen Schifffahrtsgesellschaften (Hamburg-Ameri-
ka-Linie und Norddeutscher Lloyd) in ihre alte Heimat zurückkommen.58
Bernhard Huldermann, Direktor der Schifffahrtsgesellschaft Ham-
burg-Amerika-Linie, erwähnte in seiner Einleitung, dass die deutsche
Handelsflotte vor dem Krieg auf dem Höhepunkt ihrer blühendsten Kon-
junktur stand, die der Krieg in nie dagewesene Tiefen stürzte. Die wegen
der Verschiebung der internationalen Kräfteverhältnisse geschrumpfte
deutsche Schifffahrt stehe der Schifffahrt der finanziell erstarkten neutra-
len Staaten gegenüber. Der Überseehandel wurde weitgehend geschwächt.
Der weltweite Umsatz brach wegen des Krieges völlig zusammen. Er be-
fürchtete, dass die Übergangswirtschaft und auch die Wiederherstellung
der Volkswirtschaft weitere Schwierigkeiten bereiten würden, weil die Re-
serven stark zurückgingen. „Wir müssen uns überhaupt an den Gedanken ge-
wöhnen, dass es nach dem Kriege nicht so weiter möglich sein wird, in den Spuren
unserer Väter weiter zu wandeln und einfach die abgerissenen Fäden wieder an-
zuknüpfen, sondern wir müssen uns für unsern Handel und Verkehr eine völlige
Neuorientierung suchen.“59
Im Anschluss an die auf der Tagung am 19. März 1917 in Berlin gefassten
Beschlüsse „sprechen sich die Deutsch-Österreichisch-Ungarischen Wirtschafts-
verbände Berlin-Wien-Budapest für eine möglichst enge Vereinigung der Mittel-
mächte auch auf dem Gebiete des Verkehrs, im besonderen der Seeschifffahrt, aus.
Und der zweite Beschluss erklärte, dass die Fragen der Überganswirtschaft im ge-
genseitigen Einvernehmen zu lösen und der freien wirtschaftlichen Betätigung






Die Mitteleuropa-Pläne über eine engere Verknüpfung der deutsch-
österreichisch-ungarischen Beziehungen in Politik und Wirtschaft sowie
die Schaffung ihres Zollbündnisses wurden schließlich nicht verwirklicht.
Das Verhältnis der beiden Monarchien wurde immer mehr durch den aus
stets aggressiveren und machtpolitischen Überlegungen genährten Stand-
punkt der deutschen Kriegsführung determiniert, der die wirtschaftlichen
Argumente und Vereinbarungen des mitteleuropäischen Zusammen-
schlusses beiseite fegte und die Donaumonarchie fast in eine Vasallenrolle
drängte. Bei der militärischen Besetzung der einzelnen Länder brauchte
man keine Wirtschaftsverträge mehr. Wegen der ständigen Reibereien
kam man bis Ende des Krieges lediglich bis zur Unterzeichnung eines
Bündnisvertrages der beiden Monarchien. Seine Realisierung und eventu-
elle Erweiterung auf Mitteleuropa wurden allerdings im Oktober-Novem-
ber 1918 durch den militärischen Zusammenbruch der Mittelmächte auf
dem Balkan und anschließend den Zusammenbruch der beiden Kaiserrei-
che, später durch die Pariser Vorortverträge (1919–1920) vereitelt.
Politisch stießen die beiden Monarchien in erster Linie in Verbindung
mit der Zukunft des gemeinsam okkupierten Polen zusammen. Bis Februar
1916 vollzog Deutschland eine endgültige Wende in Sachen Polen: Es wur-
de erklärt, dass Österreich-Ungarn nicht die von Deutschland geforderten
Garantien der austro-polnischen Lösung aus dem Jahre 1914 garantiere,
daher wurde das Ziel der deutschen Politik in der Gründung eines mit
Deutschland eng verbundenen polnischen Staates determiniert. Das Tau-
ziehen der beiden Monarchien um Polens Schicksal begleitete den Verlauf
des Ersten Weltkrieges bis zum Schluss. Die Österreichisch-Ungarische
Monarchie hatte sich ständig des Drucks verschiedener deutscher Stellen
zu erwehren.
Die grundlegend unterschiedliche Einschätzung der Lage durch die
Führung der beiden Monarchien wurden bis zum Frühjahr 1917 völlig of-
fensichtlich: Österreich-Ungarn hätte gern um jeden Preis Frieden schlie-
ßen und den Krieg beenden wollen, in diesem Interesse neigte es auch zu
weitgehenden territorialen Zugeständnissen, um die deutsche Kriegsfüh-
rung zu einem Friedensschluss zu bringen. Die Möglichkeit des Friedens
mit einem Ausgleich sah es im Westen, d. h. im Fall Frankreichs (Verzicht
auf Elsass-Lothringen), und leitete im Februar 1917 auch eine eigene Initia-
tive (Sixtus-Brief) ein. Die Vorschläge zum Friedensschluss wurden von
mitteleuropa: eine deutsche aufgabe? 35
Wilhelm II. hochmütig zurückgewiesen, obwohl Karl (I.) IV. bereits si-
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IN DEN JAHREN DES ERSTEN WELTKRIEGES
István Tisza wurde am 10. Juni 1913 zum zweitenMal Ministerpräsident
von Ungarn. Da seine Partei, die Partei der Nationalen Arbeit, seit 1910
über eine absolute Mehrheit im Abgeordnetenhaus verfügte, waren die
Voraussetzungen für die Regierung optimal. So machte er sich mit großer
Energie an die Verwirklichung seiner Vorstellungen. Am 28. Juli 1914 brach
jedoch der ErsteWeltkrieg aus und Tisza musste seine Aufmerksamkeit voll
und ganz der Aufrechterhaltung der inneren Ruhe und der Maximierung
der militärischen Fähigkeiten Ungarns – und der gesamten Monarchie –
widmen. Seine Politik erwies sich überraschend lange als erfolgreich. Um
seine außenpolitische Konzeption und deren Änderungen während des Ers-
ten Weltkriegs untersuchen zu können, müssen wir erst seine Ansichten
aus der Zeit vor dem Weltkrieg kennenlernen.1
Im Zentrum der Außenpolitik von István Tisza stand die reale und ef-
fektive Vertretung der Interessen Ungarns. Gerade deshalb war er kein Be-
fürworter der zu dieser Zeit so populären Unabhängigkeitspolitik, sondern
unterstützte den Ausgleich von 1867. Er war gemeinsam mit vielen seiner
Zeitgenossen der Meinung, dass die Österreichisch-Ungarische Monarchie
Ungarn günstige Entwicklungsvoraussetzungen sichere, denn als Teil ei-
ner europäischen Großmacht könne sich Ungarn in geschütztem Rahmen
entwickeln. Zudem sicherte die Monarchie die territoriale Integrität und
wirtschaftliche Entwicklung des Landes.2
Die Garantie der territorialen Integrität war für diese Generation von sehr
großer Bedeutung, denn sie war sich sehr wohl dessen bewusst, dass in Ungarn
nur die Hälfte der Einwohner ungarischsprachig war, die Jahre 1848–49 hat-
1Die Publikation ist ein Auszug aus dem Text Maruzsa, 2012, 179–213.
2Tõkéczki, 2000, 95–106.
ten außerdem deutlich gemacht, dass die Aufrechterhaltung der politi-
schen Macht Ungarns in den von Minderheiten bewohnten peripheren
Regionen ohne Hilfe von außen unsicher sei, vor allem im Zeitalter des um
die Jahrhundertwende unter den slawischen Nationen verbreiteten Pansla-
wismus, der auf jeden Fall mit der Unterstützung der russischen Groß-
macht rechnen konnte. In seiner Interpretation konnte es Ungarn nur als
Teil der Monarchie gelingen, der russischen Großmacht Widerstand zu
leisten, nur auf dieseWeise hatte Ungarn die Chance, die politische Macht
und die Vorherrschaft innerhalb Ungarns zu bewahren.3 Die Monarchie
war für Ungarn auch in wirtschaftlicher Hinsicht wichtig, denn der unga-
rische Agrarüberschuss fand in den industrialisierten westlichen Regionen
einen ausgezeichneten Absatzmarkt. Zugleich trug das von dort stammen-
de Kapital viel zur Förderung der ungarischen Industrie bei. Die wirt-
schaftliche Entwicklung war zu jener Zeit mit der Urbanisierung und dem
Anstieg des Niveaus von Bildung und Kultur verbunden, was letztendlich
viel zum Bevölkerungsanstieg beitrug und wiederum die Grundlage der
ungarischen Vorherrschaft stärkte.4
Tisza und seine Anhänger waren also der Ansicht, dass die Aufrechter-
haltung dieser Rahmenbedingungen von Vorteil wäre. Deshalb ist es auch
kein Zufall, dass die Geschichtsschreibung István Tisza als einen der ent-
schlossensten Vertreter des Dualismus beschreibt.5 Dies ist zum Teil auch
als einer der Grundsteine seiner außenpolitischen Konzeption zu betrach-
ten, denn von Budapester Sicht aus zählte das Aufrechterhalten des Dualis-
mus zum Teil der Außenpolitik.
Ein weiterer Grundstein seiner außenpolitischen Ansichten war das
aufrecht erhaltene Bündnis mit dem Deutschen Reich. Aus hundert Jahren
Entfernung, und nach zwei – neben den Deutschen – verlorenenWeltkrie-
gen, kann dies in Frage gestellt werden, man darf aber nicht vergessen, dass
das Deutsche Reich damals als stärkste Großmacht Europas galt,6 ein mit
ihm geschlossenes Bündnis war zu jener Zeit sehr beliebt und galt als große
Stärke.7 Ab 1882 stärkte auch Italien diese Koalition. Man muss auch beach-
ten, dass Russland und die Monarchie bis 1887 zwar verbündet waren, ein







der territorialen Forderungen Moskaus im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahr-
hunderts jedoch ausgeschlossen war,8 denn diese russische Großmacht be-
drohte die territoriale Integrität Ungarns, indem sie unter den Ukrainern
des heute transkarpatischen Gebiets eine panslawische Agitation betrieb
bzw. bedeutendster Unterstützer des gegen die Monarchie gerichteten Stre-
bens des an den südlichen Grenzen von Ungarn liegenden Serbiens war. Die
Österreichisch-Ungarische Monarchie hatte also keine andere Wahl, sie
musste die Großmacht wählen, die ihre territoriale Integrität nicht bedroh-
te. Die Tatsache, dass als Gegenpart zum Bündnis der Österrei-
chisch-Ungarischen Monarchie mit dem Deutschen Reich mit der Zeit das
Französisch-Russische Bündnis zustande kam, war eine eindeutige Folge der
europäischen Traditionen der Großmachtpolitik und gefährdete die Sicher-
heit des Kontinents an sich nicht, denn dies schuf das traditionelle Gleichge-
wicht der Großmächte.9 Als sich István Tisza auf die Seite des Deutschen
Bündnisses stellte, tat er das in dem Glauben, dass er Ungarn so unter den
Schutz einer der stärksten und sich am dynamischsten entwickelndenMäch-
te der Welt stelle. Im Nachhinein könnte man Tisza vorwerfen, dass er
nicht bemerkte, dass der enorme deutsche Dynamismus die Antipathie der
anderen Großmächte der Welt nach sich zog, und diese – miteinander ver-
bündet – das als unbesiegbar erscheinende Deutschland besiegen würden.10
István Tisza beobachtete unter besonderer Berücksichtigung der Stär-
keverhältnisse der Großmächte die Entwicklung der internationalen Lage
auch während des Weltkriegs. So standen – mit Rücksicht auf die geostra-
tegische Lage Ungarns – Russland und Deutschland im Fokus seiner Auf-
merksamkeit. Als bedeutendste außenpolitische Änderung betrachtete er
den Zusammenbruch Russlands. In seiner Rede im Abgeordnetenhaus vom
23. November 1917 sagte er Folgendes:
„Sehr geehrtes Haus! Das Ereignis, über welches wir in den gestern Abend er-
schienenen Zeitungen erfuhren, […] laut denen die an die Macht gekommene
russische Regierung den Befehlshabern der Armee befohlen hat, die Komman-
danten der Truppen der Verbündeten um einen Waffenstillstand zu bitten, da-
mit sie die Friedensverhandlungen starten können. […] Es wäre sinnlos die
Tatsache, dass uns diese Nachricht mit Freude erfüllt, abzustreiten. Sie erfüllt
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9Ormos–Majoros, 2003, 172–178.
10Diószegi, 1994, 204.
uns mit Freude, weil wir diesen Krieg ja ab dem ersten Moment an als Vertei-
digungskrieg geführt haben, weil wir dazu gezwungen waren, […] weil die da-
malige russische Regierung mit ihrer aggressiven Eroberungspolitik unsere
Existenz gefährdet hat, und wir wollten diesen Krieg keine einzige Stunde wei-
ter führen, als bis – was ich vor einem Jahr vielleicht an diesem Ort gesagt habe
– es uns gelungen ist, dieser Bedrohung zu entfliehen. Wenn nun also diese Ge-
fahr von uns weicht wird das die ganze ungarische Öffentlichkeit mit Sicherheit
mit Zufriedenheit erfüllen.“11
Es ist sehr interessant, dass István Tisza – als echter Realpolitiker – hier
nicht Halt machte, sondern fortfuhr:
„[…] es scheint so, dass das Russische Reich seine aggressive Balkan-Politik
aufgibt und eine Vereinbarung mit Südost-Europa bzw. der Monarchie zu
schließen versucht, und ich gab meiner Überzeugung Ausdruck, dass die
Monarchie und besonders die ungarische Nation nicht unbedingt Feinde des
russischen Volkes sind, dass Antagonismus zwischen uns und dem russischen
Volk nur solange besteht, wie Russland seine Eroberungspolitik im Westen
Europas fortführt, und dass die Voraussetzungen eines gegenseitigen Ver-
ständnisses und anhaltenden, freundschaftlichen Verhältnisses gegeben sind,
sowie das Russische Reich diese aggressive Eroberungspolitik aufgibt.“12
In seiner Rede vom 17. Oktober 1918 erwähnte Tisza als bedeutendstes
Positivum das Verschwinden der russischen Bedrohung:
„[…] in das System der Verbündeten, dessen treue Mitglieder wir waren,
sind und bleiben, solange es besteht, drang eine solche Gefahr – die Notwen-
digkeit der Verteidigung gegen das erobernde, aggressive, autokratische Rus-
sische Reich –, welche heute, Gott sei Dank, verschwunden ist. Deshalb müs-
sen wir unter den schrecklichen Verlusten und Zerstörungen dieses Krieges
den Zerfall des Russischen Zarenreiches als bedeutendes, aktives Element in
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Es gilt anzumerken, dass Tisza – auf Grund fehlender Erfahrung – die
Art der bolschewistischen Macht falsch eingeschätzte und nicht damit
rechnete, dass das neue Russland eine viel größere Bedrohung für die Na-
tionen von Mitteleuropa bedeutete als vorher. Das kann ihm aber nicht
vorgeworfen werden, denn das Jahr von der Machtübernahme der Bolsche-
wisten bis zu seinem Tod, reichte zum Erkennen des weltrevolutionären
Strebens der Kommunisten nicht aus.
Es gilt weiter anzumerken, dass – während er das Verschwinden der rus-
sischen Bedrohung mit Recht für positiv hielt – Tisza nicht die lebensge-
fährlichen Folgen dessen beachtete, was dies für die Zukunft der Monarchie
bedeutete. Denn infolge der Tatsache, dass Russland nicht mehr zu den
Großmächten gehörte, wären die Mittelmächte die strategischen Gewinner
des Krieges gewesen, wenn es ihnen gelungen wäre, einen Frieden zu schlie-
ßen, ohne aufgeteilt zu werden. Das Austreten eines der wichtigsten Ele-
mente aus dem klassischen europäischen Gleichgewicht machte so auch die
Österreichisch-Ungarische Monarchie überflüssig.14 Es war nämlich schwer
vorzustellen, dass ein Triumvirat, bestehend aus dem Deutschen Reich, der
Österreichisch-Ungarischen Monarchie und Frankreich, einen Kräfte aus-
gleichenden Zustand hätte sichern können, vor allem, da sich die Monarchie
im letzten Jahr des Krieges praktisch in einemDeutschland untergeordneten
Zustand befand.15 István Tisza beschäftigte sich wahrscheinlich deshalb
nicht mit dieser Bedrohung, weil er über die Zukunft der Monarchie genaue
Vorstellungen hatte, wie wir später noch sehen werden.
István Tisza war während seiner ganzen politischen Laufbahn davon
überzeugt, dass Ungarns Zukunft an der Seite Deutschlands, der damals
stärkstenMacht Europas, gesichert wäre. Diese Ansicht änderte sich bis zum
Kriegsende nicht. In seiner Rede vom 5. Juni 1918 äußerte er sich wie folgt:
„Ich bin davon überzeugt, dass ebenso, wie sich das Bündnis mit Deutsch-
land lange Jahrzehnte hindurch […] hinsichtlich der Existenz und Sicher-
heit der Monarchie und vor allem des Ungarischen Volkes bewährt hat, [...]
es sich auch unter den jetzt stattfindenden enormen Kräfteproben der Staa-
ten und Völker behauptet hat. […] und wenn wir heute solche Stimmen hö-
ren, als ob uns dieses Bündnis zum Fortsetzen des Kampfes, im Interesse
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unserer Verbündeten, zwingen würde, möchte ich eines betonen – ohne die-
sen, meiner Meinung nach ungerechten Vorwurf genauer zu untersuchen
–, und zwar, dass der Ausgangspunkt des Weltkrieges ein Angriff gegen die
Integrität und Existenz der Monarchie und besonders gegen das Ungari-
sche Volk war, und dass wir diesen bösartigen Angriff abwehren, und unsere
Existenz, Integrität und zukünftige Entwicklung sichern konnten, haben
wir zum Großteil der bedeutenden Kraft zu verdanken, die wir gerade bei
unserem Verbündeten gefunden haben.“ 16
István Tisza glaubte also fest an das Bündnis. Zugleich erfüllten ihn aber
die Verhandlungen über die Vertiefung der Beziehung zwischen der Mon-
archie und dem Deutschen Reich und der schließlich am 12. Mai 1918 un-
terschriebene Vertrag mit Sorgen. Die darauffolgenden Verhandlungen
ließen nämlich befürchten, dass die Monarchie bis zum Ende des Krieges
ihre Unabhängigkeit verlöre und unter die Ägide von Berlin geriete.17 Dies
konnte Tisza nicht akzeptieren, denn das hätte die Suprematie von Ungarn
ebenso gefährdet, wie es vor 1867 Wien oder im Falle einer Niederlage im
Krieg die russische Macht hätte tun können.18 Während des Krieges konn-
te er seinen Standpunkt nicht voll und ganz vertreten, aber in seiner bereits
zitierten Rede vom 5. Juni erklärte er klar und deutlich, wie weit die Ver-
handlungen gehen könnten:
„Ich denke also, dass wir gerade wegen diesem Krieg froh und beruhigt sein
können, dass die leitenden Elemente der verbündeten Großmächte Verhand-
lungen gestartet haben, um das Bündnis zu vertiefen. Es ist selbstverständ-
lich, dass dieses nur international sein kann; es ist selbstverständlich, dass
auch unser tieferes Verbündeten-Verhältnis nichts anderes sein kann, als ein
internationales Bündnis von unabhängigen Mächten. […] Aber ich glaube,
dass wir genau auf diesem Gebiet bleiben werden: Uns öffnet sich ein großer
Raum zum vorteilhaften Ausbau des Bündnisses. Vielleicht am wenigsten
auf dem in engeren Sinne politischen Gebiet. Auch hier könnten wir – und
von meiner Seite aus würde ich das auch mit Freude tun – zur bedeutenden
Verlängerung der Zeitdauer des Bündnisses beitragen; wir können an die





Man kann meiner Meinung nach in konkreten Fragen auf militärischem
Gebiet viel mehr tun, […] natürlich auch hier ohne Beeinträchtigung der
Souveränität und Unabhängigkeit der zwei Großmächte. […] Aber ich
kann mir eine Reihe von Maßnahmen sehr gut vorstellen, die die Koopera-
tion zwischen den Führern, den Generalstäben und den technischen Elemen-
ten der zwei Armeen noch intensiver machen könnten.
Vielleicht kann der Frage aus wirtschaftlicher Hinsicht der größte Wert
zukommen; auf wirtschaftlichem Gebiet kann eine Reihe von gegenseitigen
Begünstigungen erfolgen, mit denen wir einander einen guten Dienst leisten
könnten, ohne die Souveränität und Unabhängigkeit der teilnehmenden
Staaten zu beeinträchtigen, oder die Produktionsvoraussetzungen irgendei-
nes teilnehmenden Staates zu opfern, denn das dürfen wir nicht tun.“19
Tisza konnte sich also zugleich eine engere politische, militärische und
wirtschaftliche Zusammenarbeit vorstellen, aber ausschließlich „ohne die
Unabhängigkeit und Souveränität der zwei Großmächte zu beeinträchtigen“.20
Den „Mitteleuropa-Plan“, der eine deutsche Hegemonie bedeutet hätte,
hielt er für vollkommen unvorstellbar.21 Wir könnten auch sagen, dass dies
eine recht moderne, den Grundsätzen der heutigen europäischen Integra-
tion entsprechende Vorstellung seiner Zeit war. Es ist aber ganz erstaun-
lich, dass er auch in dieser Vorstellung bis zum Äußersten danach strebte,
die Interessen Ungarns richtig zu erkennen und zu schützen. Dies beweist
auch ein Abschnitt aus seiner Rede vom 5. Juni:
„Ich möchte bis zum heutigen Tag nur zwei Leitfäden erwähnen. Zwei An-
sprüche, die meiner Ansicht nach bedeutende Voraussetzungen dafür sind,
dass Vorstellungen der Monarchie und ganz besonders Ungarns in Erfül-
lung gehen können. […] Der eine ist, dass wir durch die wirtschaftliche An-
näherung an Deutschland auch auf finanziellem Gebiet die Unterstützung
bekommen, die die Monarchie im Allgemeinen, und Ungarn im Besonderen
benötigt. […] Der andere, dass das wirtschaftliche Gebiet, welches in das
engere Verbündetenverhältnis einbezogen wird, in Bezug auf die wichtigsten
ungarischen Produkte, seine Importgebiet-Rolle nicht verlieren darf. Denn
gerade davon hängt es ja ab, ob der Gewinn, den wir durch die Öffnung des




deutschen Marktes finden, Realität bleibt oder zur leeren Fiktion wird und
die ungarische Landwirtschaft auch noch die Stütze verliert, über die sie in
ihrer auf dem österreichischenMarkt eingenommenen Position noch verfüg-
te. […] Nun muss diese Frage gerade unter heutigen Umständen sehr vor-
sichtig behandelt werden. Denn die Zahlen – die Statistik – die uns zur Ver-
fügung stehen, stellen aus vielerlei Hinsicht kein entsprechendes
Zukunftsbild dar. Die Grenzen der Länder verschieben sich. Heute wissen
wir noch nicht, wie die sich östlich von uns befindlichen, sich vom Russischen
Reich trennenden Länder eingerichtet werden. […] Aber wir wissen sehr
gut, dass dies solche Länder sind, deren landwirtschaftliche Produktion in
großem Maße steigerbar ist […] und in denen die Landwirtschaft, wenn
sie für höhere wirtschaftliche Kulturen erreichbar werden und in ein ge-
schütztes landwirtschaftliches Gebiet geraten, und so mit ganz anderen
Rohstoffpreisen rechnen können, einen riesen Aufschwung nehmen kann.
[…] Auf der anderen Seite ist dann z. B. die Frage Polen. Russland-Polen
war in letzter Zeit die Region, die Rohstoffe importierte. Denkt denn je-
mand daran, dass dies so bleibt, wenn die große polnische Industrie, die ein
künstliches Produkt war und nur deshalb entstehen konnte, weil sie über eine
Monopolposition auf dem russischen Markt verfügte, die während dem
Krieg einen enorm großen Verlust erlitt, aus eigener Kraft wieder funk-
tionsfähig werden kann? Ist andererseits die Annahme, dass die polnische
Landwirtschaft bald einen Aufschwung erlebt, denn nicht berechtigt? […]
Da ist die Änderung in Rumänien. […] Denn Rumäniens Exportfähigkeit
wird, wenn es sich Bessarabien wirklich anschließen wird, bedeutend gestei-
gert. […] Ich denke, das sind alles Aspekte, die beachtet werden müssen, und
über die wir schon heute aussagen müssen, dass ein wirtschaftliches Bündnis
mit dem Deutschen Reich für uns nicht nur dann vorteilhaft, ich sage sogar,
nur dann akzeptabel, nur dann möglich ist, wenn es nicht mit dem Ein-
schmelzen in ein so großes wirtschaftliches Gebiet verbunden ist, welches
über Rohstoffüberfluss verfügt. Denn in diesem Fall würde die Landwirt-
schaft der in das Bündnis eintretenden Großmächte diesem Bund zum Op-
fer fallen. […] Und dies wäre meiner Meinung nach ein großer Fehler sei-
tens des Deutschen Reiches und Österreichs, für Ungarn wäre es aber
geradezu katastrophal. So ist es unbedingt notwendig, dass das Vetorecht
Ungarns in der Frage, ob sich noch weitere Länder außer dem Deutschen
Reich, Österreich und Ungarn dem Bund anschließen, und wer sich diesem
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noch anschließen könnte, bewahrt werden muss. […] Dies muss voll und
ganz von der Einwilligung der Monarchie abhängen, und es muss wieder
eine solche Vereinbarung zwischen den zwei Staaten der Monarchie zustan-
de kommen, anhand welcher beide das Vetorecht nutzen können.“22
Es ist sehr wichtig zu erkennen, dass die Unterstützung von Tisza nicht
durch eine voreingenommene Deutschlandfreundschaft, sondern durch
reale Berechnung gesteuert war: Er hielt das deutsche Kapital für die Zeit
nach dem Krieg im Neuaufbau von Ungarn für notwendig und sah große
Möglichkeiten in der Öffnung des deutschen Agrarmarktes – vorausge-
setzt, es gelänge, die Konkurrenz von diesem Markt fern zu halten. Des-
halb äußerte er wiederholt, dass Ungarn souveräne Entscheidungen treffen
dürfe und über ein Vetorecht verfügen solle, was unter anderem die Erwei-
terung des neuen Bundes betreffe. Er dachte also über ein ähnliches System
wie den Dualismus nach, in welchem er außer einer engen politischen, mi-
litärischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit die ungarische Suprema-
tie auf ungarischem Gebiet unangetastet gelassen hätte und Ungarn mit
Deutschland in Parität gebracht hätte. Man kann diese Vorstellung natür-
lich für übertrieben halten und der Meinung sein, dass Tisza die Bedeutung
Ungarns in der internationalen Politik überbewertete. Es ist jedoch schwer
zu bestreiten, dass dies aus nationaler Hinsicht viel akzeptabler gewesen
wäre als der Spielraum, den Ungarn an der Seite des späteren nationalsozia-
listischen Deutschland oder der kommunistischen Sowjetunion hatte.
Bei einer Analyse der internationalen Situation müssen wir auch die
Ansichten von István Tisza erwähnen, was das Verhältnis zwischen Öster-
reich und Ungarn betrifft. Wie wir bereits hingewiesen haben, war István
Tisza ein unbedingter Befürworter der Erhaltung der Monarchie. Deshalb
war er schon zu seinen Lebenszeiten und auch nach seinem Tod vielen An-
feindungen ausgesetzt, obwohl – wie wir bereits erläutert haben – seine Be-
fürwortung des Dualismus gerade der Erkenntnis entstammte, was die
wirklichen Interessen Ungarns waren. Je mehr jedoch der Krieg voran-
schritt, desto weniger war Österreich eine Stütze für Ungarn.23 In seiner
Rede vom 25. Juni 1917 äußerte sich Tisza so:
„Die überaus schlechte Funktionsfähigkeit des Parlaments hat schon eine
österreichische Regierung zerstört, in der auf jeden Fall verantwortungsbe-
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wusste Staatsmänner Platz genommen hatten. Österreich verfügt heute –
theoretisch – über ein Parlament; was dieses Parlament heute erreichen
kann und was es tun kann, darüber rede ich nicht – aber daneben hat Öster-
reich keine Regierung. Es hat administrative Behördenleiter, die die laufen-
den Angelegenheiten organisieren, aber keine Regierung, die traurige Lage,
die ich nur mit größter Sorge hinnehmen kann, ist also, dass die Verantwor-
tung auf unseren Schultern liegt, wenn es darum geht, die Angelegenheiten
der Monarchie auf ganzer Linie, während diesem Krieg und allen Phasen
der folgenden Friedensverhandlungen so zu koordinieren, dass diese sowohl
der Dynastie als auch der Großmacht-Position der Monarchie und zugleich
den existenziellen Fragen des ungarischen Volkes entspricht. […] Der Ein-
fluss, den die ungarische Regierung immer auf die Außenpolitik ausüben
muss, ist in einemWeltkrieg noch um ein Vielfaches bedeutender; er hat nun
eine noch größere Bedeutung bekommen, indem die österreichische Regie-
rung als verfassungsgemäßes, im wahren Sinne des Wortes, im politischen
Sinne des Wortes verantwortungsvolles Element ausgefallen ist.“24
Im Oktober 1918 gab Tisza aber seine Politik, in deren Sinne der Dualis-
mus um jeden Preis aufrechterhalten werden müsse, auf: Diese Tatsache
lies die ungarische Historiographie bisher grundsätzlich außer Acht. Tisza
war bewusst, dass sich Österreich auflöst: Die Deutschen tendierten zum
Deutschen Reich, ein bedeutender Teil der Nationalitäten unterstützte die
Abtrennung, die staatlichen Einrichtungen funktionierten nicht. Im Ein-
klang mit der ungarischen Regierung wies er auch das bereits erwähnte,
vom König am 17. Oktober ausgegebene, Föderalisierungsprogramm zu-
rück. Tisza äußerte sich in seiner Rede dieses Tages wie folgt:
„Vielleicht war ich vor ungefähr einem Jahr der einzige, der darauf aufmerk-
sam machte, dass in Österreich solche Phänomene, in der österreichischen Öf-
fentlichkeit solche Änderungen zu erkennen sind, wegen denen wir eventuell
nie wieder mit dem österreichischen Staat in Konfrontation treten werden
können, mit dem wir aufgrund des Dualismus in Kontakt standen. Leider,
sehr geehrtes Haus, haben sich diese Phänomene seitdem nicht nur wiederholt,
sondern auch in solchem Maß verschlechtert, dass das Aufrechterhalten des
Dualismus vollkommen unmöglich ist. […] Ob dies für jemanden erfreulich
ist, oder nicht, ist eine historische und akademische Frage; die über praktische
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Bedeutung verfügende Tatsache, die wir im Interesse des Landes feststellen
müssen, ist, dass die ungarischen Bürger sich in einer Frage einig sein müssen,
und zwar in der, dass wir die Konsequenz der österreichischen Situation in
Richtung Unabhängigkeit Ungarns, in Richtung Personalunion ziehen müs-
sen. […] Ich glaube es tut unserem Land nicht gut, wenn jemand versucht,
diese Tatsache unter irgendeinem Aspekt zu benebeln. […] die Personalunion
muss die volle Abtrennung der Armee mit sich bringen, […] und auch das
Sonderrecht der außenpolitischen Vertretung von Ungarn enthalten. […]
Und was die Verwirklichung dieses Prinzips während der hoffentlich in Kür-
ze beginnenden Friedensverhandlungen betrifft, denke ich, dass es ganz wich-
tig ist, auch in dem Übergangszustand, in dem wir uns während der Frie-
densverhandlung befinden werden, dass ein, über die entsprechende Position
und Autorität verfügender ungarischer Bürger, die Interessen des ungari-
schen Volkes vertritt.“25
Während der Tage des Zusammenbruchs herrschte Einklang unter den
Parteien, was eine eigenständige Armee und die Außenpolitik betraf. Da-
von abgesehen hielt Tisza natürlich die Möglichkeit des Bundes mit Öster-
reich – die Personalunion bedeutete ja keinen vollen Bruch – und Deutsch-
land, im Sinne eines Bundes zwischen gleichrangigen Partnern, nicht für
ausgeschlossen.
Er war der Meinung, dass auch die inWien über eine sehr instabile Posi-
tion verfügende Habsburger-Dynastie für seine Vorstellung zu gewinnen
sei. In seiner Rede vom 22. Oktober sprach er auch darüber:
„Ich glaube, das ist nicht das ausschließliche Interesse von Ungarn – ich
stünde auch dann da, wenn es das wäre –, es ist aber nicht nur das Interesse
von Ungarn. Ich denke, man muss sehr kurzsichtig sein, wenn man nicht
einsieht, dass es die bedeutendste Frage auch für die Dynastie ist, dass sie
Ungarn behält, und in Ungarn die Situation aufrecht erhält […], und ich
glaube, dass es aus der Sicht der Dynastie auch keinen größeren Schicksals-
schlag geben könnte, als dass der Feind eindringt und alle militärischen und
politischen Folgen, die damit verbunden sind, auch eintreffen.“26
Der im Frühling 1917 noch ausgesprochen aktive König widmete zu je-
ner Zeit der Erhaltung Ungarns wenig Aufmerksamkeit. Er hatte auch
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keine Vorstellung, was die Handhabung der Lage betraf, deshalb sandte er
Erzherzog Josef als homo regius nach Budapest. Nach dem 31. Oktober
konnte aber die Trennung nicht mehr verhindert werden. Was letztend-
lich geschah, sollte István Tisza nicht mehr erfahren, denn an diesem Tag






Országgyûlési Képviselõházi Napló [Protokolle des ungarischen Abgeordnetenhauses].
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REICHSHAFTUNG: ÖSTERREICH, UNGARN
UND DAS ENDE DER GEMEINSAMKEIT
Anlässlich des Erinnerungsmarathons zur Hektode des Ersten Welt-
kriegs wird das kollektive Gedächtnis vieler Länder strapaziert und mögli-
cherweise überstrapaziert. In diesem Prozess der aktualisierten Wahrneh-
mung eines historisch wichtigen Geschehens nehmen die in Frankreich
angestellten Überlegungen einen Spitzenplatz ein. Schon 2010 wurde in Pa-
ris damit begonnen, jene Länder zu definieren, die an dem von Frankreich
maßgeblich betriebenen Gedenken eine Rolle spielen sollten, und es wurde
aufgezählt, wer dafür in Frage kam.1 Dabei musste natürlich auffallen, dass
es eine ganze Reihe von Ländern gab, die zwar Kriegführende gewesen wa-
ren, in der Aufzählung der in Frage kommenden Teilnehmer des französi-
schen Gedenkprozesses aber zunächst unberücksichtigt geblieben sind. Am
auffallendsten vielleicht, dass Österreich und Ungarn fehlten. Nun musste
man sich natürlich fragen, ob Österreich und Ungarn (Kroatien und Slo-
wenien, die Slowakei, Ukraine etc.) schlicht vergessen worden sind, oder ob
man sie ganz einfach nicht zuordnen konnte. Waren sie unwichtig und fie-
len deshalb durch den Rost?Waren sie weder Sieger noch Besiegte oder galt
für sie eine andere Form der Abstufung? Verdienten sie es nicht, besonders
erwähnt zu werden, da sie zwar für die Entfesselung des Kriegs, nicht aber
für den Kriegsverlauf in eine historische Pflicht zu nehmen waren? Öster-
reich und Ungarn wurden jedenfalls auf eine Stufe gestellt – was nicht un-
sinnig war. Es hatte aber den Anschein, als ob noch immer ein Hauch von
Saint Germain und Trianon durch Frankreich wehte. Frankreich und die
Siegermächte des Ersten Weltkriegs taten sich aber nicht erst 2010 schwer,
Österreich und Ungarn in einen historischen wie zukunftsfähigen Kontext
zu stellen, das hatte sehr wohl Tradition.
1Das Grundlagenpapier von Zimet, 2011.
Der aufgezwungene Krieg
In den Verträgen von St. Germain und Trianon hieß es 1919 und 1920 so
wie schon im Friedensvertrag von Versailles, dass die besiegten Mittel-
mächte die Kriegsschuld zu tragen hätten.2 Im Fall des von der Monarchie
zur Republik gewordenen Deutschland konnte dabei die Staatensukzession
geltend gemacht werden; im Fall Österreichs und Ungarns war aber doch
ein gewaltiges Stück Konstruktion dabei, die nur damit begründet werden
konnte, dass beide Staaten Nachfolger jener Reichsteile der Habsburger-
monarchie waren, die man als deren Kerngebiete bezeichnen konnte und
deren Nationalitäten sich auch immer als dominant gesehen und dement-
sprechend zu positionieren gesucht hatten. Daraus folgerte dann wie im
Artikel 177 des Österreich-Vertrags die von den Alliierten und assoziierten
Mächten gefundene Formulierung „Die alliierten und assoziierten Regie-
rungen erklären, und Österreich erkennt an, dass Österreich und seine
Verbündeten als Urheber für die Verluste und Schäden verantwortlich
sind, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehö-
rigen infolge des ihnen durch den Angriff Österreich-Ungarns und seiner
Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben“. Vor allem Öster-
reich gegenüber wurde deutlich gemacht, dass es für die Entfesselung des
Kriegs und für alles was nachgefolgt ist, also auch für die Kriege, die dann
andere der Habsburgermonarchie erklärt haben (man denke nur an Italien
und Rumänien), haften würde.
Diese besondere Form der Reichshaftung konnte man natürlich zu in-
terpretieren suchen. Richtig war, dass Österreich-Ungarn Serbien den
Krieg erklärt hatte. Richtig war auch, dass man Österreich und vor allem
Wien seine zentrale Rolle im Gefüge der Habsburgermonarchie nicht ab-
sprechen konnte.Wien war ja nicht nur die neue Hauptstadt eines noch gar
nicht ausreichend definierten neuen Staates, es war Reichshaupt- und Re-
sidenzstadt gewesen. Hier waren die Fäden zusammengelaufen. Österreich
und Ungarn hatten sich den Einfluss geteilt. Sie stellten mit einer einzigen
Unterbrechung die Minister des Äußern der Doppelmonarchie, die meis-
ten gemeinsamen Minister, dominierten in den Ministerien und in der Be-
amtenschaft, und – was für die Alliierten von besonderer Bedeutung war –
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sie hatten den größten Anteil am Offizierskorps. Und es war wohl auch
nicht zu leugnen, dass die deutschen Österreicher und die Ungarn eher
dazu geneigt hatten, ihr Schicksal mit dem des Reiches und seiner bewaff-
neten Macht zu verknüpfen. Die Deutschen der Monarchie machten rund
24 Prozent der Gesamtbevölkerung aus. Doch von den 98 Generälen und
17.811 Offizieren der k. u. k. Armee waren 1911, dem letzten Jahr, aus dem
eine genaue Statistik vorliegt, 76,1 Prozent ihrer Nationalität nach
deutsch. 10,7 Prozent waren Ungarn, 5,2 Prozent Tschechen. Kroaten,
Slowaken, Ruthenen, Polen, Rumänen, Slowenen, Serben und Italiener
spielten demgegenüber im gemeinsamen Heer statistisch keine besondere
Rolle. Bei den Reserveoffizieren sah es nicht viel anders aus: 56,8 Prozent
waren Deutsche, 24,5 Prozent Ungarn, 10,6 Prozent Tschechen.3 Wäh-
rend des Kriegs verschoben sich die Verhältnisse wohl geringfügig, vor al-
lem dadurch, dass immer mehr Reserveoffiziere Kommandofunktionen
übernahmen, doch an der Dominanz der deutschen Österreicher und der
Ungarn änderte das nichts. Das sollte geahndet werden.
Es waren denn auch deutsch-österreichische und ungarische Minister,
Ministerpräsidenten, Militärs und vor allem Beamte gewesen, die das At-
tentat von Sarajevo instrumentalisiert hatten, um einen Krieg gegen Ser-
bien zu entfesseln. Doch weder der Kaiser und König Franz Joseph hatte
mit seinem Entschluss, denWeg in den Krieg freizugeben, noch irgendeine
der in der Habsburgermonarchie handelnden Personen hatte daran ge-
dacht, einen Weltkrieg zu entfesseln.
Mittlerweile war das alles Geschichte geworden. Und nach dem Krieg
war es fast unvermeidlich, dass die Siegermächte ihre eigene Rolle in der
Vorgeschichte des Kriegs ausblendeten und lediglich darauf bedacht waren,
Schuld zuzuweisen. Das war wohl auch der probateste Weg, um dann aus
der einseitig zugewiesenen Kriegsschuld Forderungen abzuleiten. Das war
aber letztlich nur der Tagespolitik geschuldet und ließ einen sorgsamen
Umgang mit den historischen Fakten vermissen. Doch selektiveWahrneh-
mung war keinesfalls ein alleiniges Problem der Siegermächte. Auch in
Österreich und in Ungarn kämpfte man mit ähnlichen Problemen und
dachte zum wenigsten daran, der Habsburgermonarchie nachzutrauern.
Auch in diesen neuen Staaten dominierte die Absicht, abzurechnen. Dabei
wurde nicht die Gemeinsamkeit in den Vordergrund gerückt, sondern das
Trennende. Und da gab es natürlich manches aufzulisten.
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1914 und Anfang 1915 hatte sich Ungarn immer wieder von der Entwick-
lung an den Fronten unmittelbar betroffen gesehen. Vor allem ein Einbruch
der Russen über die Karpaten weckte Ängste. Die deutschen Österreicher
schienen davon nicht betroffen zu sein. Sie waren es auch nicht, doch dass
Galizien und die Bukowina, die Hauptkriegsschauplätze geworden waren,
zur österreichischen Reichshälfte gehörten, war unbestritten. Doch Ungarn
widersetzte sich lange der Forderung, mit seinen Ersatzmannschaften den
Entfall polnischer Truppen auszugleichen. In Österreich wollte man das
nicht verstehen. Die Kriegserklärung Italiens an die Habsburgermonarchie
wurde dann wieder von den deutschen Teilen Österreich-Ungarns als Be-
drohung empfunden. Sehr früh schon wurde eine ungleiche Lastenvertei-
lung ins Treffen geführt. Ungarn sah sich als benachteiligt an und sah sich
auch durch die wichtigste Maßnahme zur Kriegsfinanzierung, die Kriegsan-
leihen, überfordert. In der österreichischen Reichshälfte wurde hingegen
anhaltend und mit zunehmender Kriegsdauer immer lauter über die weit
bessere Versorgung der ungarischen Reichshälfte mit Lebensmitteln geklagt.
Ein eigenes Problem waren die Kriegsflüchtlinge und Internierten ge-
worden. Die allermeisten kamen aus den zur österreichischen Reichshälfte
zählenden Gebieten Galiziens und der Bukowina sowie aus den an Italien
angrenzenden Gebieten. Nach und nach war es eine runde Million Men-
schen, die es aufzunehmen und zu versorgen galt. Ungarn weigerte sich,
Flüchtlinge aus der österreichischen Reichshälfte zu übernehmen und griff
mitunter zu rüden Maßnahmen, um den Abtransport der Flüchtlinge zu
erzwingen.4 Als die Mitteleuropabewegung ohnedies nur kurzzeitig Furo-
re machte, reagierte vor allem der ungarische Ministerpräsident István
Graf Tisza alarmiert, denn was vor allem Friedrich Naumann als Projekt
entwarf, stellte die Dominanz der Deutschen in den Raum. Tisza konnte
bei so gut wie allen Konflikten ins Treffen führen, dass Ungarn so etwas
wie der ruhende Pol der Habsburgermonarchie war und Geschlossenheit
demonstrierte, während sich in der österreichischen Reichshälfte der Na-
tionalitätenkonflikt zunehmend verschärfte. In den beiden letzten Kriegs-
jahren war es dann freilich nicht nur der Gegensatz zwischen den deut-
schen und vor allem tschechischen Bewohnern Österreichs einerseits und
den Ungarn andererseits, der mitunter zu hasserfüllten Äußerungen führ-
te, sondern vor allem die auf Autonomie und schließlich Loslösung hinzie-
lenden Bestrebungen der Slowaken und Kroaten, die das Bild vom Fels in
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der Brandung erschütterten. 1918 war von einer Einheitlichkeit des Reichs
schon keine Rede mehr. Die Vorwürfe häuften sich, die Gegensätze wur-
den immer schärfer und die gegenseitige Wahrnehmung wurde immer
oberflächlicher.
Der Zerfall
Die Deutsch-Österreicher hatten kaum mehr Hoffnung, dass vom zer-
fallenden Habsburgerreich ein multinationales Gebilde übrig bleiben wür-
de, und fassten am 21. Oktober den Beschluss, für den Fall des Zerbrechens
Österreich-Ungarns einen eigenen Weg zu gehen und den Anschluss an
Deutschland zu suchen.
Und am 24. Oktober, dem Tag, an dem in Italien die letzte Offensive
der Alliierten begann, beschlossen die ungarischen Oppositionellen die
Konstituierung eines Ungarischen Nationalrats. Zwei Tage später erließ
der eine Proklamation, in der zum sofortigen Friedensschluss und zur An-
erkennung des Selbststimmungsrechts aufgefordert wurde. Doch es war
eine ausschließlich ungarische Aktion, die da ablief, da sich die Vertreter
der nicht-ungarischen Nationalitäten der ungarischen Reichshälfte, die
Kroaten, Serben, Rumänen und Slowaken, fernhielten.5
Kaiser Karl (König Karl IV.) suchte noch persönlich zu intervenieren.
Er blieb erfolglos. Am 29. schaltete sich der bei den Ungarn sehr beliebte
Erzherzog József in seiner Eigenschaft als „homo regius“ ein. Er beauftrag-
te den Grafen János Hadik mit der Regierungsbildung. Nach 48 Stunden
war klar, dass Hadik gescheitert war. In der Nacht zum 31. Oktober brach
die Revolution aus. Für die Linken eine gute Gelegenheit darauf hinzuwei-
sen, dass auch Ungarn seine Oktoberrevolution hatte und nicht nur die
Russen. Nun betraute Erzherzog József mit Zustimmung des Königs den
Führer des Verwaltungsausschusses des Nationalrats, Graf Mihály
Károlyi, mit der Regierungsbildung.
Károlyis Regierung setzte sich mehrheitlich aus Oppositionellen zu-
sammen. Ein Teil war pazifistisch eingestellt, nicht zuletzt der Minister für
die Streitkräfte, Béla Linder, der in der Folge immer wieder mit dem Satz
zitiert wurde: „Ich will keine Soldaten mehr sehen“.6 Linder forderte denn
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auch schon am Tag nach seiner Angelobung das k.u.k. Armeeoberkom-
mando auf, einen Befehl weiterzuleiten, wonach den ungarischen Soldaten
im Rahmen der k.u.k. Armee die Niederlegung der Waffen befohlen wur-
de. Obwohl das Armeeoberkommando den Befehl nicht weitergab, fand er
seinen Weg zu den Truppen und zeigte sofortige Wirkung.7 Zu diesem
Zeitpunkt wurde allerdings bereits über einen allgemeinen Waffenstill-
stand verhandelt. Die Ungarn beeindruckte es wohl auch nicht sehr, dass
Kaiser und König Karl am 2. November den Oberbefehl über die k.u.k. Ar-
mee abgab und den aus Ungarn stammenden Feldmarschall Hermann Kö-
vess von Kövessháza zum neuen Armeeoberkommandanten ernannte.
Ein Regiment nach dem anderen verließ die Front, und den Armeekom-
manden blieb nichts anderes, als sie ziehen zu lassen. Klar, dass das Selbstbe-
stimmungsrecht verlangt wurde. Dabei wurde nachdrücklich ins Treffen
geführt, dass Ungarn seit es im 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts von
kaiserlichen Truppen aus dem Osmanischen Reich herausgeschält worden
war, immer wieder seine Unabhängigkeit zu erlangen gesucht hatte. Mit
oder ohne Habsburgern. Jetzt sollte es ohne Habsburger gehen. Nicht er-
wähnt wurde, dass das Königreich Ungarn seine durchaus imponierende
Größe und seine staatliche Struktur, so wie sie 1918 bestand, den Habsbur-
gern verdankte. Der Mythos der Krone überdeckte die historische Ent-
wicklung.
Ungarn und Deutsch-Österreicher wendeten sich fast ruckartig von-
einander ab und begannen eine jeweilige Gegenwart, die kaum Platz ließ,
um sich selbstkritisch mit der Frage zu beschäftigen, wie es zur Katastro-
phe des Krieges hatte kommen können und ob das plakative Wort von der
Katastrophe überhaupt sinnvoll anwendbar schien. Denn jenseits der mil-
lionenfachen persönlichen Tragödien von Witwen und Waisen sowie der
existentiellen Not gab es auch so etwas wie Zufriedenheit damit, dass eine
neue Zeit angebrochen war. Es war daher auch nicht die Zeit, sich selbst-
kritisch die Frage stellte, ob nicht gerade diese beiden Nationen ein höheres
Maß an Verantwortung für das Geschehen trugen als andere. Und es waren
wohl auch nur wenige, die dann so wie der Chefredakteur der „Arbeiter
Zeitung“, Friedrich Austerlitz am 5. November 1918 die wohl gar nicht rhe-
torisch gemeinte Frage nach dem „Verdienten Schicksal“ zumThema eines
Leitartikels und entsprechender Reflexionen machten.
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Ende 1918 existierte weder für Österreich noch für Ungarn mehr jene
gelebte Gemeinsamkeit, die zumindest bis in die letzten Oktobertage hin-
ein beschworen worden war. Und wenn in den Zeitungen Meldungen über
die Vorgänge in der anderen Reichshälfte und den Resten der ehemaligen
Königreiche und Länder auftauchten, dann dominierten die negativen
Töne. Dabei bekam auch die Frage nach dem „verdienten Schicksal“ eine
zusätzliche Bedeutung. Es waren ja nicht nur die Siegermächte, die Öster-
reich und Ungarn eine historische Schuld auflasten wollten, sondern auch
jene, die sich als „unterdrückte Nationen“ sahen und schließlich jene, die
aus welchen Gründen immer eine Abrechnung mit den Eliten der Habs-
burgermonarchie begannen. Auch und besonders der Zerfall waren so gese-
hen ein „verdientes Schicksal“. Diese Form der Geschichtsbetrachtung
brauchte freilich Zeit, um nicht reflexartige Ablehnung zu erfahren, ja
manchmal hat es den Anschein, als würden auch einhundert Jahre nicht
ausgereicht haben, um sich mit der Vergangenheit kritisch auseinander zu
setzen.
Chaos versus Ordnung
Am Anfang der Existenz eines neuen Deutschösterreichischen Staats
und eines neuen Ungarn standen Irrtümer. Man hatte das Kriegsende
nicht für den November 1918, sondern für das Frühjahr 1919 erwartet. Kai-
ser und König Karl hatte sich erhofft, dass Österreich-Ungarn irgendeine
Art von Gemeinsamkeit, am besten in Form eines Staatenbundes beibehal-
ten würde – er irrte. Die deutschen Abgeordneten des österreichischen
Reichsrats befürchteten das totale Chaos im Augenblick des Auseinander-
brechens des alten Staatswesens und suchten nacheinander bei der k.u.k.
Armeeführung, bei der Entente und vor allem bei der deutschen Reichs-
führung Rat. Alle erklärten sich für nicht zuständig. Der nächste und fun-
damentalste Irrtum war wohl der, dass sich die deutschen Österreicher der
Habsburgermonarchie ähnlich wie die Ungarn der Illusion hingaben, ihr
Staat würde so klein nicht sein und jedenfalls genügend Ressourcen besit-
zen, um sich zu einem geordneten Staatswesen auszuwachsen. – Auch das
erwies sich als falsch.
Weitgehend einig war man sich darüber, dass Deutschösterreich (Süd-
ostdeutschland, Ostsass, Ostmark, Teutheim … ) wie es gelegentlich auch
genannt wurde, eine demokratische oder aber eine Volksrepublik werden
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sollte. Voraussetzung dafür sollte sein, dass es eine bürgerliche Ordnung und
ein den westlichen Demokratien vergleichbares politisches System gab.
Im Ungarn des Mihail Károly herrschte eine fast enthusiastische Stim-
mung. Die österreichische Reichshälfte war zerfallen und ihre sechs Natio-
nalitäten bildeten neue Staaten oder waren in bestehende Staaten einbezo-
gen worden, doch das Reich der Stephanskrone würde Bestand haben –
glaubte man.8 Noch verschloss man in Budapest die Augen vor der Realität.
Österreich interessierte zum wenigsten, und es gab eigentlich nur mehr ei-
nen Akt, in demGleichklang erkennbar wurde, als nämlich König Karl IV.
am 13. November in einemHandschreiben seinen Verzicht auf jeden Anteil
an der Führung der Staatsgeschäfte Ungarns erklärte und der diesbezügli-
che Text fast wortident mit jenem Verzicht formuliert wurde, den Kaiser
Karl zwei Tage zuvor gegenüber den Vertretern des neuen Österreich aus-
gesprochen hatte.9 Am 16. November 1918 wurde Ungarns Unabhängig-
keit erklärt und ihm die Staatsform einer Volksdemokratie gegeben.
Károlyi wurde zum Präsidenten der Republik ausgerufen. Und wie selbst-
verständlich verband man mit seiner Person eine Reihe von Hoffnungen.
Er galt als antideutsch und Entente-freundlich, und man hoffte natürlich,
dass die Alliierten das anerkennen würden. Doch wer sich gegen die Regie-
rung stellte, wurde taxfrei zum Konterrevolutionär erklärt und dement-
sprechend behandelt. Konservative und aristokratische Kreise waren in
mehrfacher Weise Zielscheibe und wurden vor allem von Enteignungen
bedroht. Aber in Ungarn war man nicht sehr viel radikaler als in Deutsch-
Österreich. Da wie dort gab man sich freilich weiterhin etlicher Illusionen
hi, nicht zuletzt, was den territorialen Besitzstand anging.
In Deutschösterreich wurde randaliert und kam es zu Plünderungen.
Gewalt griff um sich. Anfang November begannen slowenische Truppen
aus dem neuen südslawischen Staat der Slowenen, Kroaten und Serben
(SHS) damit, die südlichen und teilweise von Slowenen besiedelten Gebiete
Kärntens sowie der Steiermark zu besetzen. Ein bewaffneter Konflikt be-
gann, der aber zunächst nur von lokalen Bürgerwehren geführt wurde. Am
7. November begannen italienische Truppen mit dem Vormarsch nach
Norden, überschritten den Brenner und besetzten schließlich Innsbruck.
Salzburg war vom 6. bis 11. November von bayerischen Truppen besetzt.
Wo die Grenzen im Norden und Osten verlaufen würden, war noch völlig
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ungewiss. Die deutschösterreichische Volkswehr konnte darauf jedenfalls
keinen Einfluss nehmen. Doch zumindest aus Wiener Sicht dominierten
die innenpolitischen Probleme ohnedies alles andere.
Es wurde randaliert und kam zu Plünderungen. Gewalt griff um sich.
Rote Garden und Soldatenräte waren nur zu sehr bereit, Gewalt einzusetzen.
Und sie wollten nicht einfach zusehen, wie sich da sehr ordentlich und be-
dächtig, immer auf die Verwaltungsabläufe bedacht, Rechtskontinuität wah-
rend und gewissermaßen legitim ein neuer Staat definierte. Jetzt, so glaubte
eine Handvoll Radikaler, wäre der Augenblick gekommen, um wie in Russ-
land Räte zu bilden und eine kommunistische Revolution auszulösen. Tat-
sächlich wusste man ja noch nicht, was das eigentlich für ein Staat sein wür-
de, ja nicht einmal der Name war unumstritten. Beide Teile des Wortes
Deutschösterreich befriedigten nicht. Und als Befürchtungen laut wurden,
die Siegermächte würden die Bezeichnung Österreich als Fingerzeig dafür
nehmen, dass man diesem einzigen weiterbestehenden Österreich die ganze
Kriegsschuld aufhalsen könnte – da war man mit dem Staatsnamen gar
nicht mehr zufrieden. Dennoch wurde das Wort weiterverwendet, nicht
zuletzt in der provisorischen Verfassung und im Gesetz vom 12. November
1918 über die Staats- und Regierungsform, in dem nicht nur festgelegt wur-
de, dass Deutschösterreich eine demokratische Republik sein sollte. Im § 2
hieß es: „Deutschösterreich ist ein Teil der Deutschen Republik“. Lediglich
einer hatte dagegen gestimmt. Es war der christlichsoziale Abgeordnete und
spätere Bundespräsident Wilhelm Miklas, in dessen Amtszeit 1938 der An-
schluss an Hitlerdeutschland vollzogen wurde. – Tragik der Geschichte.
Am Tag der Ausrufung der Republik Deutschösterreich, am 12. No-
vember 1918, kam es zu gewaltsamen Zwischenfällen. Das Revolutionsge-
spenst nahm Gestalt an. Es fand nur deshalb noch kaum Nahrung, da die
Zukunft des Landes trotz aller Hypotheken einigermaßen gesichert
schien. Keinesfalls stand am Anfang die These von der Lebensunfähigkeit
Österreichs. Vor allem in den führenden Wirtschaftskreisen Deutsch-
österreichs herrschte im November 1918 noch vorsichtiger Optimismus.
Dieser gründete nicht zuletzt darauf, dass sich eine Art Konzentrationsre-
gierung gebildet und es den Anschein hatte, dass alle politischen Kräfte am
Aufbau des neuen Staatswesens mitwirken wollten. Man sah das Land als
nationalen Einheitsstaat, in dem man nicht mehr auf andere Nationalitä-
ten Rücksicht nehmen musste. Dann wurde zusammengezählt, was dieser
neue Staat alles haben würde – immer vorausgesetzt, es würde ihm alles das
zufallen, was man anfänglich in Rechnung stellte: Leistungsfähige Indus-
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trien, Eisen, Holz, Wasserkraft und vor allem Kapital. Auch die böhmi-
schen Industrien würden ihre Kredite vornehmlich von deutschösterrei-
chischen Instituten beziehen, glaubten die Konzernherren in Wien. Die
Kriegsgewinne müssten investiert werden, und wenn das alles so lief, dann
sei die Lebensfähigkeit eines auch kleinen Landes kein Thema. Wenn der
Staat für die innere Ordnung sorgte, würde die Bevölkerung auch rasch
Vertrauen zu ihm gewinnen.
Doch das war primär die Stimme der Wirtschaft. Für die Masse der Be-
völkerung zählte anderes, und das waren vor allem Existenzsorgen und der
Wunsch nach einem Halt in einer aus den Fugen geratenen Welt. Daher
wurde auch von den politischen Vertretern der Artikel 2 der Verfassung, in
dem Deutschösterreich als Teil der Deutschen Republik erklärt wurde, fast
einstimmig angenommen. Die großdeutschen Parteien und die österreichi-
schen Sozialdemokraten taten es aus voller Überzeugung; die Christlich-
sozialen mit einiger Zurückhaltung. Die Sozialdemokraten erwarteten sich
von einer vollständigen nationalen Einigung den rascheren Aufbau einer
sozialistischen Gesellschaftsordnung. Daher hieß es auch – und hier wird
der Gegensatz zum Kapital deutlich – Österreich für sich sei nicht lebens-
fähig.10 Aber der Anschluss war nicht einmal unter seinen österreichischen
Befürwortern gänzlich unumstritten, und Staatskanzler Renner hätte weit
lieber einen Bund unabhängiger Staaten mit einer gemeinsamen Zentral-
verwaltung gesehen. Wer dem angehören sollte, blieb freilich offen.11
Wenig später relativierte sich das Anschlussstreben, und man musste in
Deutschösterreich zur Kenntnis nehmen, dass Deutschland von den
deutschösterreichischen Avancen nur mäßig angetan war. Vor allem be-
fürchtete man in Berlin, dass ein Zuwachs um Österreich – wenn er über-
haupt möglich war – von den Siegermächten mit verschärften Friedensbe-
stimmungen beantwortet werden würde. Deutschland wäre solcherart ja
gestärkt aus dem Krieg hervorgegangen.
Letztlich war die Anschlussfrage aber auch so etwas wie eine politische
Karte, die einmal gespielt und ein anderes Mal im Talon gehalten wurde.
Auf jeden Fall sollte der Anschluss an Deutschland sowohl eine monarchis-
tische Bewegung wie eine Bolschewisierung verhindern.12 Schließlich einig-
ten sich die Siegermächte darauf, in Wien kleine diplomatische oder Mili-





Londoner War Office Oberstleutnant Sir Thomas Cuninghame als briti-
schen Militärbeauftragten nachWien zu gehen. Cuninghame war bis 1914
Militärattaché in Wien gewesen. Nun sollte er – fast wie ehedem – aber
nicht nur in Deutschösterreich denWillen der Alliierten durchsetzen, son-
dern auch für Ungarn zuständig sein und regelmäßig aus der Tsche-
cho-Slowakei berichten. In Budapest wurde sofort dagegen protestiert,
denn man wollte doch jeden Anschein vermieden sehen, dass Wien noch
immer eine Art Zentrum für die Staaten des Donauraums bildete.
Deutschösterreich wie Ungarn schien jedoch das Bestreben zu einen,
trotz aller Differenzen und des sich anbahnenden Streits über Westungarn
nicht übereinander herzufallen. Angesichts der gewaltsamen Inbesitznah-
me von Territorien, die man dem eigenen Staat zurechnete sowie der Em-
bargopolitik der Siegermächte, zu denen sich vornehmlich auch die Tsche-
cho-Slowaken rechnete, einte eine Art gemeinsam empfundene Gefahr
Ungarn und Deutschösterreich. Daher konnte es vorerst auch Episode
bleiben, dass die deutschen Abgeordneten des Oedenburger Nationalrats
den Eid auf den Budapester Nationalrat verweigerten, weil sie sich
Deutschösterreich und nicht Ungarn zugehörig fühlten.13 In Wien hatte
man andere Sorgen, denn die Stadt drohte zu kollabieren. Für den Zusam-
menbruch des Versorgungssystems wurde so gut wie ausschließlich die
Tschecho-Slowakei verantwortlich gemacht, die ihrer Forderung nach An-
gliederung der deutschböhmischen und deutsch-mährischen Gebiete an
den eigenen Staat dadurch Nachdruck verlieh, dass sie eine Nahrungs- und
Brennstoffblockade über den südlichen Nachbarn verhängte. Das hatte
eine Art Umorientierung zur Folge, denn aus den bis Kriegsende nicht ab-
reißen wollenden Klagen über die Weigerung Ungarns, die österreichische
Reichshälfte ausreichend zu versorgen, wurde eine an die Regierung in
Prag gerichtete Klage, die ein Katastrophenszenario zur Folge hatte. In
Prag wollte man auch nicht verstehen, dass die Nachfolgestaaten der Habs-
burgermonarchie die Kriegsschulden nach dem Schlüssel der ehemaligen
Reichsteile übernehmen und mit Bedachtnahme auf die jeweiligen Volks-
wirtschaften an die Liquidierung der Österreichisch-ungarischen Bank ge-
hen sollten, etwas, das dem ungarischen Finanzministerium durchaus plau-
sibel schien. „Die [Bank]Noten sind der letzte aber wichtigste Rest von
Einheit, die zwischen Wien und Budapest noch geblieben ist“, hieß es.14
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Im Übrigen aber bereitete man sich in Ungarn darauf vor, einen Kampf
um das Staatsgebiet zu beginnen. Und dieser Kampf einte plötzlich den
rechten Flügel der Unabhängigen und die extreme Linke. Industriearbei-
ter, Besitzlose und die massenhaft aus Russland heimgekehrten Kriegsge-
fangenen drängten auf eine Revolution nach russischem Vorbild. In Buda-
pest konnte man mühsam die Ordnung aufrecht halten, aber auf dem
Lande herrschte das Chaos. Diesem Aufruhr konnte nur durch die Ausru-
fung des Standrechts Einhalt geboten werden. Währenddessen lösten sich
die ohnedies meist nur schwer zu vereinen gewesenen Parteien auf:
Károlyis eigene Partei der Unabhängigen splitterte sich in eine nationalis-
tische und eine linke Gruppierung auf. Die Radikale Partei empfahl ihren
Anhängern die Sozialdemokraten als neue Heimat. Und die Sozialdemo-
kraten bekamen mehr und mehr Konkurrenz von ganz links durch die er-
starkende Kommunistische Partei Ungarns, die von dem aus russischer
Kriegsgefangenschaft kommenden Heimkehrer Béla Kun im November
1918 gegründet worden war. Die radikalen rechten Gruppen wollten die
bürgerliche Demokratie rückgängig machen. Sie wollten ein konservatives
Regime unter der Führung von Graf Istvan Bethlen und Hauptmann
Gyula Gömbös an die Macht bringen. Und die Monarchisten träumten
von den Habsburgern oder von einem neuen ungarischen König – aus wel-
chem Haus, konnte keiner sagen.
Es konnte nicht ausbleiben, dass sich alle möglichen Freischärler-Organi-
sationen bildeten, die auf eigene Faust und oft auch nur zum eigenenNutzen
agierten und dabei vorgaben, es ginge ihnen nur um den Boden des „heiligen
Ungarn“. Es wurde geplündert und besetzt. Man vertrieb die alten königli-
chen Beamten, es gab auch Lynchjustiz und schlichte Morde.15
Die Regierung Károlyi war restlos überfordert und spielte mit dem Ge-
danken, geschlossen zurückzutreten und einfach alles den Alliierten zu
überlassen. So weit kam es dann doch nicht, doch der in Genf untergebrach-
te Chef der amerikanischen Lebensmittelkommission, Herbert Hoover,
schickte zwei Teams, die sich in Ungarn wie in Österreich um die Einlei-
tung der notwendigen Maßnahmen kümmern sollten. Alonzo Englebert
Taylor sollte sich um die wirtschaftlichen Probleme und Archibald Coolidge
um politische Fragen und vor allem die Grenzfragen kümmern. Beide
Teams wählten abermals Wien als Standort, was Károlyi damit beantwor-
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tete, dass er die Übersiedlung der Amerikaner nach Budapest forderte.
Vergeblich.16
In Österreich wurde am 16. Februar 1919 gewählt. Es waren die ersten
allgemeinen Wahlen und überhaupt die ersten, bei denen auch Frauen ihr
Stimmrecht ausüben konnten. Die Vorwahlzeit brachte verständlicherwei-
se eine zusätzliche Polarisierung und Radikalisierung mit sich. Doch das
Ergebnis der Wahlen war dann eindeutig. Österreich würde politisch eini-
germaßen stabile Verhältnisse haben und auch in die Friedensverhandlun-
gen mit den Alliierten mit einer Regierung gehen, die sich auf eine große
Koalition abstützen konnte.
In Ungarn gingen die Uhren abermals anders.
Béla Kun
Die Regierung in Budapest versuchte alles, um die sukzessive Abtren-
nung von Territorien zu verhindern. Doch es war absehbar, dass die Un-
garn dem zunehmenden Druck nicht mehr lange Stand halten würden. Der
aus Wien angereiste britische Repräsentant, Oberstleutnant Cuninghame,
warnte ein letztes Mal vor einer Zunahme des kommunistischen Einflus-
ses. 17 Innerhalb der Károlyi-Regierung war man hin- und hergerissen, ob
man sich dem Vorrücken der Tschechen in der Slowakei und dem der Ru-
mänen widersetzen sollte oder nicht. Noch immer gab es Embargomaß-
nahmen, und die Tschechen verstärkten den Druck – wie auch seinerzeit
im Fall Österreichs - indem sie die Kohlenlieferungen aussetzten.
Sozialisten und Kommunisten setzten voll auf die nationalistische Karte
und nicht zuletzt auf russische Hilfe. Am 21. März übernahm Béla Kun die
Regierung.18
Das wurde auch in Österreich als Signal verstanden: Die Linke hoffte
auf ein Übergreifen der Revolution; die große Mehrheit der Bevölkerung,
vor allem im Westen des Landes, war geschockt. Obwohl die österreichi-
sche Linke einen radikalen Flügel hatte und den Klassenkampf durchaus
ernst nahm, lehnte sie die Aufforderung der ungarischen Kommunisten
zur aktiven Unterstützung ab. Trotz vieler Sympathien für ein linkes Ex-
periment schien der österreichischen Sozialdemokratie die Situation nicht
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vergleichbar zu sein.19 Die Möglichkeit eines Zusammengehens von Öster-
reich und Ungarn hatte jedoch bei den Siegermächten die Alarmglocken
schrillen lassen. Zunächst beschäftigte man sich mit der Möglichkeit, alli-
ierte Truppen nach Ostösterreich zu verlegen. Österreichischerseits war
man durchaus interessiert. Schon ein Regiment in Wien würde genügen,
hieß es. Der Interventionismus hatte seine große Stunde aber bereits ge-
habt. Wohl tauchten bei den Militärs der Alliierten weiterhin Interven-
tionspläne auf, doch die politische Führung in Paris, London und Wa-
shington winkte ein ums andere Mal ab. Dazu trugen nicht zuletzt die
geringen Erfolge der alliierten Intervention in Russland bei. Sich mit
Österreich und womöglich auch mit Ungarn ein zusätzliches Problem auf-
zuhalsen, lag nicht im Interesse des Westens.
Differenziert war die Haltung Italiens, das eine Intervention der Fran-
zosen im Donauraum nicht ausschloss, seine eigenen Interessen dabei aber
gewahrt sehen wollte. Italien trat daher für die Intervention ein und wollte
gegebenenfalls ein italienisch besetztes und kontrolliertes Österreich und
ein französisch kontrolliertes Ungarn sehen.20 Auch der Vatikan wünschte
sich eine Intervention der Alliierten in Österreich. Doch schon am 27.
März 1919 einigte sich die Pariser Friedenskonferenz darauf, dass es keine
Intervention geben sollte. Damit wurde den Plänen Cuninghames und sei-
ner Kollegen in Wien, dem italienischen General Roberto Segré und dem
französischen Diplomaten Henri Allizé, eine definitive Absage erteilt. Ein
rascher Friedensschluss und die Wiederaufnahme des internationalen
Handels sollten die Gefahr weit wirkungsvoller bekämpfen können als eine
militärische Intervention, hieß es aus Paris.21
Am 8. April kam bei den Alliierten jedoch regelrechte Katastrophen-
stimmung auf. Der italienische Ministerpräsident Orlando ließ verlauten,
er habe zuverlässige Nachrichten, dass für den 14. April in Wien die Aus-
rufung einer Sowjetrepublik vorgesehen sei. Die Briten waren ähnlich in-
formiert worden.22 Der Tag stimmte zwar nicht, doch das Gerücht hatte
seine Grundlagen. Die Alliierten reagieren allerdings recht eigenartig: Der
britische Außenminister Lord Balfour ließ in Wien ausrichten: Sollte das
Land im Chaos versinken oder gar kommunistisch werden, würden die






Cuninghame ließ sogar Plakate affichieren: „Unruhen…. werden mit dem
Hungertod bestraft“.
Trotz der seit Jänner anrollenden Hilfslieferungen war die existentielle
Not in Österreich noch immer außerordentlich, und da man ja im Grund
genommen kaum etwas geschenkt erhielt, war es nur der Umstand, dass
überhaupt etwas geliefert wurde, der hervorhebenswert war.
Im März wurde die alliierte Blockade gegen Österreich aufgehoben.
Österreich durfte allerdings nichts nach Deutschland oder Ungarn liefern.
Das schränkte wiederum ein, und die Arbeitslosigkeit nahm zu. Der Klas-
senkampf gewann an Schärfe. Zeitgleich bereitete man sich in Österreich
auf den Beginn von Friedensverhandlungen vor und sah sich letztlich darin
bestätigt, dass es nicht der Moment war, sozialpolitische Experimente zu
beginnen und den Klassenkampf womöglich in einem Bürgerkrieg aus-
ufern zu lassen. Denn während Deutschösterreich nach Paris zur formalen
Kriegsliquidierung eingeladen wurde, wurde Ungarn abgewiesen. Mit ei-
nem kommunistischen Regime sollte nicht verhandelt werden. Doch dann
schien es, als hätte man die Rechnung ohne den Wirt gemacht.
Die radikale Linke Deutschösterreichs bereitete für den17. April einen be-
waffneten Aufstand vor, der auch in Deutschösterreich zur Installierung ei-
ner Räteregierung führen sollte. Die ungarischen Kommunisten setzten alle
Hoffnung in diese Aktion. In der ungarischen Presse mehrten sich im April
Tag für Tag enthusiastische Berichte über das Anwachsen der kommunisti-
schen Bewegung in Österreich. Aus Ungarn sickerten auch Bewaffnete in
das Nachbarland ein. Das kommunistische Regime in Budapest wollte sich
die Revolutionierung Österreichs sogar einiges kosten lassen und schickte
Geld. Dann kamen illegale Emissäre, darunter sogar der Volkskommissar für
Unterricht, Sándor Szabados. Ein anderer brachte vorgefertigte Verlautba-
rungen mit, die nach dem Gelingen des kommunistischen Putsches affi-
chiert werden sollten. Die Plakate trugen das Datum 16. April.23
Kommunistische Agitateure instrumentalisierten eine Versammlung
von Heimkehrern und Arbeitslosen in Wien zum Sturm auf das Parla-
ment. Teile der Volkswehr griffen auf Seite der Kommunisten in die
Kämpfe ein. Doch die Masse der Volkswehr blieb regierungstreu bzw.
folgte sie den Appellen sozialdemokratischer Politiker. Ein allgemeiner
Aufstand blieb aus. Die Aktion scheiterte. ´
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Im Juni sollte es noch einmal kritisch werden. Dafür gab es zwei Ursa-
chen: Die Entente, vor allem der italienische Bevollmächtigte für die Über-
wachung des Waffenstillstands, General Segré, hatten ultimativ die Re-
duktion der Volkswehr gefordert, und ungarischerseits bzw. von Seiten der
Kommunisten wurde nochmals alles auf eine Karte gesetzt. Abermals ka-
men Geld und Agitateure. Die ungarische Gesandtschaft spielte eine
Schlüsselrolle, und man versuchte alles, die Erregung über den Abbau der
Volkswehr von mehr als 50.000 Mann auf 12.000 Mann zu nützen. Der
Wiener Polizeipräsident Johann Schober ließ jedoch am Vorabend der ge-
planten Aktion 122 kommunistische Funktionäre verhaften. Die Bewe-
gung war führerlos, und der Sturm auf das Gefangenenhaus endete im Ku-
gelhagel der Polizei. Die radikale Linke hatte ein Debakel erlitten und
spielte fortan keine Rolle mehr.
Saint Germain
Jetzt konnte man sich endlich wieder auf anderes als eine kommunisti-
sche Gefahr konzentrieren Und da war wohl das Wichtigste, dass es einen
Friedensvertrag gab.
Im Abstand von Wochen bzw. Monaten wurden Österreich alle Teile
des Vertrags übergeben. Ein Verhandeln gab es nicht. Einwände konnten
nur schriftlich bekannt gegeben werden. Die allermeisten wurden verwor-
fen, insbesondere auch alle jene, die die Grenzziehung Österreichs gegen-
über der Tschecho-Slowakei und Italien betrafen. Doch es gab auch Inter-
mezzi, die plötzlich manches anders aussehen ließen.
In Paris war man im Juni über die Fortschritte der Ungarn bei ihremmi-
litärischen Vorgehen in der Slowakei beunruhigt. Die Offensive der Rumä-
nen und der Tschecho-Slowaken gegen Ungarn verlief anders, als es die Al-
liierten erwartet und erhofft hatten, und führte nicht zum raschen
Zusammenbruch des Béla-Kun-Regimes. Ungarn blieb daher weiterhin
ausgegrenzt, und die Alliierten begannen damit, Österreich zu einer akti-
ven Rolle bei der Eindämmung des Kommunismus in Ungarn zu drängen.
Wieder wurde eine Brücke geschlagen und es hieß, man werde im Rah-
men der Friedensverhandlungen die Angliederung Deutsch-Westungarns,
des Burgenlands, an Österreich wohlwollend prüfen, wenn Österreich sei-
ne Haltung gegenüber Ungarn revidiere. Die Alliierten wollten sich aber
nicht damit zufrieden geben, dass die österreichische Regierung – die So-
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zialdemokraten sehr wohl widerstrebend – dem kommunistischen Regime
in Ungarn schließlich die Unterstützung verweigerte. Die Alliierten woll-
ten mehr. Österreich musste einwilligen, dass alliierte Überwachungsorga-
ne an der ungarischen Grenze die Blockademaßnahmen überwachten. Dar-
aufhin brach der bilaterale Handel vollends zusammen. Es war noch nicht
genug. Die Tschechen wollten aus der in Österreich lagernden Liquida-
tionsmasse der k.u.k. Armee noch zusätzliche Kontingente anWaffen und
Munition erhalten. Im Weigerungsfall wollten sie die Kohlenlieferungen
einstellen. Die Alliierten erhöhten den Druck: Wenn Österreich dem
tschechischen Verlangen nicht nachkomme, würden sie die Lebensmittel-
lieferungen einstellen. Daraufhin versicherte der Staatssekretär für Äuße-
res, Otto Bauer, die Ungarn zwar seiner Sympathie und betonte, dass
Österreich nur seiner Not wegen keine Revolution wie in Ungarn wagen
könne. In die andere Richtung, nämlich in die Tschecho-Slowakei, aber
wurden 150.000 Gewehre und 200 Maschinengewehre sowie größere
Mengen Munition verschoben, mit dem Hinweis darauf, dass die Öffent-
lichkeit davon nichts erfahren sollte.
Österreich erhielt weiter Lebensmittel. Gleichzeitig wurden in Paris die
nächsten Partien des Friedensvertrags übergeben. Zuckerbrot und Peitsche
gewissermaßen. Ein wesentlicher Punkt des Vertrags war aber bis zum
Sommer noch nicht angesprochen worden, nämlich die Frage eines An-
schlusses Österreichs an Deutschland. Dabei war diese Frage seit dem Ab-
schluss des deutschen Friedensvertrags in Versailles eigentlich schon ge-
klärt und Deutschland der Anschluss Österreichs untersagt worden. In
Wien, freilich, hatte man so getan, als ob man das nicht wüsste. Und als es
dann sozusagen amtlich wurde, trat der Staatssekretär für Äußeres, Otto
Bauer, am 27. Juli 1919 von seinem Amt zurück. Österreich konnte zwar
weder in der Anschlussfrage etwas erreichen, noch in Fragen der Grenzzie-
hung im Norden und Süden eine Meinungsänderung bei den Alliierten
durchsetzen, doch die deutsch besiedelten Teile der westungarischen Ko-
mitate sollten zu Österreich kommen, und für den Süden Kärntens wurde
eine Volksabstimmung anberaumt. Noch eines konnte als Erfolg gewertet
werden: Die Alliierten wollten zwar definitiv von Österreich Reparationen
in einer noch unbestimmten Höhe bekommen, stimmten aber der Argu-
mentation zu, dass die Finanzschulden der Habsburgermonarchie entspre-
chend dem Bevölkerungsschlüssel auf die Nachfolgestaaten aufgeteilt wer-
den sollten. Man konnte an die Finalisierung des Vertrags von St. Germain
gehen.
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Zeitgleich setzte die ungarische kommunistische Regierung alles auf
eine Karte und griff die rumänischen Truppen an der Theiß an. Es war
eine Verzweiflungstat. Die Blockademaßnahmen gegenüber der Räterepu-
blik hatten Wirkung gezeigt, und als dann die Nachricht durchsickerte,
Österreich, von dem immer wieder zumindest moralische Unterstützung
gekommen war, würde von den Siegermächten gewissermaßen als Anreiz
dafür, dass es das kommunistische Regime nicht weiter zu unterstützte, das
Burgenland, das bisherige (deutsche) Westungarn, zugesprochen bekom-
men machte sich in Budapest Resignation breit.
Da sich an der Maxime der ungarischen Kommunisten, durch äußere
Konflikte von der inneren Situation abzulenken bzw. die Diktatur des Pro-
letariats als notwendig erscheinen zu lassen, nichts geändert hatte, wurde
einige Tage spekuliert, die Rote Armee Ungarns würde in einer Art Ver-
zweiflungsaktion über Österreich herfallen. Auch Herbert Hoover in Genf
äußerte diese Sorge. Doch dann kam es anders.
Die ungarische Rote Armee hatte keine Chance, den Vormarsch der
Rumänen zu stoppen. Ihre letzten Tage waren angebrochen, und sofern
man nicht ohnedies seit November 1918 das Gefühl gehabt hatte, Ungarn
würde im Chaos versinken – jetzt gab es nochmals eine Steigerung. In Bu-
dapest brach ein Aufstand aus. Er konnte niedergeschlagen werden.24 Doch
dann legte der zentrale Arbeiterrat am 31. Juli Kun den Rücktritt nahe.
Tags darauf vollzog er den Schritt und mit ihm die gesamte Räteregierung.
Kurz war noch mit der österreichischen Regierung verhandelt worden, ob
und wie die Volkskommissare und ihr Anhang nach Österreich fliehen
konnten. Allerdings hatte Kun schon Ende April vorsorglich wegen eines
möglichen Asyls nachgefragt. Nachdem das geregelt war, kamen Kun und
die Seinen nach Österreich. Dieses sollte freilich nur Durchgangsstation
sein, denn letztlich wollten die meisten ungarischen Kommunisten ebenso
wie deren Rote Garden und die Rotarmisten in die Sowjetunion weiterzie-
hen.25
In Ungarn aber übernahm der Gewerkschaftsführer Gyula Peidl die
Regierung. Wieder keimte Hoffnung auf, denn Peidl versprach nicht nur
die Einhaltung aller Waffenstillstandsbestimmungen, sondern klammerte
sich auch an die von der alliierten Militärmission in Wien gegebene Ver-
sprechung, dass sie sich nach dem Ende des Kun-Regimes sofort für die
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Aufhebung der Blockademaßnahmen gegenüber Ungarn und für die Auf-
nahme von Friedensvertragsverhandlungen einsetzen würde.26 Peidl kam
aber gar nicht dazu, mehr als ein paar Sitzungen abzuhalten und Absichten
zu bekunden, denn am 4. August 1919 erreichten rumänische Truppen un-
ter der Führung von General Madarescu Budapest und besetzten die Stadt.
Peidl wurde zur Abdankung gezwungen. Statt ihm installierte Erzherzog
József, der wie schon im Fall Michail Károlys als Homo regius in Aktion
trat, István Friedrich als Ministerpräsidenten. Zur selben Zeit existierte al-
lerdings in Szeged schon eine zweite Regierung, die mit alliierter und vor
allem französischer Duldung gebildet worden war. Und jetzt musste es sich
entscheiden, wer im Machtkampf die Oberhand behielt: Die schon bisher
nicht sehr erfolgreichen demokratischen Parteien oder die in Szeged agie-
renden rechten Gruppierungen, deren Drahtzieher der letzte Oberbefehls-
haber der k.u.k. Kriegsmarine, Miklós von Horthy war und die für Staats-
gewalt und Ordnung standen.
Horthy galt als Offizier und Gentleman mit vollem Verständnis für die
um ihre Existenz ringenden Bauern und Arbeiter.27
Nachdem die rumänischen Truppen eine von ihnen festgesetzte „Wie-
dergutmachung“ erhalten hatten, verließen sie Budapest. Am 15. August
ernannte Erzherzog József Horthy zum Oberbefehlshaber der Streitkräfte.
Der sprach von Harmonie und Disziplin, und verkörperte so offensichtlich
Autorität, dass die Masse der Ungarn, die nichts mehr wünschten, als end-
lich aus dem Chaos herauszufinden, sich in jederWeise angesprochen fühl-
te. Der Admiral setzte sich unverzüglich mit den Vertretern einer alliierten
Militärmission ins Einvernehmen. Was er zu hören bekam, musste ihm
durchaus Auftrieb geben: Die Alliierten, so erfuhr er, würden keinen Habs-
burger als Staatsoberhaupt akzeptieren; die Regierung Friedrich würde
auch keinerlei Chance auf Anerkennung durch die Alliierten besitzen,
wohl aber würde man Horthy als Machtfaktor akzeptieren. Die unmittel-
baren Folgen waren der Rücktritt von Erzherzog József, die bald unange-
fochtene Führerschaft Horthys und schließlich dessen prachtvoll insze-
nierter Einzug in Budapest in Admiralsuniform und auf einem Schimmel
reitend am 16. November.
Die Entente erwartete sich nun den Aufbau einer bürgerlichen Regie-
rung, ohne sich weiter um die Verhältnisse in Ungarn besonders zu küm-
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mern. Im Jänner 1920 wurde auf Grund eines neuenWahlrechts ein Parla-
ment gewählt. Als Sieger ging die Partei der Kleinen Landwirte hervor.
Nun stellte sich die Frage der Regierungsform. Die Entente und Ungarns
Nachbarn bestanden darauf, dass der Thron leer bleiben sollte. Durch die
Rückkehr Karls IV. oder die Wahl eines nationalen Königs fürchtete man
eine Restauration und damit die Rückkehr der Monarchie. Der Ausweg
schlechthin war es, die Staatsform beizubehalten, es in Ungarn also bei der
Monarchie zu belassen, aber den Thron nicht zu besetzen. Rückgreifend
auf ein Beispiel des 15. Jahrhunderts (János Hunyadi) wurde die Institution
eines Reichsverwesers wieder belebt.
Am 1. März 1920 wählte die Mehrheit der Parlamentsabgeordneten den
52-jährigen seinerzeitigen Vizeadmiral und Flottenkommandanten Miklós
Horthy zum Reichsverweser Ungarns. Und nun erst konnte man sich ei-
nem Problem zuwenden, das für andere schon längst gelöst war, nämlich
dem Abschluss eines Friedensvertrags mit den ehemaligen Kriegsgegnern,
denn noch herrschte ja Kriegszustand. Und sicherlich ohne es je auch nur
nennenswert bedacht zu haben, waren Horthy und Ungarn Nutznießer
des Regimes von Béla Kun, als Zeit verstrichen war und sich die Rahmen-
bedingungen der europäischen Politik insofern verschoben hatten, als nicht
mehr die Abrechnung mit den Feinden von gestern im Vordergrund stand,
sondern die Etablierung einer Ordnung, bei der nicht nur in den Katego-
rien schwarz und weiß gedacht wurde.
Trianon
Im Februar 1919 hatten in Paris die Experten der Alliierten über die un-
garisch-rumänische sowie die ungarisch-tschecho-slowakische Grenze zu
beraten begonnen. Eine der ersten und wichtigsten Entscheidungen war,
dass sie den von der Tschecho-Slowakei angestrebten slawischen Korridor
von der Tschecho-Slowakei über österreichisches und ungarisches Territo-
rium zu den Südslawen verwarfen. Andere territoriale Fragen sollten aber
sehr wohl im Sinn der Rumänen und Tschecho-Slowaken geregelt werden.
Folglich war die Grenzdiskussion imMai 1919 beendet, und man hätte auch
den Ungarn-Vertrag unter Dach und Fach bringen können, wäre da nicht
Béla Kun gewesen! Was im Umkreis des Schlosses von Trianon ausgehan-
delt wurde, konnte also gewiss nicht als Reaktion oder gar als Bestrafung
Ungarns für Béla Kun gesehen werden, denn wichtige Bestimmungen wa-
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ren noch vor dem 21. März 1919 formuliert worden, und wurden akzep-
tiert, während Kun an der Macht war. Bei Fortbestand des Kun-Regimes
stand freilich zu befürchten, dass Ungarn weitere territoriale Einbußen er-
leiden würde, und Kun erschwerte die Sache insofern, als er für die Alliier-
ten kein Verhandlungspartner war und daher die Bearbeitung des Un-
garn-Vertrages auf Eis gelegt wurde.
Kaum jedoch war das Ende der Räterepublik gekommen, forcierten die
Alliierten den Abschluss des ungarischen Friedensvertrags. Anfang Jänner
1920 wurde eine ungarische Delegation nach Trianon eingeladen. Sie wur-
de allerdings nicht vom Regierungschef oder vom Außenminister geleitet,
sondern von dem schon recht betagten Grafen Albert Apponyi, in dessen
Bekanntheit, Integrität und Verhandlungsgeschick Horthy und die Regie-
rung das größte Vertrauen setzten. Seit dem Abschluss des Vertrags mit
Österreich hatte sich in der Behandlung der Delegationen der ehemaligen
Kriegsgegner allerdings wenig geändert: Die Bewegungsfreiheit der Un-
garn war eingeschränkt, Verhandlungen sollte es keine geben, und lediglich
einmal sollten die Ungarn die Möglichkeit erhalten, ihren Standpunkt
mündlich mitzuteilen.
Am 15. Jänner wurde den Ungarn der Vertragsentwurf übergeben. Eini-
ge Tage später wurde er in Ungarn bekannt. Die Reaktionen schwankten
zwischen „Schock und Fassungslosigkeit“.28 Letztlich bewahrheitete sich
bei den meisten Fragen aber nur etwas, das ohnedies schon längst bekannt
war, zumindest aber vermutet werden konnte, denn Rumänen, Südslawen
und Tschechen hatten ihre Politik und ihre militärischen Aktionen schon
seit mehr als einem Jahr auf den nunmehr zu fixierenden Grenzen gegrün-
det. Aber auch in Ungarn war wie seinerzeit in Österreich so getan worden,
als ob noch alles offen und verhandelbar wäre.29 Die Regierung in Budapest
ordnete drei Tage Staatstrauer an und ließ schwarz flaggen. Und dann un-
ternahm man alles, um die Bestimmungen für Ungarn zu mildern.
Horthy und Apponyi überspannten freilich den Bogen. Sie übergaben
am 23. April dem französischen Außenminister Maurice Palélogue ein Me-
morandum, in dem als Bedingung für ein engeres Zusammengehen mit
Frankreich weitgehende territoriale Forderungen gestellt wurden, darun-
ter Pressburg/Pozsony/Bratislava und die Ost-Slowakei. Ferner die Sub-
Karpaten, westungarische Gebiete und der Nordteil der Batschka. In
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Westungarn und im Banat sollte es Volksabstimmungen geben. Die Fran-
zosen wollten das nicht akzeptieren. Folglich hatte es bei den bereits vorge-
gebenen Grenzen zu bleiben. Immerhin wurden Ungarn die friedensver-
traglichen Bedingungen dann mit dem Beisatz übermittelt, es würde die
Möglichkeit zur Revision mit friedlichen Mitteln geben. Das trug letztlich
dazu bei, dass Ungarn die Friedensbedingungen akzeptierte. Nichtsdesto-
weniger weigerte sich Ungarn wochenlang, den Vertrag zu unterschrei-
ben. Erst am 4. Juni 1920 wurde der Friedensvertrag von Trianon signiert.
Dass die Bestimmungen schmerzten, stand außer Zweifel. Ministerpräsi-
dent Simonyi-Semadam, der elfte Regierungschef, den Ungarn im Lauf
von 20 Monaten zählte, weigerte sich, den Vertrag zu unterschreiben.
Statt ihm unterschrieb der Minister für Arbeit und Volkswohlfahrt, Au-
gust Benárd.30 Dreieinhalb Millionen Ungarn lebten von nun an außerhalb
ihres Stammlandes. Sie betrachteten die neuen Grenzen genauso als unge-
recht und provisorisch, wie man das in dem neuen 8,5 Millionen-Staat Un-
garn tat.
In einem Fall gab es dann tatsächlich eine Änderung der Bestimmungen
des Friedensvertrags. Österreich und Ungarn einigten sich darauf, die in St.
Germain paktierte Grenzziehung im Raum Sopron einer Volksabstim-
mung zu unterziehen. Das Ergebnis ist bekannt und es signalisierte nach
mehr als zwei Jahren einer großteils unfreundlichen Nachbarschaft, dass
sich Österreich und Ungarn unter neuen Vorzeichen und ohne staatliche
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UND DAS FORTLEBEN DER SPANNUNGEN
ZWISCHEN NATIONALITÄTEN IM DONAUBECKEN
Die wichtigste Eigenart der Österreichisch-Ungarischen Monarchie
war ohne Zweifel ihre sehr komplexe ethnische Zusammensetzung. Wie
bekannt, besaß keine sprachlich-ethnische Gruppe des Reiches eine absolu-
te Mehrheit. Zwar umfasste die Gruppe der Deutschen 1910 fast 12 Millio-
nen Menschen, ihr Anteil machte jedoch auch nicht mehr als 24 Prozent
aus. Danach folgten die Magyaren mit 20 Prozent, die Tschechen mit 13
Prozent, die Polen mit 10 Prozent, die Ruthenen mit 8 Prozent, die Rumä-
nen mit 6,5 Prozent, die Kroaten mit 5 Prozent, die Slowaken mit 4 Pro-
zent, die Serben mit fast 4 Prozent, die Slowenen mit 2,5 Prozent, die Italie-
ner mit 1,6 Prozent und die bosnischen Muslime mit 1 Prozent.
Was das Königreich Ungarn betrifft, stellten die Magyaren - ohne
Kroatien - etwa 54 Prozent der Gesamtbevölkerung. Einschließlich Kroa-
tien umfasste der Anteil der Magyaren 48 Prozent. Die Rumänen machten
16 Prozent, die Slowaken fast 11 Prozent, die Deutschen 10 Prozent und die
Ruthenen 2,5 Prozent der Gesamtbevölkerung aus.1
Wie hätte eine Staats- und Regierungsform aussehen können, mit der
alle diese Volksgruppen zufrieden hätten sein können? Das war die größte
hypothetische Frage, die die Führungselite der Monarchie im 19. Jahrhun-
dert zu beantworten hatte. Wie sie alle wissen, erkannte die neue verfas-
sungsrechtliche Ordnung von 1867 zwei staatstragend aufgefasste privile-
gierte Nationen an: die deutsche und die ungarische. Daneben gab es zwei
mit weitgehenden Selbstverwaltungsrechten versehene politische Natio-
nen: die kroatische und die polnische. Diese Verwaltungsstruktur ent-
sprach den komplexen Nationalitätenverhältnissen besser als alle früheren.
1Romsics, 2005, 7–9.
Den Völkern, die an den privilegierten Rechten keinen oder nicht genug
Anteil hatten, war sie – dessen ungeachtet – nicht sympathisch, einige wa-
ren sogar äußerst unzufrieden mit ihr. Auf ihrem Kongress von 1895 ver-
kündeten die Führer der serbischen, rumänischen und slowakischen Na-
tionalitäten in Ungarn, dass „Ungarn keinen nationalen Charakter haben
kann, weil die Völker, die den gesamten Staat bilden, in ihrer Gesamtheit
den Charakter Ungarns als Staat prägen. Die Natur des ungarischen Staa-
tes erlaubt es nicht, dass ein Volk, das nicht einmal die Mehrheit der Bevöl-
kerung ausmacht, verlangen kann, allein den Staat zu bilden. Nur die Ge-
samtheit der Völker Ungarns hat das Recht, sich mit dem Staat zu
identifizieren“. Aus diesem Grund wurde gebeten, „den nichtungarischen
Völkern Ungarns entsprechend ihren Sprachen und Grenzen völlige Frei-
heit zu geben, und zwar in der Weise, dass der nationale Charakter des be-
treffenden autonomen Gebietes (Komitat, Stadt, Gemeinde) durch die
Verwendung der Nationalitätensprache in der Verwaltung und bei den Jus-
tizbehörden geprägt wird.“2
Die Tschechen, die Kroaten und die anderen radikalen Nationalitä-
ten-Politiker verlangten noch mehr als die Gebietsautonomie, nämlich die
Föderalisierung des Reiches. Den bekanntesten dieser Pläne arbeitete im Jah-
re 1906 Aurel Popovici aus, einer der Führer der rumänischen Nationalität.
Der zum Kreis des Thronfolgers Franz Ferdinand gehörende Politiker teilte
das Reich in 15 föderative Einheiten. Abhängig von ihrer territorialen Aus-
breitung hätte eine Nationalität also auch mehrere gleichberechtigte politi-
sche Einheiten bilden können – zum Bespiel die Deutschen drei, die Italie-
ner und die Ungarn je zwei.3 Der Föderalismus konnte aber nicht in der
Praxis erprobt werden. Die ungarischen Führer lehnten alle derartigen Plä-
ne ab. Stattdessen versuchten sie die Nationalitäten zu magyarisieren. Die
wichtigsten und am stärksten zu spürenden Mittel zur Magyarisierung
wurden in der Schul- und Kulturpolitik eingesetzt. In einer ganzen Reihe
von Schulgesetzen, der Schließung von Nationalitätenschulen und dem
Verbot von Kulturorganisationen, wie z.B. der slowakischen Matica
Slovenská und der serbischen Omladina, äußerte sich eine Politik, die einen
Schulunterricht in den jeweiligen Muttersprachen, zumindest in Mittel-
und Oberstufe, nahezu unmöglich machte. Die Österreicher waren libera-
ler, aber von der Perspektive einer föderativen Umgestaltung der Gesamt-
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monarchie waren auch sie nicht begeistert. Zwar wissen wir nicht genau,
ob der Föderalismus bzw. das System der territorialen Autonomien ein
wirksames Gegenmittel gewesen wäre, sicher ist aber, dass es die dualisti-
sche Struktur – trotz ihrer Unterstrukturen – nicht war, beziehungsweise
es immer weniger wurde.4
Neben den Bewegungen, die eine Föderalisierung planten, erschien der
Separatismus um die Jahrhundertwende als eine Minderheitenbestrebung.
Im Kreis der jüngeren tschechischen Generation bildeten sich z.B. mar-
kant-russenfreundliche Richtungen aus. In der Führungselite dieser
Gruppe erhofften Karel Kramaø und Václáv Klofáè in den Vorkriegsjahren
– im Geiste der alten panslawischen Ideen – die Bildung einer von St. Pe-
tersburg aus regierten slawischen Konföderation, bzw. eines Reiches, das an
die Stelle der Monarchie treten sollte. Andere Nationalitäten – z.B. die Ser-
ben oder die Rumänen – suchten Unterstützung immer mehr bei ihren jen-
seits der Grenzen lebenden Konnationalen. Georg Schönerer und seine
österreichischen Anhänger erneuerten und aktualisierten den auf eine alte
Tradition zurückblickenden Pangermanismus. Seit 1897 betrachteten sie
die Auflösung derMonarchie und die Vereinigung der cisleithanischen Ge-
biete mit Deutschland als Endziel.5
Zu den inneren Problemen kam noch die Verschärfung der außenpoliti-
schen Gegensätze hinzu. Das Verhältnis zwischen Serbien und der Monarchie
ging 1908 irreparabel in die Brüche. Die Annektierung Bosnien-Herzegowi-
nas, welche nicht nur für die Schaffung eines großserbischen Staates ein Hin-
dernis war, sondern Serbien zugleich vom Meer abschnitt, führte bei der
serbischen Führung förmlich zur Frustration. Belgrad strebte – ungeachtet
aller anderen Gesichtspunkte – von diesem Zeitpunkt an nach der Destabi-
lisierung der Region, von welcher es die Verwirklichung seiner nationalen
Ziele erhoffte. In den Balkankriegen 1912-1913 kam Belgrad in den Besitz
des schon damals mehrheitlich von Albanern bewohnten Kosovo und der
Umgebung des Ochrid-Sees. Nikola Pašiæ, serbischer Ministerpräsident,
äußerte sich daraufhin wie folgt: „Die erste Runde haben wir gewonnen,
jetzt müssen wir uns auf die zweite, gegen Österreich, vorbereiten.“6
Auch Russland nahm die Annexion von 1908 übel. Es gewährte nicht
nur Serbien diplomatische Unterstützung, sondern knüpfte auch zu den
russischorientierten tschechischen Parteien engere Beziehungen. DesWei-
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teren verstärkte es im Kreis der galizischen Ukrainer die separatistische
Agitation. Gegenüber dem bis zum Jahr 1907 entstandenen britisch-fran-
zösisch-russischen Bündnissystem (entente cordiale) konnte das Habsbur-
gerreich auf die Unterstützung des Deutschen Kaiserreiches rechnen, zu
dem seit 1879 eine Bündnisbeziehung bestand. Mit dem Beitritt Italiens im
Jahr 1882 erweiterte sich dieses Doppelbündnis zu einem Dreierbündnis.
An der Bündnistreue Italiens ließ sich aber zurecht zweifeln. Die italieni-
sche Diplomatie gab ihre irredentistische Politik, welche die Erlangung der
von Italienern bewohnten Gebiete Österreichs zum Ziel hatte, nie ganz
auf, betrieb sie jedoch weniger drastisch.
Das Verhalten Rumäniens, das als ein „geheimer“ Verbündeter galt, war
im Kriegsfall noch unberechenbarer. Mittelpunkt der nationalen Ziele des
rumänischen Staates war – auch wenn man davon offiziell nicht sprach –
die Vereinigung der „urrumänischen“ Gebiete, d. h. des Königreichs Ru-
mänien mit dem zum Russland gehörendem Bessarabien und mit Sieben-
bürgen. Diese Ziele waren jedoch ohne einen Zusammenstoß mit Ungarn,
und so auch mit der Monarchie, kaum zu verwirklichen. Deswegen bedeu-
tete 1883 der Beitritt Rumäniens ein viel größeres Risiko als der von Italien.
Wegen der zu erwartenden Entrüstung in der Öffentlichkeit hielt der Kö-
nig die Tatsache des Vertrags geheim.
Aufgrund ihrer immer offensichtlicher werdenden inneren Schwäche
und der Beziehungen zumDeutschen Kaiserreich wurde inWesteuropa die
Beurteilung der Österreich-Ungarischen Monarchie in den ersten Jahren
des Jahrhunderts immer ungünstiger. Die Annahme, dass die Existenz der
Habsburgermonarchie ein unverzichtbares Element des europäischen
Gleichgewichts war, rettete sie zwar 1849 vor der Zerstörung, wurde je-
doch nach der Jahrhundertwende sowohl in London als auch in Paris be-
zweifelt. Von den gegenüber der Monarchie kritisch eingestellten Briten
erlangte Scotus Viator, d. h. Robert W. Seton-Watson, die größte Be-
rühmtheit. Seton-Watson reiste 1905 zum ersten Mal nach Wien und von
dort nach Budapest. Er teilte die typisch britische Überzeugung, dass die
Habsburgermonarchie der wichtigste Eckpfeiler des europäischen Friedens
und Gleichgewichts war. Nach einem mehrmonatigen Aufenthalt und
mehreren Reisen in Ungarn änderte er seine Meinung grundlegend. In sei-
nem bekanntesten Buch (Racial Problems in Hungary), das 1908 erschien,
und das später zu einem der Handbücher der britischen Friedensdelegation
wurde, berichtete er folgendermaßen von seinen Erfahrungen: „Meine
Eindrücke von Ungarn sind noch ungünstiger als sie je waren. […] Das gan-
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ze politische Leben ist korrupt und verdorben. Das Gebäude der ungari-
schen Hegemonie bricht langsam aber sicher zusammen.“7
Der weltberühmteWiener Künstler Oskar Kokoschka hatte eine ähnli-
cheMeinung. Er erinnerte sich Ende der 1960er Jahre: „DieWelt, die allein
uns damals bekannt war, drohte zu Ende zu gehen. […] In jedem Kronland
entstanden unüberwindliche Schwierigkeiten, die nur mit der Auflösung
der Völkerfamilie endgültig geschlichtet werden konnten. Die geistige Eli-
te verschiedener Nationen hat damals damit begonnen, Fenster einzuschla-
gen, die international gesinnten Arbeiter richteten mit Pflastersteinen Bar-
rikaden auf. Nationale Politiker verlangten die Bodenschätze ihrer Länder
allein zur Ausbeutung, auf Kosten der Allgemeinheit. […] Die lautstarken
Politiker verteidigten ihre Ideen, Alldeutsche den Anschluss an das Reich,
die Irredenta ein geeignetes Italien oder ein Großserbien. Eine panslawi-
sche Gruppe hoffte auf einen Anschluss an das Zarenreich. Jeder glaubte an
seinen Zukunftsstaat.“8
Zusammenfassend lässt sich sagen: Die Bestrebungen der Nationalitä-
ten innerhalb der Monarchie nach Rechtserweiterung bzw. Selbständigkeit
traten sowohl mit den irredentistischen Zielen der Staaten, die an den
Grenzen des Reiches im 19. Jahrhundert entstanden, als auch mit den stra-
tegischen Zielen der Siegermächte zusammen. Damit war das Schicksal
dieser sonderbaren Staatsbildung besiegelt. Man kann nicht behaupten,
dass das Zusammentreffen dieser drei Tendenzen eine unausweichliche
Notwendigkeit war, und auch nicht, dass es bloß rein zufällig und ohne
Vorgeschichte gewesen wäre. Die Entscheidungen der Großmächte wären
nicht so gefallen, wenn das Reich nicht multinational gewesen wäre, und
auch nicht, wenn die Nationalitätenführer für die Erhaltung der Monar-
chie, bzw. Ungarns eingetreten wären, so wie es zum Beispiel 1848-1849 die
Böhmen und Kroaten taten. Im Herbst 1918 erschien aber kein einziger
Palacký oder Jelaèiæ auf der Bildfläche, während sich viele für die Rolle
Kossuths oder Mazzinis bewarben. Wir wissen nicht, was geschehen wäre,
wenn die Mittelmächte gesiegt hätten. Die Niederlage hat aber den Zu-
sammenbruch des Habsburgerreiches und das Schicksal Ungarns endgültig
besiegelt.
***
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Die neue internationale Ordnung, die in der Pariser Friedenskonferenz
von 1919/1920 entwickelt wurde, und damit komme ich zum zweiten Teil
meiner Ausführungen, beruhte auf dem Nationalstaatsprinzip. Das Neue
Europa der Nationen sollte die einst übernationalen Großstaaten im östli-
chen Europa ablösen. Im Hintergrund stand dabei die Verbindung des
Prinzips der Selbstbestimmung mit dem Ziel, die Gefahr eines Überge-
wichts Deutschlands in Mitteleuropa sowie eine Ausbreitung der bolsche-
wistischen Revolution von Russland aufMittel- undWesteuropa durch die
Schaffung eines cordon sanitaire von Staaten im östlichen Europa, die sich
auf Frankreich stützten, zu verhindern. Zu diesem Zweck sprach die Frie-
denskonferenz in traditioneller Weise den Siegern die Beute, den Unterle-
genen die Zahlung von Reparationen und Gebietsabtretungen zu.
Es folgte daraus, dass die neue staatliche Ordnung gar nicht die Lösung
der Nationalitäten- und Minderheitenfrage bedeutete. Es ging lediglich
um eine Neuformulierung des Problems. Von den neuen Staaten ähnelten
zwei, nämlich das Serbisch-Kroatisch-Slowenische Königreich und die
Tschechoslowakei, im Kleinen dem, was das Habsburgerreich im Großen
darstellte. Unter den Dutzenden ethnischen Gruppen des südslawischen
Staates betrug der Anteil der Serben 42-43 Prozent, der der Kroaten 23
Prozent, der der Slowenen 8 Prozent, der der Bosniaken 6 Prozent und der
der Mazedonier 5 Prozent. Außer den Südslawen lebten im Königreich je-
doch auch Deutsche und Albaner in einer Größenordnung von je einer hal-
ben Millionen Menschen, sowie Rumänen, Italiener und natürlich Un-
garn. Im Vergleich zum Habsburgerreich bestand der einzige wesentliche
Unterschied darin, dass die Serben mit fast 50 Prozent die relative Mehr-
heit ausmachten. Der Anteil der Magyaren in Ungarn vor dem Krieg war
jedoch etwas höher: 48 bzw. 54 Prozent.
In der Tschechoslowakei machte der Anteil der Tschechen 51 Prozent
aus, kaummehr also als der der Magyaren imKönigreich Ungarn. Der An-
teil der Slowaken lag bei etwa 15 Prozent. Von den ethnischen Minderhei-
ten, die 34 Prozent ausmachten, war die Gruppe der Deutschen am größ-
ten. Sie bestand aus 3,3 Millionen Menschen, was nahezu der Hälfte der
tschechischen Einwohner entspricht und den Anteil der Slowaken bei wei-
terem übertraf. In Polen und Rumänien stellten sich die Verhältnisse we-
sentlich einheitlicher dar. Diese Länder waren ohne Zweifel Nationalstaa-
ten, aber mit einer Nationalitätenminderheit von 31 bzw. 28 Prozent
konnten sie keineswegs als homogene Nationalstaaten betrachtet werden.
Zu den homogenen Nationalstaaten, in denen der Anteil der Minderheiten
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10 Prozent nicht überstieg, gehörten Österreich und Ungarn, die beiden
Staaten, die durch den verlorenen Krieg gebrandmarkt waren. Während
die Volkszählung von 1910 in Ungarn eine Minderheitenbevölkerung von
etwa 50 Prozent konstatierte, lag der Anteil 1920 lediglich bei 10 Prozent.
Eine zahlenmäßig starke Minderheit waren die Deutschen mit 550.000 (7
Prozent) und die Slowaken mit 140.000 Menschen (2 Prozent).
Die Geschichte wiederholte sich auch insofern, als dass die neuen oder
erst kürzlich entstandenen Staaten keineswegs nach der Stärkung der Na-
tionalitätenmerkmale ihrer Minderheiten oder nach deren Konservierung
strebten, sondern nach ihrer Assimilation und Einverleibung, indem sie
den Reichstraditionen der Vorkriegszeit folgten oder diese sogar übertra-
fen. Von einem partnernationalen Status, den die Mehrheits- und Minder-
heitsvolksgruppen innerhalb des Staates nach schweizerischem Muster er-
halten sollten, konnte keine Rede mehr sein. Stattdessen führte jeder Staat,
selbst der ethnisch heterogenste, einen strengen Zentralismus ein. Keiner
bevorzugte einen Regionalismus, der auf historischen und/oder kulturellen
Unterschieden beruhte. Es ist bekannt, dass diese Bestrebungen schon 1929
im südslawischen Staat zur Errichtung einer Diktatur führten und dass die
demokratischste Verfassung dieser Region, nämlich die tschechoslowaki-
sche, ohne Mitwirkung der nationalen Minderheiten entstand. So erhiel-
ten nicht nur die tschechoslowakischen Deutschen und Ungarn keine Au-
tonomie, sondern auch die Slowaken und Ruthenen, denen sie von den
tschechischen Politikern vorher mehrmals versprochen wurde. Es ist wahr,
dass die Siegermächte hinsichtlich des hohen Anteils der Nationalitäten für
jeden Staat der Region verpflichtende Normen des Minderheitenschutzes
vorschrieben. Da jedoch die Verletzung dieser Rechte nicht mit Sanktionen
belegt wurde, war der praktische Nutzen dieses Systems des Minderheiten-
schutzes eingeschränkt.9
Westeuropa erwartete, wie bereits erwähnt, aus strategischen Gründen
von den neuen Nationalstaaten, dass sie sowohl einer nach Osten gerichte-
ten Expansion der Deutschen, als auch einer für die Zukunft befürchteten
russischen Expansion nach Westen Einhalt gebieten würden. Die Desinte-
gration wurde deswegen sowohl von der englischen als auch der französi-
schen Politik als erster Schritt der Neuordnung aufgefasst, dem eine regio-
nale Zusammenarbeit der neuen Staaten hätte folgen sollen. Nach dem
Krieg gab es in diesem Zusammenhang sowohl im Kreis der Politiker der
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Großmächte als auch unter den Nationalitäteneliten der Region mehrere
Vorstellungen. Es wurde jedoch keine von diesen Sicherheitsideen mit re-
gionalem Charakter verwirklicht. Die grundlegenden Ursachen lagen in
den nationalen Gegensätzen, die sich meist aus den Grenzstreitigkeiten
und Minderheitenbeschwerden der neuen oder neu gebildeten Staaten er-
gaben, und stärker wogen als alle anderen Gesichtspunkte, einschließlich
dem der Sicherheitsfrage. Die einzige dauerhafte regionale Zusammenar-
beit, die sich zwischen den Staaten der Region herausbildete, konstatierte
sich in dem 1920-21 geschaffenen politischen und militärischen Bündnis
(Kleinentente) zwischen der Tschechoslowakei, Rumänien und Jugosla-
wien, welches jedoch lediglich gegen die irredentistischen Bestrebungen
Ungarns, bzw. teilweise Bulgariens Schutz bot. Gegen die wirklich expansi-
ven Länder, nämlich Deutschland und die Sowjetunion, erwiesen sich diese
und andere kurzlebigen Kooperationen der Region als wirkungslos. Das
neue nationalstaatliche System war gerade dazu unfähig, wozu es vor allem
geschaffen wurde: Zur Abwehr der Großmachtsexpansionen, die diese Re-
gion bedrohten, und damit zugleich zur Wahrung des kontinentalen
Gleichgewichts. Seit Mitte der 1930er Jahre hing die ganze Region an der
Nabelschnur der deutschen Wirtschaft, unabhängig von der subjektiven
politischen Anti- oder Sympathie der einzelnen Länder.10 Unsere Ge-
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DIE FOLGEN DES ZERFALLS
DER KAISERLICH-KÖNIGLICHEN MONARCHIE
Nach dem Zusammenbruch der Österreichisch-Ungarischen Monar-
chie begannen Verhandlungen zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich Ungarn über die Aufteilung des früheren gemeinsamen Staats-
vermögens (Aktiva und Passiva).
Die Verhandlungen über diesen Problemkreis wurden zunächst bilateral
begonnen und dann von 1930 bis 1938 auf internationaler Ebene weiterge-
führt. Die Mittel und Methoden, mit denen das gemeinsame Vermögen ei-
nes Reiches aufgeteilt bzw. wie darüber in offener Atmosphäre diskutiert
wurde, waren zweifellos einzigartig.
Der Einigungsprozess begann gleich nach dem Zusammenbruch der
Monarchie, zu Beginn im Rahmen der „Wirtschaftlichen Verhandlungen
zwischen Österreich und Ungarn“, später unter Einbeziehung eines
Schiedsgerichts, des Schiedsgerichts von Lausanne, das am 15. September
1930 installiert wurde. Einen grundlegenden Teil seiner Tätigkeit bildeten
die von gewählten Schiedsrichtern geführten Verhandlungen über die Auf-
teilung des gemeinsamenVermögens, im Zuge derer eine endgültige Verein-
barung mit dem Deutschen Reich erzielt werden konnte.
Tabelle 1
Die Aufteilung des Territoriums von Österreich-Ungarn und der Be-
völkerung auf die Sukzessionsstaaten
Land Fläche % Bevölkerung in 1000 %
1 Im Reichsrat vertreteneKönigreiche und Länder 300.004 28.572
Republik Österreich 79.580 26,16 6.572 22,28
Tschechoslowakei 77.834 25,91 9.843 34,30
Rumänien 10.441 3,48 800 2,82
Serbisch-Kroatisch
-Slowenischer Staat 29.256 10,15 1.680 5,87
Polen 80.390 26,77 8.352 29,30
Italien 22.584 7,53 1.544 5,43
2 Die Länder der hl. Ste-phanskrone 324.411 20.886
Trianonungarn 92.720 28,58 7.946 38,04
Tschechoslowakei 62.937 19,40 3.576 17,12
Rumänien 102.787 34,26 5.265 25,20
Serbisch-Kroatisch
-Slowenischer Staat 66.497 20,50 4.071 19,49
Republik Österreich 5.055 1,56 392 1,87
Freistaat Fiume 21 0,06 44 0,21
Quelle: Peter-Robert Berger: Der Donauraum im wirtschaftlichen Umbruch nach dem Ersten
Weltkrieg. Währung und Finanzen in den Nachfolgestaaten Österreich, Ungarn und
Tschechoslowakei 1918–1929. Wien, Bd. 1, 1982. 3.
1. Die Aufteilung des gemeinsamen Vermögens (Aktiva)
Der Zerfall und die Staatensukzession der Österreichisch-Ungarischen
Monarchie brachten wirtschaftliche Probleme mit sich, nämlich die Ver-
teilung der ehemaligen Aktiva und Passiva. Hier ist neben einer Anzahl
mehr oder weniger unbedeutender Angelegenheiten im Verhältnis zu den
Sukzessionsstaaten vor allem das Schiedsgerichtsverfahren gegen Ungarn
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aufgrund seiner aus der früheren Zusammengehörigkeit mit Österreich
einhergehenden Ansprüche zu nennen.
Das österreichisch-ungarische Schiedsgericht mit dem Sitz in Lausanne
wurde auf Grundlage des Artikels VI des sogenannten Burgenlandverglei-
ches vom 26. Februar 1923 eingerichtet.
Der Burgenlandvergleich wurde zwischen Österreich und Ungarn vor
einem internationalen Schiedsgericht abgeschlossen, das sich auf Basis des
Venediger Protokolls vom 13. Oktober 1921 konstituiert hatte.1
Am 15. September 1930 etablierte sich auch formell das vollständige
österreichisch-ungarische Schiedsgericht in Lausanne, wovon neben den
Schriften des Finanzministeriums auch die Dokumente des Militärliqui-
dierungsamtes imKriegsarchiv zeugen.2 Die wichtigsten Personalentschei-
dungen waren: Vorsitzender wurde Agostino Soldati,3 Mitglied des Schwei-
zer Eidgenössischen Gerichtshofes. Neben ihm bekleidete Plinio Bolla die
Funktion des Sekretärs und war gleichfalls Mitglied des Schweizer Eidge-
nössischen Gerichtshofes. Viktor Kienböck4 vertrat den österreichischen
Partner, József Szterényi den ungarischen.5
Zwar wurde Lausanne als Sitz des Schiedsgerichtes festgelegt, jedoch
konnte ihn der Vorsitzende je nach Bedarf auf einen anderen Ort verlegen.
Das Schiedsgericht war befugt, in allen Fragen Urteile zu fällen, die im Ar-
tikel VI des Burgenlandabkommens vom 26. Februar 1923 geregelt waren.
Die ungarische Hauptklage konnte bis zum 31. Dezember 1930 eingereicht
werden und die österreichische Seite musste darauf innerhalb von drei Mo-
naten Antwort geben. Der Inhalt der Forderung wurde bestimmt. Gegen
das Klagebegehren konnte Österreich innerhalb von zwei Monaten Ein-
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ter im Völkerbund.
spruch erheben und die Gerichtskosten hatten beide Länder je zur Hälfte
zu tragen. Insgesamt beliefen sich die Forderungen Ungarns auf ca. eine
Milliarde Goldkronen. Gegenüber diesen von Ungarn geltend gemachten
Ansprüchen reichte Österreich eine Widerklage ein. In Summe war die
Forderung vonseiten Österreichs um das zehnfache geringer als jene von
Ungarn.
In der Funktion des österreichischen Schiedsrichters war der Finanzminis-
ter a.D. und frühere Präsident der Österreichischen Nationalbank [Viktor]
Kienböck tätig und in der ungarischen der frühere königlich ungarische
Justizminister [Vilmos Pál] Tomcsányi. Mit der Stelle des österreichischen
Staatsvertreters im Ministerialrat des österreichischen Finanzministeriums
wurde (Freiherr von) Schönberger betraut, zum ungarischen Staatsvertreter
wurde der königlich ungarische Kurialrichter Kálmán Alkér6 ernannt.
Nach Konstituierung des Schiedsgerichtes reichte Ungarn eine Hauptkla-
ge und zwei Nebenklagen ein und Österreich eine Widerklage, worüber viele
hunderte Druckseiten gewechselt wurden. Gegenstand der ungarischen Kla-
gen war der vonUngarn behauptete und von Österreich bestritteneMiteigen-
tumsanspruch Ungarns auf gewisse Vermögenschaften, insbesondere auf das
Hofvermögen,7 einschließlich der Museen, der Hofbibliothek und sonstiger
Sammlungen, Vermögenschaften des Auswärtigen Dienstes, bosnisch-her-
zegowinische Vermögenschaften und militärisches Vermögen. Während
dieses eigentlichen Schiedsgerichtsverfahrens gelang es mit Hilfe der Be-
mühungen des neutralen Präsidenten, zwischen den beiden Prozesspartei-
en bis auf eine Ausnahme alle Klagepunkte in Form von Übereinkommen
vergleichsweise zu regeln.
Nach der formellen Konstituierung reichte das Königreich Ungarn am
27. Dezember 1930 eine Hauptklage und zwei Nebenklagen beim österrei-
chisch-ungarischen Schiedsgericht in Lausanne ein. In der Hauptklage wur-
den folgende Ansprüche auf Teile des früher gemeinsamen Vermögens ge-
stellt:
1. auf militärische Immobilien ca. 71 Millionen Goldkronen,
2. a) auf militärische Mobilien 447 Millionen Kronen, b) auf Briefmar-
ken der Feldpost 90 Millionen Kronen,
3. auf nichtmilitärische Mobilien der gemeinsamen Administration mit
einem Quotenanteil von 32,82% 164.600 Goldkronen,
90 ferenc szávai
6ÖStA/AdR BMfF Dept. 17. Fasz. 79-I-A, Karton 92, Zl. 66104/1930. Prozessordnung
des österreichisch-ungarischen Schiedsgerichtes.
7Szávai, 2000, 581–595.
4. nach obiger Quote der entsprechende Anteil am Gebäude der Wiener
Konsularakademie,
5. der quotenmäßige Anteil am ehemaligen Botschaftspalais in London
(200.000 Goldkronen),
6. auf 50% des Hofvermögens (ca. 200 Millionen Goldkronen),
7. gleichfalls auf 50% des Fideikommiß-Vermögens des früheren Herr-
scherhauses im Wert von etwa 36 Millionen Goldkronen,
8. auf die Hälfte der Fideikommiß-Sammlungen als ungarischer Anteil
des gemeinsamen geistigen Eigentums,
9. auf den der genannten Quote entsprechenden Anteil an den Aktiva
Bosnien-Herzegowinas in der Höhe von etwa 3,3 Millionen Dinar,
10. auf einen Quotenanteil von 36,4% an denMobilien und Immobilien des
Militärs und der Schadenersatzstiftungen auf dem Gebiet Österreichs
und der Nachfolgestaaten.8
Gegen die ungarischen Klagen erhob die Republik Österreich am 18. April
1931 Einspruch und stellte Gegenforderungen. Die Punkte A, B, C beinhalte-
ten den Schadenersatz betreffend Burgenland, die Räterepublik und die rumä-
nische Invasion. In Punkt D wurde der Wert der von Ungarn entlehnten
Landkarten samt 5% Zinsen gefordert. In Punkt D b) verlangte die österrei-
chische Regierung eine Entscheidung in Sachen Kartenmaterial: Ungarn soll-
te dieses entweder bis zum 31. Dezember 1950 zurückerstatten oder dessen
Wert Österreich ausbezahlen. Unter Punkt E wurde Anspruch auf die Liefe-
rung von Rohtabak mit 5% Zinsen oder die Zahlung desWertes erhoben. Un-
ter Punkt F wurde die Summe im Wert von 80 Millionen Goldgulden der
Schulden der Österreichisch-Ungarischen Bank inklusive 5% Zinsen geltend
gemacht. Unter Punkt G schließlich wurde insistiert, Ungarn möge einen
Beitrag von 59,5 Millionen Kronen an den gemeinsamen Renten leisten.9
Diese Übereinkommen wurden teils unterfertigt und von den beiden
Regierungen genehmigt, beziehungsweise zum Teil nur paraphiert, wäh-
rend deren formelle Unterfertigung und Ratifizierung von Ungarn dem
Zeitpunkt vorbehalten wurde, an dem über den letzten noch offenen Kla-
gepunkt der ungarischen Regierung entweder durch gerichtliche Ent-
scheidung oder Vergleich entschieden werden würde.
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Dieser noch nicht bereinigte Klagepunkt betraf die von Ungarn gefor-
derte Abrechnung des militärischen Mobiliarvermögens. Aus diesem Titel
machte Ungarn gegenüber Österreich einen Anspruch von rund 450 Mil-
lionen Goldkronen geltend.10
Die ungarische Aufstellung wurde am 26. Juni 1935 fertiggestellt. In dieser
änderte die ungarische Seite ihre frühere Forderung (von ursprünglich einer
Milliarde, dann von einer halben Milliarde Kronen) auf 447,483.817 Kronen.
In der neuen Berechnung wurde Ungarn eine um 70Millionen Kronen höhe-
re Summe zugeschrieben, während das neue Österreich eine um 35 Millionen
geringere Summe erhielt. Da der so entstandene Gesamtwert 3.619Mrd. Kro-
nen betrug, wurde Ungarn mit 447,483.817 Kronen weniger zugesprochen,
als wenn man den Quotenproportionen entsprechend vorgegangen wäre. Die
Endbilanz der ungarischen Unterbreitung war folgende:11
Tabelle 2
Wert der mobilen Heeresgüter auf dem Gebiete des Königreichs Un-
garn und der Republik Österreich (in Goldkronen)
in Österreich in Ungarn
Wert der Mobilien 2,660.557.894 851,255.717




Quote (Ö. 63,6%, U. 36,4%) 2,302.106.841 1,317.558.003
Über dem Quotenanteil + 447,483.817 – 447,483.817
Plussaldo Ungarns 447,483.817 Goldkronen
Quelle: ÖStA/AdR BMfF Dept. 17, Faszikel 79-II-A-2, Jahr(e) 1935. Karton 105. Zl.: 74709/1935.
Unterbreitung des Vertreters der königlich ungarischen Regierung beim österreichisch-ungarischen
Schiedsgericht, wo er die im Beschluss des hohen Schiedsgerichtes vom 16. April 1935 bezeichnete De-
taillierung der militärischen Sachgüter vorlegt (Budapest, 26. Juni 1935), 38.
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Am 15. April 1935 entstand unter Mitarbeit von Agostino Soldati ein
weiteres Vereinbarungskonzept zur Regelung von einzelnen weiteren
Streitfragen, die das österreichisch-ungarische Schiedsgericht noch zu klä-
ren hatte. In der Vereinbarung hätten Österreich und Ungarn ihre Bereit-
schaft erklärt, von sämtlichen, noch vom Schiedsgericht zu behandelnden
Ansprüchen zurückzutreten, mit Ausnahme folgender: 1. dem ungarischen
Anspruch, der sich auf die von derMilitäradministration verwendeten mo-
bilen Güter bezieht, 2. dem ungarischen Anspruch, der mit der sich aus
dem Postverkehr zwischen 1915 und 1918 ergebenden Forderung zusam-
menhängt, 3. dem österreichischen Anspruch, der die dem Burgenland zu-
gefügten Schäden betrifft. Das Zurücktreten der ungarischen Seite bezieht
sich nicht auf all die Güter, die von der österreichischen Seite als Zubehör
anerkannt wurden, allerdings wurde dieser Charakter der erwähnten Gü-
ter von ungarischer Seite nicht für gültig erklärt.12
Bis zum Jahre 1935 konnten sich die Seiten nur bezüglich der Frage der
Aufteilung des mobilen militärischen Vermögens nicht einigen. Die am 1.
Oktober 1935 in Budapest paraphierte Vereinbarung regelte die ungarische
Nebenklage, die mit dem internationalen Telegraphenverkehr der Jahre
1915–1918 zusammenhing, bzw. die österreichische Klage, die sich auf die
Wiedergutmachung der burgenländischen Schäden bezog.
Die Meinungsverschiedenheiten zwischen Österreich und Ungarn
wurden durch die Vereinbarungen vom 10. April 1923, bzw. vom 26. Januar
1931, geregelt. Letztere wurde von Bundeskanzler Johann Schober und Mi-
nisterpräsident István Bethlen inWien abgeschlossen. Der Freundschafts-,
Vergleichs- und Schiedsgerichtsvertrag zwischen der Republik Österreich
und dem Königreich Ungarn betonte die beiderseitige Bereitschaft, Ver-
einbarungen zu erzielen, und regelte, dass Streitfragen mittels gewählter
Richter geklärt werden sollen.13
Die Republik Österreich formulierte am 29. November 1935 eine Äuße-
rung zur detaillierten ungarischen Aufstellung.14
Auf den österreichischen Standpunkt vom 29. November 1935 antwor-
tete das Königreich Ungarn, einer Aufforderung des Schiedsgerichts vom
6. Dezember 1935 folgend, in einer Replik am 12. Februar 1936.
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Äußerung der österreichischen Bundesregierung auf die Unterbreitung des Vertreters der
königlich ungarischen Regierung beim österreichisch-ungarischen Schiedsgericht.
Da die österreichische Seite die ungarische Schätzung anzweifelte, be-
schäftigte sich ein Extrateil der Schrift mit der Entstehungsgeschichte der
Schätzverfahren. Die ungarischen Experten hatten zur Zeit der Erstellung
der ursprünglichen detaillierten Aufstellung nicht die Möglichkeit, in Ori-
ginaldokumente einzusehen, zudem hatten sie keine Einsicht in die das ge-
meinsame Vermögen betreffenden Akten.
Die ungarische Seite akzeptierte die österreichische Behauptung nicht,
nach der es keine Aufstellungen über militärische Güter auf ungarischem
und österreichischem Gebiet geben sollte.
Im allgemeinenTeil wurde auf die österreichischeMeinung geantwortet:
Widerlegt wurde, dass die ungarischen Rechnungen ungeeignet wären,
dass die Daten Mängel aufwiesen und, dass Österreich nicht in der Lage
wäre, diese zu überprüfen. Außerdem wurde bestritten, dass das ungarische
Schreiben keinerlei Beweise liefere, sondern nur eine Spekulation sei.
Seit Januar 1934 unternahm Ungarn Schritte, um ein zweiseitiges Ver-
mögenskataster zusammenzustellen und die ungarische Aufstellung unter
Einbeziehung österreichischer Experten zu diskutieren. Diese Bitte wurde
von österreichischer Seite abgelehnt.
Das Schreiben bezieht sich auf die österreichischeMeinung, in der unga-
rischen Zusammenstellung würden militärische Güter erwähnt, die ur-
sprünglich nicht gemeinsames, sondern rein österreichisches Eigentum
seien; es wird zur Frage Stellung genommen, dass Maschinen und maschi-
nelle Einrichtungen nicht zu mobilen militärischen Gütern gehören wür-
den, bzw. zum Vorwurf, dass Ungarn in seinen Angaben nie den Abtrans-
port militärischer Güter erwähnt haben soll.
Das Königreich Ungarn setzte sich für die Bestätigung der ersten Anga-
be durch das Urteil des Schiedsgerichts ein und bat darum, Österreich
durch einen richterlichen Entscheid zur Übergabe der entsprechenden Do-
kumente zu verpflichten. Desweiteren wurde die Bereitschaft erklärt, eine
Militärkommission aufzustellen, bestehend aus neutralen Experten, die
über notwendige Fach- und Sprachkenntnisse verfügen.15
Auf die Bitte des Vorsitzenden des Schiedsgerichts vom 29. April 1936
antwortete die Republik Österreich am 20. Juni 1936 in einer Duplik auf das
zuvor genannte Schreiben vom 12. Februar. Laut allgemeiner österreichi-
scher Meinung enthalte die erwähnte Replik keinerlei Antworten auf die
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Replik der königlich ungarischen Regierung auf die Äußerung der österreichischen Bun-
desregierung. (Budapest, 12. Februar 1936).
österreichischen Fragestellungen. Im Sinne einer allgemeinen Kritik wur-
de angemerkt, dass im ungarischen Schreiben (eine detaillierte Zusammen-
stellung von Militärgütern nach ihrem Ursprung) die mobilen militäri-
schen Güter in Wirklichkeit weder nach Stück, noch nach Menge
klassifiziert seien.
Zurückgewiesen wurde die Behauptung, die mehr als hundert militäri-
schen Einheiten seien nach dem viereinhalbjährigen Krieg gleichermaßen
ausgerüstet gewesen. Die ungarische Zusammenstellung benenne oft Ein-
heiten, die in Wirklichkeit in keinem der Länder existiert hätten. Nach
österreichischem Standpunkt enthielt die ungarische detaillierte Aufstel-
lung zum großen Teil völlig willkürlich gewählte Daten.
Ungarn seien alle Dokumente zur Verfügung gestanden, mit denen der
gemeinsame Besitz hätte bewiesen werden können, Ungarn müsse genau
wie Österreich die Behauptungen mit Hilfe von Beweisen untermauern.
Über die bisherigen Belege war man der Meinung, dass es nur wenige seien
und sie sich im Wesentlichen aus Broschüren und Zeitungen zusammen-
setzten.
In der Frage der Bewertung des Staatsvermögens, bzw. der mobilen mili-
tärischen Güter stützte sich Ungarn immer auf die Verhandlungen bei der
Reparationskommission. Über mehrere Jahre hinweg verfügte die Kom-
mission über verschiedene Angaben, von 457 Millionen bis 6,8 Milliarden,
dem Verhältnis 1:15 entsprechend.
Weiterhin aufrecht blieb das Problem der Maschinen und maschinellen
Einrichtungen, die nach österreichischer Auffassung nicht zu den mobilen
militärischen Gütern zu zählen seien; dasselbe treffe auch für die Baracken
zu. Die österreichische Duplik stellte fest, dass die Bundesregierung über
Beweise verfüge, nach denen es in der chaotischen Situation des Zusam-
menbruchs in Österreich keine systematische, „mäßige“ Auflistungen
gebe; dies wurde mittels Memoiren von hochgestellten Militärs bewiesen.
Desweiteren wurde die Richtigkeit der ungarischen Schätzungen ange-
zweifelt.
Die österreichische Regierung zweifelte denWahrheitsgehalt der unga-
rischen Aufstellung an. Die ungarische Regierung müsse aufgefordert wer-
den, den Ursprung der in die Verhandlungen eingebrachten Güter Stück
für Stück zu beweisen und somit beantragte Österreich die Abweisung der
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ungarischen Klage (bezüglich der Zusammenstellung der mobilen militäri-
schen Güter).16
Das Königreich Ungarn reichte am 17. November 1937 einen Schriftsatz
ein, mit dem es von dem am 21. Juni 1937 formulierten Gegenargument zu-
rücktritt; dieses bezog sich auf die Folgen der Verschuldung der österreichi-
schen Bundesregierung.
Die Grundlage des vom Königreich Ungarn eingereichten Antrags auf
ein neues Beweisverfahren war die Verpflichtung der verhandelnden Seiten,
die sich in ihrem Besitz befindenden und zur Beweisführung geeigneten Do-
kumente darzulegen. Die Partner müssten zusammenarbeiten, gemeinsam
eine Lösung finden, denn das Problem sei von internationalem Charakter.
Das Königreich Ungarn betonte, dass Österreich durch die Verpflich-
tung, die entsprechendenMaterialien und Dokumente zur Verfügung stel-
len und auch gleichzeitig Beweise darlegen müsse, wie es von Ungarn er-
wartet wurde.
Das Königreich Ungarn erklärte, es sei hinsichtlich der Ab- und Ein-
rechnung der verschiedenen Summen nicht in der Lage, diese der Situation
zur Zeit des Zusammenbruchs entsprechend festzustellen. Der Präsident
der österreichischen Bundesregierung bat den Vorsitzenden des Schiedsge-
richts um eine Verlängerung der Frist für die Beantwortung des ungari-
schen Dokuments (Antrags), von ursprünglich 24. Dezember 1937 bis zum
31. Januar 1938. All dies wurde damit begründet, dass der Antrag im Ein-
klang mit den Vorschriften und der Verhandlungspraxis des Schiedsgerich-
tes vom 4., 5. und 7. Juni 1937, vom 23. März 1937, vom 17. und 28. Juni 1937,
und schließlich vom 24., 25., 27. und 28. September 1937 stehe.
Nach der ungarischen Meinung, darüber hinaus hatte der ungarische
Antrag einen Charakter von internationalem Recht, was nach Meinung
der österreichischen Regierung ebenfalls die Verschiebung des ursprüngli-
chen Termins begründen würde.17
Die österreichische Meinung zum ungarischen Schriftsatz vom 17. No-
vember 1937 wurde schließlich am 17. Januar 1938 formuliert.
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das Österreichisch-Ungarische Schiedsgericht.
Darin akzeptierte die österreichische Bundesregierung den Standpunkt
des Königreichs Ungarn, von der Feststellung der österreichischen Ver-
schuldung Abstand zu nehmen, wenn Ungarn dies unverzüglich verwirkli-
chen würde. Das Königreich Ungarn erneuerte seinen Anspruch auf ein
weiteres Beweisverfahren. Gleichzeitig wurde im Antrag vom 21. Juni 1937
der Wunsch nach einer Beschleunigung des Verfahrens geäußert.
Im ungarischen Antrag wurde die freundschaftliche Atmosphäre wäh-
rend der Verhandlungen betont und die Übergabe der neuen Dokumente
vorgeschlagen. Die österreichische Regierung erwartete von der nächsten
Sitzungsperiode, dass für den Abschluss der Angelegenheit auf eine für die
österreichische Seite akzeptable Weise Stellung bezogen werden würde.
Der ungarische Schriftsatz vom 17. November 1937, der die definitive
Übergabe der Dokumente enthielt, war nach Meinung der österreichi-
schen Seite nicht zeitgemäß und übereilt.
Nach dem zwischenzeitlichen Antrag musste das Beweisverfahren künf-
tig auf Grundlage der Beschlüsse des Schiedsgerichts durchgeführt werden:
In diesen wurden mit der Übergabe von informativen Listen, Akten, Zu-
sammenstellungen und Dokumenten verbundene Fragen aufgeworfen, die
für das ungarische Beweisverfahren notwendig wären. Nach einhelliger öster-
reichischer Meinung war der neue ungarische Beweisantrag übereilt und in
dieser Form nicht akzeptabel; deswegen wurde seine Abweisung beantragt.18
Das Königreich Ungarn antwortete am 12. Februar 1938 auf die Äuße-
rung der österreichischen Seite vom 17. Januar 1938. Die verhandelnden Sei-
ten beantragten beim Schiedsgericht eine genauere Klärung der Situation,
die in den Schreiben vom 17. November 1937 und 12. Februar 1938 (von un-
garischer Seite) sowie im österreichischen Schreiben vom 17. Januar 1938
und dessen Ergänzung vom 4. Februar 1938 geschildert wurde. Die aus der
Situation entstandenen Fragen sollten geklärt und die nachträglichen Ver-
fahren eingeleitet werden.19
Nach ungarischer Meinung eigne sich der ungarische Antrag für eine
Beschleunigung des Beweisverfahrens, während die von der österreichi-
schen Seite beantragte Verfahrensweise eine entgegengesetzte Wirkung
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1938).
haben könne. Würde das Schiedsgericht die Vorlage der Dokumente ver-
langen, könne dies nach ungarischer Meinung die endgültige Entschei-
dungsfindung beschleunigen; wenn nicht, dann müsse festgestellt werden,
wer schuld daran habe und ein Urteil müsse gefällt werden.
Nach dem ungarischen Schreiben enthalte die österreichische Stellung-
nahme vom 17. Januar 1938 nichts Neues, es würden lediglich die früheren
österreichischen Anträge rezipiert.
Mit dem österreichischen Antrag vom 26. Juli 1937 setzte man sich das
Ziel, die ungarische Klage abzuweisen, doch eigentlich wurde gefordert,
dass die ungarische Seite auf das Beweisverfahren verzichten solle.
Insgesamt gelang es beinahe in allen Fragen eine Einigung zu erzielen,
eine Ausnahme stellte nur der Punkt 2 der ungarischen Hauptklage dar, der
das aus der ehemaligen Vermögensgemeinschaft stammende mobile militä-
rische Vermögen beinhaltete.20
Der neue Verhandlungspartner: das Deutsche Reich
Der ungarische Botschafter Döme Sztójay erinnerte in seinem Brief
vom 20. April 1938 an den Staatssekretär im Auswärtigen Amt, Ernst von
Weizsäcker, sofort an die Frage der Liquidierung des ehemaligen gemeinsa-
men österreichisch-ungarischen Staatsvermögens. Zudem skizzierte er die
personelle Zusammensetzung des österreichisch-ungarischen Schiedsge-
richts. Auch erwähnte er, dass in den Aufzeichnungen der im Jahre 1921
aufgenommenen Verhandlungen bis heute (20. April 1938) keine konkreten
Vorschläge zu finden seien.
Die ungarische Seite wusste zu diesem Zeitpunkt natürlich noch nichts
von der Einstellung des Deutschen Reiches zur Rechtskontinuität, die im
weiteren immer bedeutsam blieb, wies aber die entsprechenden Stellen des
Deutschen Reiches außerordentlich früh auf das Problem hin.
Die ungarische Seite erklärte weiterhin, sie würde eine schnellstmögli-
che Fortsetzung der schiedsrichterlichen, bzw. abstimmenden Verhandlun-
gen der deutschen Regierung in der erwähnten Frage begrüßen, und damit
die Angelegenheit möglichst schnell zum Abschluss bringen.21
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Die am 24. Mai 1938 erschienene Verordnung über die staatliche Ver-
waltung verringerte auch das Gewicht der Provinz Österreich innerhalb
des Deutschen Reiches. Der am 12. Juli 1938 in französischer Sprache ver-
fasste Brief an die deutsche Botschaft in Bern von Agostino Soldati und Pli-
nio Bolla gibt Aufschluss über die Umstände der Gründung sowie die bishe-
rige Tätigkeit des österreichisch-ungarischen Schiedsgerichts in Lausanne.
Gleichzeitig werden die Motive für das Scheitern der für den 5. April 1938
geplanten Tagung von San Remo dargelegt, unter denen auch die negative
Haltung des Präsidenten Soldati zum Anschluss eine Rolle spielte.22
Karl Schönberger war einer derjenigen, denen die seit Jahrzehnten an-
dauernden vermögensrechtlichen Verhandlungen am längsten bekannt
waren. Mit dem 26. September 1938 datiert, stellte er einen Informations-
bericht für das Reichsfinanzministerium zusammen, von dem auch das
Berliner Auswärtige Amt am 15. Oktober 1938 zwei Exemplare erhielt. Of-
fiziell handelte es sich hierbei um den Bericht desWiener Finanzministeri-
ums, denn nach dem Anschluss konnte noch ein großer Teil der österrei-
chischen Ministerien selbständige Tätigkeiten ausüben. In diesem Bericht
beschrieb Schönberger detailliert die bisherigenWirtschaftsverhandlungen
zwischen Österreich und Ungarn, die Ergebnisse der schiedsrichterlichen,
später der schiedsgerichtlichen Verfahren, die Gründung des Österrei-
chisch-Ungarischen Internationalen Schiedsgerichts, und legte sogar ein-
zelne Punkte der ungarischen Hauptklage sowie der Nebenklage dar. Der
wertvolle Bericht Schönbergers enthielt für die Rechtsfolge, den weiteren
Verlauf der Verhandlungen, vier mögliche Lösungen, die von der deut-
schen Seite bei den späteren Verhandlungen auch genutzt wurden.23
Der Brief von Plinio Bolla vom 20. Oktober 1938 führt das genaue To-
desdatum von Agostino Soldati an: 9. Oktober 1938.24
Am 27. Oktober fertigte Schönberger einen Bericht über die im Berliner
Auswärtigen Amt geführten Gespräche an, bei denen in zwei wichtigen
Fragen eine Entscheidung getroffen wurde: Das Deutsche Reich betrach-
tete sich nicht als Nachfolgestaat Österreichs und übernahm somit auch
keine Verpflichtungen, erklärte sich aber für mündliche Verhandlungen
mit dem Königreich Ungarn bereit.25
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Von nun an beschäftigte sich die juristische Abteilung des deutschen Aus-
wärtigen Amtes mit der Angelegenheit und stützte sich in großemMaße auf
den oben erwähnten Bericht. Ein Schreiben vom 14. November 1939 bezog
zu allen wesentlichen Fragen der Angelegenheit Stellung. Die Kernaussage
war, dass das Deutsche Reich jegliche Rechtsnachfolge bezüglich der vom
ehemaligen Österreich (und jetzigem Bundesstaat) eingegangenen finanziel-
len Verpflichtungen – wenn auch nur teilweise – ablehne, aber zugleich be-
reit sei, die Angelegenheit auf freundschaftlicher Basis endgültig zu regeln.
Im Hinblick auf die weiteren Verhandlungen wurden gemäß dem zuvor
erwähnten Bericht des Wiener Finanzministeriums vier Möglichkeiten
formuliert:
1. Deutschland weist die Rechtskontinuität zurück und darüber hinaus
neben dem schiedsgerichtlichen Verfahren auch weitere Verhandlun-
gen.
2. Das Reichsministerium nimmt von nun an an den ausgesetzten
schiedsrichterlichen Verhandlungen teil, denn ein ungarischer Beweis-
erfolg ist nicht wahrscheinlich und auch die Größenordnung einer un-
garischen Forderung wäre nicht bedeutend. Inzwischen ist der Präsi-
dent des Lausanner Schiedsgerichts Soldati verstorben, die Frage des
Honorars für ihn und den Sekretär ist noch offen.
3. Man könnte in der sich neu gestaltenden politischen Situation versu-
chen, dass Deutschland die Verwirklichung neuer Gebietsansprüche
Ungarns unterstützt und Ungarn als Gegenleistung dafür auf seine
bisher formulierten Forderungen hinsichtlich der Vermögensgemein-
schaft der ehemaligen Österreich-UngarischenMonarchie verzichtet.
4. Schließlich wäre ein gangbarer Weg, dass Deutschland sich auf die
Rechtsdiskontinuität berufend die Teilnahme an den Verhandlungen zu-
rückweist, jedoch mit demKönigreich Ungarn zumAbstimmen der Fak-
ten Verhandlungen aufnimmt, die bereits früher schon zu Erfolgen führ-
ten. Aus den früheren Verhandlungen ist ersichtlich, dass Ungarn sich
mit einer Summe von 20 Millionen Reichsmark zufrieden geben würde.
Während der Verhandlungen wurde immer offensichtlicher, dass seitens
des Deutschen Reiches nicht mit einer Bargeldzahlung zu rechnen war, höch-
stens die eventuelle Übergabe einiger Gegenstände konnte in die Vorschläge
einbezogen werden. Unter ihnen waren zwei Wiener Gebäude – das des Col-
legiumHungaricum und das der ungarischen Botschaft – weiterhin die Über-
gabe der österreichischen Beteiligung am Pekinger Botschaftspalais, bzw. die
100 ferenc szávai
Abtretung des Anteils an der Sommerresidenz der Istanbuler ungarischen Bot-
schaft in Jeniköj, sowie einiger militärischerMaschinen. Bei den darauffolgen-
den Verhandlungen am 15. Oktober 1938 kam die Übergabe der Bestände des
ehemaligen österreichischen Heeres zur Sprache. Ähnlich wie der frühere
österreichische Verhandlungspartner erhoffte sich die deutsche Seite davon,
dass die ungarischen Ansprüche befriedigt werden können, ohne das Reich,
bzw. die österreichische Provinz durch größere Ausgaben zu belasten.26
Die deutsche Regierung antwortete am 23. Januar 1939 auf den Brief des
ungarischen Botschafters in Berlin Döme Sztójay. In diesem Schreiben
wurde zwar nicht die Rechtskontinuität erklärt, doch die Unterstützung
auf freundschaftlicher Basis beim Abschluss der Angelegenheit ausgespro-
chen. Als wesentlich wurde die Untersuchung bezeichnet, wem das mobile
militärische Vermögen gehört.
Am 25. Januar 1939 sandte der Reichsfinanzminister über die deutsche
Botschaft in Bern einen Brief an Plinio Bolla, mit der Bitte, die noch offe-
nen Fragen zwischen Österreich und Ungarn niederzuschreiben. Weiters
fragte er an, welche Angelegenheiten noch aktuell seien, in deren Verhand-
lungen das Deutsche Reich sich eventuell als Verhandlungspartner ein-
schalten könnte.27
Döme Sztójay verfasste am 9. Mai 1939 einen Brief an den Staatssekretär
im Auswärtigen Amt,Weizsäcker, in dem er die Entsendung von Botschaf-
ter Nickl und dem Abteilungsleiter im Finanzministerium Ernõ Szilágyi
nach Berlin zur Weiterführung der Liquidationsverhandlung ankündigte.
Er bat den Staatssekretär, die Verhandlungen vorzubereiten.28
Am 10. Juni 1939 wurde dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes,
Freiherr vonWeizsäcker, in einem Brief von der ungarischen Botschaft ein
Vorschlag für die Weiterführung der Angelegenheit unterbreitet. Dieser
bestand darin, dass Deutschland der ungarischen Seite die angeführten Mi-
litärgüter (Uniformen, maschinelle Einrichtungen, Waffen, Munition,
usw.) ohne Gegenleistung überlässt, während die ungarische Seite den Ver-
zicht auf die Erfüllung der sich aus dem gemeinsamen Vermögen der
Österreichisch-Ungarischen Monarchie ergebenden Forderungen erklärt.
Die ungarische Seite betonte, diese Lösung zugunsten einer endgültigen
Beilegung der Angelegenheit vorzuschlagen.
die folgen des zerfalls der kaiserlich-königlichen monarchie 101
26PA AA Rechtsabteilung (R VII), Rechtsakten 8, Band 1. Zl.: 2164/1938.
27Ebd., Zl.: 6058/1938.
28PA AA Rechtsabteilung (R VII), Rechtsakten 8, Band 2. Zl.: 11627/1939.
Das Auswärtige Amt wurde am 23. Juni 1939 vom Reichsfinanzministeri-
um über den Tod des Präsidenten des österreichisch-italienischen Schiedsge-
richts, Karl Freiherr von Schönberger, verständigt, der am 28. Mai 1939 bei
einem Autounfall tödlich verunglückt war. Somit schied einer der besten
Kenner der Arbeit und der Ergebnisse des österreichisch-ungarischen
Schiedsgerichts aus den weiteren Verhandlungen aus. Als sein Nachfolger
wurde Otto Juch ernannt, der die restlichen 30 Prozent der Angelegenheit
zu erledigen hatte.29 Am 11. Juli 1939 wurden im Berliner Auswärtigen Amt
unter dem Vorsitz von Botschafter Eisenlohr Verhandlungen über die even-
tuelle Übernahme der Ungarn betreffenden tschechischen Staatsschulden
geführt. Die ungarische Seite wollte dies mit den aus dem ehemaligen ge-
meinsamen Vermögen stammenden Forderungen verknüpfen.
In zuvor in Budapest geführten Verhandlungen hatte Ungarn die Be-
reitschaft zum Verzicht auf die Erfüllung dieser Forderung erklärt, wenn
Ungarn als Gegenleistung 450 Millionen, oder zumindest 215 Millionen
tschechische Kronen erhalten würde.
Bei den Verhandlungen stand die Forderung Ungarns hinsichtlich des
ehemaligen österreichisch-ungarischen mobilen militärischen Vermögens
in keinem Zusammenhang mit den Verhandlungen zwischen dem Deut-
schen Reich und Ungarn. Jedoch war es im Sinne beider Seiten, die seit 20
Jahren existierende Streitfrage endlich zu lösen.
Offen blieb also die Frage der Übernahme des ungarischen Anteils an der
tschechischen Staatsschuld (verbundenmit der Forderung bezüglich des ehe-
maligen ungarischen mobilen militärischen Vermögens), doch die Lösung
der Frage sah für das Protektorat günstiger aus, als im Falle der Slowakei.
Offen blieb auch die Frage, ob diese Summe von 250Millionen tschechischen
Kronen durch die Lieferung von ausschließlich militärischen, hauptsächlich
ehemaliger österreichischer Güter gelöst werden sollte, oder ob dies nicht not-
wendig sei, sondern auch durch neuere Lieferungen verwirklicht werden kön-
ne. Laut der deutschen Seite müsse die Frage genau geklärt werden.
Das Königreich Ungarn erarbeitete einen Vorschlag für die Übernahme
der tschechischen Staatsschulden in Form von Lieferungen im Wert von
215 Millionen tschechischen Kronen. Gleichzeitig blieben einige Fragen im
Zusammenhang mit dem Staatseigentum, mit der Beteiligung an diesem,





Ende Juli 1939 verhandelten die Vertreter der ungarischen Regierung
mit den Vertretern des Reichsfinanzministeriums und die ungarische Seite
gab eine Erklärung zur endgültigen Beilegung der Angelegenheit ab. Hier-
in wurde zum Ausdruck gebracht, dass die ungarische Regierung in Zu-
kunft keinerlei rechtsgültige Ansprüche bezüglich des gemeinsamen Ver-
mögens der ehemaligen Österreichisch-Ungarischen Monarchie stellen
würde. Die Ansprüche, die auf Vereinbarungen zwischen der ehemaligen
Republik Österreich und dem Königreich Ungarn beruhen, verlieren ihre
Gültigkeit; jene dagegen, die noch nicht endgültig geregelt sind oder bis zu
diesem Zeitpunkt noch nicht realisiert wurden, bleiben offen. Diese Erklä-
rung wurde im Namen der deutschen Regierung angenommen.31
Da die Kosten des Schiedsgerichts von beiden Seiten zu gleichen Teilen
getragen wurden, musste das Deutsche Reich ab Januar 1939 fünfzig Pro-
zent übernehmen. Darüber hinaus war Deutschland verpflichtet, für das
Honorar des Sekretärs des internationalen Schiedsgerichts, Plinio Bolla,
aufzukommen. Am 20. Juni 1939 bat Bolla um die Überweisung der noch
ausständigen 6250 Schweizer Franken.32
Ein an den Reichsfinanzminister gerichteter Brief vom 21. September
1939 enthält einige Details über die weiteren deutsch-ungarischen Ver-
handlungen. Er behandelt das Treffen vom 27. und 28. Juli 1939 in Berlin,
an dem von deutscher Seite der Ministerialrat Litter und von ungarischer
Seite der Staatssekretär Béla Csizik teilnahmen. Sie diskutierten die Über-
nahme eines Teils der tschechischen Staatsschulden und kamen zu dem Er-
gebnis, dass die frühere Erklärung von Csizik ihre Gültigkeit verloren habe
(Verzicht der ungarischen Ansprüche Ende Juli 1939) und sich die Mög-
lichkeit biete, die Vereinbarung nicht nur mündlich zu treffen, sondern sie
auch in eine entsprechende schriftliche Form zu bringen.
Der Plan für den Austausch der Unterlagen für eine vermögensrechtli-
che Vereinbarung beschäftigte sich mit den Berliner Verhandlungen über
die Regelung der tschechischen Staatsschulden zwischen der deutschen
und ungarischen Regierung vom Juli 1939. Der für die ungarische Seite ver-
handelnde Staatssekretär Csizik gab eine Verzichtserklärung bekannt und
brachte zum Ausdruck, dass die aus dem ehemaligen gemeinsamen Vermö-
gen stammende Forderung des Königreichs Ungarn an das Deutsche Reich
keine Gültigkeit mehr habe und auch keine weiteren finanziellen Forde-
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rungen gestellt werden würden. Die deutsche Regierung nahm die Erklä-
rung zur Kenntnis und drückte ihr Einverständnis damit aus.
Am 29. Januar 1940 übermittelte die ungarische Botschaft dem Außen-
ministerium den an Kálmán Alkér adressierten französischsprachigen
Brief Plinio Bollas vom 20. Juni 1939. Dieser gab Aufschluss über das Hono-
rar der Mitglieder des Schiedsgerichts, bzw. über den Abtransport der Do-
kumente. Der Brief mit informativem Charakter forderte die deutsche Sei-
te auf, zu dieser Frage Stellung zu beziehen.33
Ein Brief vom 24. April 1940 berichtet über die im Auswärtigen Amt
geführten deutsch-ungarischen Wirtschaftsverhandlungen. Auch der be-
reits erwähnte ungarische Verzicht wurde angesprochen, der sich auf fol-
gendes bezog:
1. Alle Ansprüche, die vor dem Schiedsgericht noch Gültigkeit haben, je-
doch nicht entschieden wurden.
2. Alle Ansprüche, die als erledigt angesehen werden können, jedoch
noch nicht ratifiziert wurden.
3. Die Geldforderung, die vom Schiedsgericht zugesprochen und ratifi-
ziert, aber noch nicht durch einen Vertrag bekräftigt wurde.
4. Geldforderungen, die auf sich aus der Vermögensgemeinschaft erge-
benden Verträgen beruhen.
Am 30. Oktober 1940 wurde der Schweizer Botschaft in Berlin für das
Schreiben über die Auszahlung des Honorars von Plinio Bolla (6250
Schweizer Franken) gedankt.34
Am 19. Dezember 1940 schickte der Reichsfinanzminister einen Brief
an die Finanzabteilung der Wiener Landesregierung. Darin berief er sich
auf das am 10. Mai 1940 unterzeichnete Ergänzungsabkommen über die
Staatsschulden und das Staatseigentum der ehemaligen Tschechoslowakei.
Darüber hinaus konnten durch das Deutsche Reich und das Königreich
Ungarn auch einige andere damit in Zusammenhang stehende, sich auf die
österreichisch-ungarische schiedsgerichtliche Vereinbarung vom 26. Fe-
bruar 1923 beziehende Fragen endgültig geklärt werden. Das Schiedsgericht
beendete somit seine Tätigkeit.35
Im Dezember 1940 wurde erneut die Untersuchung aufgenommen, ob





des österreichisch-ungarischen Schiedsgerichts innehatte (ab 1938 übte er
weder politische, noch finanzielle Tätigkeiten aus) und so über viele Jahre
Österreich bei den Verhandlungen über die Vermögensgemeinschaft ver-
treten hatte, für seine Arbeit ein Honorar erhalten sollte. Der entsprechen-
de Antrag wurde im Reichsfinanzministerium anfangs positiv beurteilt,
und man schlug vor, ihm eine Summe von 25.000 Reichsmark zuzugeste-
hen. Denn Kienböck hätte Österreich gegenüber den ungarischen Forde-
rungen von mehreren Milliarden Schilling erfolgreich vertreten (in erster
Linie hinsichtlich der den Quoten entsprechenden Beteiligung am mobi-
lien militärischen Vermögen).
Am 10. Februar 1941 verfasste Makovszy in Wien einen Brief an den
Reichsfinanzminister über die abschließenden Verfügungen des österrei-
chisch-ungarischen Schiedsgerichts. Dieser gibt darüber Aufschluss, dass
Makovszky für die Auszahlung der Honorare für den Präsidenten und den
Sekretär des ehemaligen österreichisch-ungarischen Schiedsgerichts Kon-
takt mit der Wiener Devisenabteilung aufgenommen hatte. Bezüglich des
Honorars für Kienböck benachrichtigte er die örtliche Führung der
NSDAP am 8. Januar 1941, jedoch gab es darauf bis zum Verfassen des er-
wähnten Briefes keine Reaktion. Im Falle einer positiven Beurteilung war
ein Honorar von 10-13.000 Reichsmark vorgesehen.36
In der Antwort der Bezirksführung derNSDAP vom 26. Februar 1941 ge-
nehmigte der Bezirksleiter eine kleinere Summe, da die Mutter Kienböcks,
Adele Sándor, aus einer wohlhabenden jüdischen Bankier Familie stamme
und kurze Zeit einer Tätigkeit (als „klerikaler Systempolitiker des damali-
gen Rumpf-Österreich“) nachgegangen war. Die darauffolgende Antwort
lässt vermuten, dass die Arbeit Kienböcks nicht honoriert werden würde.37
Am 11. September 1941 bedankte sich die Schweizer Botschaft in Berlin
für die Lösung der Honorarfrage.38 Am 20. Januar 1942 übergab die deut-
sche Botschaft in Bern die ehemaligen Lausanner Akten und schickte sie
nach Berlin. Das Berliner Auswärtige Amt informierte die ungarische Bot-
schaft am 9. Februar 1942 über diesen Schritt.39
Am 9. Februar 1942 sandte das Berliner Auswärtige Amt das aus 22 Ak-
ten bestehende Material des ehemaligen österreichisch-ungarischen inter-
nationalen Schiedsgerichts zusammen mit den Dokumenten des Militärli-
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quidierungsamtes sowie des zu liquidierenden Kriegsministeriums nach
Wien, mit dem Ziel, diese Materialien nunmehr als einer Abteilung des
Reichsarchivs aufzubewahren und sie ungarischen Organen auf deren Bitte
zur Einsicht zur Verfügung zu stellen.40
Am 27. Februar 1942 wurde das Berliner Reichsinnenministerium aus
Wien über das Einlangen der Sendung informiert.41
Damit war die über mehrere Jahrzehnte andauernde österreichisch-un-
garische vermögensrechtliche Diskussion abgeschlossen. Das Politische Ar-
chiv des Bonner Auswärtigen Amtes erhielt keine weiteren Dokumente zu
dieser Angelegenheit.
2. Die Frage der Aufteilung der gemeinsamen Staatsschulden
(Passiva)
Die zweitgrößte Kardinalfrage war die Verteilung der ehemaligen Passi-
va der Österreichisch-UngarischenMonarchie. Passiva, die sich imVerlauf
der Auflösung der früheren Österreichisch-Ungarischen Monarchie aus
deren „Gütergemeinschaft“ stellten, existierten in folgenden Formen:
– Allgemeine Sätze der Staatsschulden,
– Administrative Schulden des Staatshaushaltes im Inland,
– Administrative Schulden des Staatshaushaltes im Ausland,
– Gebühren nach Urteilen, die beide Staaten belasteten.42
Der Ausbau einer entsprechenden Infrastruktur für eine moderne wirt-
schaftliche und industrielle Entwicklung war sehr kostspielig, sodass ein
bedeutender Teil der Summe mit Auslandskrediten beglichen werden
musste. Die Schulden der Österreichisch-Ungarischen Monarchie ergaben
sich einerseits aus den wachsenden Ausgaben für die Infrastruktur und an-
derseits aus der Finanzierung des Weltkrieges.
Der Artikel 186 des Friedensvertrages von Trianon bzw. der Artikel 203
des Friedensvertrages von Saint-Germain trafen Verfügungen über die an-
teilsmäßige Übernahme der Schulden der Vorkriegszeit durch die Nachfol-
gestaaten (diese bezogen sich auch auf das neue Österreich und Ungarn).
Nach diesen Bestimmungen hatte jeder Staat jenen Anteil der früheren
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Staatsschulden zu übernehmen, den die Reparationskommission unter Be-
rücksichtigung der Kapazität bestimmter Erwerbszweige bzw. der finan-
ziellen Mittelwerte der Jahre 1910, 1912 und 1913 festgelegt hatte. Die obi-
gen Verfügungen waren für die gedeckten, als auch für die ungedeckten
Schulden gültig, wobei bei der Feststellung der Schuldenhöhe als Richtwert
der Stand vom 28. Juni 1914 galt.43
Auf Grundlage dieser Richtlinien setzte die Reparationskommission die
Höhe der gedeckten österreichischen Schulden mit 2.250 Millionen Kro-
nen (der jährliche Mittelwert betrug 36 Millionen Kronen) fest. Im Falle
Ungarns belief sich diese Summe auf 400 Millionen Kronen (jährlicher
Mittelwert: 2,6 Millionen Kronen).
Die ungedeckten Schulden Österreichs wurden mit 7,767.835,764, jene
Ungarns mit 6,741.322,674 Kronen festgesetzt. Die hauptsächlich mittels
Steuerkriterien bezüglich der Kapazität einzelner Erwerbszweige be-
stimmten österreichischen und ungarischen Anteile zeigen folgendes Bild:
Tabelle 3
Prozentuelle Verteilung der Staatsschulden an die Nachfolge-
staaten der Österreichisch-Ungarischen Monarchie
Österreich in % Ungarn in %
Österreich 36,827 Ungarn 49,629
Italien 4,087 Rumänien 23,659
Polen 13,733 Südslawisches Königreich 6,800
Rumänien 1,610 Tschechoslowakei 17,384
Südslawisches Königreich 2,043 Österreich 1,716
Tschechoslowakei 41,700 Stadt Fiume/Rijeka 0,812
Zusammen 100.000 Zusammen 100.000
Quelle:Reparation Commission VII Distribution of the Pre-War Austrian andHungarian debt. 17-19.
Zu den gemeinsamen Schulden Österreichs und Ungarns wurden die
schon früher entstandenen Schulden zweier Eisenbahnlinien, nämlich der
Ungarisch-Galizischen bzw. der Österreichisch-Ungarischen Staatsbah-
nen, gerechnet. Der ungarische Anteil an den Schulden der Unga-
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risch-Galizischen Eisenbahn betrug lediglich 0,0439%; die Hauptlast ent-
fiel auf Polen, während Österreich daran überhaupt nicht beteiligt war.
Der Anteil Ungarns an den Schulden der Österreichisch-Ungarischen
Staatsbahnen lag bei 11,602%, jener Österreichs bei 10,539%; den größten
Anteil mit 62,808% hatte die Tschechoslowakei zu tragen.44
Die Liquidation des Staatsvermögens (Aktiva und Passiva) betraf in der
Situation nach dem Zusammenbruch der Österreichisch-Ungarischen
Monarchie auch die Nachfolgestaaten Österreichs und Ungarns; zudem
gehörten auch die Liquidation und die Schuldenverteilung der Österrei-
chisch-Ungarischen Bank dazu. Die Republik Österreich und das König-
reich Ungarn machten in mehreren Phasen den Versuch, das frühere ge-
meinsame Staatsvermögen und Schulden aufzuteilen. Zweifelsohne ist die
Lösung des Problems der Staatensukzession (der Aufteilung des Staatsver-
mögens) der Österreichisch-Ungarischen Monarchie beispielhaft und ein-
zigartig in der Geschichte. Ich bin nicht nur überzeugt, dass meine zukünfti-
gen Forschungen weitere umfangreiche Details zu diesem Themenbereich




44ÖStA/AdR BMfF Dept. 17, Karton 142 Reparation Zl. 85134/1929. Reparation Com-
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Die Burgenlandfrage und ihre Rolle in den
österreichisch-ungarischen Beziehungen1
Von Seiten der Öffentlichkeit wird heute zumeist davon ausgegangen,
dass die Erwerbung des Burgenlandes,2 das der Republik Österreich erst ei-
nige Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkriegs als neuntes Bundesland
angegliedert wurde, eher unspektakulär vor sich gegangen wäre. So hat im
kollektiven Gedächtnis von den Ereignissen des Zeitraums 1919–1924 nur
die Volksabstimmung überdauert, mit der über den Verbleib der Stadt
Ödenburg bei Ungarn entschieden wurde, wogegen die mitunter heftigen
diplomatischen und militärischen Auseinandersetzungen in dieser Angele-
genheit fast völlig in Vergessenheit geraten sind. Der Umstand, dass die
Rechtmäßigkeit des Ödenburger Plebiszits gerade in der älteren österrei-
chischen Historiografie immer wieder angezweifelt wird,3 führte zwar zur
Herausbildung einiger bis heute existenter Mythen sowie zu einem kurzen
Aufflammen anti-ungarischer Gefühle in Teilen der österreichischen Be-
völkerung, in den bilateralen Beziehungen der beiden Staaten spielte die
Thematik jedoch bereits Mitte der 1920er Jahre kaum mehr eine Rolle4
und ist heute weitgehend in Vergessenheit geraten. Ziel dieses Beitrags ist
es, die wichtigsten Etappen der später als „Burgenlandnahme“ bezeichne-
ten Auseinandersetzung, deren Lösung den Grundstein für die guten nach-
barschaftlichen Beziehungen Österreichs und Ungarns in späteren Jahren
legte, in gebotener Kürze darzulegen.
1Der Beitrag basiert auf der 2012 veröffentlichten Studie des Autors „Die Burgenland-
nahme 1919–1924“. Vgl. dazu: Graf–Lass–Ruzicic-Kessler, 2012, 1-44. Abgabe des vor-
liegenden Beitrags März 2014.
2Die Urheberschaft des Namens „Burgenland“ als Bezeichnung für die westungarischen
Komitate ist umstritten. Vgl. dazu: Schlag, 2001, 164–165.
3Vgl. Ernst, 1991, 197–198.
4Vgl. Miltschinsky, 1922; Pfleger, 1971.
1. Vorbedingungen
Die Ansprüche Österreichs auf die mehrheitlich von Personen deut-
scher Nationalität besiedelten Komitate Westungarns5 (Wieselburg/Mo-
son, Eisenburg/Vasvár, Pressburg/Pozsony und Ödenburg/Sopron)6 geht
aus formaljuristischer Sicht auf die am 22. November 1918 erlassene „Staats-
erklärung Deutschösterreichs über Umfang, Grenzen und Beziehungen Deutsch-
österreichs“7 zurück, in der erstmals von Seiten der Republik die Eingliede-
rung des Gebiets in den österreichischen Staatsverband gefordert wurde.
Zwar hatte es bereits seit der Jahrhundertwende immer wieder Diskussio-
nen über eine mögliche Abtretung des Gebiets an Cisleithanien oder einen
im Zuge einer Reichsreform neu zu errichtenden deutsch-österreichischen
Teilstaat gegeben,8 diese Pläne hatten sich jedoch bis zum Beginn des Ersten
Weltkriegs nicht umsetzen lassen. Erst die Auflösung der Habsburgermon-
archie im Oktober / November 1918 und die mit ihr verbundene Umwand-
lung der österreichischen und ungarischen Kerngebiete in souveräne Staa-
ten hatte die Diskussion wieder aufflammen lassen. So forderten Ende 1918
beide Länder unter Bezugnahme auf das von Seiten der Entente prokla-
mierte Selbstbestimmungsrecht der Völker die Einbeziehung aller mehr-
heitlich von Personen deutscher bzw. ungarischer Nationalität besiedelten
Gebiete der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie in ihren
Staatsverband, was für Österreich bedeutete, das man unter anderem auch
auf Westungarn Ansprüche erhob.9 Diese Forderung konnte aufgrund
handelspolitischen Drucks von Seiten Ungarns10 jedoch nur indirekt ge-
stellt werden, weshalb in der Staatserklärung vom 22. November 1918 statt
der sofortigen Abtretung der vier westungarischen Komitate nur die Zuer-
kennung des nationalen Selbstbestimmungsrechts für die dort wohnhafte
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5Vgl. dazu die Denkschrift „Das geschlossene deutsche Sprachgebiet in West-Ungarn
nach der Volkszählung 1910“. ÖStA KA Nachlässe, B/874, Nachlass Eichhoff, Faszikel 39;
Wotawa, 1919.
6Schlag, 2001, 106. Die Forderung auf Angliederung von Preßburg erwies sich dabei auf-
grund der Ansprüche der Tschechoslowakei rasch als nicht durchsetzbar.
7 StGBl Nr. 41 ex 1918, Staatserklärung vom 22. November 1918 über Umfang, Grenzen
und Beziehungen des Staatsgebiets Deutschösterreichs, Artikel 5.
8Schlag, 1983, 747–800, hier: 747–748; Schlag, 2001, 38–40, 43-49, 62-63.
9Protokolle, 1918/1919, 9, 30, 93–95, 142–143 sowie Beilage 3.
10Schlag, 2001, 110–111.
Bevölkerung verlangt wurde.11 Nichtsdestotrotz zeigte man sich in Wien
zuversichtlich, diese und andere territoriale Forderungen auf der Pariser
Friedenskonferenz, an der Österreich ab 12. Mai 1919 mit seiner Delegation
teilnahm,12 durchsetzen zu können. In Budapest betrachtete man die Akti-
vitäten Wiens mit einer gewissen Gelassenheit, nicht zuletzt, da nicht da-
von ausgegangen wurde, dass die Entente bereit sein würde, gegenüber
dem Nachbarstaat weitreichende Zugeständnisse zu machen.
2. Die Friedensverträge
In den Eingaben und Memoires, die von Seiten der österreichischen De-
legation an das Präsidium der in Saint-Germain tagenden Friedenskonfe-
renz gesendet wurden, nahm die Burgenlandfrage jedoch nur eine relativ
untergeordnete Rolle ein, da andere Gebietsansprüche der Republik, na-
mentlich geforderte die Rückgliederung Südtirols, der Untersteiermark
sowie des deutsch besiedelten Teils von Böhmen und Mähren in den öster-
reichischen Staatsverband, im Vordergrund standen. Die Hoffnungen der
Delegation unter Karl Renner wurden jedoch enttäuscht, da sich die En-
tente nicht bereit zeigte, über die territorialen Forderungen Wiens auch
nur zu verhandeln.13 Die einzige Ausnahme bildete Westungarn, das Öster-
reich nach einem schriftlichen Protest gegen die ursprünglichen Friedens-
bedingungen,14 in denen die Frage übergangen worden war,15 schließlich
doch noch zuerkannt wurde.16 Entscheidend für diesen Entschluss war da-
bei jedoch weniger der Protest von Delegationsleiter Karl Renner,17 als viel
mehr die politische Verstimmung zwischen Italien und den übrigen Enten-
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12Koch–Rauscher–Suppan, 1994, 15.
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tiert nach: Koch–Rauscher–Suppan, 1994, 163–164.
temächten. Rom, das sich um einen Teil seiner Kriegsbeute betrogen fühl-
te, stellte sich insbesondere der Errichtung eines über westungarisches Ge-
biet führenden „slawischen Korridors“ zwischen der Tschechoslowakei
und Jugoslawien18 entgegen und setzte sich aus diesem Grund vehement
dafür ein, die in Frage stehende Region an Österreich abzutreten. Wien
war in diesem Konflikt der lachende Dritte, musste jedoch letztlich mit der
Unterzeichnung des Friedensvertrags von St. Germain am 10. September
1919 nicht nur seine übrigen territorialen Ansprüche aufgeben, sondern
auch überaus harte wirtschaftliche und außenpolitische Bedingungen ak-
zeptieren.19 Damit blieb die Zuerkennung des Burgenlandes der einzige für
die österreichische Bevölkerung greifbare Verhandlungserfolg der Frie-
densdelegation, was wiederum erklärt, warum zumindest in der Frühphase
des Konflikts die Regierung in Wien auf keinen Fall bereit war, in der
Causa mit Ungarn zu verhandeln und statt dessen auf der baldmöglichsten
Abtretung des Gebiets beharrte. Dass man im Herbst 1919 über keine mili-
tärischen Mittel verfügte, das Burgenland tatsächlich auch in Besitz zu
nehmen, erwies sich dabei für Österreich als hinderlich, man war jedoch
überzeugt, dass sich die Ententemächte spätestens nach der Unterzeich-
nung des Friedensvertrags mit Ungarn des Problems annehmen und eine
Lösung zu Gunsten Wiens herbeiführen würden.
Für Ungarn war die Situation noch ungünstiger als für Österreich, da das
Land erst nach dem Sturz des Räteregimes unter Béla Kun und der Etablie-
rung der neuen Regierung unter Admiral Miklós Horthy im November 1919
zu den Pariser Friedensverhandlungen zugelassen wurde.20 Bei den ab Dezem-
ber 1919 geführten Gesprächen wurde der ungarischen Delegation rasch klar,
dass es fast nichts zu verhandeln gab, da viele Angelegenheiten wie etwa der
Grenzverlauf bereits in den Friedensverträgen mit dem Deutschen Reich,
Österreich und Bulgarien präjudiziert worden waren.21 Auch die Berufung auf
das nationale Selbstbestimmungsrecht der Völker erwies sich in Zusammen-
hang mit den ungarischen Gebietsansprüchen als nur wenig durchschlagkräf-
tig, da für die Entente, ähnlich wie zuvor im Fall Österreichs, strategische und
geopolitische Überlegungen im Vordergrund standen. Budapest zeigte sich da-
bei insbesondere über den Umstand erzürnt, dass man nicht nur die Loslösung
der Slowakei, der Karpato-Ukraine, des Banats und der Batschka zu akzeptie-
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ren hatte, sondern auch eine Abtretung großer Teile Westungarns an Öster-
reich vorgesehen war.22 Letzteres wollte man auf keinen Fall akzeptieren, da
man den Nachbarstaat nicht nur als „gleichberechtigten Kriegsverlierer“
ansah, sondern auch für den eigentlichen Verursacher des Ersten Welt-
kriegs hielt.23 Die in weiterer Folge vorgebrachten Argumente und Vor-
schläge, die unter anderem die Abhaltung einer Volksabstimmung in West-
ungarn vorsahen,24 wurden jedoch von der Entente nicht aufgegriffen, da
man weder willens noch in der Lage war, alle anderen Friedensverträge er-
neut aufzuschnüren. Mangels besserer Alternativen unterzeichnete die un-
garische Delegation daraufhin am 4. Juni 1920 im Schloss Trianon bei Paris
den Friedensvertrag,25 der ähnlich harte Bedingungen vorsah wie sein öster-
reichisches Pendant. Von der ungarischen Öffentlichkeit wurde der Staats-
akt mit großer Verbitterung aufgenommen, die letztlich in dem Wunsch
kumulierte, das verhasste Vertragswerk zumindest in einem Punkt zu revi-
dieren. Dabei schien sich aufgrund der außenpolitischen Situation die west-
ungarische Frage als geradezu ideales Betätigungsfeld anzubieten.
3. Auf dem Weg zum Konflikt
In der folgenden Eskalationsphase des Konflikts hatte Wien insofern ei-
nen Startvorteil, als man sich vor dem Hintergrund der heftigen Reaktionen
Ungarns auf die österreichische Staatserklärung vom November 1918 bald
nach der Ratifizierung des Vertrags von Saint Germain bemüht hatte, in der
Burgenland-Frage auf außenpolitischer Ebene Verbündete zu finden. Die
diesbezüglichen Anstrengungen von Staatskanzler Renner führten zu der
Unterzeichnung bilateraler Abkommen mit der Tschechoslowakei26 und
Italien27 im Frühjahr 1920, die zwar zunächst als großer Fortschritt in der
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Überwindung der außenpolitischen Isolation Österreichs nach dem Ersten
Weltkrieg bewertet wurden, sich jedoch letztlich in der Burgenlandfrage
als völlig wirkungslos erwiesen. Hinzu kam, dass Wien vor allem durch das
Abkommen mit der Tschechoslowakei in das außenpolitische Fahrwasser
seines Nachbarstaats geriet, was sich im weiteren Verlauf des Konflikts als
ungünstig erweisen sollte, verfolgte die doch Tschechoslowakei gegenüber
Ungarn ihre eigenen Interessen. Gleichzeitig zerschlug sich für Österreich
auch die Hoffnung auf Hilfe von außen, da die Ententestaaten nur wenig
Anzeichen machten, in der Burgenlandfrage aktiv werden zu wollen. Dies
war vor allem darauf zurückzuführen, dass Frankreich und Großbritan-
nien nach dem Sturz der Regierung Béla Kuns sowie der Unterzeichnung
des Vertrags von Trianon kein Interesse an einer weiteren Destabilisierung
Ungarns hatten und gegenüber Österreich, das trotz eines entsprechenden
Verbots im Friedensvertrag28 die Idee eines Anschlusses an Deutschland
noch nicht aufgegeben hatte, ein Druckmittel in der Hand behalten woll-
ten. Vor diesem Hintergrund verzichteten die Ententemächte lange Zeit
auf eine Intervention in der Frage der westungarischen Gebiete und
stimmte erst auf massives Drängen Wiens der Entsendung einer interalli-
ierten Militärkommission nach Ödenburg/Sopron zu, die sich vor Ort über
die Lage in dem umstrittenen Territorium zu informieren hatte.29 Letzt-
lich konnte jedoch dieses Gremium, das im Februar 1920 seine Tätigkeit
aufnahm und Österreich in Folge noch einiges Kopfzerbrechen bereiten
sollte,30 in Ermangelung von tatsächlicher militärischer Macht nur gerin-
gen Einfluss auf die weiteren Ereignisse nehmen und erwies sich dadurch
in der sich abzeichnenden Krisensituation als so gut wie nutzlos.
Ungarn, das sich über die Bemühungen Österreichs gut unterrichtet
zeigte,31 verlegte sich im Gegensatz zu seinem Nachbarstaat darauf, auf
Zeit zu spielen und sich für den zu erwartenden Konflikt zu rüsten. In dem
Wissen, dass vor dem Hintergrund der außenpolitischen Lage nicht so
schnell mit einem Eingreifen der Ententemächte zu rechnen war, ignorier-
te man einfach beharrlich sämtliche Beschwerden, Bitten und Eingaben.
Gleichzeitig wurde jedoch auch damit begonnen, unter dem Kommando
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30 Staatskanzler Renner an Staatsamt für Äußeres – Schreiben (sehr dringend), zitiert nach
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der ehemaligen Freikorpsführer Paul Prónay und Iván Héjjas paramilitäri-
sche Kampfverbände in den westungarischen Komitaten aufzustellen, die
einen Versuch des Nachbarstaats, das Gebiet in Besitz zu nehmen, notfalls
mit Waffengewalt unterbinden sollten.32 Auch wenn sich die Regierung in
Budapest nicht direkt an der Formierung der irregulären Einheiten beteilig-
te, leistete man vor dem Hintergrund, dass mit einer zwischenstaatlichen
Lösung der Burgenlandfrage aufgrund der Haltung Österreichs nicht zu
rechnen war, doch weitreichende logistische und materielle Unterstützung.
Die zu erwartende Eskalation des Konflikts wurde jedoch dadurch hinausge-
zögert, dass die Wiener Regierung, eine Koalition von Christlichsozialen
und Sozialdemokraten,33 in der Burgenlandfrage uneinig war und trotz ent-
sprechender Rechtsakte, die eine Integration des Gebiets in den österreichi-
schen Staatsverband vorbereiten sollten,34 lange darüber diskutierte, ob nicht
doch versucht werden sollte, mit Ungarn zu einer Verhandlungslösung zu
gelangen.35 Letztlich überwog jedoch die Erkenntnis, dass die österreichische
Bevölkerung einen auch nur teilweisen Verzicht auf die westungarischen
Gebiete, deren Erwerb ja den einzigen Erfolg der Pariser Friedenskonferenz
darstellte, nur schwerlich akzeptieren würde. Nicht zuletzt aus diesem
Grund ließ man Budapest im Oktober 1920 wissen, über die Burgenlandfrage
bestenfalls nach der Besetzung des Gebiets durch österreichische Staatsorga-
ne verhandeln zu können.36 Budapest, Ungarn, das sich bis zu diesem Zeit-
punktt um eine Verhandlungslösung bemüht hatte,37 nahm daraufhin seine
abwartende Haltung wieder ein und verzichtete auch nach der Ratifizierung
des Vertrags von Trianon am 18. November 1920 gegenüber Österreich auf
jegliche weitere Reaktion in der Angelegenheit.38
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Gleichzeitig erfüllte sich die Hoffnung Wiens, die Entente würde sich
nach der Ratifizierung des ungarischen Friedensvertrags in den Konflikt
einschalten und die Durchsetzung der maßgeblichen Bestimmungen er-
zwingen, nicht. Zwar forderte die Botschafterkonferenz, die nach dem
Ende der Pariser Vorortekonferenz eingesetzt worden war, um die Einhal-
tung der Friedensordnung zu überwachen, Ungarn im Dezember 1920
recht deutlich auf, die Kontrolle über das Gebiet an die in Ödenburg/Sop-
ron stationierte interalliierte Kommission zu übergeben, verzichtete jedoch
vorerst auf ein direktes Eingreifen. Stattdessen forderte man Österreich
und Ungarn auf, durch bilaterale Verhandlungen nach einer für beiden Sei-
ten akzeptablen Lösung des Problems zu suchen.39 Tatsächlich nahmen bei-
de Seiten im Frühjahr 1921 Gespräche auf, die jedoch aufgrund der weit aus-
einander liegenden Standpunkte ergebnislos blieben.40 Dieser Umstand
wurde von der Botschafterkonferenz zwar zunehmend als problematisch
empfunden, da zu befürchten stand, dass hier ein Präzedenzfall für eine Re-
vision der Friedensverträge geschaffen wurde,41 ungeachtet dessen wollte
und konnte man sich jedoch zunächst nicht in den Konflikt einmischen.
Der Grund dafür ist wohl einerseits darin zu suchen, dass es sich hierbei um
eine Auseinandersetzung zweier „Verliererstaaten“ handelte, derer man
nur geringe Bedeutung beimaß, andererseits verfügten weder Frankreich
noch England zu diesem Zeitpunkt über nennenswerte Truppenreserven,
die man in dem Gebiet zum Einsatz bringen hätte können. All dies spielte
Ungarn in die Hände, das auf seiner abwartenden Haltung beharrte und
darauf hoffen konnte, dass sowohl die Entente als auch die österreichische
Öffentlichkeit irgendwann das Interesse an der Frage verlieren würden.
Hinzu kam, dass Wien zu diesem Zeitpunkt unter erheblichem außenpoli-
tischen Druck seitens der Botschafterkonferenz stand, da führende Politi-
ker des Landes immer noch nicht bereit waren, die Idee eines Anschlusses
an Deutschland aufzugeben, was ein Eingreifen der Alliierten in der Bur-
genlandfrage zu Gunsten Österreichs unwahrscheinlich erscheinen ließ.
Darüber hinaus stand die Regierung in Wien, aus der die Sozialdemokraten
zwischenzeitlich ausgeschieden waren, auch innenpolitisch vor größeren
Problemen, da der monarchistische Flügel der Christlichsozialen offen sei-
118 richard lein
39Ebd., 25.
40Besprechung österreichischer und ungarischer Regierungsvertreter – Protokoll zur 1.
Bis 3. Sitzung, zitiert nach ebd., 516. Vgl. auch die Protokolle zu den Sitzungen der bilatera-
len Kommission, ebd., 516–573.
41Ernst, 1991, 193.
ne Sympathie für Ungarn bekundete und forderte, mit dem Nachbarland
eine Verständigung in der Frage der westungarischen Gebiete zu suchen.42
Vor diesem Hintergrund schien Budapest nur abwarten zu müssen, bis
Wien bereit sein würde, an den Verhandlungstisch zurückzukehren und
einen Kompromiss einzugehen.
Der erste Restaurationsversuch Kaiser Karls I (in Ungarn König Karl
IV.43), der am 26. März 1921 in Budapest eintraf und von Reichsverweser
Horthy44 die Wiederherstellung seiner Herrschaftsrechte forderte, änder-
te die Spielregeln jedoch grundlegend. Trotz der Tatsache, dass der Coup
misslang,45 regierte die Botschafterkonferenz, die das ständige Schreckge-
spenst einer Restauration der Habsburger vor Augen hatte, empfindlich
und rückte merklich von ihrer bisherigen Unterstützung für Budapest ab.
Für Wien war die Entwicklung insofern günstig, als der monarchistische
Flügel der Christlichsozialen vor dem Hintergrund der Ereignisse im
Nachbarland und den heftigen Reaktionen der alliierten Mächte seine For-
derung auf eine Verständigung mit Ungarn zurückziehen musste und die
Regierung so wieder auf ihre ursprüngliche Linie einschwenken konnte,
die eine rasche Eingliederung des umstrittenen Gebiets in den österreichi-
schen Staatsverband vorsah. Die tatkräftige Unterstützung der Entente-
staaten, derer man sich aufgrund der ungünstigen außenpolitischen Lage
Ungarns eigentlich sicher sein hätte können, verspielte Österreich jedoch
durch ein neuerliches Aufkochen der Anschlussfrage im Frühjahr 1921, was
die Botschafterkonferenz dazu bewegte, sich nun auch von Wien merklich
zu distanzieren.46 Zwar stand zu diesem Zeitpunkt bereits fest, dass die Al-
liierten, die den schwelenden Konflikt leid waren und das System der Frie-
densverträge an sich nicht gefährden wollten, auf jeden Fall auf der Einhal-
tung der Vertragsbestimmungen bezüglich der westungarischen Gebiete
bestehen würden, mit einem tatkräftigen Eingreifen insbesondere Frank-
reichs oder Englands im Fall von unerwarteten Schwierigkeiten war jedoch
nicht mehr zu rechnen.
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4. Die Eskalation
Tatsächlich forderte die Botschafterkonferenz Ungarn im Frühsommer
1921 letztmalig auf, bis Ende August desselben Jahres all seine Truppen aus
den westungarischen Gebieten zurückzuziehen und die Kontrolle des Lan-
des an die in Ödenburg/Sopron stationierte interalliierte Kommission zu
übertragen. Diese sollte in weiterer Folge das Gebiet an österreichische
Staatsorgane übergeben, deren Einmarsch unmittelbar nach dem Abzug
der letzten ungarischen Verbände vorgesehen war.47 Ungarn kam der Auf-
forderung in weiterer Folge tatsächlich nach und zog bis zu der vorgegebe-
nen Frist seine Truppen aus dem Gebiet ab, die Freischärlerverbände, über
welche die ungarische Regierung offiziell keine Kontrolle hatte und die
zahlenmäßig wesentlich stärker waren als die zuvor dort stationiert gewe-
senen regulären Truppen, blieben jedoch zurück. Die Zahl dieser paramili-
tärischen Verbände war inzwischen sogar noch weiter angestiegen,48 da
nach dem Scheitern des ersten Restaurationsversuchs König Karls hoch-
rangige ungarische Regierungsfunktionäre wie Antal Sigray und Anton
Lehár damit begonnen hatten, unter dem Deckmantel der Vorbereitung
des militärischen Widerstands gegen Österreich in Westungarn Truppen
zusammenzuziehen, die einen weiteren Restaurationsversuch des Monar-
chen unterstützen sollten.49 Das Kräftegleichgewicht verschob sich vor der
für den 28. August 1921 geplanten Besetzung des Gebiets noch weiter zu
Ungunsten Österreichs, als es Budapest gelang, das österreichische Bundes-
heer gegenüber der Botschafterkonferenz so weit zu diskreditieren, dass
diese schließlich Wien den Einsatz seiner Streitkräfte untersagte und ver-
fügte, dass die in Frage stehenden Gebiete lediglich von Einheiten der Gen-
darmerie und der Zollwache besetzt werden sollten.50 Da diese nicht nur
zahlenmäßig schwach, sondern auch nur leicht bewaffnet waren, befanden
sich die Freischärler nun eindeutig im Vorteil.
Der Regierung in Wien waren all diese Fakten in groben Zügen be-
kannt, gleichzeitig sah man sich jedoch gezwungen, in der Angelegenheit
so rasch als möglich tätig zu werden. Dies hing vor allem mit dem außenpo-
litischen Druck zusammen, der von Seiten der Tschechoslowakei auf
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Österreich ausgeübt wurde, hatte Prag doch mehrfach das Angebot unter-
breitet, in Erfüllung des mit Wien geschlossenen Vertrags in den Konflikt
einzugreifen und die Durchsetzung der Bestimmungen des Friedensver-
trags notfalls mit Waffengewalt zu erzwingen.51 Österreich hatte jedoch
nicht die Intention, sich zum Werkzeug der tschechoslowakischen Außen-
politik machen zu lassen, allein schon, weil die Befürchtung im Raum
stand, dass Prag im Fall einer Besetzung Westungarns durch seine Trup-
pen das Gebiet auf lange Sicht annektieren würde. Aus diesem Grund ging
die österreichische Regierung zunächst auch nicht auf ein neuerliches Ver-
handlungsangebot Budapests ein, demzufolge das strittige Gebiet an Öster-
reich übergeben und nur Ödenburg/Sopron sowie einige Umlandgemein-
den bei Ungarn verbleiben sollten,52 sondern begann am 28. August 1921
plangemäß mit der Besetzung des inzwischen von ungarischen Truppen
geräumten und formell unter Kontrolle der interalliierten Kommission
stehenden Gebiets.53 Erwartungsgemäß geriet die Aktion für die Gendar-
merie- und Zollwacheformationen zu einem blutigen Debakel, da die Frei-
schärler dem Einmarsch erbitterten Widerstand entgegensetzten, dem sich
die österreichischen Staatsorgane kaum gewachsen zeigten.54 Ein soforti-
ger Protest Österreichs bei der Botschafterkonferenz blieb ohne Ergebnis,55
da Ungarn glaubhaft versichern konnte, all seine Truppen aus dem Gebiet
abgezogen zu haben und daher gegen die Freischärlerverbände, die sich der
staatlichen Kontrolle entzogen, nicht vorgehen zu können.56 Auch die in-
teralliierte Kommission in Ödenburg/Sopron, die über keinerlei Truppen
verfügte, konnte nicht in die Ereignisse eingreifen. Nach weiteren Über-
fällen und Angriffen von Freischärlerverbänden auf niederösterreichisches
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Territorium, wo sie sich zum Teil heftige Gefechte mit Einheiten des
österreichischen Bundesheers lieferten,57 brach die Regierung in Wien das
missglückte Unternehmen schließlich ab und verfügte am 10. September
1921 den Rückzug aller österreichischen Einheiten hinter die alte Staats-
grenze.58 Damit fiel das Burgenland erneut in die Kontrolle der Freischär-
ler zurück, der Konflikt war jedoch noch nicht beendet.
5. Vom Venediger Protokoll zum Plebiszit
Die Ententemächte zeigten sich von dem Gewaltausbruch im Zuge der
Besetzung des Burgenlandes zwar überrascht und zum Teil auch scho-
ckiert, waren jedoch immer noch nicht bereit, selbst aktiv in den Konflikt
einzugreifen. Dies stellte man auch gegenüber der Wiener Regierung rela-
tiv offen klar, indem man den österreichischen Bundeskanzler Schober in-
direkt wissen ließ, dass man zwar den politischen Druck auf Ungarn weiter
aufrechterhalten wolle, es jedoch gleichzeitig als sehr vorteilhaft empfin-
den würde, wenn Ungarn und Österreich auf dem Verhandlungsweg zu ei-
ner Lösung des Konflikts gelangen könnten.59 Dass dies einen Verzicht auf
zumindest einen Teil des Österreich im Vertrag von Saint Germain zuge-
sprochenen Territoriums bedeuten würde, war Wien durchaus bewusst,
andererseits war vor dem Hintergrund der außenpolitischen Lage jedoch
keine Alternative in Sicht, sodass man bei weiterem Zuwarten Gefahr lief,
das Burgenland vollständig und endgültig an Ungarn zu verlieren.60 Darüber
hinaus hatten die letzten Gefechte mit den Freischärlern deutlich gezeigt,
dass die österreichische Exekutive zu schwach war, um eine gewaltsame
Durchsetzung des Gebietsanspruchs zu erzwingen,61 sodass eine Verhand-
lungslösung der einzige Ausweg aus der Krise zu sein schien. Aber auch
Ungarn stand trotz des bisherigen Erfolgs seiner Strategie vor Problemen.
Zum einen entwickelten die in Westungarn entstandenen Freischärlerver-
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bände in zunehmendem Maß ein Eigenleben und riefen im Oktober 1921
das Gebiet sogar zum unabhängigen Staat „Lajta Banság“ (Leitha-Banat)
aus.62 Auch wenn sich der Kleinststaat aufgrund der Konflikte zwischen
den monarchistischen und nationalistischen Freischärlergruppen nie zur
Gänze konstituieren konnte, zeigte sich Budapest, das kein Interesse an der
Entstehung eines permanenten Unruheherds an seiner Westgrenze hatte,
über die Entwicklung dennoch sehr besorgt. Darüber hinaus stand immer
noch die Gefahr im Raum, dass sich die Tschechoslowakei unter Berufung
auf ihr Abkommen mit Österreich in den Konflikt einschalten und die
Westungarnfrage als Grund nutzen würde, einen neuerlichen Krieg gegen
Ungarn vom Zaun zu brechen.63 Tatsächlich hatte Prag unmittelbar vor
Ausbruch der bewaffneten Zusammenstöße der österreichischen Regie-
rung erneut und nachdrücklich das Angebot unterbreitet, in den Konflikt
eingreifen, ein Szenario, das Wien und Budapest aus naheliegenden Grün-
den um jeden Preis vermeiden wollten. Vor diesem Hintergrund ist nach-
vollziehbar, warum beide Staaten im September 1921 ihre bisherige, un-
nachgiebige Haltung aufgaben und plötzlich reges Interesse daran zeigten,
in Verhandlungen über die Burgenlandfrage einzutreten.
Als Vermittler zwischen den beiden Streitparteien etablierte sich in wei-
terer Folge Italien, das sich bereits seit September 1921 bemüht hatte, Öster-
reich und Ungarn zu einer Annäherung ihrer Standpunkte zu bewegen.
Federführend in diesem Zusammenhang war der italienische Außenminis-
ter Pietro Della Torretta, der durch vorsichtige Gespräche mit österreichi-
schen und ungarischen Diplomaten auszuloten versuchte, wie weit beide
Seiten zu gehen bereit waren.64 Dabei stellte sich rasch heraus, dass Ungarn
bereit war, die Abtretung des Burgenlandes grundsätzlich zu akzeptieren,
wenn die Hauptstadt des Gebiets, Ödenburg/Sopron, sowie einige Um-
landgemeinden im ungarischen Staatsverband verbleiben würden, eine Lö-
sung, der Wien zumindest nicht komplett ablehnend gegenüberstand.65
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Die Vermittlung Italiens war in diesem Zusammenhang entscheidend, da
laut der Statuten der Pariser Friedensordnung direkte Verhandlungen
zwischen Österreich und Ungarn über die Burgenlandfrage, die ja in den
Staatsverträgen von Saint Germain und Trianon geregelt worden war,
rechtswidrig gewesen wären. Rom, das durch seine Haltung gegenüber der
Tschechoslowakei und Jugoslawien auf der Friedenskonferenz die Burgen-
landfrage überhaupt erst ins Rollen gebracht hatte, war somit in der Lage,
in dem prinzipiell von ihm mitverschuldeten Konflikt nun als „ehrlicher
Makler“ und Vermittler aufzutreten, der sich um eine möglichst friedliche
Beilegung der Angelegenheit bemühte.
Dieser Umstand löste im Gegenzug jedoch den Unmut Prags aus, das
insbesondere Österreich im Vorfeld der Verhandlungen wissen ließ, dass
die Tschechoslowakei zwar noch das Ergebnis der Verhandlungen abwar-
ten würde, im Fall von deren Scheiten jedoch „sofort und ganz entschieden
Ordnung machen“ und die Durchsetzung der Bestimmungen der Friedens-
verträge erzwingen werde.66 Diese Drohung wurde von der österreichi-
schen Regierung, die sich bis zu diesem Zeitpunkt noch unsicher gewesen
war, in welchem Ausmaß man in der Angelegenheit Zugeständnisse zu ma-
chen bereit war, durchaus als solche verstanden, was wiederum die Bereit-
schaft Wiens, mit Ungarn rasch zu einer Verhandlungslösung zu gelangen,
drastisch erhöht haben dürfte.67 Vor diesem Hintergrund verwundert es
nicht, dass die am 11. Oktober 1921 unter italienischer Führung in Venedig
begonnenen, bilateralen Verhandlungen in nur zwei Tagen zu einem Ab-
schluss gebracht werden konnten. Die als „Venediger Protokoll“ bekannt
gewordene Übereinkunft sah grundsätzlich vor, das Ungarn den Großteil
des in Frage stehenden Gebiets an Österreich zu übergeben hatte, in Öden-
burg/Sopron und acht Umlandgemeinden jedoch eine Volksabstimmung
durchzuführen war, in der die Bewohner über die staatliche Zugehörigkeit
ihres Heimatgebiets zu entscheiden hatten. Ungarn verpflichtete sich im
Gegensatz dazu, das Gebiet von den im Protokoll als „Banden“ bezeichne-
ten Freischärlerverbänden zu säubern und es anschließend erneut an die in-
teralliierte Kontrollkommission zu übergeben. Nach der folgenden Beset-
zung des in Frage stehenden Gebiets mit Ausnahme Ödenburgs/Soprons
sowie der acht Umlandgemeinden durch österreichische Truppen sollte
schließlich die im Protokoll vereinbarte Volksabstimmung durchgeführt
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werden.68 Diese Übereinkunft war ein wichtiger Schritt in Richtung Beile-
gung des Konflikts, vor dem Hintergrund, dass die ungarische Regierung
zu diesem Zeitpunkt die Kontrolle über die Freischärlerverbände bereits
weitgehend verloren hatte, stellte sich jedoch die Frage, ob und wie sie um-
gesetzt werden konnte.
In diesem Fall kam beiden Parteien jedoch der Zufall zur Hilfe, da am 22.
Oktober 1921 König Karl zum zweiten Mal in diesem Jahr in Ungarn ein-
traf, um die Macht im Land zurückzugewinnen. Im Gegensatz zu seinem
ersten Versuch landete der im November 1918 ins Exil gegangene Monarch
diesmal jedoch in Westungarn, um von Ödenburg aus gemeinsam mit den
ihm treu ergebenen Truppen den Marsch auf Budapest anzutreten.69 Die-
ser zweite Restaurationsversuch änderte die militärische Lage in den west-
ungarischen Gebieten grundlegend, da nun ein Teil der Freischärlerver-
bände gemeinsam mit Karl gegen Budapest zog, während sich der andere
Teil ebenfalls dorthin auf den Weg machte, um die Regierung Horthy zu
unterstützen. Doch selbst nach dem Ende des dilettantischen Umsturzver-
suchs, der bereits einen Tag später zusammenbrach,70 gelang es den Frei-
scharen nicht mehr, das Gebiet wieder unter ihre Kontrolle zu bringen,
hatte doch Budapest die Gunst der Stunde genutzt, um Maßnahmen gegen
die nach der Entwaffnung der habsburgtreuen Einheiten um 50 Prozent
geschrumpften Freiwilligenverbände zu ergreifen.71 So erklärte die ungari-
sche Regierung den Staat „Lajta-Bánság“ mit Wirkung vom 4. November
1921 für aufgelöst und drohte den Freischärlern den Einsatz regulären Mili-
tärs an, sollten sie das Gebiet nicht innerhalb von wenigen Tagen vollstän-
dig geräumt haben.72 Vor die Macht des Faktischen gestellt lenkten die
Führer der paramilitärischen Verbände schließlich ein und räumten das
Burgenland bis 10. November vollständig, womit Ungarn die ihm vertrag-
lich auferlegten Verpflichtungen erfüllt hatte.73 Im Gegenzug ließ die Re-
gierung in Wien ab 13. November Einheiten des Bundesheeres in das Bur-
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genland einmarschieren, die das Österreich zugesprochene Gebiet bis zum
30. November 1921 vollständig besetzten, ohne auf weiteren Widerstand zu
treffen.74 Damit waren die im Venediger Protokoll festgeschriebenen Vor-
aussetzungen geschaffen worden, die Vorbereitung des Plebiszits im Ab-
stimmungsgebiet konnte beginnen.
Die Volksabstimmung, die am 14. Dezember 1921 in Ödenburg/Sopron
sowie am 16. Dezember in den Umlandgemeinden stattfand,75 gehörte lan-
ge Zeit zu den umstrittensten Themen in der österreichischen und ungari-
schen Zeitgeschichte. Tatsächlich ist nicht von der Hand zu weisen, das die
Vorbedingungen für die Durchführung eines geordneten, unparteiischen
Plebiszits Mitte Dezember 1921 nicht in vollem Maß gegeben waren. So
hatten die Ententemächte zwar zur Überwachung der Abstimmung ein
Truppenkontingent von etwa 500 Mann in Ödenburg/Sopron zusammen-
gezogen,76 dieses erwies sich jedoch in weiterer Folge als viel zu klein, um
effektiv eingreifen und den reibungslosen Ablauf der Wahl garantieren zu
können. Ein weiteres Problem stellten die Wählerlisten dar, da in Ungarn
erst 1918 das allgemeine Wahlrecht eingeführt worden war und die Ver-
zeichnisse daher noch lückenhaft waren. Hinzu kam, dass im Gegensatz
zum gültigen ungarischen Wahlrecht, welches das 24. Lebensjahr als Wahl-
alter festlegte, an der Abstimmung auch alle Personen teilnehmen sollten,
die das 20. Lebensjahr bereits vollendet hatten.77 Aus diesem Grund muss-
ten die Listen und Verzeichnisse in kurzer Zeit ergänzt und erweitert wer-
den, was Manipulationen Tür und Tor öffnete. So wird in der Historiogra-
fie immer wieder behauptet, dass auf diese Weise eine große Zahl von
jungen Freischärlern und Budapester Studenten in die Wählerlisten aufge-
nommen worden wären,78 was sich jedoch nicht zweifelsfrei beweisen lässt.
Die Regierung in Wien wusste um diese Probleme79 und zog sich schließ-
lich, nachdem die alliierten Mächte einer Verschiebung des Plebiszits nicht
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zugestimmt hatten, aus der Abstimmungskommission zurück,80 was den
weiteren Verlauf der Ereignisse jedoch nicht mehr beeinflussten konnte.
Das Endergebnis der Abstimmung fiel wie zu erwarten nicht einheitlich
aus. Während in Ödenburg/Sopron 72 Prozent der Wahlberechtigten für
einen Verbleib bei Ungarn gestimmt hatten,81 war das Plebiszit in den Um-
landgemeinden mit 54,6 Prozent knapp für den Anschluss an Österreich
ausgegangen.82 Da jedoch aufgrund der Bestimmungen des Venediger Pro-
tokolls die Stimmen addiert wurden,83 ergab sich ein Gesamtergebnis von
68,08 Prozent für den Verbleib des Abstimmungsgebiets bei Ungarn.84
Dieses Ergebnis ist in der Vergangenheit in verschiedenster Weise gedeutet
worden, wobei die hohe Zustimmung in der mehrheitlich von Personen
deutscher Nationalität bewohnten Stadt Ödenburg/Sopron85 für Ungarn
zumeist als Indiz für Wahlfälschungen bezeichnet wurde. Grundsätzlich
ist zwar nicht von der Hand zu weisen, das es im Vorfeld des Plebiszits zu
Manipulationen gekommen sein dürfte, diese alleine würden jedoch einen
so großen Grad der Zustimmung nicht erklären. Tatsächlich scheint das
Ödenburger/Soproner Bürgertum den Ausschlag gegeben haben, das zwar
mehrheitlich Deutsch sprach, kulturell und wirtschaftlich jedoch auf Bu-
dapest ausgerichtet war und deshalb gegen den Anschluss an das aus seiner
Sicht verarmte und politisch instabile Österreich gestimmt haben dürfte.
Die Mehrzahl der bäuerlich geprägten Umlandgemeinden, deren Absatz-
markt primär in Wien lag, hatten dagegen dafür gestimmt, was, wie bereits
erwähnt, das Endergebnis jedoch nicht entscheidend zu beeinflussen ver-
mochte.
Auch wenn in österreichischen Tageszeitungen heftig gegen das Ergeb-
nis der Abstimmung polemisiert wurde,86 dürften die zuvor genannten
Fakten auch der Regierung in Wien bekannt gewesen sein, die in weiterer
Folge zwar unter Verweis auf die dokumentierten Unregelmäßigkeiten bei
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der Botschaftskonferenz gegen das Ergebnis der Abstimmung protestier-
te,87 dieses jedoch letztlich am 30. Dezember 1921 offiziell anerkannte. Diese
Haltung, für welche die österreichische Regierung im eigenen Land zum
Teil heftige Kritik einstecken musste, entsprang jedoch weniger der Über-
zeugung seitens der Politiker, dass die Abstimmung fair abgelaufen war, als
viel mehr der Einsicht, in der Angelegenheit das bestmögliche Ergebnis er-
zielt zu haben. Den Verlust Ödenburgs/Soprons, so schmerzhaft er auch
war, hatte Österreich im Wesentlichen bereits in dem Augenblick akzep-
tiert, als es dem Venediger Protokoll zugestimmt hatte88, sodass das Ergeb-
nis der Volksabstimmung zumindest auf politischer Ebene niemanden
mehr ernstlich zu erschüttern vermochte. Dies erklärt auch, warum, sieht
man von dem letztlich nicht ausgeführten Plan des „Ödenburger Heimat-
dienstes“ ab, das Gebiet von Freiwilligen im Handstreich besetzen zu las-
sen89, kein ernster Versuch unternommen wurde, die Abtretung des Ge-
biets zu verhindern. Mit der Bestätigung des Abstimmungsergebnisses
durch die Wiener Regierung waren letztlich alle im Venediger Protokoll
festgeschriebenen Auflagen erfüllt, das Abstimmungsgebiet wurde am 1.
Jänner 1922 offiziell an Ungarn übergeben90, während Österreich vertrag-
lich weitgehende Rechte im grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr über
den Ödenburger/Soproner Korridor zugesichert erhielt.91 Unmittelbar dar-
auf nahm auch die bereits im Juni 1921 konstituierte, aus Vertretern Öster-
reichs, Ungarns sowie der Botschafterkonferenz bestehende Grenzzie-
hungskommission ihre Tätigkeit auf, die sich in den folgenden Monaten mit
der endgültigen Grenzziehung entlang der in den Friedensverträgen festge-
legten Linie sowie der Beilegung allfälliger Streitfälle auseinanderzusetzen
hatte.92 Mit der letzten, abschließenden Sitzung dieser Kommission am 2.
August 192493 war die Burgenlandfrage für Österreich und Ungarn zumin-
dest auf zwischenstaatlicher Ebene endgültig abgeschlossen und konnte
von beiden Ländern ad acta gelegt werden.
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6. Schlussbemerkung
Welcher Schluss kann aus der Entstehung und Beilegung der „Burgen-
landkrise“ gezogen werden? Zum einen ist festzuhalten, dass der behandelte
Fall als geradezu beispielhaft für die Schwäche und mangelnde praktische
Anwendbarkeit des Systems der Pariser Friedensverträge zu bezeichnen ist.
So zeigte sich bereits in diesem Anfang der 1920er Jahre entstandenen Kon-
fliktfall, dass das Vertragswerk kaum das Papier wert war, auf dem man es
abgedruckt hatte worden war, wenn die alliierten Mächte nicht bereit waren,
sich für seine Einhaltung einzusetzen und diese notfalls auch mit Waffenge-
walt zu erzwingen. Gerade das Beispiel Ungarns, das die im Vertrag von
Trianon vorgesehene Abtretung der westungarischen Gebiete über zwei Jah-
re lang hinauszögerte, ohne dass die Botschafterkonferenz oder die Entente-
staaten dagegen einschritten, ist hierfür als Indiz zu nennen. Fest steht je-
doch auch, dass die letztlich im Venediger Protokoll festgeschriebene
Einigung Österreich und Ungarns in der Burgenlandfrage nicht nur einen
Sieg der Vernunft, sondern auch einen Triumph des Kompromisses über die
Konfrontation darstellte. Solange beide Staaten auf ihren Maximalforderun-
gen beharrt und sich einer Lösung widersetzt hatten, waren sie der Spielball
der von den Siegermächten des Ersten Weltkriegs bestimmten europäischen
Außenpolitik gewesen, die auf die eine oder andere Weise versucht hatten,
den Konflikt zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Erst die im Venediger Pro-
tokoll festgeschriebene Kompromisslösung, namentlich die Belassung Öden-
burgs/Soprons bei Ungarn, ermöglichte es beiden Staaten, sich aus diesem
Strudel zu befreien und nach der Beilegung des Streits wieder normale nach-
barschaftliche Beziehungen zueinander aufzunehmen. Dabei erwies sich ins-
besondere der Umstand, dass beide Staaten aus dem Konflikt praktisch als
Sieger hervorgingen – Österreich hatte den Großteil des umstrittenen Ge-
biets erhalten, während es Ungarn gelungen war, den Friedensvertrag von
Trianon zumindest in einem Punkt zu revidieren –, als überaus wertvoll, da
er mit dazu beitrug, dass der Konflikt zumindest auf politischer Ebene noch
in den 1920er Jahren endgültig ad acta gelegt werden konnte. Recht oder
Moral auf seiner Seite zu haben, hatte letztlich keine der beiden Parteien
weitergebracht, erst Deeskalation und bilaterale Verhandlungen hatten in
diesem Fall zu einer Einigung geführt, die bis zum heutigen Tag Bestand hat
und weitgehend unumstritten ist.
Richard Lein
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MYTHOS UND REALITÄT – DIE FOLGEN
DER ABTRENNUNG DES BURGENLANDES
IN UNGARN NACH 1921
DER SPIELRAUM DERGROßPOLITIK
Die Friedenverträge nach dem Ersten Weltkrieg brachten sowohl für
Österreich, als auch für Ungarn empfindliche Verluste. Ungarn verdamm-
te aufgrund des Verlustes seiner Integrität die Friedensverträge von
Saint-Germain und Trianon, die Wiedereingliederung des westlichen
Landesteils blieb Teil der ungarischen Irredenta, auch wenn man sich nicht
mit den revisionistischen Zielen bezüglich der weiteren abgetrennten Ge-
biete messen konnte. Angeregt durch Ödenburgs Erfolg, stellte man in Un-
garn in einigen Fällen Überlegungen zu weiteren Schritten an und warf die
Zurückgewinnung des „Restburgenlandes“ oder zumindest eines Teiles da-
von auf. Die Argumentation stützte sich auf die Betonung historischer
Rechte und moralische Anschuldigungen (z. B. mit der Verwendung von
Begriffen wie der „Untreue“ des früheren Partnerlandes oder dem „Grab-
räuber“ Österreich).1
Österreich erlebte die Ereignisse in der Zeit von 1919 bis 1921 als Fiasko,
vor allem wegen dem Misserfolg bei der Volksabstimmung in und um Sop-
ron. Politiker und Bewohner beider Länder formulierten mit Recht ihre
nationalen, kulturellen sowie territorialen Ansprüche und gaben vermeint-
lich oder wirklich erfahrenem Unrecht Ausdruck.
Die Österreicher machten die „Hybris“ der ungarischen Seite für das
Fiasko verantwortlich, verurteilten die Soproner „Volksabstimmungsko-
mödie“ und betrachteten die Stadt unverändert als natürliche Hauptstadt
des Burgenlandes. Im Zentrum ihrer Argumentation stand die Beschuldi-
gung Wahlbetrug begangen zu haben. Die Ansprüche auf Sopron versuch-
1Ausführlich über dieses Thema siehe Haslinger, 1994; Tóth, 2006.
ten sie mit ethnischen und geschichtlichen Argumenten zu erklären. Auch
die Gründe des wirtschaftlichen Rationalismus fehlten in der Palette nicht.
Ihnen lag die Überlegung zugrunde, dass das Fehlen von Sopron das neue
Bundesland physisch in zwei Teile zerschnitten hätte, wodurch die Auf-
rechterhaltung der Verbindung in Verkehr, Kommunikation und Logis-
tik zwischen dem nördlichen und südlichen Burgenland erheblich er-
schwert worden sei.
Die Presse und die Politiker des Burgenlandes, das in einer wirklich
schwierigen Situation war, betonten dabei oft die wirtschaftliche Lebens-
unfähigkeit des bei Ungarn verbliebenen Sopron und wiederholten dabei
unzählige Male den Begriff der „toten“ bzw. „sterbenden“ Stadt. Behörden
auf Landes- und Gemeindeebene sowie Privatpersonen sparten nicht mit
beleidigenden Äußerungen, und man forderte mit wechselnder Intensität
die Revision der Volksabstimmung sowie den Anschluss von Sopron an das
Burgenland. Nach dem Verklingen des lauten Schlachtenlärms erschienen
mildere Formulierungen. Sopron spielte nach wie vor eine besondere Rolle
für das Burgenland, aber Mitte der 1920er Jahre musste man sich dem Un-
abänderlichen fügen, und einige Jahre nach dem offiziellen Protest erken-
nen, dass gegen das Plebiszit von 1921 keine Berufung eingelegt werden
konnte.
Die Zwiespältigkeit der Lage wurde noch dadurch verschärft, dass trotz
aller emotioneller Spannungen Österreich in der Zwischenkriegszeit der
bedeutendste Wirtschaftspartner Ungarns war, und im Verhältnis zu den
übrigen Nachbarländern entwickelten sich die Beziehungen Ungarns zu
Österreich noch am besten. Österreich galt trotz aller Kontroversen als
wichtigster außenpolitischer Partner der ungarischen Regierung, der die
westungarische Frage mit Zurückhaltung behandelte. Die in vielerlei Hin-
sicht aufeinander angewiesenen österreichisch-ungarischen Interessen lie-
ßen nach 1921 keine Eskalation des Problems mehr zu.
Der Verlust Westungarns hatte die Komitate und Städte stärker getrof-
fen. Die führenden Kreise, vor allem der Stadt Ödenburg, sahen dieWieder-
herstellung, d. h. die Zurückeroberung des ehemaligenWestungarns als Lö-
sung für die Probleme. Deshalb ließ sich in denMeinungen der außerhalb der
lokalen und staatlichen Regierung stehenden Kreise, sowie im Standpunkt
der Regierung einmal ein offenerer und dann wieder verborgener Asynchro-
nismus beobachten. Die Regierung lehnte die Soproner Forderungen ab und
machte unmissverständlich klar, dass eine Zurückforderung des Burgenlan-
des nicht in Frage komme. Es ließe sich nichtmit ethnischen Argumenten be-
134 imre tóth
gründen, sondern würde, imGegenteil, die ungarischen Argumente für eine
Zurückgewinnung von Siebenbürgen/Erdély und Oberungarn/Felvidék ge-
radezu lächerlich machen. Darüber hinaus war das Gebiet nicht von so gro-
ßemWert, dass man dafür das ausgewogene österreichisch-ungarische Ver-
hältnis, das Verhältnis zu den Ungarndeutschen oder zu dem sich zu einer
Großmacht entwickelnden Deutschland gefährdet hätte.2
Die zuständigen Budapester Ministerien bemühten sich in erster Linie
um eine Zügelung der lokalen Ambitionen, wobei sie in vielen Fällen zu
peinlichen Rechtfertigungen gegenüber ihren österreichischen Partnern
gezwungen waren.
Während von Bewohnerschaft, Regionalregierung und Presse der un-
mittelbar betroffenen Territorien die Diskussion darüber ständig weiterge-
führt wurde, behandelte man in höheren Kreisen der involvierten Länder
die Frage in Abhängigkeit von diplomatischen und wirtschaftlichen Kon-
takten. Der Großteil bemühte sich um eine Lockerung der Spannungen.
Sowohl die österreichische als auch die ungarische Politik beschäftigte sich
zeitweise und mit jeweils unterschiedlichen Prioritäten mit der Frage der
Grenze, wobei das Verhalten der Politiker auch oftmals durch starke in-
nenpolitische Zwischentöne geprägt war.
Die sich Mitte der 1920er Jahre harmonisch gestaltenden österrei-
chisch-ungarischen Beziehungen nahmen in den letzten Jahren des Jahr-
zehntes wieder einen angespannteren Charakter an und auch das Burgen-
land betreffend kam es gegen 1927–1928 wieder zu einer Verschlechterung
der Atmosphäre.3 Im Allgemeinen sind die Gründe dafür einerseits die For-
derungen der österreichischen Innenpolitik, andererseits der Beginn der
österreichisch-ungarischen Verhandlungen und zuletzt die ungarischen
Revisionsbestrebungen. Nach dem ErstenWeltkrieg stießen die revisionis-
tischen Bestrebungen durch die 1927 abgeschlossenen italienisch-ungari-
schen Friedens- und Gerichtsabkommen anfangs bei den Großmächten auf
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3Am 15. Oktober 1928 verkündete der ungarische Ministerpräsident István Bethlen, dass
Ungarn niemals freiwillig auf das Burgenland verzichtet habe. Diese Worte stießen in
Österreich auf ein negatives Echo. Einige Tage später stellte der deutsche Gesandte in Bu-
dapest jedoch fest, „dass man im ungarischen Außenministerium bedauere, dass graf Beth-
len seine Rede in Ödenburg nicht in der vorher genau fixierten Fassung gehalten habe (…)
die Äußerung des Grafen Bethlen habe nur theoretischenWert, da niemand an maßgeben-
der Stelle daran denke, die Burgenland-Frage erneut aufs Tapet zu bringen.“ Politischer
Bericht, Hans Schön, Budapest, 29.10.1928. PA AA II. b. Bd. 4. Pol. 6. R73415.
Unterstützung oder zumindest auf Sympathie – jedenfalls in der öffentlichen
Meinung. Ende der 1920er Jahre knüpfte man große Hoffnungen an eine
Neuordnung, die mit der Unterstützung der italienischen Außenpolitik voll-
zogen werden sollte. Die Äußerungen vonseiten der italienischen Außenpoli-
tik gaben auch entlang der Grenze Anlass zu gewisser Zuversicht. Mehrere
italienische Zeitungen, darunter auch der maßgebende „Corriere della Sera“,
veröffentlichten tendenziöse Artikel über die aggressive burgenländische Ger-
manisierung. Zudem kursierten Gerüchte, dass Italien im Gegenzug für den
Verzicht auf Südtirol die Rückgabe des Burgenlandes von der Wiener Regie-
rung verlange, was natürlich nicht geschah.
In der Zwischenzeit machte auch der englische Pressemagnat Lord
Rothermere mit der Losung ,,Justice for Hungary“ auf das Unrecht des
Friedensvertrages aufmerksam.4
Wenn wir die Geschehnisse analysieren, scheint es, als würde es in
Wirklichkeit nichts an der Beurteilung des Status quo ändern, obwohl die
aufgezählten Ereignisse Grund für territoriale Gegensätze gegeben hätten.
Die Zusammenarbeit der österreichisch-ungarischen Regierungen wurde
auch in der Burgenland/Westungarn-Frage noch stärker – vor allem wegen
der Wirkung der österreichischen Innenpolitikkrise.
Aufgrund von fehlender Unterstützung vonseiten der offiziellen Poli-
tik hatte die Zurückeroberung Burgenlands 1927–1928 aus ungarischer Per-
spektive keine große Chance, weil diese von der offiziellen Politik keine
Unterstützung bekam. Die gedankliche Verwandtschaft und die Gleich-
heit der politischen Interessen zwischen Wien und Budapest beeinflussten
die Ereignisse stärker als ein unsicheres territoriales Manöver. Die Provo-
kation war nicht so stark, dass die Probleme der – sich sonst in einer
schwierigen Lage befindenden – österreichischen Regierung noch zunah-
men. Trotz allen Anscheins verhalf die Rothermere-Aktion dazu, die west-
ungarische Frage nicht auf die Tagesordnung zu setzen.
Abgesehen davon, dass die ungarische Regierung und vor allem Minis-
terpräsident Bethlen wegen der Aktion von Lord Rothermere mit sämtli-
chen innen- und außenpolitischen Problemen zu kämpfen hatte, könnte
diese auf ethnischen Gründen beruhende revisionistische Anregung über-
all früher eine positive Reaktion auflösen, wie im fast ganz von Deutschen
bewohnten Burgenland.
136 imre tóth
4 Im Jahre 1927 wurde sein Artikel in Großbritannien in der Boulevardzeitung „Daily
Mail“ veröffentlicht. Rothermere, der Besitzer der Zeitung, schlug die Rückgabe der
grenznahen, mehrheitlich von Madjaren bewohnten Gebiete an Ungarn vor.
Die dreißiger Jahre
1932 kam Gyula Gömbös in Ungarn an die Macht, der bezüglich der
Wiederherstellung Ungarns ehemaliger Grenzen als Hardliner galt. Von
demMinisterpräsidenten, der auch am AufstandWestungarns im Jahre 1921
beteiligt war, erwarteten viele, sowohl hierzulande als auch im Ausland, dass
er Anstrengungen für eine Rückforderung des Burgenlandes unternehmen
würde. Schnell wurde jedoch klar, dass die Ähnlichkeit der von Gömbös ver-
tretenen politischen Ideen und der von Engelbert Dolfuss in Österreich ver-
folgten Tendenz die Behandlung jeglicher Fragen bezüglich Gebietsstreitig-
keiten ausschloss. Die heimischen Anhänger der politischen Strömungen
von Dollfuss – also der korporativen Mustern folgenden, antiparlamentari-
schen, autoritären politische Strömungen – warteten darauf, dass Österreich
freiwillig auf das „besetzte Ungarn“ verzichten würde, während andere, in
erster Linie Vertreter der ungarischen Rechtextremisten, hofften, dass das
Burgenland nach dem Anschluss (d. h. Anschluss Österreichs an das Deutsche
Reich) als Geschenk Hitlers an Ungarn zurückgelangen würde.
Gegen Ende der 1930er Jahre erlangten die in den 1920er Jahren latenten
so genannten „pangermanischen“ Akzente immer größere Bedeutung. Sie
wurden mit der militärischen und diplomatischen Verstärkung Deutsch-
lands nach der Weimarer Republik deutlich verstärkt.
Für Berlin war von großer Bedeutung, die Spannungen mit Budapest zu
minimalisieren und die Missstimmung in den Griff zu bekommen. Den-
noch agierte die Nazidiktatur auch in diesen Belangen nicht einheitlich,
viele bezüglich dieser Frage parallel arbeitenden zuständigen Organe erteil-
ten häufig widersprüchliche Anweisungen. Beispielsweise ermahnte der
deutsche Außenminister Ribbentropp persönlich Ödenburgs überlaute
Stimmen zur Mäßigung. Der Anschluss beruhigte die Situation im Burgen-
land, da im Falle einer Vereinigung von Österreich und Deutschland ein
Teil der ungarischen Politiker auf eine Rekompensation in Form einer
Rückgabe der abgetrennten westlichen Gebiete hoffte.5 Auch wenn Hitler-
deutschland sorgfältig auf das gute Verhältnis zu dem potenziellen Verbün-
deten Ungarn achtete, so deklarierte es eine Sache ganz klar: Es sei nicht
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worden war, den überwiegend von Deutschen bewohnten Gebietsstreifen der westlichen
Komitate Ungarns, das spätere Burgenland, teils als Schadenersatz erhalten hatte. Zur Bur-
genlad-Frage siehe u.a: Soós, 1971; Haselsteiner, 1989; Ormos, 1990; Ormos, 1997;
Schlag, 2001.
bereit, auch nur auf einen Quadratkilometer zu verzichten, auf dem Deut-
sche leben. Das Dilemma konnte allenfalls sein, was wohl das weitere
Schicksal des hinter den ungarischen Grenzen verbliebenen deutschen
Volkes – unter anderem hinter dem westlichen Grenzstreifen – gewesen
wäre. Zur Klärung dieser Frage kam es wegen des Zweiten Weltkrieges
zum Glück nicht. Die realistischer Denkenden in Ungarn waren sich über
die Schwäche der revisionistischen Argumente Ungarns gegen Österreich
im Klaren und hegten gleichzeitig berechtigte Zweifel an der Spendierlau-
ne des deutschen Kanzlers. Anstatt auf dieWiederherstellung der ehemali-
gen Leitha-Grenze nach der Eingliederung Österreichs zu hoffen, verfolg-
ten sie besorgt die Aussagen und Publikationen der deutschen
„Ostraumpolitiker“, die Ansprüche auf die von Deutschen bewohnten Ge-
biete Transdanubiens formulierten.
Trotz allem versuchten einige sowohl vor als auch während des An-
schlusses imHintergrund der ungarischen offiziellen Regierung arbeitende
Diplomaten und Politiker für Ungarn als Gegenleistung für die Bestäti-
gung des Anschlusses eine Kompensation zu erreichen. Der Diskussion und
demTraum der Revindikation (WiedervereinigungWestungarns mit Un-
garn) setzte schließlich Hitlers entschiedene Ablehnung ein Ende.
Das Dritte Reich wies die schwachen ungarischen Forderungen zurück
und die Regierung des Reiches setzte um, was die österreichische Regie-
rung zu Beginn der 1920er Jahre nicht getan hatte. Das jüngste (oder nach
Wien zweitjüngste) Bundesland des ehemaligen Österreich – nunmehr als
„Ostmark“ in das Deutsche Reich eingegliedert – wurde zwischen Nieder-
österreich (Niederdonau) und der Steiermark aufgeteilt. Das Burgenland
existierte fortan nicht mehr. Die deutsch-österreichische Vereinigung
brachte also nicht den von manchen Seiten erhofften Gebietsrückerhalt.
Der Zweite Weltkrieg nahm die Burgenland-Frage von der Tagesordnung,
aber die Problematik des westungarischen Gebiets (und der dort lebenden
Deutschen) entwickelte sich kurz- und mittelfristig in Abhängigkeit von
der ungarisch-deutschen Diplomatie und der Kooperation im Krieg.
Die Auswirkungen auf regionaler Ebene
Die Abtrennung des Burgenlandes von Ungarn hatte eine politisch und
wirtschaftlich kritische Situation für die westungarischen Komitate und
Städte zur Folge. Das 1989 Quadratkilometer große Komitat Moson (Wie-
138 imre tóth
selburg) wurde um 1000 Quadratkilometer verkleinert (50.28%). Einige
Bezirke der Komitate fielen an die andere Seite, (z. B. Bezirk Felsõpulya/
Oberpullendorf und Nagymarton/Mattersburg) während andere ,,Zwerg-
bezirke“ zusammengelegt oder aufgelassen wurden. In Ungarn entstanden
aus den zwölf ganzen und 23 verkleinerten Komitaten 20 reguläre und fünf
administrativ provisorisch vereinigte Komitate.6 In Westungarn verlor
das Komitat Moson seine Unabhängigkeit. Die Komitate Sopron und Vas
bildeten je eine administrativ selbständige Einheit, obwohl ihre Zusam-
menlegung im Jahre 1935 überlegt wurde.7
Die Vereinigung der zwei Komitate kam nicht zustande, weil die Regie-
rung damit in der Öffentlichkeit den Eindruck einer endgültigen Korrek-
tur der Grenzen hinterlassen hätte und sich dadurch einem Angriff der
Opposition, oder auch einzelner Sympathisanten der eigenen regierenden
Partei ausgesetzt hätte.
Somit kam es zu keiner Vereinigung, jedoch kam im selben Jahr ein ge-
meinsamer Obergespan an die Spitze beider Komitate. Neben den Verände-
rungen des Komitat-Systems änderte sich im Bezirk der staatsrechtliche
Status mehrerer Städte. Magyaróvár (Ungarisch-Altenburg) wurde der
Komitatssitz entzogen, in Sopron und Kõszeg (Güns) wurden die Wahl-
rechtsbeschränkungen eingeführt, Kõszeg verlor sein Privileg, wonach die
Stadt aus vermögensrechtlicher Sicht direkt zur Hoheit des Innenministers
gehört und in Kõszeg wurde die Hoheit des Komitates nach dem 36. Geset-
zesartikel vom Jahre 1928 erweitert.8 Die zwangsmäßige Reorganisation der
Verwaltung war für existentielle Probleme hunderter Menschen verant-
wortlich.
Mit der die Friedensverträge abschließenden territorialen Regelung än-
derte sich auch der Westungarn umgebende Wirtschaftsraum erheblich.
Die zentrale Lage des Gebietes innerhalb der Monarchie existierte nun
nicht mehr, und dies bedeutete das Aus für zahlreiche, früher hier angesie-
delte Industrieanlagen. Der Frieden brachte darüber hinaus das Ende jahr-
hundertealter Handels- und Kommunikationsbeziehungen. Drei Viertel
der Absatzmärkte Soprons lagen jenseits der Grenze, wodurch diverse Ge-
werbebetriebe und ganze Industriezweige ihre Tätigkeit einschränken
mussten, oder gänzlich zum Erliegen kamen. Auch die nach dem Krieg
bzw. nach der Grenzziehung in der RegionWest-Ungarn-Burgenland ent-




standene Situation, der lokale „kleine Kalte Krieg“, wirkte sich extrem
nachteilig auf die Wirtschaft aus.9
Die autarke Selbstisolierung aus politischen Gründen konnte nicht mehr
aufrecht erhalten werden, und der durch die gemäßigte Atmosphäre ent-
standene offene Raum wurde sofort von Kontakten eingenommen, die der
wirtschaftlichen Rationalität zu danken waren. In den Nachrichtensendun-
gen der 1920er Jahre zeichnete sich das Bild der immer lebhafteren und wirk-
sameren Handelsbeziehungen entlang der Grenze ab. Die langsame Konsoli-
dation der mit zahlreichen Schwierigkeiten kämpfenden westungarischen
Wirtschaft nahm jedoch ein jähes Ende durch die Wirtschaftskrise, die
Ende der zwanziger Jahre eintrat und sich zum Anfang des folgenden Jahr-
zehntes massiv verschärfte. Sich über die abweichenden Interessen hinweg-
zusetzen, wurde zu einer immer dringender werdenden Anforderung. Dies
in die Praxis umzusetzen war jedoch nicht einfach für die führenden Politi-
ker Österreichs und Ungarns, die gegen Mitte der 1930er Jahre die Annähe-
rung mehr oder weniger nur über Umwege fortführten.
Der Civitas Fidelissima-Mythos in Sopron
Die bewusste Schaffung eines Selbstbildes und einer kollektiven Tradi-
tion sind Elemente der Identität einer Gemeinde, dadurch entsteht sogar
eine Basis für eine Gemeinschafts- und Mythos bildende Kraft. Das domi-
nierende Element der historischen Mythografie in Sopron war der im 20.
Jahrhundert virulent gewordene, aber bereits tief in der Vergangenheit
wurzelnde Treuemythos.
Im Jahre 1277 öffnete der Stadtrichter der königlichen ungarischen Rei-
terei die Tore gegen Ottokar II., obwohl er damit das Leben der Ödenbur-
ger Geiseln, darunter sein eigener Sohn und Söhne seiner beiden Schwes-
tern, gefährdete. Dieses Bekenntnis und die solcher Art bezeugte Treue der
Stadt zum ungarischen König war mit größter Wahrscheinlichkeit der
Grund für ihre Erhebung zur königlichen Freistadt.
Die Wandlung zu einer mittelalterlichen Stadt war das Ergebnis lang
andauernder wirtschaftlicher, politischer und soziologischer Prozesse, die
nicht an ein einziges Datum oder an eine einzelne historische Legende zu
knüpfen sind. Jedoch kann bereits in frühen historischen Urkunden ein
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Zusammenhang zwischen „Treue“ und Privilegien (bzw. Schenkungen)
festgestellt werden.
Als die Stadt 1922 nach der Soproner Volksabstimmung von der Regie-
rung den Titel „treueste Stadt“, also „Civitas Fidelissima“ verliehen be-
kam, entstand daraus eine Art Etikettierung, die sich der Stadt anzuhaften
begann. Dieser Civitas Fidelissima-Mythos wurde ein wichtiger Faktor im
kollektiven Zusammenhalt, wenn auch bei weitem nicht für die gesamte
Gesellschaft. (Unter den Bürgern der Stadt gab es auch Gruppen, die den
Anschluss der Stadt an das Burgenland befürworteten. Für jene, die mit den
Leitmotiven der „Treue“, der „Ehre“ und des „Sieges der ungarischen
Wahrheit“ operierten, bedeutete es ein großes Problem wie sie zur deutsch-
sprachigen Bevölkerung der Stadt sich verhalten. Die Vertreter einer
pro-österreichischen Haltung (und manchmal auch andere) wurden als
Verräter bezeichnet. Diese waren in erster Linie deutschsprachige Wirt-
schaftsbürger, so genannte „Ponzichter“. Die Stadtführung übte starken
Druck auf die deutsch bzw. österreichisch gesinnten Gruppierungen und
Vereine aus.) Die deutschsprachige Zeitung der Stadt, die Ödenburger Zei-
tung, wurde ständig argwöhnisch beobachtet und 1923 zog man sogar aus
Gründen der Staatssicherheit ein Verbot in Erwägung. In den 1920er und
1930er Jahren spielte für die Entscheidungen für die Besetzung von Beam-
tenposten sowie für verschiedene Personalangelegenheiten und die Beur-
teilung wirtschaftlicher Anträge auch die Treue zur Nation und die bei der
Abstimmung bekundete Einstellung eine tragende Rolle. Die Aufmerk-
samkeit der Behörden erstreckte sich auf die verschiedensten Stellen. Es
war fast die Regel, dass bei der Vergabe von Auszeichnungen, Prämien (z. B.
der Auszeichnung der Wirtschaftskammer), bzw. bei Ernennungen in hö-
heren Chargen – vom Posten des Direktors der chemischen Untersu-
chungsstation bis zum Rechnungsrat der Finanzdirektion (oder aber auch
eine einfache Anstellung als Zeichenlehrer) – ohne die entsprechenden In-
formationen keine Entscheidung gefällt wurde. Zudem reichte das Sympa-
thisieren mit den Österreichern aus, um jemandem bei der Überprüfung
der Weinschank-Lizenz oder der Vergabe von Trafik-Lizenzen mit dem
Gutachten des Bürgermeisters oder der Polizei die Lebensgrundlage zu ent-
ziehen. Letztere Maßnahme traf vor allem die deutschsprachigen Land-
wirte und die Bürgerschaft. Die Zuständigen im Bürgermeisteramt und im
Amt des Hauptgespans nahmen zur Begutachtung regelmäßig die Infor-
mationen der örtlichen Polizeiorgane (und die Berichte der „halboffiziel-
len“ Spitzel) in Anspruch.
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Der Civitas Fidelissima-Mythos knüpfte an den Irredentismus der Lan-
despolitik an und diente zugleich der Stärkung der seriöseren Traditionen
in der lokalen Identität. Die rhetorischen Schemata der Zeit beeinflussten
die politischen Organe der ländlichen Stadt sehr stark. Die Berufung auf den
positiven Ausgang der Volksabstimmung war mit der politischen Rollen-
wahrnehmung ebenso eng verknüpft, wie allgemein die Themen Trianon
und Revision. Beide Ereignisse dominierten das Bewusstsein der damaligen
lokalen bzw. landesweiten politischen Eliten, waren allerdings an den beiden
entgegengesetzten Polen der gleichen ideologischen Achse platziert. Der
Vertrag von Trianon wurde als zutiefst ungerecht empfunden, was jedoch in
der internationalen Politik keinerlei Beachtung fand und sogar zu einer er-
neuten außenpolitischen Katastrophe führte. Auch das heimische politische
Leben wurde durch die ständige Beschäftigung damit negativ beeinflusst.
Auf der anderen Seite konnte sich das – aus ungarischer Sicht – positive Er-
lebnis der Soproner Volksabstimmung zu einer integrativen Kraft wandeln.
Civitas Fidelissima schien ein geeigneter Wahlspruch, mit dem sich grund-
sätzlich auch die Vertreter unterschiedlichster Ideologien identifizieren
konnten – also neben den christlich konservativen städtischen Gruppierun-
gen auch die Liberalen und sogar die Sozialdemokraten.10
Man bemühte sich zu behaupten, und bewusst zu machen, dass „das
Schiff des Trianonvertrages sein erstes Leck eben von Ödenburg hinneh-
men musste“, und so würde es dieser Stadt zu verdanken sein, dass „aus
Rumpfungarn, das vom ersten König Ungarns (vomHeiligen Stephan) ge-
gründete Reich, unversehrt wieder aufleben wird können“. Die Soproner
versuchten aus dem Ergebnis der Volksabstimmung mit Hilfe dieses epos-
haften, allgegenwärtigen Signals (Civitas Fidelissima) politisches und mo-
ralisches Kapital zu schöpfen.Währenddessen rückten die Spannungen um
die Grenzziehung – den nationalen Vorgängen entsprechend – die konser-
vative Stadtpolitik in eine radikale Richtung.11
Die schmerzhafte Gebietsregulierung im Jahr 1921 vollzog sich keines-
wegs in konsolidiertem Rahmen. In Sopron und Umgebung wurde das po-
litische Leben neben dem durch den Friedensvertrag verursachten massi-
ven Trauma auch durch die Präsenz paramilitärischer Kräfte, die
Rebellenkämpfe, sowie die Mobilisierung der Bewohner (als Folge der




nellen Bahnen geworfen. Die lokalen Organisationen ÉME und MOVE12
verfügten während der gesamten Zwischenkriegszeit über eine starke Ba-
sis, ihre Mitglieder waren wegen ihrer Vergangenheit hoch angesehen.
Der rechte Radikalismus fand nach dem Krieg in Sopron ebenso wie lan-
desweit großen Zuspruch. Mit der Zeit sank die Toleranz allmählich. We-
der die Vorkämpfer der Konflikte Ende des Jahres 1921 noch der späteren
konnten sich behaupten. Ihre Gruppen, unter ihnen die aus Selmecbánya
(Schemnitz) übersiedelten Hochschulstudenten, strebten nach einer wei-
terhin tragenden Rolle im politischen Leben Soprons. Die Hochschüler un-
terstützten seit 1919 die verschiedensten Angelegenheiten. Neben dem
westungarischen Guerillakampf griffen sie bei Budaörs unter der Führung
von Gyula Ostenburg zur Stärkung König Karls IV. gegen den Reichsver-
weser Miklós Horthy zu den Waffen.
Ein bedeutender Teil der Studenten lebte in ideologischer Verunsiche-
rung sowie auch in großer Armut, und so suchten sie Verantwortliche, de-
nen sie die Schuld an ihrem eigenen Schicksal und der schlechten Situation
des Landes geben konnten. Es gelang ihnen mehrmals, Unruhe zu stiften
oder verschiedene Zwischenfälle in der Stadt zu provozieren. Als ihre haupt-
sächlichen Ziele betrachteten sie die linken und liberalen Strömungen.
Der Treuemythos der Zwischenkriegszeit hing eng mit dem Bild Sop-
rons in der Außenwelt zusammen. Die in der Volksabstimmung gezeigte
Loyalität fand in der zeitgenössischen ungarischen Gesellschaft große An-
erkennung. Sie übertrug die ungarische Staatsidee und die damit stark ver-
bundenen Gedanken des Irredentismus auf das ganze Land wie auch auf
breite Schichten der Gesellschaft. Eine Reihe von regelrecht mit Pathos ge-
tränkten Schriften und Reden würdigte die Bedeutung der Volksabstim-
mung zu dieser Zeit, wie auch noch später. Ein Besuch in der Civitas Fide-
lissima zählte in Ungarn auch als eine Art patriotische Pflicht, wodurch
eine Mekka-artige Wallfahrtsbewegung nach Sopron ausgelöst wurde. Es
muss imWeiteren die Frage gestellt werden, wie sehr die Staatsmacht hin-
ter dem Konzept der Treue stand. Bis zum Ersten Wiener Schiedsspruch
war die Soproner Volksabstimmung der einzige Erfolg der Revision. Die
Regierung konnte sich als Präzedenzfall darauf berufen, als sie Argumente
für den Anschluss an bzw. den Verbleib bei der Nation sammelte. Gegen-
über den 1918–1919 aus der nationalen Einheit ausgebrochenen Nationali-
mythos und realität 143
12Ébredõ Magyarok Egyesülete und Magyar Országos Véderõegylet. In erster Linie Be-
amte bzw. Offiziere verbündeter rassistischer Gruppierungen in der Zwischenkriegszeit in
Ungarn.
täten symbolisierte Sopron die Staatstreue und den Patriotismus der
fremdsprachigen Bevölkerung. Ministerpräsident István Bethlen erklärte
noch im Oktober 1928, dass „sich die Soproner mit ihrer Treue zur alten Hei-
mat bekannten und deutlich zeigten, dass sie zum 1000-jährigen Reich des Heiligen
Stefan hielten und nicht vorhatten, sich einem anderen Land anzuschließen. Ich
denke, in zahlreichen anderen Teilen des Landes wäre die Antwort die gleiche ge-
wesen, wenn man das Volk gefragt hätte. Die Treue Soprons hat dem Recht auf
eine ungarische Nation ein stichfestes Argument gegeben, das wir fortwährend
auch bei jenen vorbringen werden, die auch in anderen Gebieten keine Volksbefra-
gung zugelassen haben.“13
Dennoch verlor das Soproner „Gleichnis“ bis zum Ende des Jahrzehnts
viel von seiner Bedeutung. Die aktiver gewordene ungarische Außenpolitik
war immer weniger auf die moralische Unterstützung von „Sopron“ ange-
wiesen. Dies nahmen auch die bezüglich dieser Frage persönlich betroffenen
Politiker ziemlich deutlich wahr. Einige von ihnen, so z. B. der im österrei-
chisch-ungarischen Grenzziehungsausschuss tätige Antal Ullein-Reviczky,
versuchten die Geschichte der Volksabstimmung besser in die ungarische
Argumentationssystematik der Revision zu integrieren. Als die französische
Monde Nouveau einen wissenschaftlichen Artikel von Ullein bestellte, be-
schloss er, in der Zeitschrift über die Venediger Protokolle zu schreiben. Ul-
lein rechtfertigte seine Wahl wohl damit, dass er zu dieser Zeit selbst auch
aktiv an der Ordnung Westungarns beteiligt war, andererseits hatte er
gleichzeitig vor, mit seinem Text die Aufmerksamkeit der Franzosen auf die
einmal bereits durchgesetzte Revision von Trianon zu lenken. Ulleins An-
sicht nach nutzte die ungarische Außenpolitik die Möglichkeiten nicht aus,
die der Erfolg der Volksabstimmung barg. „Ich habe das Gefühl, unsere Re-
visionisten legen nicht das nötige Gewicht auf die Soproner Sache – auf seine
enorme Wichtigkeit als Präzedenzfall gerade im Kontext der Revision.“14
Das Soproner Beispiel war immer weniger wichtig für die ungarische
Regierung, die kaum materielle Opfer im Interesse der Rettung der Stadt
brachte. Die Stadtführung unter der Leitung von Bürgermeister Thurner
konnte für einen Aufschwung der Stadt nur auf sich selbst zählen. Das ist




14Antal Ullein Reviczky zum ungarischen Außenministerium, Paris, 30. April 1928.
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Jenseits der Leitha (und der Realität)
Die Naivität der jeweiligen ungarischen politischen Elite wurde un-
längst in einem Interview von Mária Ormos sehr treffend charakterisiert.
Laut der namhaften Historikerin „schenkt man [bei uns] Zutrauen und Glau-
ben ohne jeglichen Grund. Rákóczi traute Ludwig XIV., die Helden von 1849 setz-
ten auf die Unterstützung von Westeuropa, Mihály Károlyi auf französische Hil-
fe“.1 Der Kreis der „gläubigen“ Politiker ist natürlich zu erweitern. Zu ih-
nen zählen auch die ungarischen (und die österreichischen)2 Legitimisten,
die fest daran glaubten, die ehemalige Donaumonarchie sei in irgendeiner
Form wieder zu erwecken, eine überparteiliche moralische Autorität kön-
ne und müsse zurückgestellt werden, das Geschichtsrecht sichere den
Rechtsanspruch auf die abgetrennten Gebiete, und davon könne man die
westlichen Mächte und die Nachbarstaaten der Kleinen Entente – grund-
sätzlich mit diplomatischenMitteln – überzeugen. Ihr Ideal war ein konsti-
tutionelles, europäisches Ungarn.
Für die Fachöffentlichkeit war der Legitimismus in der ungarischen
Geschichte zwischen den zweiWeltkriegen lange Zeit lediglich in Form ei-
nes „Operettenkrieges“ (oder eines Machtkampfes) während der zwei Rück-
kehrversuche des letzten Habsburgers, Karl I. (auf ungarischem Thron
IV.),3 dann als Element des „Operettenwiderstandes“ (zumindest im Ver-
gleich zu einigen Staaten der Region) während des Zweiten Weltkrieges4
präsent. Die Laufbahn der namhafteren Politiker derMonarchisten fand in





4Unter anderen Juhász, 1988; Andorka, 1978.
den Publikationen – im Lichte des Misserfolges ihrer Bestrebungen – we-
nig Erwähnung. Inzwischen haben die hervorragenden Vetreter der Hi-
storikerzunft (unter ihnen allen voran Professor József Kardos) das Ver-
säumte nachgeholt.5
Die Legitimisten genossen für kurze Zeit – zuerst in Ungarn,6 dann
auch in Österreich – eine innenpolitisch relevante Sympathie. Sie dachten,
mit der Restauration der als legitim betrachteten Dynastie – die ein welt-
politisches Gewicht demonstriere und die historische rechtliche Kontinui-
tät sichern könne –, sowie mit der Wiederherstellung der österrei-
chisch-ungarischen, bzw. ungarisch-österreichischen Personalunion auch
das integre Ungarn wiederbeleben und so auch Trianon revidieren zu kön-
nen. Mit der Erholung von der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Krise
könne es in der erhofften „sozialen Volksmonarchie“ zur Versöhnung der Völ-
ker im Donaubecken kommen, man könne den germanischen7 und den sla-
wischen Riesen aufhalten und so den Frieden in ganz Europa verwirkli-
chen.
Die seitens Deutschland drohende Gefahr hatten die Monarchisten
schon im ErstenWeltkrieg wahrgenommen: Im Hintergrund jeglicher po-
litischer Bedenken stand die unausgesprochene Angst davor, dass sich die
Deutschen mit Österreich entschädigen werden.8 „Man hat sie gehört, aber
nicht auf sie gehört“9, formulierte Albert Apponyi, die ikonische Führungsge-
stalt der Legitimisten.
Die Darstellung der legitimistischen Gedankenkonstruktion wird
durch zwei Faktoren erschwert. Einerseits ging ein beträchtlicher Teil der
Dokumente verloren, oder sie wurden absichtlich zerstört (im Kamin der
Abtei in Tihany verbrannt, in den Tagen vor dem Anschluss in den Wie-
ner Donaukanal geworfen, usw.). Das im Habsburger Famililenarchiv er-
halten gebliebeneMaterial ist ebenfalls für einen breiten Kreis der Forscher
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5Neben zahlreichen StudienKardos, 1998; Békés, 2007. Zu erwähnen sind noch Szalai,
2003;Murányi, 2006. ImThemenkreis der legitimistischen Publizistik: Pethõ, 2005. Von
den Memoiren siehe: Gratz, 2001. Neulich: Békés, 2009.
6Die Andrássy-Friedrich Partei hatte bei ihrer Gründung 1920 30 Parlamentsabgeordne-
te. Die auch mit legitimistischem Programm aufgetretene Keresztény Gazdasági és
Szociális Párt (Christliche Wirtschaftliche und Soziale Partei) verfügte 1926 über 35, 1931
über 36 Mandate. Zu den Wahlergebnissen detailliert Hubai, 2001.
7Den Kampf der „zahnlosen Kurutzentiger“ und des „germanischen Löwen“ betrachtete man
von Anfang an als einseitig. Pethõ, 1932, 66.
8Gecsényi–Sipos, 2000, 333.
9Kerekesházy, 1934.
nicht zugänglich. Andererseits existierte weder ein detailliertes, die theore-
tischen Grundzüge festlegendes,10 von den christlichsozialen Vorstellun-
gen markant abweichendes Programm, noch – wegen der Konzeptionsun-
terschiede, sowie der spröden politischen Realitäten der 20er–30er Jahre –
ein gemeinsames österreichisch-ungarisches Aktionsprogramm. Natürlich
ist es auch wahr, dass die Ungarn bewusst nicht wünschten, „Stilmuster
fremder Architekten nachzuahmen“, sie hielten es für ausreichend, neben an-
deren Einwirkungen zu Széchenyi, Deák „und vielleicht in bestimmter Hin-
sicht“ zu den Donaukonföderationsvorstellungen von Lajos Kossuth zurück-
zukehren (selbstverständlich statt im republikanischen lieber im „monar-
chischen Habitus“).11
EINE UNORTHODOXE AUßENPOLITIK?
Der ungarische Reichsverweser Nikolaus Horthy vertrat in der Neuen
Freien Presse vom 24. März 1921 den legitimistischen Standpunkt: „Karl IV.,
der ehemalige österreichische Kaiser, ist unser einziger legitimer König. Bis er
nicht abdankt, erkenne ich niemand anderen als Herrscher an. Andererseits gebe
ich zu, dass seine Rückkehr eventuelle Schwierigkeiten mit sich bringen könnte, aber
ich hoffe, ich könnte die Sache mit Hilfe des Parlaments klären.“12 Der König kam
an diesem Tag in Ungarn an, der weitere Verlauf der Ereignisse ist be-
kannt.
Die politischen Führer der Legitimisten wurden von seltsamen, aus
dem Zeitalter der Monarchie vererbten Axiomen beeinflusst. Das eine, das
Quieta non movere (‚Was ruht, soll man nicht aufrühren’) bedeutete nicht,
dass man generell abgeneigt war, eine gegebene Situation zu ändern, son-
dern, dass man nicht wünschte, die vorhandenen Dinge unnötig zu forcie-
ren. Zur selben Zeit versuchte man aber, statt zu jammern (oder daneben)
mit einem allmählichen innen- und außenpolitischen Aufbau das Meiste
daraus herauszuholen, d. h. aus dem, von der Politik gebotenen, zwar nicht
aus der österreichisch-ungarischen monarchie... 149
10Apponyi hatte in seiner Jugend Kontakt zu Charles de Montalembert, dem Führer der
französischen Katholiken, dem Außenmitglied der Ungarischen Akademie der Wissen-
schaften, und studierte, wie der die englische Verfassungsentwicklung vergötternde
Andrássy, die Geschichte der englischen Nation sehr gründlich. Pethõ, 1926, 18. Er las die
Werke von Platon, Aristoteles, Kant und Bergson. Apponyi, 1941, 10.
11Pethõ, 1932, 52–53.
12Speidl, 2012, 143.
vollkommen entsprechenden Stoff „das Beste herauszuschlagen, was daraus
herausgeschlagen werden konnte“.13
Nach dem anderen Axiom, dem Primum vivere, deinde philosophari (‚Erst
leben, dann philosophieren’) dachte man inmitten der chaotischen Verhält-
nisse nach dem Ersten Weltkrieg – sosehr auch das Aushalten neben der
Dynastie als Ehrensache betrachtet wurde –, dass die Regelung der Königs-
frage nach der Erledigung der „alltäglichen Aufgaben“ „auf den nächsten Fest-
tag“ zu verschieben ist,14 auch gerade weil sie sich im Klaren waren, dass die
Existenz des Landes „in bestimmter Hinsicht, vielleicht sogar vor allem Außen-
politik ist“.15 Ihnen gegenüber waren die militärischen Führer der königs-
treuen Bewegung – Soldaten, die sich auf die neue, völlig irrational erschei-
nende Situation schwer einstellen konnten – davon überzeugt, der innere
Aufbau der nach 1918 entstandenen Staaten sei provisorisch. Deshalb woll-
ten sie mit Ausnutzung der Wirrnis die zeitweiligen Machtinhaber vor ein
Fait accompli stellen und die Restauration auf dem Wege eines konterrevo-
lutionären Putsches durchführen.
Wenn die royalistischen Strategen – und es ist charakteristisch für ihr
selektives Hören – mit der Feststellung konfrontiert wurden (sie wurden
in der behandelten Periode dazu ziemlich oft gezwungen), dass die Restau-
ration nicht aktuell, bzw. momentan ausgeschlossen sei, dann konzentrier-
ten sie sich – die Unzeitigkeit,16 aber nicht die Inaktualität der Frage akzep-
tierend – auf den Ausdruck „momentan“. Friedrich Wiesner, der Führer der
österreichischen Legitimisten, deklarierte in den 30er Jahren des letzten
Jahrhunderts, dass die die Regelung hindernden politischen Ursachen
nicht nur durchModifikation der Verhältnisse, sondern auch „durch Verän-
derung ihrer Beurteilung“17 überwunden werden können. Hinzu kommt –
wie es sein Freund und ehemaliger Kollege auf dem Ballhausplatz, Gusztáv
Gratz klar sah –, dass selbst wenn sich „in der Unmenge der Geheiminforma-
tionen, die Tag für Tag [ins Außenministerium, hinzugefügt von R. F.]
einlaufen, eine richtige befinden sollte, es doch fast unmöglich [ist] herauzufinden,
welche von den Vielen das sei“.18
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chen) am 20. Oktober 1921. Zitiert nach Speidl, 2012, 197.
15Pethõ, 1930, 10.
16Den Standpunkt von Miklós Griger erörtert Kardos, 1996, 46.
17Wagner, 1956, 265.
18Gecsényi–Sipos, 2000, 315–316.
Es sei also sehr wohl nötig, die Auslandspositionen selektiert abzuwägen
und die relevanten Informationen zu erkennen. So könne als ernsthaftester
Gegengrund gegen eine, für die umliegenden Staaten, die Großmächte und
ganz Europa lebenswichtige Restauration folgendes Argument vorgebracht
werden: „Woraus würden wir die Ansprüche der vielen Erzherzöge befriedigen?“19
Dasselbe behaupteten auch österreichische und ungarische Staatsmänner.
Von Anfang an verstanden die Monarchisten, dass die Restauration von ei-
ner zweifelsohne existierenden, „selbst so winzigen, durch einen feindlichen
Druck aus dem Ausland bestärkten inneren Gefahr“20 bedroht wird. Zugleich
seien es aber „zwei verschiedene Sachen ein Hindernis zu sehen und es gerne [zu]
sehen. Sich für die Unmöglichkeit zu freuen ist etwas Anderes als alle Kräfte an-
strengen, um das Unmögliche möglich zu machen.“21 Sie wollten die Dinge nicht
forcieren, wollten keine Putsche, „keine unreife Frucht vom Baum abpflücken,
sondern einzig und allein: die Inanspruchmahme und Ausnutzung von allen diplo-
matischen Mitteln“.22
Sie wiesen darauf hin, dass es auch im Interesse der Ruhe Europas stehe,
dass Ungarn „zu keinem Ball von Alternativen wird“.23 Ihre Tätigkeit schien
aber eine alte Reichsparole zu bestätigen: „zu spät und auch dann nur halb-
wegs“.24 Das heißt, das Ergebnis von unzähligen Besprechungen, Abstim-
mungen und über Detailfragen geführten Diskussionen war eine Entschei-
dungs- und Handlungsunfähigkeit, man „belatschert[e] und bebrütet[e]“ die
verschiedenen Angelegenheiten nur,25 wie es Karl in seiner Emigration
selbstkritisch zugab. Rudolf Andorka nannte in seinen Memoiren die Legiti-
misten eine „abgemühte, abgenutzte… Gesellschaft“,26 die „nicht handeln wollen,
nur großmäulig sind“.27
Dieser seltsame außenpolitische Duktus führte insgesamt zu einem mi-
nimalen (kulinarischen) Ergebnis: etwas zynisch betrachtet könnten wir
auch sagen, dass der König im März 1921 – auf seinen Reichsverweser war-
aus der österreichisch-ungarischen monarchie... 151
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35–20/1. 26. Juli 1935.
20Griger, 1936, 8.
21Ebd., 53.







tend – in der Budaer Burg einen Apfel verzehren konnte.28 Beim zweiten,
bewaffneten Restaurationsversuch gelang es dann (mit dem eigentlichen
Ziel der Zusammenstellung des königlichen Zuges) mehrereWaggons Zu-
ckerrüben in Ödenburg auszuladen. In der Zwischenkriegszeit verspeisten
die Monarchisten leckere politische Mittagessen, und nahmen in der Pes-
ter Redoute und im Wiener Konzerthaus an Banketten teil. Der aus den
Fehlern seines Vaters zu lernen bereite, und deshalb sich auch mit seiner
Mutter oft streitende Erzherzog Otto kam auch nur zum Briefeschreiben
(er bot Bundeskanzler Schuschnigg die Machtübernahme an).29 Auf einer
amerikanischen Briefmarke im Zweiten Weltkrieg erschien das Porträt
Kaiser Karls, bzw. hielt der junge Habsburg – wie auch andere Monarchis-
ten – hervorragende Vorträge in Amerika.
Albert Apponyi sagte in den ersten Oktobertagen 1921 zu Gusztáv
Gratz: „Ich weiß wirklich nicht, womit man eine schwerere Verantwortung auf sich
ladet, damit, dass man den König heimbringt, oder damit, dass man ihn nicht
heimbringt.“30 Schließlich stellten sich „die ewigen Zauderer“31 hinter ihren
Herrscher. Laut Gratz versuchte man den König zu einer Zeit zurück zu
bringen, „in der auf dem Boden der zum alten Österreich-Ungarn gehörigen
Länder noch starke monarchistische Traditionen lebten, als in Ungarn der Legiti-
mismus weit mehr als das später der Fall gewesen ist, noch eine lebende Kraft war,
als Deutschland noch nicht in der Lage gewesen wäre, der Restauration ein wirksa-
mes Veto entgegenzusetzen, als es vielleicht noch möglich gewesen wäre, die An-
schlussbewegung in Österreich abzustoppen und als schließlich auch noch eine kleine
bewaffnete Macht zur Unterstützung des Restaurationsversuches zur Verfügung
stand“.32
Zu den Gedanken von Apponyi und Gratz kann man Folgendes hinzu-
fügen: König Karl verstieß nicht gegen die Vorschriften von Trianon (im
Friedensvertrag wurde die Inthronisation der Habsburger nicht verboten),
kam mit dem Wissen der Entente (man verhinderte im Westen die Rück-
kehr nicht) und – nach dem Scheitern der mit der ungarischen Regierung
152 róbert fiziker
28Bruno Brehm aus dem Jahre 1939 zitiert nach Speidl, 2012, 161.
29 Siehe dazu Fiziker, 2012, 5. ( Letzter Download: 5. Dezember 2012.).
30Gratz, 2001, 99.
31Gecsényi–Sipos, 2000, 356.
32Ebd., 367. Die Monarchisten urteilten über den Rückkehrversuch König Karls, dass es
auch Österreich hätte helfen können, damit es „den Berliner Syrenenstimmen widersteht“,
und sich von „Bierkellerillusionen der deutschen Hurra-Patrioten“ nicht täuschen lässt.
Pethõ, 1932, 59.
geheim geführten Verhandlungen – im Besitz des wohlwollenden Neutra-
litätsversprechens oder einer „entschiedenen Zurede“33 von Aristide Briand,
zudem im Schatten einer noch im halbfertigen Zustand befindlichen, sich
unter italienischen Schirmherrschaft formenden Kleinen Entente nach
Ungarn. Zugleich aber rechnete er einerseits nicht damit, dass „die Bevölke-
rung Ungarns in erster Linie ungarisch, viel besser ungarisch, als legitimistisch
und deutschfreundlich ist“,34 andererseits erwartete ihn in der Budaer Burg
der die Übergabe der Macht – sich in die Deckung „irgenwelcher moralischen
oder rechtlichen Selbstbestätigung“35 verschanzend – ablehnende (provisorische)
Reichsverweser Horthy, der früher zahlreiche abenteuerliche Unterfangen
(so die Pflege der Kontakte zu den bayrischen rechtsextremistischen Kreisen
und auch den den ungünstigen Abschluss der westungarischen Frage auf-
schiebenden bewaffneten Widerstand) begeistert unterstützt hatte.36 Laut
den Legitimisten hätte man nur ein „winzigkleines Wagnis“ gebraucht, aber
sie hofften auch darauf, dass es „einmal noch zu einem Fest in der Welt kom-
men“ wird.37 Es wurde nichts daraus.
(Wahrlich) graue Eminenzen
Auf der Spitze der ungarischen monarchistischen Bewegung standen in
den 20er-Jahren Julius Andrássy der Jüngere, Albert Apponyi und Johann Zi-
chy. Nach Apponyis Tod übernahm der oft kränkliche József Károlyi, „der
sichtbare Kopf“38 des ungarischen Legitimismus, dann Anton Sigray die Füh-
rung des royalistischen Lagers. Sie alle waren eher Männer des Gedankens,
die alles in allem einen erfolglosen Ausflug auf demTerrain der praktischen
Politik machten. Neben ihnen sind noch Gusztáv Gratz, Sándor Pethõ und
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33Gratz, 2001, 67. Das halten auch französische Historiker von heute für „überaus vor-
stellbar“, aber sie haben bisher noch kein Beweisdokument auf den Tisch gelegt. Soutou,
2008, 542.
34Der Bericht von Hauptkommissar Maurice Fouchet an Briand vom 4. April 1921, zitiert
nach Speidl, 2012, 180.
35Évfordulón [Am Jubiläum]. Magyarság, 22. Oktober 1922. Pethõ, 2005, 160.
36Andrássy teilte im Frühling 1921 dem König in Szombathely (Steinamanger) mit, dass
vorläufig „noch ein ziemlich großer Teil des Landes antihabsburgisch ist“, und auch Horthys Le-
gitimistentum relativ sei. Kardos, 1996, 54.
37Pethõ, 2005, 160.
38Károlyi, 1996, 135.
Iván Lajos zu erwähnen, aber auch sie „machten die Gedankenarbeit mit Vor-
liebe mit der Feder in der Hand“.39
Die legitimistischen Denker engagierten sich für König Karl, seine
Vorfahren, bzw. seinen Nachfolger nicht nur deshalb, weil sie an die Insti-
tution des Königtums glaubten oder weil sie eventuelle wirtschaftliche In-
teressen hatten,40 sondern auch wegen einem betonten „subjektiven Gefühl
der Dankbarkeit“.41 Ihre Politik hatte eine Existenzberechtigung, Ungarn
blieb ja ein Königreich ohne König, und der Gesetzesartikel 1920:I. wählte
– etwa eine Brücke bildend, „über die es möglich sein wird, zur alten Verfassung
zurückzukommen“42 – nur provisorisch, für die Zeit der Vis major einen
Reichsverweser. Das heißt – mit einer in Volksmärchen üblichenWendung
– „dieses Mädel ist wirklich nicht gestorben, sondern es schläft nur“.43
Die Monarchisten belegten in langen rechtlichen Ausführungen, das
Land „habe sowohl einen König, als auch einen Thronfolger, und eine Erbfolge“.44
Für sie wurde die mit den Österreichern geschlossene Ehe nicht null und
nichtig, nur deshalb, weil die zwei Ehepartner „die Mitgift gemeinsam ver-
tändelt haben“.45 Zwar wurde auch noch vor einigen Jahren ein rechtliches
Gutachten46 über die Frage erstellt, das unterstrich: Karl hatte in konstitu-
tioneller Hinsicht auch mangels der Pragmatischen Sanktion ein Recht auf
den Thron, und nicht einmal der berühmte Gesetzesartikel 1921: XLVII.
schloss die Frage ab. Sie schienen – neben der Tatsache, dass sie auf ihr
Recht pochten – vergessen zu haben, was viele auch damals klar sahen,
nämlich, dass „die Thronbesetzung keine umstrittene rechtliche, sondern eine rein
politische Frage“47 darstellte. Sie führten hervorragende Polemiken darüber,
dass es keine Königsfrage gebe, man habe ja einen König, die nicht existie-
rende Königsfrage sei sehr wohl aktuell, und es sei überflüssig, auch den
154 róbert fiziker
39Gecsényi–Sipos, 2000, 329.
40Die im geografischen und politischen Einzugsgebiet von Wien lebenden Familien wur-
den durch den Zerfall der Monarchie und die neu gezogene, die zwei Völker trennende
Grenze beeinträchtigt. Botlik, 2008, 134.
41Andrássy, 1920, 9. Andrássys Taufpate war laut den Zeitgenossen Franz Josef. Szalai,
2003, 9. Sándor Pethõ fand aber „die kalt erwogenen Interessen des Landes und der Nation“




45Andrássys Vergleich zitiert nach Kardos, 1996, 21.
46Szabó, 2006, 171–189.
47Die Memoiren von Jenõ Gávai Gaál, zitiert nach Speidl, 2012, 69.
Ausdruck „Restauration“ zu benutzen, da „der Kontakt der Habsburgerdynas-
tie zum Thron unberührt“48 sei.
Die royalistischen Führer produzierten also stufenweise in die Praxis um-
zusetzende Theorien. Julius Andrássy „beurteilte“ die Fakten oft „allzusehr aus
moralischem und nicht nur aus politischem Gesichtspunkt“,49 deshalb ist es nicht
überraschend, dass „sich ihm keine Gelegenheit bot“, seine politischen Ideen „in
Taten umzusetzen“.50 Zwar durchdrang Andrássy, als nach dem ersten Rück-
kehrversuch des Königs imNationalrat eine Erklärung verabschiedet – und in
der jeder, die provisorische Staatsordnung gefährdende Versuch verurteilt und
Horthy begrüßt – wurde, „tiefer Ekel“, aber sein Protest beschränkte sich nur
darauf, dass er gemeinsam mit Apponyi aus dem Sitzungssaal auszog.51 Graf
Johann Zichy versprach der Regierung im April 1922 ein loyales Verhalten,
falls sie die verfassungsrechtlichen Fragen nicht zuspitzt und „die Äußerungen
der Idee der Restauration von grundsätzlicher Bedeutung“52 nicht verhindert, d. h.
sie lässt zu, dass man über die Frage mindestens sprechen darf.
Auch Albert Apponyi, „der leitende Genius der Idee der rechtlichen Konti-
nuität“53 hatte ständig Zweifel: „Wo ist die Grenze, die man nicht überschreiten
darf, bis zu der man aber gerade im Interesse der Sache gehen muss“?54 Er hielt
die tatsächliche Restauration in der gegebenen historischen Situation für
praktisch undurchführbar, und er unterstrich eher die Wichtigkeit „der
Aufrechterhaltung der uralten rechtlichen Kontinuität, der Anerkennung der dy-
nastischen Thronprätention“55. Zwar fügte er kurz vor seinem Tod, im No-
vember 1932 hinzu, er hoffe „den Anbruch dieses Tages zu erleben“56 – aber eine
Veränderung erwartete er nur „von der Zeit… und der allgemeinen Ausnüch-
terung“57. Laut Leopold Hennet, dem österreichischen Botschafter in Buda-
pest, war Apponyi „zwar Meister der Formulierung, aber von seinen Formeln
kamen nur wenige zur Geltung“.58
aus der österreichisch-ungarischen monarchie... 155
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49Pethõ, 1930, 12.








57Der Wahlaufruf von Graf Apponyi 1922, zitiert nach Kardos, 1996, 38.
58Tilkovszky, 2002, 70.
Nach alledem betonte Sándor Pethõ als Vetreter der neuen legitimisti-
schen Generation nicht zufällig: Es reicht mit den „wissenschaftlichen Ab-
straktionen“, den „leeren Demonstrationen gegen die bestehende Rechtsordnung“,
man muss die Welt „der Adventsfreude der Wohltäterseelen“, der Dolendi vo-
luptas (‚Schmerzliebe’) „der sich im Historismus verirrenden Geister“ über-
schreiten.59 Laut dem ebenfalls zur jüngeren Generation gehörenden Iván
Csekonics sei „mit Apponyi [ist] das Heroentum des Legitimismus vergangen, es
ist an der Zeit, reale Wege zu betreten, mit realen Mitteln zu arbeiten“.60 Das
war auch deshalb notwendig, denn nach ihrer Meinung erreichten Appo-
nyi und Andrássy lediglich, dass das Königproblem Anfang der dreißiger
Jahre „in seinen außenpolitischen Zusammenhängen“ – sogar im „Gehirn“ der
Mehrheit der jüngeren Generation der Christlichen Partei – „ fast gänzlich
verkümmerte“.61
Die Bezeichnung „Legitimismus“ stammt höchstwahrscheinlich von
Gusztáv Gratz, der natürlich zu seiner Wortfindung sofort hinzufügte, die
heimische, die Errichtung einer konstitutionellen Monarchie erstrebende
Bewegung stehe in krassem Gegensatz zur Auffassung der den absoluten
Staat des Herrschers von Gottes Gnaden im 18. Jahrhundert propagierenden
französischen Royalisten (nämlich zu der von Joseph Marie de Maistre).62
Aber auch die Politik von – den Historiker unserer Zeit mit zahlreichen
hervorragenden Publikationen erfreuenden – Gratz brachte keine Ergeb-
nisse. Während er zwischen dem Herrscher und der ungarischen politi-
schen Führung, bzw. der Regierung und ihrer legitimistischen Opposition
als „Poststelle“63 wirkte, fühlte er sich „nicht stark genug dazu, um die ausein-
ander strebenden Kräfte“ hinter der legitimistischen Politik „einheitlich zu-
sammenfassen zu können“, aber er war auch nicht schwach genug, „um Gefal-
len daran zu finden“, dass er sich „wie ein in einen Wirbel geratenes Blatt ohne
eigenes Ziel von ihm fremden Strömungen forttragen“ liesse.64
Der maßgebende legitimistische Politiker der 30-er Jahre, Anton Sigray
war nachMeinung einiger ein Politiker, der über mehr eigene Konzeptionen








war,65 nach anderen Meinungen ein konzeptionsloser, für den Posten des
Parteiführers untauglicher66 Großgrundbesitzer. Jedenfalls bestätigte das
Ergebnis der Wahlen 1935 (in den Jahren 1935–1937 insgesamt drei Manda-
te) – obwohl er sich hinter die, zur Vertretung der für überparteilich gehal-
tenen Idee der, vom glühenden, die soziale Volksmonarchie verkündenden
Miklós Griger organisierte Nemzeti Legitimista Néppárt (Nationale Legiti-
mistische Volkspartei) stellte – seine Erwartungen nicht. Graf Sigray –
„seine Klassenschranken überschreitend“ – unterstützte Griger, der bereits
1920 gestanden hatte: Er sei dagegen, dass man durch Geburt zu hohen
Würden gelangt, wie auch „der Esel ihm nicht imponiere, weil er große Ohren
mit sich auf die Welt bringe“.67
Es ist charakteristisch, dass das damals erschieneneWerk von Iván Lajos
über das Leben und die Politik von Karl IV. auch von der legitimistischen
Presse „kaum registriert wurde“.68 Leider wurden sein – die zu erwartende
Niederlage des Dritten Reiches mit deutschen Quellen beweisendes –
Graues Buch69 sowie sein Manuskript mit dem Titel Ungarns Verantwortung
in Zweiten Weltkrieg eher im Westen gelesen, bzw. verstanden. Iván Lajos
hatte sogar in Mauthausen „unermüdlich agitiert, polemisiert und überzeugen
wollen“,70 Otto Habsburg müsse nach Ungarn zurückkehren. Nach seiner
Heimkehr verhandelte Lajos sogar mit einem „großes Interesse zeigenden“ so-
wjetischen Kapitän über die Möglichkeit einer Donauföderation, ver-
schwand aber wenig später.71 Es ist bezeichnend, dass Gratz in seinen lange
Jahre unveröffentlichten Memoiren sogar den immer an „Aktionsplänen“
arbeitenden Friedrich Wiesner „viel aktiver als irgendjemand auf der ungari-
schen Seite“72 fand, der laut vielen in Österreich der Effizienz der legitimisti-
schen Sache entgegenstand.





69Lajos, 1939. Das Buch wurde in Ungarn für einen „Milanvogel“ gehalten, „der schon sehr
finster und duckmäuserisch über das sich schön entwickelnde Kleinvieh des ungarischen außenpoliti-
schen Gehöftes flatterte“. (Die Meinung von Kálmán Hubay. Lajos, 1939, 71.)
70Die Worte von Sándor Millok. Lajos, 1939, 126.
71 István Kertész. Lajos, 1939, 160.
72Erinnerungen des Gustav Gratz an die Jahre 1918 bis 1945.Manuskript. 291. Hiermit bedan-
ke ich mich bei Herrn Professor Lajos Gecsényi, dass er mir das Material zur Verfügung
gestellt hat.
Plagiat-Verdacht
Anfang der 20er-Jahre und in der zweiten Hälfte der 30er-Jahre des letz-
ten Jahrhunderts spielten sich zwei ähnliche Geschichten ab, die erste in
Ungarn, die zweite in Österreich. Die fast zu einem Volksmärchen passen-
den Hauptpersonen sind ein König, sein ältester Sohn und eine entschlosse-
ne, ihren Mann und auch ihren Sohn zumHandeln anregende Mutter, mit
allerlei Nebenfiguren, einem nichtsnutzigen Kanzler, einem gegen seinen
König auftretenden Reichsverweser, mit einem kleinen Gömbös (sic!)73,
zwar ohne Happy End, aber mit gespenstig ähnlichen Inhalten.74
Horthys Militärbefehl vom 27. Oktober 1919 über die Restauration, als
eine „vorzeitig aufgeworfene Personalfrage“, erklärte sich ablehnend, und
stellte die Verhinderung der „illegitimen Putschversuche oder Verhetzungen“ in
Aussicht.75 Der österreichische Bundeskanzler Schuschnigg, der zu den Le-
gitimisten anfangs im Rahmen gemeinsamer Mittagessen,76 später gehei-
mer Treffen Kontakt hielt, wies in einer Aufzeichnung im Juni 1936 die
Terminisierung der Restauration zurück, sonst „wäre der seinerzeitige Erfolg
der Propaganda gefährdet“.77 Im Februar 1937 stellte er fest, gegen einen
eventuellen Putsch der Habsburger „sich zur Wehr setzen zu wissen“,78 also
Otto „noch ehe er Wien erreicht hätte, verhaften zu lassen“.79
Im Herbst 1920 meinte Ministerpräsident Pál Teleki, die Königsfrage sei
eine innere Angelegenheit, „man sei nicht bereit, irgendeine äußere Interven-
tion darin zu erdulden“. Zugleich fügte er auch hinzu, „diese Fragen seien nicht
aktuell“.80 Die österreichische christlichsoziale Reichspost stellte im Juni 1936
in einem Leitartikel fest, die eventuelle Restauration sei eine „rein innere
Angelegenheit Österreichs“.81 Im Juli 1933 legte der österreichische Bundes-
kanzler in einem Interview dar, man verfolge keinerlei monarchistische
Pläne, denn die Frage sei „überhaupt nicht aktuell“.82
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73Unübersetzbares Wortspiel: Julius Gömbös war ein einflussreicher Politiker, „kis göm-
böc“, der kleine Vielfraß, eine Figur in einem Volksmärchen.
74Der Historiker ist fast versucht, diese in zwei Spalten gegenüberzustellen.
75Speidl, 2012, 25.





81ÖStA/AdRNPAK 233, Liasse Österreich 2/11 Monarchistische Bewegung in Österreich
1934–Februar 1936. Nur eine Feststellung. Reichspost, 19. Juni 1936.
82Wagner, 1956, 235.
Laut Miklós Griger bedeutet die Restauration „den Schlussstein des Ge-
bäudes unserer Verfassung und unseres nationalen Lebens“.83 Im Sommer for-
mulierten auch die Deutschen ähnlich: Nach ihrer Meinung wäre die zu
dem geeignet erscheinenden Augenblick durchgesetzte Restauration „die
Krönung“ des österreichischen „Aufbauwerkes“.84
Stephan Bethlen legte in einem am 1. Jänner 1939 in der Pesti Napló er-
schienenen Artikel dar: Ungarn enthielt sich zwanzig Jahre lang der Schrit-
te, die deutsche Interessen und Aspirationen betrafen, und es ging auf die
Restauration nicht ein, obwohl „es außer Frage steht, dass zu diesem Preis ein
oft sehr aktiver Saldo hätte erreicht werden können“.85 Schuschnigg unterstrich
Anfang 1940 in einem Bericht für die Gestapo, er habe persönlich eine „sich
auf fremde Krücken stützende“ deutschfeindliche Monarchie immer zurück-
gewiesen.86 Unsicherer als Bethlen bewertete er, „es wäre vielleicht doch besser
gewesen, dem Kaiser das anzuvertrauen, vielleicht wäre etwas gelungen“.87
Über die ungarischen Legitimisten gaben sogar ihre Gesinnungsfreunde
zu, „die erreichten Resultate stünden im Missverhältnis zu den Energien, die zur
Handlung verbraucht wurden“.88 Der Wiener ungarische Botschafter, Lajos
Ambrózy hielt 1931 die Propaganda der österreichischen Monarchisten für
„völlig unfruchtbar“, sie wäre die „angewandte Geistesarbeit und Kosten“ nicht
wert gewesen.89
In den ungarischen politischen Führern fehlte es laut Griger an „Nei-
gung zu einem riskanten Unternehmen und an Abenteuerlust“.90 Laut Otto Forst
de Battaglia, dem Leiter der schweizerischen monarchistischen Propagan-
dazentrale Agence Centrale, war auch in Österreich Folgendes festzustellen:
„Weniger die Massen sind es, die fehlen, als die Führer“. Den Mitgliedern der
Elite „gebricht es an Lust, ihre innerliche schwarz-gelbe Gesinnung praktisch zu
betätigen“.91
Noch zahlreiche weitere Besipiele könnten aufgezählt werden. In bei-
den Ländern wurden die Teilnehmer der legitimistischen Veranstaltungen







89Bericht von Ambrózy, Wien, 29. Dezember 1931 MNL OL K 63. KüM 167. cs.
1932–20/1. tétel.
90Griger, 1936, 8.
91Forst de Battaglia, 1930, 7–8.
ständig und mit ähnlichen Mitteln insultiert, bzw. unter polizeilicher Be-
obachtung gehalten, der Gebrauch der Bezeichnung „Königssohn Otto“ ver-
boten. Die Legitimisten waren in mehreren Parteien zu finden, so unter-
blieb auch ein einheitliches Auftreten. Es wurden ähnliche Parolen
skandiert, obwohl die Ungarn nur das Ekvivalent für Unser Motto: Kaiser
Otto erstellten (auf Ungarisch: Szánkon a mottó: Császárunk Ottó), die Über-
setzung von Gut und Blut für Kaiser-König Otto (auf Ungarisch: Életünket és
vérünket Ottó császár és királyért) blieb weg. (Die „heroische“ Haltung der
Adeligen unter Maria Theresia war schon längst vorbei.)
Sowohl in Österreich als auch in Ungarn fürchtete man sich vor den
Schwierigkeiten der Versorgung der großen Familie Habsburg-Lothrin-
gen, und vor einem eventuellen Bürgerkrieg. Der Legitimismus wurde für
keine Parteienfrage gehalten. Dieser hätte erst dann mit einem Erfolg
rechnen können, wenn die Gesellschaft (oder mindestens die politische Eli-
te) – den „diplomatischen Gegendampf“ und „das auf die Schwachnervigen besser
als nötig wirkende Säbelgerassel“92 missachtend – sich wie ein Mann hinter ih-
ren Herrscher stelle. Man wollte die Frage frei von allerlei äußeren Einflüs-
sen, in verfassungsmäßigen Rahmen ordnen. Sie sahen auch klar, dass der
Lauf der Ereignisse auch die Stellungnahme der Politiker und der öffentli-
chenMeinung beeinflussen würde. In keinem der beiden Länder wurde der
Legitimismus zu einer effektiven Massenbewegung, trotzdem wurden im
Zusammenhang damit von den Politikern und Journalisten ähnliche
Scherznachrichten über Putschversuche produziert. Zuletzt wurden die
Legitimisten sowohl von Horthy als auch von Schuschnigg für die Vetreter
einer in Kürze aussterbenden Generation gehalten, die, um ihre Theorien
beweisen zu können, die minimalste Chance ergreifend eine Selbstmordak-
tion unternahmen.
Ungarisch–Österreichische Monarchie
Die Legitimisten meinten, „nicht einmal das unbändigste freiwählende Mit-
glied des Autodidaktenkreises in Kisbürgözd könne leugnen, dass wir auf demWege
unserer Integrität und Auferstehung den Verbündeten nicht im Mond, und auch
nicht in irgendeinem egsotischen überseeischen Ankömmling, sondern in dem suchen
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dem Titel Graf Julius Andrássy. Ein stürmisches Menschenalter, 1929].
müssen, mit dem wir vierhundert Jahre lang zwar viel gezankt, aber auch viele
glorreiche Tage und Jahre gemeinsam verbracht haben“.93 Gusztáv Gratz
schrieb in einer seiner späteren Studien, dass zwei Schichten der Nachfol-
gestaaten der Monarchie „jedenfalls damit im Klaren seien, dass das Leben im
alten Österreich-Ungarn demjenigen darüberstehe, das hier nach der Aufteilung
der Monarchie begann: die tiefer Denkenden und die gar nicht viel Denkenden, die
die trostlose Gegenwart mit der fruchtbaren Vergangenheit instinktiv verglei-
chen.“94
DieWiener ungarische Botschaft informierte Anfang 1937 die außenpo-
litische Führung, dass zwischen der österreichischen legitimistischen Be-
wegung und der ungarischen „scheinbar kein Kontakt festzustellen“ war, und
obwohl persönliche Beziehungen „bestünden“, zwischen den Ländern „kein
einstimmig vereinbartes und entworfenes Arbeitsprogramm existiere“.95 Dabei
ist der ständige Kontakt der Legitimisten der beiden Länder aktenkundig
belegt, und offensichtlich gingen sie mit dem französischen Politiker Ernest
Peret d`accord, der die Chancen der Restauration und der Personalunion,
bzw. die Problematik Revision/status quo lapidar zusammenfasste. Seiner
Ansicht nach wäre die österreichische Restauration eine innere, die ungari-
sche aber wegen der Revision eine äußere Angelegenheit. Die österreichi-
sche könne sich unter dem starken Druck von Hitler erst im Falle einer
drauffolgenden ungarländischen Restauration halten, mit all ihren außen-
politischen Folgen.96 Deshalb vertrauten sie darauf, obwohl sich die zwei
Legitimismen „sowohl in der Tradition, als auch in der rechtlichen Vorstellung
und Konzeption voneinander unterscheiden“, dass diese Wege „sich irgendwann
treffen werden“.97
Márton Békés nannte in seiner bereits zitierten hervorragenden Zusam-
menfassung die Restauration der legitimen Dynastie, bzw. neben dem Aus-
bau einer durch gemäßigte und konservative Reformen bestärkten verfas-
sungsmäßigen Einrichtung die Verteidigung der Unabhängigkeit des
Landes – „eventuell im Rahmen eines österreichisch-ungarischen Staatenbundes“
– als das wichtigste politische Ziel der Legitimisten.98 Meines Erachtens ist
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94Gyarmati, 1995, 101.
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dieser Satz an zwei Stellen zu präzisieren. Einerseits kann das „eventuell“
weggelassen werden, andererseits erwog man – bis auf den grübelnden Ap-
ponyi, der „dazu neigte, die Wiederbelebung des Bundes Ungarn-Österreich auf
neuen Grundlagen auschließen zu müssen“99 und sich deshalb unter den öster-
reichischenMonarchisten keiner großen Beliebtheit erfreute – einen unga-
risch-österreichischen Staatenbund. Sie bekannten sich überzeugt dazu,
was ein französischer Senator dem ungarischen Botschafter in der Schweiz
sagte: die Aufgabe von Horthys Ungarn „wird es sein, zu erreichen, dass aus
der Österreichisch–Ungarischen Monarchie die Ungarisch–Österreichische Mon-
archie aufersteht“.100
Ab demMoment des Zusammensturzes – zwar verschämt – propagierte
man die Nötigkeit einer, das europäische Gleichgewicht sichernden, die
slawischen und germanischen Aspirationen zügelnden Machtkonstruktion
im Donaubecken, „deren Kern einst das heutige Österreich und Ungarn bilde-
ten“.101 Laut Sándor Pethõ wagte der offizielle Legitimismus „in Wirklichkeit
niemals ehrlich zu gestehen, dass wenn er über nationales Königreich deklamiert, er
an die österreich–ungarischen Beziehungen denkt“. Er wollte „den Legitimismus
in einem volkstümlichen und nationalen flitterhaften Mantel“ (auf Ungarisch:
‚cifraszûr’) „in die äußeren linken Herzen einziehen lassen“.102 Unehrlich ist
auch die als gemeinsames Geschöpf von Gusztáv Gratz und Friedrich
Wiesner ausgedachte, die Rückkehr Karls und die „gesunde Entwicklung“
fördernde Formel, die die Restaurierung der alten zwischenstaatlichen Be-
ziehungen in der Form einer Personalunion nicht automatisch erklärte,
aber auch nicht ausschloss.103
In der zweiten Hälfte der 20er-Jahre kündigten die Monarchisten nur
an, „es stehe nicht notwendigerweise und grundsätzlich und in allen Fällen mit
dem Begriff des nationalen Königreichs im Gegensatz, wenn der Herrscher ir-
gendeines Landes zugleich auch die Krone eines anderen Landes trägt“.104
Andrássy legte 1928 eindeutig dar, dass „unser König nicht deshalb nach Buda-
pest zurückgeraten würde, weil er der Herrscher von Wien“, sondern „weil er der
erbliche gesetzliche ungarische König sei“, und „er komme nach Wien, weil er auf








„entweder nur ungarischer König sein wird, oder die neue Donaumonarchie wird
sich um Budapest gruppieren“.105
Gusztáv Gratz bemühte sich um die Unterstützung der allmählichen
Annäherung, die zum dauerhaften Zusammenschluss der Nachfolgestaa-
ten, zunächst von Ungarn, Österreich und der Tschechoslowakei führen
würde. In seinen Memoiren schreibt er, dass zwar die „interessanten, viel-
leicht auch nützlichen“ Besprechungen der österreichischen und ungarischen
Legitimisten in Budapest und Wien – ab 1930, also nachdem Otto volljäh-
rig geworden war – regelmäßig gehalten wurden, doch hatten sie „aber nie-
mals einen praktischen Erfolg aufzuweisen“.106
Sándor Pethõ beurteilte die erhoffte neue Monarchie als Kompromiss
der ungarischen und der Habsburgidee, die „von dem zentralen Charakter der
ungarischen Staatsidee ausgehe“.107 Er war auch davon überzeugt, dass „in die-
ser neuen Beziehung nur die Kraft des Ungartums diejenige sei, die ansteigen
könnte, gegenüber der Stagnation der Machtentwicklung des heutigen und zu-
künftigen Österreich“.108 Er gab zu, dass die Beziehung zu Österreich nicht
„die einzige und letzte Möglichkeit sei“, aber „zweifellos die nächste, die natürlichste,
die naheliegendste“ zur Rückgewinnung der einstigen Donauposition.109
József Károlyi kündigte erst nach dem Regierungsantritt Hitlers offen
an, dass eine engere Beziehung zu den Österreichern „unerlässlich nötig“ sei,
und dass man sich dieser Schicksalsgemeinschaft „überall, offen und ehrlich“
annehmen werde.110 Nach der Meinung der Monarchisten müsse mit dem
Zehren an den Verletzungen der Vergangenheit, „der Kriegsführung gegen
die Mückenstiche“ aufgehört werden, während wir uns „freiwillig unter die
Pfoten des Elefanten legen würden“.111 Sie wollten auch nicht das früher be-
standene Verhältnis zu Österreich in unveränderter Form wiederherstel-
len, sie stellten sich eine „rein personale“Union vor.112 Laut Georg Pallavicini
„muss sich ein Wettkampf herausbilden, ob Österreich oder Ungarn restaurieren
solle“, aber er war überzeugt, dass „wir die Ersten sein müssen“.113
aus der österreichisch-ungarischen monarchie... 163
105Szalai, 2003, 191–192.
106Erinnerungen des Gustav Gratz an die Jahre von 1918 bis 1945, 289.
107Pethõ, 1932, 49.
108Pethõ, 2005, 435. A paradicsom-madár címû írás,Magyarság, 1933. szeptember 24. [Pu-
blikation mit dem Titel Der Paradiesvogel in der Zeitschrift Magyarság vom 24. Septem-
ber 1933].
109Ebd., 436.




Miklós Griger betrieb auch eine „Lösung mit ungarischem Schwer-
punkt“,114 Anton Sigray stellte sich eine österreichisch-ungarische wirt-
schaftliche, lockere zwischenstaatliche und enge politische Zusammenar-
beit mit englisch-französischer Orientierung, sowie eine mit italienischer
Unterstützung durchzuführende friedliche Revision vor.115 Im September
1935 formulierte er, nur die Restauration könne die Unabhängigkeit Öster-
reichs retten, die erst dann dauerhaft sein könne, wenn sie gemeinsam mit
Ungarn geschehe.116 Im Mai 1937 nannte er außerdem „die simultane Wie-
derherstellung der zwei Restaurationen“117 als wichtigstes Ziel. Darin „steckte“
für die Legitimisten bis zum März 1938 „Fantasie“.118 Die Organisation ge-
gen die Diktatur auf dem Boden des royalistischen Gedankens scheiterte
damals engültig.
Der legitimistische Traum
Die Monarchisten strebten einen „fortschrittlichen, konservativen Staat
auf christlichen Grundlagen“ an.119 In Wirklichkeit erarbeiteten sie niemals
ein detailliertes außenpolitisches, soziales und wirtschaftliches Programm.
So steckte die Königsfrage bis zum Ende „in ihrer Biedermeiermaske der
rechtlichen Kontinuität“.120 Die Legitimisten wollten die westlichen Demo-
kratien nicht „sklavisch nachahmen“, aber im Interesse der Bewahrung ihres
Wohlwollens auch die Konflikte mit ihnen meiden. Noch zwei Wochen
vor dem Ausbruch des ZweitenWeltkrieges hofften sie darauf, dass jene ih-
ren historischen Irrtum einsehen und die Restauration befürworten wür-
den.121 Zugleich fanden sie, dass auch die „ununterbrochen auf fremden Ge-
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117Békés, 2007, 155.
118Bokor–Hanák, 1999, 30.
119Anton Sigray sprach darüber in der Budgetdiskussion 1935/1936. Békés, 2009, 234. Es
kann bezweifelt werden, inwieweit der stark katholische, auch die österreichische stände-
staatliche Einrichtung würdigende geplante Staat unter aristokratischer Führung zu einer
Demokratisierung fähig gewesen wäre.
120Békés, 2009, 225.
121Die Rede von Anton Sigray im August 1939 in Tihany zitiert nach Békés, 2007, 175.
zurückgewiesen und die „seelische Präparation“ der ungarischen Öffentlich-
keit für wichtiger gehalten habe.122
Auch in der Nachbarschaftspolitik warnten sie vor allen Arten von
abenteuerlichen irredentischen Unterfangen,123 und kündigten eine neue
Nationalitätenpolitik an. Eigentlich konnten sie sich aber mit diesen nicht
versöhnen, Sándor Pethõ zum Beispiel nannte die umliegenden Völker „die
Glücksjungen der Geschichte“, „Zwergvölker der Konjunktur“, für die „andere
das Nest gebaut haben“.124 Trotzdem propagierten die Monarchisten „mit ei-
nem gewissen Eigensinn“125 die Nötigkeit der Überbrückung der Gegensätze
und des Auffindens der gemeinsamen Interessen, weil diese Völker „entwe-
der im Bündnis oder in Feindschaft miteinander leben. Etwas Drittes gibt es
nicht.“126 Damit dieses Zusammenwirken „dem ersten großen Windstoß“ wi-
derstehe,127 brauche man einen übernationalen und – hauptsächlich in Un-
garn – überparteilichen Willen.
Die Suche nach der Gnade der europäischen Großmächte hielt Gusztáv
Gratz für eine mögliche außenpolitische Richtung, aber nur für die zweit-
beste, „und die zweitbeste war absolut genommen bereits schlecht“,128 da die Kon-
frontation der Staaten der Region auch den Zusammenstoß der sich neben
sie stellenden Großmächte generieren könne. Freilich diente der italieni-
sche, bzw. französisch-englische Orientierungsversuch der 30er-Jahre
nicht nur der Schwächung der Kleinen Entente und demWillen zur Aner-
kennung der ungarischen Ansprüche. Man warnte auch vor den deutschen
Weltmachtaspirationen, sonst „können wir im Schatten der großen germani-
schen Eiche die Lebensweise des in den Kren gefallenen Wurmes leben“,129 obwohl
man die Unvermeidbarkeit des Sturzes des Dritten Reiches klar sah.
Zur Zeit des heutzutage mehr und mehr relativierten weißen Terrors
sprach Ödön Beniczky „über die feigeste und bornierteste Militärdiktatur der
Welt“, Julius Andrássy – im Zusammenhang mit demMord an den Journa-
listen der Népszava – „über weißen Bolschewismus“.130 Auch Gusztáv Gratz
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wollte mit einem „durch Morde besudelten“131 System auf lange Sicht keine
Solidarität üben. Ebenso verwarf man neben der rassischen und religiösen
Diskrimination den Faschismus und den Nationalsozialismus, auch gegen
den Import des letzteren bot man als Heilmittel die monarchistische Do-
naulösung an. Beim sogenannten Verlöbnis zu Kirment (‚körmendi kézfogó’)
im Oktober 1937, im Parlament, imWiderstand, der sich an den – im Cercle
des Nationalen Zusammenhaltes (Nemzeti Összetartás Társasköre) und im
Budaer Restaurant Zöldfa gehaltenen – Sigray-Abendmahlen organisierte,
vertraten sie laut Sándor Pethõ ein wirkliches „Kurutzenverhalten“. Sie ver-
suchten ja den großdeutschen Eroberungsbestreben zu widerstehen.132
Insgesamt war also – obwohl ihre, „auf das Wort des Herzens und des Ge-
setzes hörende“133 prinzipielle Politik eher „ein zur Utopie tendierender Idealis-
mus“134 zu sein schien – der Legitimismus weit mehr, als ein „hyperloyales
Opium aus der Steinzeit“,135 oder ein „spezieller inländischer Wahnsinn“.136 Es ist
nicht zufällig, dass Hitler am Anfang seiner viel erwähnten, aber nur lü-
ckenhaft zitierten Rede am Heldenplatz die „sogenannte Selbständigkeit“,137
also ein im Wege der großdeutschen Einheit stehendes Programm der Le-
gitimisten angriff.
Unter den unter verschiedene Namen registrierten legitimistischen
Parteiformationen wurde die Königsfrage im Wahlprogramm der Christ-
lichen Bäuerlichen und Bürgerlichen Partei (Keresztény Földmíves és
Polgári Párt) im Jahre 1922 – wegen der schlechten außenpolitischen Rah-
menbedingungen – noch „völlig ausgeklammert“,138 der Aufruf der Christli-
chen Wirtschaftlichen und Sozialen Partei (Keresztény Gazdasági és
Szociális Párt) vom April 1926 bereitete sich bereits für die Zukunft vor, „in
der wieder der Erbe der Krone Sankt Stephans“ die Nation „weiterführen
kann“.139 Dieselbe Partei wollte vor denWahlen 1931 „das staatliche, friedliche
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cherstellen, die Nationale Legitimistische Volkspartei (Nemzeti Legiti-
mista Néppárt) übernahm im Sommer 1936 den Dienst „der Staatsidee und
des Reichsgedankens von Sankt Stephan“.141 In einem offenen Brief an seine
Wähler vom August 1938 hoffte Johann Zichy, der Präsident der Verei-
nigten Christlichen Partei (Egyesült Keresztény Párt) in einer „schöneren
Zukunft“, „die Grundlagen für die Wiederherstellung des alten ungarischen Kö-
nigreiches“142 schaffen zu können. Darauf verharrte er auch im Dezember
1943 in seiner Erklärung im Abgeordnetenhaus.143
Die Epoche in der Zwischenkriegszeit hatte also eine Alternative, wenn
auch eine, die sich entsprechend dem Untertitel der Studie an der Grenze
zwischen Wahrheit und Fiktion bewegte: die legitimistische Politik „der
Überzeugungen, der Hoffnungen, des Rechts und der Ehre“, die „eine europäische-
re Laufbahn für das Land hätte bedeuten können“.144 Das schönste, fast volks-
märchenhafte Bild über die Restauration wurde jedenfalls von dem Juristen
János Reiner, übrigens jüdischer Abstammung, entworfen, als er über die
Heimkehr des Königs ein Gedicht verfasste: „Dies’ Traum und der Wunsch
all erfüllen sich /Auf weißem Ross kommt, kommt nach Haus’ der König!“ Zu-
dem wird darüber „der Königsvogel der Größe auf Turulflügeln“145 Nachricht
geben.
Róbert Fiziker
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DER WANDEL DER WAHRNEHMUNG
ÖSTERREICHS IM UNGARISCHEN GRENZGEBIET
DER NACHKRIEGSZEIT
Die Geschichte Österreichs undUngarns ist allein aufgrund der geografi-
schen Nähe der beiden Länder untrennbar miteinander verwoben. Abgese-
hen von Deutschland hat das österreichische Volk wohl mit keinem anderen
so viele Beziehungen und Verwandtschaften geknüpft wie mit dem ungari-
schen – teilweise ein Erbe der Doppelmonarchie. Diese Bünde, die die zwei
Völker über Jahrhunderte lang verbanden, wurden nach dem ZweitenWelt-
krieg innerhalb von nur wenigen Jahren auf brutale Weise zertrennt.
Plötzlich wurden die beiden Länder zwischen zwei verschiedenenWelt-
mächten aufgeteilt und ein „Eiserner Vorhang“ verhinderte jeglichen
Kontakt mit Verwandten und Bekannten auf der anderen Seite. Zusätzlich
begannen sich die zwei Völker als Folge von Propaganda und Isolation im-
mer mehr zu entfremden. In Österreich war die Rede von alles vernichten-
den und gleichmachenden Bolschewisten, die Frauen vergewaltigen und
plündern würden. In Ungarn hingegen schürte man Furcht vor den Impe-
rialisten und Faschisten, die nur auf eine passende Gelegenheit warten
würden, um über die „glorreichen Volksdemokratien“ herzufallen.
„Für keinen einzigenMoment sollte geglaubt werden, dass die Kapitalisten die-
ser Länder keinen Krieg gegen die UdSSR führen wollen. Im Gegenteil.“1
„Die Frage, die immer gestellt wird, lautet: ‚Es wird gesagt, dass die Sowjet-
union Krieg will. Stimmt das??
A: ‚Es ist absurd zu sagen, dass die UdSSR Krieg will oder jemals Krieg wollte.
Die Idee des Krieges steht im direkten Konflikt mit der Struktur des sowjetischen
Staates. Die grundlegende Natur der Sowjetunion verlangt es, dass sie jeden Krieg
ablehnen und sich für den Frieden einsetzen muss?.“2
1The Fight For Peace. World News and Views, 7. Jänner 1950, Vol. 30, Nr. 1, 5.
2The Soviet Union and Peace. World News and Views, 21. Jänner 1950, Vol. 30, Nr. 3, 29.
Typisch für diese Propaganda ist auch die Bezeichnung des Eisernen
Vorhangs im sowjetischen Raum als „Antifaschistischer Schutzwall“.3 Im
Folgenden möchte ich nun versuchen, die stufenweise Entwicklung dieser
Isolation sowie die Entfremdung vom österreichischen Nachbarn im unga-
rischen Grenzgebiet genauer zu charakterisieren und auch, welche histori-
schen Ereignisse, Nachrichten und Entwicklungen dieWahrnehmung der
im Grenzgebiet lebenden Ungarn bezüglich Österreich beeinflusst bzw.
manipuliert haben.
Im ersten Jahr nach Kriegsende schenkte man dem österreichischen
Nachbarn noch eher wenig Aufmerksamkeit. Alltägliche Probleme wie der
Nahrungsmittelmangel, der Wiederaufbau des Verkehrs, die zerstörten
Brücken, Gebäude und Städte sowie das Zurückfinden in den Alltag nach
den jahrelangen Kriegswirren standen im Vordergrund. Auch war Ungarn
zwar bereits ein sowjetisches Besatzungsgebiet, doch erlitten die Kommu-
nisten bei den ersten freienWahlen 1945 eine empfindliche Niederlage und
schnitten mit lediglich 16,9% der Stimmen deutlich unter ihren Erwartun-
gen ab. Trotzdem wurde die kommunistische Partei in die Regierung ein-
gebunden und erhielt sogar den Posten des Innenministers zugeteilt, womit
sie sich die Kontrolle über die Sicherheitskräfte und den Geheimdienst si-
cherte.
Der Einfluss aus Moskau war also bereits eindeutig vorhanden, reichte
jedoch noch nicht aus, um das politische Geschehen zu bestimmen. Zudem
konnte noch niemand vorhersagen, wie sich nach der endgültigen Nieder-
lage Nazi-Deutschlands der unvermeidliche Konflikt zwischen der UdSSR
und den westlichen, kapitalistischen Mächten entwickeln würde. Würde
man in eine friedliche Koexistenz übergehen? Oder gar weiterhin Verbün-
dete bleiben? Oder würde sogleich der DritteWeltkrieg innerhalb nur eines
Jahrhunderts ausbrechen? Noch war die Aufmerksamkeit der beiden
Großmächte zu sehr darauf gerichtet, die Ordnung nach dem Krieg wie-
derherzustellen, als dass sie sich schon untereinander bekämpfen hätten
können.
Somit waren die Grenzen zwischen Österreich und Ungarn noch kom-
plett offen und von einem Eisernen Vorhang bzw. rigiden Grenzkontrollen
noch keine Rede. Es gab jedoch auch so gut wie noch keinen zivilen Perso-
nenverkehr, da beinahe niemand im Besitz eines Autos war. Erst im Juni
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1945 wurde der erste Zivilverkehr über die Grenze mit Zügen in Betrieb
genommen.
Die zwei größten Gruppen, die regelmäßig die Grenze übertraten, wa-
ren auf der einen Seite sowjetische Militärs und auf der anderen Seite
Schmugglerbanden.
Vor allem in Österreich herrschte in den ersten Jahren nach Kriegsende
eine breite Nahrungsmittelknappheit, weshalb der Schmuggel dieser Wa-
ren für die Ungarn imGrenzgebiet eine lukrative Einnahmequelle darstell-
te. Das Geschäft mit dem Schmuggeln erreichte solch große Dimensionen,
dass es außer Kontrolle zu geraten drohte. Schmugglerbanden begannen
sich im Streit um ihre „Kundschaft“ und die besten Grenzübergänge un-
tereinander zu bekämpfen, weshalb es nicht selten auch zu Schießereien an
der Grenze kam.
Eine andere Entwicklung im ungarischen Grenzgebiet war die Entste-
hungmehrerer neuer Sammellager, die vor allem für die heimkehrenden De-
portierten und verschiedene Flüchtlinge aus Österreich gedacht waren. An
die 280.000 – 300.000 geflüchtete Ungarn lebten noch im Frühherbst 1945
in Österreich. Sie waren vor den Russen oder den Kriegsgeschehen geflüch-
tet und wurden in Österreich aufgenommen. Doch nach Kriegsende hatten
die österreichischen Behörden keine allzu große Freude mehr mit der Masse
an Flüchtlingen und begannen somit im Sommer 1945 Bemühungen zu star-
ten, diese allmählich wieder zurück nach Ungarn zu drängen.
Hunderte der in den provisorischen Sammellagern auf der ungarischen
Seite Inhaftierten waren auch Opfer der sogenannten „Menschenjagd“ der
Sowjets in Wien. Auf der Suche nach Zwangsarbeitern wurden zu dieser
Zeit alle möglichen „verdächtigen“ Zivilisten auf den Straßen Wiens,
Wiener Neustadts, Neunkirchens und Eisenstadts von sowjetischen Mili-
tärs verhaftet und in das Sammellager in Sopronkõhida (zu Deutsch „Stein-
ambrückl“) eingewiesen. Das erklärt auch, warum es sich beim Großteil
dieser sogenannten verdächtigen Zivilisten um junge Männer handelte.
Jedoch waren diese Lager auf Grund der gewaltigen Ausmaße sowohl
der „Menschenjagd“ als auch des heimkehrenden Flüchtlingsstroms bald
dermaßen überfüllt, dass es nicht mehr möglich war, die Menschen ausrei-
chend zu überwachen. Als Folge flüchteten einige Verhaftete oder kleine
Gruppen aus den Lagern und die meisten von ihnen machten sich gleich
auf denWeg zurück nach Österreich. Die ansässige Bevölkerung war dabei
eine große Hilfe und unternahm mehrmals Versuche, den Gefangenen im
Lager bei ihrer Flucht behilflich zu sein.
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Diese Geschehnisse und Probleme – die tägliche Armut, der Wieder-
aufbau nach dem Krieg, die überfüllten Auffanglager sowie die immer grö-
ßer werdenden Schmugglerbanden – prägten den Alltag der im Grenzge-
biet lebenden Ungarn. Den Geschehnissen im Westen wurde dabei nicht
allzu viel Aufmerksamkeit geschenkt.
Doch das, was man von den Berichten über Österreich in der ungari-
schen Presse zu dieser Zeit mitbekam, vermittelte alles andere als ein
freundliches Bild des Nachbarn. So wurde u. a. von einer horrenden und
unverhältnismäßig hohen Anzahl an Massengräbern, KZs und von Todes-
opfern durch die Nazis berichtet. Die Ausmaße der Entnazifizierung wur-
den ebenfalls stark übertrieben und so dargestellt, als wäre der Großteil der
Österreicher überzeugte Faschisten gewesen, die bereitwillig mit dem Na-
zi-Regime kooperiert hätten. Es wurde allgemein versucht, ein möglichst
schreckliches Bild der faschistischen Terrorherrschaft in Österreich und
auch der österreichischen Bevölkerung selbst zu zeichnen. Natürlich
stimmte auch vieles in den Berichten, ein großer Anteil wurde jedoch auch
– bewusst und zu Propagandazwecken – verfälscht bzw. frei erfunden.
Dabei gilt es jedoch zu erwähnen, dass die ungarische Presse sich zu die-
ser Zeit beinahe ausschließlich aus Parteizeitungen (z. B. Új Sopron (Zei-
tung der KP Ungarn), Soproni Újság (Zeitung der Kleinwirtpartei),
Világosság (Fórum der Sozialdemokraten) und so weiter) zusammensetzte,
weshalb natürlich auch keine Rede von einer objektiven und freien Bericht-
erstattung sein konnte, da jede dieser Zeitungen im Interesse der eigenen
Partei schrieb.
1946 begann sich die Lage ein wenig zu stabilisieren. DerWiederaufbau
lief auf Hochtouren und es wurde versucht, wieder Ordnung in den Alltag
zu bringen. Die Beziehungen in der Grenzzone zwischen Österreich und
Ungarn schienen sich anfangs, trotz propagandabehafteter Presse, stetig zu
vertiefen. Die geografische Lage, die jahrhundertelange gemeinsame Ge-
schichte, die verwandtschaftlichen Bande und vor allem die Tatsache, dass
die beiden Länder wirtschaftlich aufeinander angewiesen waren, veranlass-
te, den Kontakt zueinander zu suchen und stetig zu verbessern.4
Doch auch der sich immer deutlicher zuspitzende Konflikt zwischen
dem Westen und der Sowjetunion begann die Politik und das Leben der
Grenzungarn spürbar zu prägen. Am 5. März 1946 warnteWinston Chur-
chill im Zuge seiner Dankesrede bei der Verleihung der Ehrendoktorwürde
174 szabolcs szita
4Gecsényi, 2001, 53.
an ihn in einem namhaften amerikanischen College mit dem berühmten
Satz „Von Stettin an der Ostsee bis Triest an der Adria hat sich ein Eiserner Vor-
hang quer durch den Kontinent gelegt“. Durch diese Rede wurde erstmals der
Begriff des „Eisernen Vorhangs“ tief im politischen Diskurs verankert und
sie gilt als eine der Auftaktreden des Kalten Krieges.
Von einem Eisernen Vorhang an der österreichisch-ungarischen Gren-
ze kann aber zu dieser Zeit noch keine Rede sein. Zwar versuchte man im-
mer intensiver dem florierenden Schmuggel Einhalt zu gebieten, doch wa-
ren die Grenzkontrollen noch sehr spärlich und die ungarischen
Grenzsoldaten nur bedürftig ausgerüstet. So gibt es einen Bericht vom Juni
1946, welcher besagt, dass einige Grenzsoldaten ihren Dienst quittierten,
weil sie nicht einmal Schuhe bekommen hatten und ohne diese nicht arbei-
ten wollten. Einige Grenzsoldaten waren sogar so schlecht versorgt, dass
sie gezwungen waren, selber Nahrung anzubauen.Währenddessen benutz-
ten Schmuggler alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel wie Autos und
Boote, um ihre Waren über die Grenze zu bekommen – dagegen konnten
die barfüßigen Grenzsoldaten nur wenig unternehmen. Ein technischer
Grenzriegel war noch nicht vorhanden, weshalb die Schmuggler die Gren-
ze so gut wie ungehindert passieren konnten.
Gegen Ende 1946 begann die Jagd auf die Schmuggler jedoch allmählich
an Stärke zu gewinnen. Zu verdanken ist das u. a. auch der guten Zusam-
menarbeit der österreichischen und ungarischen Grenzbehörden, die be-
gannen, regelmäßig untereinander Informationen auszutauschen. Dank
dieser stellte sich bald heraus, dass auch ehemalige SS-Männer nicht nur am
Schmuggelgeschäft beteiligt waren, sondern es teilweise auch anführten.
Den Höhepunkt des Kampfes gegen den Schmuggel stellte eine groß-
räumig angelegte Razzia im Dezember in Sopron dar, bei der mehr als 1000
Schmuggler verhaftet wurden. Diese hatten mit sehr harten Bestrafungen
zu rechnen. Dadurch wird deutlich, wie ernst es den Behörden war, den
Schmuggel ein für alle Mal zu unterbinden.
Ein anderes Thema, das die Grenzbevölkerung in dieser Zeit sehr be-
schäftigte, war die Vertreibung eines großen Teils der deutschsprachigen
Ungarn, die vor allem im Grenzgebiet beheimatet waren. Bereits bevor die
ungarische Regierung mit der groß angelegten Vertreibung begann, waren
die Ungarndeutschen in den ersten Jänner-Tagen 1945 Opfer von Ver-
schleppungen gewesen. Wie einst zur Zeit des Sklavenhandels zogen So-
wjetsoldaten durch die deutschen Dörfer, umMenschen einzufangen. Vor-
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zugsweise 17-45-jährige deutsche Männer und 18-35-jährige deutsche
Frauen. Bis Ende Februar wurden 32.000 ungarische Staatsbürger, zu gro-
ßem Teil Ungarndeutsche, zur Zwangsarbeit verschleppt.5 Geschwächt
durch die schwere Arbeit und schlechte Verpflegung starben viele von ih-
nen, diejenigen, die die Zwangsarbeit überlebten, kehrten erst Jahre später
wieder nach Hause zurück. In der Zwischenzeit war die ungarndeutsche
Bevölkerung erneut Ziel von Vertreibungen und Verschleppungen gewe-
sen – diesmal jedoch von Seiten der eigenen Regierung.
Die ersten Gerüchte, dass eine Vertreibung der Ungarndeutschen ge-
plant sei, kursierten bereits im Dezember 1945 innerhalb der Bevölkerung.
Viele waren dadurch verunsichert, doch hofften darauf, dass sich diese Ge-
rüchte nicht bewahrheiten würden – eine vergebliche Hoffnung. Grund
für dieses radikale Vorgehen der Regierung war die Ansicht, dass alle Deut-
schen bzw. auch Deutschsprachigen eine Kollektivschuld an den Gräueln
des Krieges trügen. In diesem Sinne sagte auch Imre Kovács, Generalsekre-
tär der Bauernpartei: „Nicht nur die Volksbundisten, die faschistischen Deut-
schen, sondern alle(!) werden ausgesiedelt – unabhängig davon, ob sie der Heimat
treu gewesen sind oder nicht.“ Menschen, die jahrhundertelang auf ungari-
schem Boden gelebt hatten wurden nun aus ihrer Heimat verjagt.
Dabei wurde den Ungarndeutschen vor allem zum Verhängnis, dass der
„Volksbund der Deutschen in Ungarn“, der zunächst als Emanzipationsbe-
wegung begann und später zum Kulturverein wurde, in den Kriegsjahren
von der Waffen-SS instrumentalisiert worden war. Die Beteiligung eines
Teils der deutschen Minderheit an den schrecklichen Verbrechen Na-
zi-Deutschlands erleichterte somit den kommunistischenMachthabern die
Argumentation für die „Kollektivschuld“ aller Deutschen. Auch der
Grundbesitz aller Mitglieder des Deutschen Volksbundes wurde 1945 per
Gesetz durch eine Bodenreform entschädigungslos enteignet. Eine wesent-
liche Rolle für die Legitimation dieser These spielte dabei der öffentlich ge-
führte Prozess um den Vorsitzenden des Ungarischen Volksbundes Franz
Anton Basch, der am 11. Juli 1945 begann und mit einem Todesurteil ende-
te. Der Regierung ging es beim Basch-Prozess in erster Linie darum, die
Gleichsetzung von Ungarndeutschen mit Kriegsverbrechern und Vater-
landsverrätern durch ein Gerichtsverfahren und ein entsprechendes Urteil
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zu legitimieren. Die öffentlich propagierte Formel lautete dabei: Ungarn-
deutscher = Volksbund = Nazi = Kriegsverbrecher = Vaterlandsverräter.6
Gesetzliche Grundlage für die Zwangsaussiedlung der Ungarndeut-
schen war der Artikel XIII des Potsdamer Abkommens, der die Überfüh-
rung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, die in Polen,
Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben waren, nach Deutschland
festlegte.
Bei dieser Zwangsaussiedlung gingen die ungarischen Behörden nicht
besonders zimperlich mit den Ungarndeutschen vor, es war sogar die Rede
von „unmenschlichen Bedingungen“.
Altersschwache Menschen wurden mit Familien und Kindern teilweise
auch gewaltsam zu den Zügen getrieben und auf engstem Raum in Wag-
gons gesperrt. Einige im Grenzgebiet lebende Menschen solidarisierten
sich nun mit den Ungarndeutschen und kritisierten das Vorgehen der Re-
gierung. Sie meinten, dass diese die These der Kollektivschuld nur als Aus-
rede benützen würden, um an das Eigentum der Ungarndeutschen gelan-
gen zu können und auf diese Weise die Geldgier der kommunistischen
Parteikader zu befriedigen. Andere wiederum sahen in der Vertreibung der
Ungarndeutschen eine „Rache der Juden“, die nun wieder die Regierung
aus dem Hinterhalt kontrollieren würden. Den Hauptgrund für die Ver-
treibung sehen die meisten Historiker jedoch darin, dass zur selben Zeit
massenweise im Ausland, vor allem in der ehemaligen Tschechoslowakei,
lebende Ungarn ebenfalls deportiert wurden und man für die heimkehren-
den Landsleute Haus und Hof benötigte. Ziel war es also, die Schwaben, wo
möglich, durch ungarische Deportierte zu ersetzen.7
Interessant ist dabei, dass viele Ungarndeutsche selbst im Moment der
Vertreibung noch ihre Treue und Loyalität zu Ungarn hielten. So wird u.
a. von einem Fall am 19. Jänner 1946 berichtet, dass, als gerade ein Vertrie-
benenzug in Bewegung gesetzt wurde, die ungarndeutschen Bauern und
Bürger begannen, die ungarische Nationalhymne zu singen. Viele teilten
das hoffnungsvolle Gefühl, dass sie ihre Heimat nur vorübergehend verlas-
sen würden. In diesem Aspekt unterscheiden sich die Ungarndeutschen
auch wesentlich von den meisten anderen in dieser Zeit vertriebenen deut-
schen Minderheiten, welche sich zur Kultur und Nationalität ihrer Hei-
matländer nicht verbunden fühlten.8




Widerstand gegen die ungarische Abschiebepolitik war so gut wie kaum
vorhanden. Auch die österreichische Seite konnte nur wenig entgegenset-
zen. Besonders hervorzuheben ist beim Kampf für die Rechte der Ungarn-
deutschen der österreichische Legationsrat und Völkerrechtler Stephan
Verosta, der seit Ende März 1951 als Geschäftsträger in Budapest tätig war
und die ungarischen Sprache dank seiner Mutter beherrschte. Er versuchte
allein im Juli 1951 mit vierzehn Interventionen, „Auszusiedelnde“ vor ih-
rem Schicksal zu bewahren, nur zum Teil mit Erfolg.
Auf der ungarischen Seite tat sich vor allem István Bibó hervor, der zu-
vor schon während der Herrschaft der Pfeilkreuzler verfolgte Juden mit
Schutzpässen ausgestattet und so gerettet hatte. Er trat aus Protest von sei-
nem Posten im Innenministerium zurück und erklärte, Ungarn täte „das-
selbe mit ihnen (der deutschen Minderheit) wie vor einem Jahr mit den Juden“.9
Bibós Mut und Zivilcourage blieb jedoch weitgehend die Ausnahme.
Von Seiten der Ungarndeutschen kann man als Beispiel des Widerstan-
des noch Kardinal József Mindszenty anführen. Dieser forderte in einem
Brief vom 12. Mai 1946 an die britische Regierung die Einstellung der Ver-
treibung mit folgenden drei Argumenten: Zum einen sei diese inhuman
und ungerecht, weil auch patriotische Deutsche vertrieben würden; zum
anderen würde Deutschland durch die Vertriebenen allzu schnell wieder
gestärkt und schließlich würde durch diesen Vorgang die Macht der Slawen
und Russen in Mitteleuropa gefährlich zunehmen.10
Doch handelt es sich bei den eben angeführten Beispielen bereits um die
Höhepunkte des Widerstandes gegen die Vertreibung der Ungarndeut-
schen.
Am 29. Dezember 1945 wurden Kriterien für die Ausweisung national-
sozialistisch belasteter Deutscher erlassen, die aber so formuliert waren,
dass sie faktisch die Vertreibung des Großteils der deutschen Minderheit
ermöglichten. Die Willkür des Verfahrens wird daran deutlich, dass als
Hauptkriterium für die Aussiedlung galt, ob jemand in der Volkszählung
von 1941 angegeben hatte, deutschsprachig oder deutsch zu sein. Wer also
als Muttersprache „Deutsch“ anführte bzw. für den der Volkszähler diese
Eintragung im Fragebogen machte, wurde als Deutscher angesehen, unab-
hängig davon, ob er als Nationalität „Ungar“ ausgefüllt hatte. Das alles ge-
schah entgegen der offiziellen Rechtsgrundlage der Volkszählung, der zufolge
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„die vollkommen freie Eintragung jeglicher Nationalität oder Muttersprache später
keinerlei politische oder sonstige Nachteile mit sich bringen sollte“.
Dieses willkürliche Verfahren und das behördliche Vermischen der
Volksgruppen führte u. a. auch dazu, dass bis in die Gegenwart hinein keine
ungarische Volkszählung ein zahlenmäßig einigermaßen zutreffendes Bild
von der tatsächlichen Zahl der Ungarndeutschen zu vermitteln mag.
Ein weiteres Kriterium, nach denen die Behörden Ungarndeutsche von
den „echten“ Ungarn selektierten, war, ob man zur Zeit der deutschen Be-
satzung seinen ungarisch klingenden Namen „germanisieren“ ließ.
Ehemalige Mitglieder des „Volksbundes der Deutschen in Ungarn“ so-
wie deren Familien wurden so gut wie restlos ausgesiedelt. Die ungarischen
Behörden konnten dabei auf genau geführte Namenslisten des Volksbun-
des zurückgreifen, die neben den Namen der Mitglieder auch deren Fami-
lienangehörige auflisteten. Austritte wurden dabei nicht berücksichtigt.
Wer Mitglied war, egal wie lang, wurde ausgesiedelt.11
Doch es solidarisierten sich bei weitem nicht alle im Grenzgebiet leben-
den Ungarn mit den Ungarndeutschen. Viele hatten bereits ein Auge auf
die zurückgelassenen Güter der Ausgesiedelten geworfen und waren dar-
auf bedacht, selbst Profit daraus zu schlagen. Eines der am schlimmsten
von der Aussiedlung betroffenen Dörfer war das knapp an der Grenze lie-
gende Sopronbánfalva (zu Deutsch „Wandorf“). Von den ehemaligen 3.100
Einwohnern wurden ganze 2.600 abgeschoben. Kurz darauf wurden Un-
garn aus anderen Teilen des Landes in dieser Gegend angesiedelt und ihnen
die zurückgebliebenen Häuser und Besitztümer übergeben.
Einigen Verschleppten gelang es während des Transports – die Züge
hielten öfters an und die Bewachung war sehr dürftig – zu fliehen. Sie fan-
den entweder Unterschlupf bei jemandem auf der österreichischen Seite
oder versteckten sich in Wäldern nahe der Grenze. Sie hofften vergeblich,
nach einiger Zeit, wieder in ihre Heimat zurückkehren zu können. 60 De-
portierte versuchten im Dezember 1946 mit Hilfe amerikanischer Papiere
in die Region um Ágfalva (zu Deutsch „Agendorf“) zurückzukehren. Sie
wurden jedoch von ungarischen Polizisten festgenommen, einige Tage
festgehalten, ihres Gepäcks entledigt und schließlich wieder außer Landes
deportiert.
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Im Zuge dieser Aussiedelungen gab es einen Fall, der europaweit ein
großes mediales Echo hervorrief. Zwei ungarische Polizisten verschwan-
den plötzlich am 4. November 1945. Es stellte sich heraus, dass sie von an-
sässigen Deutschungarn umgebracht worden waren, jedoch konnten ihre
Leichname nicht gefunden werden. Bald schon mehrten sich Gerüchte, die
Deutschungarn hätten die beiden Polizisten zuWurst verarbeitet und diese
dann an die Bevölkerung weiterverkauft. Dieses Gerücht kam den ungari-
schen Behörden gerade recht, da es eine ideale Gelegenheit bot, Feindselig-
keit gegen die sog. „Bohnenzüchter“ zu schüren und ihre Aussiedelung in der
eigenen Bevölkerung zu rechtfertigen. Das Gerücht wurde von der ungari-
schen Presse aufgenommen und schon bald war die Schlagzeile „deutsch-
ungarn verarbeiten ungarische Polizisten zu Wurst“ in ganz Europa, von
Wien bis nach Paris und London, zu lesen. (Später wurden die beiden
Leichname schließlich doch gefunden. Sie lagen gut versteckt in einem
Düngerhaufen vergraben, das Gerücht jedoch war nicht mehr aus der
Welt zu bekommen.)
Insgesamt waren je nach Angaben 170.000 bis 200.000 Ungarndeutsche
von den Vertreibungen betroffen. Die meisten von ihnen gelangten nach
Deutschland, ungefähr 20.000 wurden in Österreich aufgenommen. Alles in
allem hat Ungarn also bis 1949 ungefähr die Hälfte seiner deutschen Bevölke-
rung ausgewiesen. Die in Ungarn verbliebenen Ungarndeutschen hatten wei-
terhin mit Repressionen durch die Regierung zu rechnen. Sowohl Deutsch-
unterricht für die ungarndeutschenKinder als auch Kulturarbeit wurden ver-
boten, zudem gab es bis 1954 keine deutschen Druckerzeugnisse oder Rund-
funksendungen und auch das Wahlrecht wurde ihnen vorenthalten.12
Weiters kennzeichnend für das politische Vorgehen und die Propaganda
gegen die Ungarndeutschen zu dieser Zeit ist die immer gebräuchlicher
werdende Verwendung des Wortes „Schwabe“ als Beleidigung.
1947 bedeutete einWendejahr für die ungarisch-österreichischen Bezie-
hungen. Die Kräfteverhältnisse waren nun klar geregelt, die Lage nach
dem Zweiten Weltkrieg hatte sich genügend stabilisiert und der Kalte
Krieg begann immer mehr an Fahrt zu gewinnen. Auch einige der an der
Grenze errichteten Auffanglager (z. B. in Szentgotthárd) wurden geschlos-
sen, ein Zeichen dafür, dass anscheinend kaum mehr Bewegungen über die
Grenze stattfanden und die meisten Ungarn wieder zurückgekehrt waren.
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Gleich zu Beginn des Jahres wurden alte Konflikte zwischen den beiden
Ländern neu aufgerollt. So wurde im Jänner in einem Komitee des öster-
reichischen Parlaments eine Diskussion darüber entfacht, ob Österreich
nicht doch einen Anspruch auf Sopron stellen sollte. Von ungarischer Seite
hingegen wurde das „schreckliche Schicksal“ der im Burgenland lebenden
ungarischenMinderheit kritisiert.Weder gab es für diese ungarische Schu-
len, Kirchen, oder Zeitungen noch hatten sie bei den Behörden irgendeine
Möglichkeit, sich auf Ungarisch zu verständigen. Die österreichische Re-
gierung würde diese Minderheitenfrage geflissentlich ignorieren. Jedoch
hielt auch das Interesse der ungarischen Regierung an dieser Minderhei-
tenfrage nicht lange an. Nachdem die Ansprüche Österreichs auf Sopron
wieder abgeklungen waren, hörte man auch von ungarischer Seite so gut
wie keinWort mehr über das Schicksal der in Österreich lebendenMinder-
heit. „Auf österreichischer Seite wiederum wurde die dort ansässige ungarische
Minderheit durch die Grenze in solchem Ausmaß dauerhaft isoliert, dass man in
Ungarn über ihre Existenz beinahe vergaß.“ 12
Doch für die Diplomatie zwischen den beiden Ländern bedeutete das
Jahr 1947 trotzdem einen großen Schritt zur Besserung. Im Februar 1946
waren die politischen (jedoch nicht die diplomatischen!) Beziehungen zwi-
schen den beiden Ländern wieder aufgenommen worden. Allerdings stand
die Anerkennung der österreichischen Bundesregierung durch Ungarn
noch aus. Aus diesem Grund musste die Einrichtung einer politischen Ver-
tretung in Budapest noch auf sich warten lassen, stattdessen entstand eine
Vorstufe für die „Vertretung der österreichischen Interessen“. Am 18. Jän-
ner 1947 erkannte die ungarische Regierung die österreichische schließlich
an, sodass der Weg für eine „politische Vertretung“ geebnet wurde. Ein
Jahr später gaben die alliierten Mächte die Erlaubnis, diplomatische Bezie-
hungen aufzunehmen. Es hatte seit Kriegsende also drei Jahre gedauert, bis
es den beiden Nachbarstaaten gestattet worden war, wieder diplomatische
Gesandte auszutauschen.13
Eines der wichtigsten Ereignisse dieses Jahres war die Unterzeichnung
der Pariser Friedensverträge, in welchen die Friedensbedingungen mit den
Kriegsverlierern Italien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien und Finnland aus-
gehandelt wurden. Diese Verträge bedeuteten für Ungarn eine doppelte
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vidiert wurde und damit auch die letzte Hoffnung auf eineWiederherstel-
lung der alten Grenze so gut wie vergeblich war und andererseits, weil den
sowjetischen Truppen die Stationierung in Ungarn weiterhin erlaubt war.
Die einzige Begründung für den weiteren Verbleib von insgesamt sieben
Divisionen der Roten Armee auf ungarischem Territorium, war ihr Auf-
trag, die Versorgungswege für die in Wien stationierten Soldaten zu si-
chern. Inoffiziell fürchtete man natürlich mit dem Abzug der Truppen
Ungarn an die Einflusssphäre des Westens verlieren zu können.
Eine andere Folge der Pariser Friedensverträge war die Gründung einer
70.000Mann starken ungarischen „Friedensarmee“, deren primäre Aufga-
be darin lag, die sich zunehmend intensivierende Arbeit westlicher Ge-
heimdienste zu erschweren. Auch zeigt sich erneut in der Bezeichnung die-
ser Armee als „Friedensarmee“ die typische Propaganda der Sowjetunion,
die zeigen wollte, dass sie selbst jeglichen Konflikt vermeiden wolle (so be-
zeichnete man Ungarn auch als „Friedenslager“ bzw. „béketábor“) und
sämtliche Kriegsprovokationen vom Westen ausgehen würden.
Gemeinsam mit der voranschreitenden Trennung des West- und Ost-
blocks begannen die beiden Länder sich sowohl wirtschaftlich und diplo-
matisch als auch ideologisch immer weiter voneinander zu entfernen. Die
anfänglich freundlichen bilateralen Beziehungen begannen deshalb rasch
abzukühlen. Während Österreich sich politisch und wirtschaftlich immer
mehr in RichtungWesten orientierte und auch an der Pariser Friedenskon-
ferenz und dem Marshall-Plan teilnahm, blieb Ungarn – genauso wie alle
anderen „volksdemokratischen“ Länder Osteuropas – von diesen Ereignis-
sen fern. Damit begann auch der Ton der Medien immer rauer zu werden.
Während man in Österreich vor der Gefahr aus dem Osten warnte, ver-
suchten die ungarischen Medien Österreich als Handlanger des amerikani-
schen Imperialismus darzustellen. „[…] Natürlich folgte die österreichische
Presse des In- und Auslandskapitals dem Wink aus Washington wie ein Hündchen
seinem Herrn.“14
Gleichzeitig begannen auch die Geheimdienste auf beiden Seiten ihre
Arbeit zu verstärken. Als Folge dessen und auch wegen steigender illegaler
Aktivitäten an der Grenze (wie unerlaubtemGrenzübertritt oder noch im-
mer bestehendem Grenzschmuggel) wurden die ersten Maßnahmen zum
Bau eines technischen Abriegelungssystems getroffen.
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Das technische Abriegelungssystem bestand aus einem Grenzstreifen
von zwei Kilometern Breite. Hölzerne Wachtürme wurden gleich zu Be-
ginn in regelmäßigen Abständen aufgestellt. Ihr Hauptzweck lag sehr
wahrscheinlich jedoch nicht etwa in der weiteren Sicherung der Grenze
oder darin, die Verlegung der Minenfelder besser koordinieren zu können,
wie es von offizieller Seite hieß. Stattdessen war ihre wahre Absicht ver-
mutlich die Überwachung der eigenen Soldaten, die die Minengürtel anzu-
legen hatten und ebenfalls als potentielle Flüchtlinge angesehen wurden.15
Bis zu seiner Modernisierung im Jahr 1956 bestand der Eiserne Vorhang
aus einem Patrouillenweg, einem Streifen mit schachbrettartig verlegten
Tretminen und dem eigentlichen Stacheldrahtzaun, der zwischen versetz-
ten Pfeilern und Pfählen gespannt war und zwei bis drei Meter hoch war.
Der Stacheldraht wurde waagrecht, senkrecht und diagonal übereinander
gespannt und zusätzlich auch doppelreihig aufgestellt, um ein Durchdrin-
gen unmöglich zu machen. Die letzte Etappe, die es auf dem Schmuggel-
bzw. Fluchtweg unentdeckt zu überwinden galt, war ein fünf Meter breiter
Wiesenstreifen vor der Staatsgrenze des Nachbarn. Das Betreten dieses
Grenzareals war ohne entsprechende Genehmigung strengstens verboten
und wurde dementsprechend geahndet. Die Soldaten waren verpflichtet,
illegale Grenzübertritte mit allen Mitteln zu verhindern, es galt der
Schießbefehl „wenn die Grenzverletzung in keiner anderen Weise verhin-
dert werden konnte“.16 Viele Menschen starben bei dem Versuch, „illegal“
über die Grenze nach Österreich zu kommen. Nur ein Grenzübergang
(Hegyeshalom, zu Deutsch „Straß Sommerein“) wurde für den Straßen-
und Bahnverkehr offen gelassen.17
Der traditionelle „kleine Grenzverkehr“ wurde ebenfalls verboten, was
insbesondere für viele burgenländische Bauern eine außerordentlich ein-
schneidende Maßnahme war. Denn viele Grundstücke hinter der ungari-
schen Grenze gehörten noch immer österreichischen Besitzern – ein Erbe
der k.u.k. Zeit – und konnten nun nicht mehr bewirtschaftet werden. Die-
se Frage des „Doppelbesitzes“ stellte für die folgenden Jahre einen der essen-
tiellen Konfliktpunkte in den diplomatischen Kontakten der beiden Län-
der dar.
In dieser Zeit wurden die diplomatischen Beziehungen jedoch Großteils
auf Eis gelegt. So warf Ungarn Österreich unter anderem vor, „Ausgangs-




punkt für die Propaganda gegen die Volksdemokratien“18 zu sein. Öster-
reich fiel aus ungarischer Sicht also eindeutig zunehmend unter die Kate-
gorie „feindlicher Nachbar“.
Jedoch gab es auch hin und wieder einen kleinen Lichtblick in den unga-
risch-österreichischen Beziehungen, wie beispielsweise die Eröffnung eines
Fremdenverkehrsbüros in Sopron imMärz 1947 oder der Besuch der Freien
Österreichischen Jugend (FÖJ, eine Jugendorganisation der KPÖ) aus Bur-
genland in Sopron. Zudem kam eine ungarische Delegation zu einem Ge-
genbesuch vom 20. bis 21. Dezember 1947 nach Wien.
Die zögerlichen, aber doch vorhandenen Annäherungsversuche fanden
1948 ein abruptes Ende, als die ungarischen Kommunisten 1948 zur stim-
menstärksten Partei im Land wurden. Die Phase ab 1948 bis zum Tode Sta-
lins 1953 wurde später als „Eiszeit-Stimmung“ in den Beziehungen zwi-
schen Österreich und Ungarn bewertet. Das gegenseitige Misstrauen
wuchs stetig an und die österreichische Politik und Medien kritisierten die
Einschüchterungspolitik der kommunistischen Partei scharf. Im Gegen-
zug waren die Ungarn – hier auch die demokratischen Parteien inbegriffen
– nicht darüber erfreut, dass einige ehemalige SS-Männer bzw. „Pfeil-
kreuzler“ in Österreich Unterschlupf gefunden hatten.
1948 begann der ungarische Geheimdienst mit Hilfe sowjetischer Ex-
perten seine Arbeit auf österreichischem Gebiet. Seine erste Aufgabe war,
organisierte Verbände von Exilungarn auszuheben, die eine Bastion gegen
den Machtanstieg der Kommunisten bilden wollten.19
Auch die diplomatischen Beziehungen waren zunehmend von wachsen-
dem Misstrauen geprägt, und mit der allmählichen Machtübernahme der
Kommunisten – die unter anderem auch sämtliche Stadtwappen „moder-
nisieren“ und mit roten Sternen verzieren ließen – nahmen die österrei-
chisch-ungarischen Beziehungen einen anderen Charakter an. Da es keine
selbstständige ungarische Außenpolitik mehr gab, sondern diese nun voll-
kommen aus Moskau dirigiert wurde, blieben auch jegliche Annäherungs-
versuche vergeblich.
Das „Highlight“ der bilateralen Beziehungen war eine im Juni 1948 ab-
geschlossene Warenaustauscheinigung, welche über die nächsten 15 Jahre





klar die wirtschaftlichen Interessen im Vordergrund und nicht etwa das
Interesse an einer guten nachbarschaftlichen Beziehung.
Dank des Marshall-Plans erlebte Österreich zur dieser Zeit einen wirt-
schaftlichen Aufschwung, der vor allem in den großen Industriestädten zu
spüren war, wo sich der Lebensstandard rasant verbesserte. Im kaum indus-
trialisierten Burgenland und dem Grenzgebiet zu Ungarn war durch den
Marshall-Plan damals jedoch kaum eine Verbesserung zu bemerken, was
natürlich ein gefundenes Fressen für die ungarische Propaganda („Denen
geht es genauso schlecht wie uns!“) darstellte. Diese war vor allem bemüht,
den Marshall-Plan als kapitalistisches Komplott darzustellen, das im
Grunde eine Verschwörung sei, um die Volksdemokratien zu stürzen sowie
die europäische Arbeiterklasse ausbeute und deren Lebensstandard senke
„Wer schließt sich also ab? Es ist die österreichische Marshallpolitik, die einen
Eisernen Vorhang errichtet; das österreichische Volk muss dafür mit dem Konsum
von schlechten amerikanischen Ersatzlebensmitteln bezahlen.“21
„Die Nachrichten, dass die USA eine Anzahl militärischer Kommandos in je-
des der ‚marshallisierten‘ Länder entsenden wird […] enthüllt endgültig die nack-
te Wahrheit, dass der (Marshall-)Plan […] nichts anderes ist, als ein Schritt, um
die aggressiven Kriegspläne des anglo-amerikanischen Imperialismus zu imple-
mentieren.“22
In Ungarn wurden in der Zwischenzeit viele Wirtschaftsreformen
durchgesetzt. Man verstaatlichte zahlreiche Betriebe, trieb eine groß ange-
legte Bodenreform voran und begann, die Verwaltung stark zu zentralisie-
ren. Somit wurden etwa die grenznahen Städte Gyõr, Moson und Sopron
zu einem Komitat zusammengelegt, um so die Selbstständigkeit der einzel-
nen Gemeinden einzuschränken. Weiters wurde ein kommunistischer
Bürgermeister in Sopron eingesetzt und die ansässigeWestungarische Uni-
versität nach Miskolc in Zentralungarn verlegt, damit sie sich nicht mehr
so nah an der Grenze befand.
Auch an der Grenze gab es in diesem Jahr einige Veränderungen. Bei-
spielweise wurde die technische Sperranlage im März 1948 nach erneutem
Ansteigen illegaler Aktivitäten das erste Mal verstärkt.
Die Drahthindernisse und Minenfelder mussten ständig erneuert wer-
den. Oft gab es jedoch Komplikationen mit den Minen, die in einem Holz-
verschlag (Holzgebäude) eingelegt und so dem Wetter schutzlos ausgelie-
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fert waren. Sie wurden schnell morsch, viele Fehlzündung bzw. Defekte
waren die Folge.
Diese Minen vom Typ POMZ 2 enthielten etwa 75 Gramm TNT
Sprengstoff und hatten in einem Umkreis von 25 bis 30 Metern eine ver-
heerendeWirkung.23 Die tatsächliche Reichweite lag jedoch noch weit dar-
über, die verstreuten Splitter führten innerhalb von 250 Metern Entfer-
nung zu schweren Verletzungen. Nicht selten geschah es, dass bei
„Blindgängern“ solcher Minen die grenznah arbeitende Landbevölkerung
und patrouillierende Grenzsoldaten getroffen wurden. Ein besonderer
Dorn im Auge der Österreicher war dabei, dass Teile des Minenriegels in
österreichisches Staatsgebiet ragten und so die Arbeit der burgenländischen
Bauern stark gefährdete. Besondere Bekanntheit erreichte u. a. der Fall des
österr. Staatsbürgers Nikolaus Strantz, der am 30. Juni 1949 in Grenznähe
mit Feldarbeiten beschäftigt war, als ein „Blindgänger“ explodierte und er
dabei tödlich verletzt wurde. Oder der Fall des 71-jährigen Maurergehilfen
Johann Schallers, der am 1. November 1949 während eines Gräberbesuches
am Friedhof in Schattendorf durch die Explosion einer Mine des knapp ne-
ben dem Friedhof verlaufenden ungarischen Stacheldrahtverhaus schwer
verletzt wurde. Besonders unglücklich traf es auch Maria Konik im Bezirk
Oberwart, die am 20. Oktober 1950 während des Beerenpflückens durch
eine aufgrund von freilaufenden Hühnern verursachte Minenexplosion
schwere Verletzungen davontrug.24
Weitere Schäden durch den technischen Grenzverbau entstanden auch
als Folge des Abfeuerns von Leuchtraketen, die den Aufenthaltsort von
Flüchtlingen verraten sollten, jedoch des Öfteren große Wald- und Wie-
senbrände auslösten.
Das Jahr 1950 stellt einen neuen Tiefpunkt der Beziehungen Öster-
reich-Ungarns dar. Der Eiserne Vorhang verhinderte jegliche Kontaktauf-
nahme zwischen den beiden Bevölkerungen und die diplomatischen Bezie-
hungen standen so gut wie still. Österreich war mittlerweile aus
ungarischer Sicht endgültig in die Kategorie „feindlicher Nachbar“ gefal-
len. Kontaktmöglichkeiten (Briefe, Telefon, Grenzübergänge) nach Öster-
reich waren entweder vollkommen abgeschnitten worden oder stark über-
wacht. Im Jahr davor war das Collegium Hungaricum in Wien geschlossen




als würden sich beide Seiten auf eine drohende Eskalation des Kalten Krie-
ges vorbereiten. Um den „Kanal des Einfalles des Imperialismus“, wie
Österreich mittlerweile seitens Ungarns bezeichnet wurde, besser bekämp-
fen zu können, wurde unter anderem auch die Überwachung des ungari-
schen Grenzschutzes in diesem Jahr grundlegend umstrukturiert. Anfangs
war diese von eigenständigen „Grenzjägerformationen“ und demVerteidi-
gungsministerium übernommen worden. 1950 jedoch wurde der Grenz-
schutz der Staatssicherheitsbehörde ÁVH einverleibt, womit ein erhebli-
cher Anstieg seines politischen Einflusses verbunden war.25 Auf
sowjetische Weisung hin wurde im Zuge dessen rund die Hälfte des beste-
henden Offizierskorps als zu unzuverlässig eingestuft und entlassen, der
Grenzschutz an sich grundlegend reformiert: Das bedeutete unter anderem
eine Verstärkung um 1000 Mann an der West- und Südgrenze sowie eine
effizientere Gestaltung der Aufklärungsarbeit durch die Installierung wei-
terer Grenzkommandaturen und Parteizentralen in den grenznahen Ge-
meinden.
1952 wurde eine 15 Kilometer ins Landesinnere hineinreichende Grenz-
zone errichtet, wobei „unzuverlässige Elemente“ umgesiedelt wurden. Das
betraf jene Teile der grenznah lebenden Bevölkerung, deren „Treue und
Loyalität“ zu Partei und Staat vom ungarischen Geheimdienst als nicht
vertrauenswürdig eingestuft worden waren. Dieser als „Tote Zone“ be-
zeichnete Grenzraum wurde zur Hochsicherheitszone erklärt und stren-
gen Regelungen unterworfen; das Betreten ohne Genehmigung hatte
strafrechtliche Folgen, bzw. galt für die Grenzwachsoldaten der Schießbe-
fehl.
Trotz all dieser Maßnahmen war es jedoch nicht möglich, die illegalen
Grenzübertritte zu unterbinden. Noch immer riskierten jährlich Hunder-
te ihr Leben bei dem Versuch nach Österreich zu gelangen. Die größte
Gruppe der Flüchtlinge waren dabei stets Jugendliche, meist aus dem
Grenzgebiet. Ein Zeichen dafür, dass die sowjetische Propaganda in den
jüngeren Altersklassen nicht den gewünschten Effekt erzielte und man
Österreich immer noch als die einzige Möglichkeit für eine vielverspre-
chende Zukunft sah. Typisch ist auch hier die ideologisch untermauerte
Annahme des ungarischen Innenministeriums, welche Gründe die Jugend-
lichen womöglich dazu bewegen könnten, das Land zu verlassen. „Unter
dem Einfluss feindlicher Propaganda versuchen viele, sich auf diese Weise der
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Wehrpflicht zu entziehen oder wollten aus Abenteuerlust oder anderen Gründen
das Land verlassen.“26
Neben den Jugendlichen stellten auch die Grenzsoldaten selbst einen
wesentlichen Teil der Flüchtlinge dar. Doch auch hierfür hatte man schnell
eine Erklärung parat. Der ungarische Grenzschutz sprach von westlichen
Agenten, die ungarische Grenzsoldaten mit fadenscheinigen Methoden
nach Österreich locken würden. Als Beispiel wurde u. a. angegeben, dass
Frauen an die Grenze geschickt wurden, um die Soldaten zu „bezirzen“ und
mit falschen Versprechungen, wie z.B. Geldangeboten, herüberzulocken.27
Genauso wie der Bericht über die Agenten, die Grenzsoldaten verlock-
ten, waren so gut wie alle bis in das ungarische Grenzgebiet vordringenden
Informationen über den Westen von den sowjetischen Behörden vorsorg-
lich gefiltert und manipuliert. Für besonders viel Aufregung, sowohl auf
ungarischer als auch auf österreichischer Seite, sorgte der Fall des ehemali-
gen Heimwehrführer Rüdiger Starhemberg, der am Hitler-Putsch 1923
teilgenommen und wesentlich zum Austrofaschismus beigetragen hatte,
und 1952 aus Südamerika den Versuch wagte, sein Vermögen im Burgen-
land wiederzuerlangen. Entgegen massiver Proteste der KPÖ wurden ihm
im Juli 1954 seine Güter (imWert von 100 Millionen Schilling) tatsächlich
zugesprochen. 1955 erhielt Starhemberg sogar wieder einen österreichi-
schen Pass und kehrte Ende desselben Jahres als normaler Bürger in seine
alte Heimat zurück.
Dass man ehemaligen Faschistenführern tatsächlich wieder ihr Eigen-
tum zurückgab und sie unbehelligt in das Land zurückkehren ließ, unter-
stützte natürlich die – auch auf sowjetischer Seite verbreitete – Annahme
der ungarischen Grenzbevölkerung, dass viele Österreicher noch immer fa-
schistisch gesinnt seien.
Bis zum Tode Stalins im Jahr 1953 hielten die Eiszeit-Stimmung und die
voranschreitende Verfeindung der beiden Länder an. Zu einer Eskalation
kam es glücklicherweise nicht, doch man stand in diesen Jahren sehr knapp
davor. Im Zuge der Entstalinisierung und des österreichischen Staatsver-
trages begannen sich beide Seiten allmählich wieder anzunähern. Diese An-





Es bleibt erstaunlich, in welch kurzer Zeit die Jahrhunderte lang beste-
henden Bänder zwischen dem österreichischen und ungarischen Volk ge-
trennt werden konnten und wie rasch und leicht sich das Bild des freundli-
chen Nachbarn durch Isolation, Falschmeldungen und Propaganda zu dem
einer feindlich gesinnten, imperialistischen Bedrohung wandelte.
Resumeé
In den ersten Monaten nach Kriegsende hatte es den Anschein, dass die
Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn vor einem Aufschwung
stünden. Beide Länder waren vollends damit beschäftigt, die Spuren der
Zerstörung, die der Krieg und die deutsche Wehrmacht hinterlassen hat-
ten, wieder zu verwischen und die Not der eigenen Bevölkerung so gut es
ging zu lindern.
Die bittere Armut und die wirtschaftliche Abhängigkeit voneinander
half beiden Ländern dabei, über die Tatsache hinwegzusehen, dass man so-
eben erst zwischen zwei verschiedenen Weltmächten aufgeteilt worden
war. Man reichte sich dennoch über diese neu entstandene Grenze die
Hände und half sich gegenseitig dabei, denWiederaufbau voranzutreiben.
Doch sobald die Phase des Wiederaufbaus abgeschlossen war und der
Kalte Krieg begann, seinen Lauf zu nehmen, wurde diese neu entstandene
Grenze immer deutlicher sichtbar. Mit einemMal wurde auf der einen Sei-
te die Rede von einem „Eisernen Vorhang“ laut und auf der anderen sprach
man hingegen über einen „Antifaschistischen Schutzwall“, der die beiden
Länder voneinander trennte.
Der in Ungarn lebenden Grenzbevölkerung wurde dieser sich ständig
verschärfende Konflikt besonders mit der ab 1946 beginnenden Vertrei-
bung der Großteils im Grenzgebiet beheimateten Ungarndeutschen vor
Augen geführt. Dabei versuchte die ungarische Propaganda den Menschen
ein Bild der faschistischen Deutschen einzuprägen, welches durch die The-
se der Kollektivschuld gerechtfertigt wurde.
1947 waren die bilateralen Beziehungen bereits stark abgekühlt, die
Spaltung entlang der Blockgrenze immer tiefer geworden und auch die ers-
ten Vorkehrungen für den Bau eines technischen Abriegelungssystems
wurden getroffen. Trotzdem gab es noch zaghafte Annäherungsversuche
zwischen den beiden Ländern. Als die Kommunisten 1948 herrschende
Macht in Ungarn wurden, begann schließlich die sogenannte „Eiszeit-
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Stimmung“. Die Propaganda bediente sich immer rauerer Töne und nach-
dem Österreich dem Marshall-Plan beigetreten war, war die Trennung
zwischen dem West- und Ostblock endgültig vollzogen.
1950 hatte der Eiserne Vorhang die beiden Bevölkerungen voneinander
so gut wie komplett isoliert. Das, was die ungarische Grenzbevölkerung
über das Leben auf der anderen Seite erfuhr, stammte meist aus der propa-
gandistischen Presse, welche Österreich u. a. als „Kanal des Einfalles des
Imperialismus“ oder als „Schoßhund von Washington“ bezeichnete. Die
Isolation gemischt mit der omnipräsenten Propaganda erzeugte bei vielen
einWeltbild, in welchem Österreich immer deutlicher unter die Kategorie
feindlicher Nachbar fiel.
Diese „Eiszeit-Stimmung“ hielt bis zumTode Stalins 1953 an. Zu diesem
Zeitpunkt waren die Jahrhunderte lang bestehenden freundschaftlichen
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DAS NACHBARLAND ALS NEUE HEIMAT
Rahmenbedingungen und Motive für nach 1945
in Österreich gebliebene ungarische Zwangsarbeiter
Einleitung und historische Rahmenbedingungen
Am 15. Februar 2003 wandte sich eine zu diesem Zeitpunkt 76-jährige
Frau aus Niederösterreich an den Österreichischen Versöhnungsfonds
(ÖVF). Sie war als 16-jähriges Mädchen aus der Ukraine verschleppt und
zur Zwangsarbeit nach Österreich verbracht worden. Sie stellte einen An-
trag auf Ausgleichszahlung für die von ihr geleistete Zwangsarbeit und
übermittelte mit ihrem Antrag auch den 7-seitigen ÖVF-Fragebogen. Auf
die Frage, ob sie nach Kriegsende vorgehabt hatte, nach Hause zurückzu-
kehren, schrieb sie als Antwort nur einen einzigen Satz in das Formular: Wo
hätte ich denn hin sollen?1
Sie brachte damit auf den Punkt, was wohl zehntausende ihrer Leidens-
genossen im Mai 1945, als der Zweite Weltkrieg endete, dachten. Sie war
eine von etwas mehr als einer Million ausländischen Zwangsarbeitern, die
zwischen 1939 und 1945 auf das Gebiet des heutigen Österreich verbracht
worden waren, um hier zur Arbeit herangezogen zu werden. Der Einsatz
von „Fremdarbeitern“, wie die Zwangsarbeiter im NS-Jargon genannt
wurden, war durch die Erweiterung der Produktionskapazitäten für die
Rüstungs- und Kriegswirtschaft sowie die Einberufungen der Einheimi-
schen zum Dienst in der „Deutschen Wehrmacht“ schon bald nach Kriegs-
beginn im September 1939 erforderlich geworden.2 Das „Blitzkriegskon-
zept“ der ersten Kriegsphase hatte zwar vorgesehen, dass die Einberufenen
nach ihrem nur als „kurz“ eingeplanten Militäreinsatz nach Hause zurück-
kehren sollten, um wieder in der Kriegswirtschaft (an der „Heimatfront“)
1ÖStA, ÖVF, Bestand „Österreich – Ad acta“, Akt Nr. 131236.
2Freund – Perz, 2002, 650–653; Herbert, 1985, 49–51; Freund – Perz – Spoerer,
2004, 30–52.
eingesetzt zu werden. Doch schon bald erwies sich dieses Konzept als Fehl-
einschätzung. Die Einberufungen zogen die einheimischen Arbeitskräfte
zu lange ab, und zudem fielen die Verluste unter den Soldaten bei weitem
höher aus als erwartet. Um das geplante Wirtschaftswachstum dennoch
erreichen zu können, waren also Ersatzkonzepte gefragt. Ein verstärkter
Einsatz von Frauen als Arbeitskräfte in der Industrie kam für das
NS-Regime einerseits aus ideologischen Gründen und andererseits auf-
grund dessen, dass man befürchtete, ein solcher Einsatz würde großen Un-
mut in der Bevölkerung hervorrufen, nicht in Frage.3
Daher blieb die „Rekrutierung“ von Arbeitskräften in den von der
Wehrmacht besetzten Gebieten die einzige Option. In der Folge wurden
etwas mehr als eine Million ausländische Arbeitskräfte in die „Ostmark“
verbracht. Rund 54 Prozent von ihnen (ca. 580.000) waren zur Arbeit her-
angezogene Zivilisten d. h. zivile Zwangsarbeiter. Im weiteren Verlauf des
Krieges musste zusätzlich auf weitere „Arbeitskraft-Reservoire“ zurück-
gegriffen werden, deren Einsatz man zuerst gar nicht in Betracht gezogen
hatte – Kriegsgefangene (ca. 300.000 von ihnen wurden zum Arbeitsein-
satz herangezogen)4 und KZ-Häftlinge (ihr Einsatz erfolgte systematisch
ab 1942, v. a. in der Rüstungsindustrie)5. Nahezu alle Bereiche der Kriegs-
wirtschaft mussten früher oder später auf diese Arbeitskräfte zurückgrei-
fen, Haupt-Einsatzbereiche waren die Landwirtschaft, die Industrie und
das Baugewerbe.
Unter den in Österreich eingesetzten ausländischen Zwangsarbeitskräf-
ten waren auch Tausende aus Ungarn. Gemäß den Erhebungen von Flori-
an Freund, Bertrand Perz und Mark Spoerer für die Österreichische Histo-
rikerkommission waren ungefähr 12.000 Ungarn als zivile Zwangsarbeiter
und weitere 30.000 als KZ-Häftlinge im heutigen Österreich eingesetzt.
Hinzu kamen zehntausende ungarische Juden, die 1944/45 für den Bau des
„Südostwalls“ an die östliche Grenze Österreichs verbracht wurden. Ihre
Zahl wird von in den Studien von Szabolcs Szita6 und Eleonore Lap-
pin-Eppel7 mit 55.000 bis 70.000 angegeben. Ihre genaue Zahl ist aufgrund
fehlender Aktenmaterialien bis heute nicht genauer feststellbar.
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5Kaienburg, 2003, 431–453 und 1017–1020; Bacher, 2013a, 34–36.
6Szita, 1999.
7Lappin-Eppel, 2010.
Ähnlich schwierig wie die genaue Quantifizierung der ungarischen
Zwangsarbeitskräfte ist auch die Feststellung ihres Einsatzbereiches. Eini-
germaßen detaillierte Aufzeichnungen liegen hier vor allem für die Reichs-
gaue Wien und Niederdonau auf, die Freund, Perz und Spoerer im Zuge
ihrer Arbeit ausgewertet haben: Laut ihren Ergebnissen war der Südost-
wallbau klar der Bereich, in dem die meisten von ihnen zur Arbeit einge-
setzt waren. Der zweitgrößte Einsatzbereich war Industrie und Handwerk,
gefolgt vom Einsatz in der Land- und Forstwirtschaft und dem Bereich
„Handel und Verkehr“.8 Bei diesen Angaben, wie auch bei der Quantifizie-
rung, muss aber berücksichtigt werden, dass im Falle vieler Betroffener
eine „Mehrfach-Beschäftigung“ vorliegen könnte d. h. in der Industrie
oder Landwirtschaft eingesetzte Zwangsarbeitskräfte wurden im Zuge ih-
res Arbeitseinsatzes (wie auch zahlreiche Fälle aus den Akten des ÖVF be-
legten) teilweise mehrfach für einige Wochen zur Arbeit an den Südostwall
verbracht. Manche von ihnen wurden auch (etwa aufgrund ihnen vorge-
worfenen Vergehen) in Arbeitserziehungslager (AEL) oder Konzentra-
tionslager interniert, in denen sie ebenfalls zur Arbeit herangezogen wur-
den. Sie scheinen daher in den erhobenen Daten teilweise mehrfach auf,
was Quantifizierung und Zuordnung zusätzlich erschwert.
Als der Zweite Weltkrieg im Mai 1945 endete, stellte sich für all diese
Menschen die Frage, wie es nun mit ihnen weitergehen sollte. Prinzipiell
gab es für sie drei Möglichkeiten: die Rückkehr nach Hause, die Emigra-
tion in ein anderes Land als das Herkunftsland, und den Verbleib in Öster-
reich.
Der größte Teil machte sich in den ersten Jahren nach Kriegsende auf
den Weg zurück in die Heimat. Dies ging aber nicht immer freiwillig von-
statten, wie auch im Falle der Zwangsarbeiter aus der ehemaligen Sowjet-
union bereits mehrfach Gegenstand von Untersuchungen war.9
Die Zwangsmaßnahmen waren auch ein Grund dafür, dass sich viele
nach 1945 gegen eine Heimkehr und für die Emigration in ein „Drittland“
entschieden. Oft spielten auch wirtschaftliche Beweggründe eine Rolle –
die Emigranten erhofften sich in diesen Ländern Arbeit und ein „neues“,
wirtschaftlich abgesichertes Leben, einen „Neustart“.
Einige schließlich zogen es vor, nach 1945 in Österreich zu bleiben und
sich hier eine neue Existenz aufzubauen. Obwohl sie unter Zwang hierher
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9Vgl. dazu vor allem die ausgezeichnete Studie Poljan, 2002; vgl. auch Ruggenthaler –
Iber (Hrsg.), 2010; Goeken-Haidl, 2006.
verbracht und lange hier festgehalten worden waren, entschieden sie sich
nach dem Ende des NS-Regimes 1945 für einen weiteren Aufenthalt.
Egal, welche dieser Gruppen man betrachtet, das Nachkriegsschicksal
der als Zwangsarbeiter nach Österreich Verbrachten fand bislang in der
Zwangsarbeiterforschung kaum Beachtung. Die meisten zur Zwangsarbeit
durchgeführten Studien konzentrierten sich vor allem auf die Fragen, wie
der Arbeitseinsatz in Österreich an sich von statten ging und wie die Le-
bensumstände der Zwangsarbeiter bis 1945 waren. Dabei wurde ihr Nach-
kriegsschicksal eher nur am Rande behandelt. Betrachtet man die zum
Zwangsarbeitereinsatz vorhandenen Dokumente, ist dieser Zugang auch
verständlich – diese, so sie einigermaßen vollständig vorhanden sind, ent-
halten verständlicherweise vor allem Angaben zum Arbeitseinsatz selbst.
Die Aktenlage zum Nachkriegsschicksal der Betroffenen ist eine sehr
schwierige, die Forschung ist hier vor allem auf persönliche Memoiren und
Oral-History-Interviews angewiesen. Die Akten der damals aktiven Hilfs-
organisationen und zuständigen staatlichen Stellen, etwa der Abteilung
12U des österreichischen Innenministeriums oder der in Österreich nach
Kriegsende tätigen Flüchtlingshilfsorganisationen, können zwar Informa-
tionen zum System der Flüchtlingslager und der dort getroffenen Hilfs-
maßnahmen geben, helfen aber bei der Rekonstruktion der Flüchtlings-
schicksale im allgemeinen nur bedingt. Aus einfachem Grund – die
„Displaced Persons“ (DPs), die sich dazu entschieden, in Österreich zu blei-
ben, nahmen selten die Betreuung in Flüchtlingslagern in Anspruch und
versuchten, „auf eigene Faust“ über die Runden zu kommen. Die meisten
von ihnen konnten also von diesen Organisationen nicht aktenkundlich er-
fasst werden.10
Das Aktenmaterial des ÖVF allerdings ermöglicht genau diesen Zu-
gang, da zur Feststellung, ob ein Antragsteller Anrecht auf eine Ausgleichs-
zahlung hat und in welcher Höhe ihm diese zusteht, auch die Erhebung des
Schicksals nach 1945 notwendig war. In den Akten finden sich Angaben so-
wohl seitens des Antragstellers als auch von Behörden und Organisationen
zur Zeit nach Kriegsende. Sie erlauben also einen Einblick in das Nach-
kriegsschicksal der Betroffenen, sowohl aus der Sicht des Zwangsarbeiters
selbst als auch von „offizieller“ Seite.
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Die Unterlagen des „Österreichischen Versöhnungsfonds“ (ÖVF)
zu ungarischen Zwangsarbeitern
Die Auswertung der Unterlagen des ÖVF eröffnet eine neue Möglich-
keit, an weitere Informationen zum Schicksal ungarischer Zwangsarbeits-
kräfte in Österreich zu kommen. Der Fonds war zwischen 2001 und 2005
für die Prüfung der Anträge ehemaliger, auf dem Gebiet des heutigen
Österreich eingesetzter Zwangsarbeiter auf Ausgleichszahlungen und die
Abwicklung der Zahlungen zuständig. Um dieser Aufgabe nachzukom-
men, legte der ÖVF zu jedem Antrag d. h. zu jedem Antragsteller einen
Akt an, und versuchte in der Folge, über Aktenmaterialien, Unterlagen am
ehemaligen Arbeitsort, beim Melderegister und Versicherungsanstalten
weitere Beweise für den Arbeitseinsatz zu finden. Große Bedeutung kam
auch den Angaben zu, die der Antragsteller infolge der Bearbeitung seines
Antrages machte. Die Antragsteller wurden nicht nur dazu aufgefordert,
Angaben und Unterlagen zum Arbeitseinsatz selbst, sondern auch zu seiner
Biographie nach Kriegsende zu Verfügung zu stellen, um einerseits dem
Fonds die Nachforschungen zu erleichtern.
Auch zahlreiche, aus Ungarn stammende ehemalige Zwangsarbeiter
meldeten sich beim ÖVF bzw. der ungarischen Organisation „Magyaror-
szági Zsidó Örökség Közalapítvány“ (dt. „Ungarische Stiftung ‚Jüdisches
Erbe in Ungarn‘ “, kurz „MAZSÖK“), mit der der ÖVF im Falle der „un-
garischen“ Anträge kooperierte, und suchten um eine Ausgleichszahlung
für die von ihnen geleistete Zwangsarbeit an. Insgesamt stellten rund
11.000 von ihnen einen Antrag. Vergleicht man dies mit der errechneten
Gesamtzahl der in Österreich eingesetzten ungarischen Zwangsarbeiter, so
stellten statistisch etwas mehr als zehn Prozent der in Österreich eingesetz-
ten, ungarischen Zwangsarbeiter an den ÖVF einen Antrag.11 Rund 10.200
Anträge erreichten den ÖVF über die MAZSÖK d. h. aus Ungarn. Diese
stammten also von Betroffenen, die nach Kriegsende nach Ungarn zurück-
gekehrt waren. Die meisten von ihnen waren mit den zwischen September
1945 und Juli 1946 organisierten Eisenbahntransporten nach Ungarn zu-
rückgelangt. Diese Maßnahmen wurden von den zuständigen amerikani-
schen, britischen und sowjetischen DP-Offizieren gemeinsam organisiert.
Neben der sowjetischen war vor allem die amerikanische Besatzungsmacht
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lich ist. Vgl. dazu auch Bacher, 2013a, 50–58.
in diesem Zeitraum an einer Heimkehr aller ungarischer Flüchtlinge aus
Österreich interessiert. Daher kehrten auch die meisten in der amerikani-
schen Zone befindlichen ungarischen Zwangsarbeiter in die Heimat zu-
rück.12
Weitere Anträge ehemaliger ungarischer Zwangsarbeiter erreichten
den ÖVF aus zahlreichen anderen Staaten. Hier handelte es sich um die
Anträge von Personen, die sich nach 1945 dazu entschieden, in ein „Dritt-
land“ zu emigrieren, da sie sich dort bessere Lebensbedingungen erhofften.
Aus den Anträgen von aus Ungarn stammenden Zwangsarbeitern wird er-
sichtlich, dass auch sie sich im Falle einer Emigration für die klassischen
„Auswanderungsländer“ nach 1945 entschieden: die USA, Großbritannien
und Kanada. Die Gründe dafür waren auch in ihrem Falle vor allem die
Ansicht, sich in diesen Staaten leichter eine wirtschaftliche Existenz auf-
bauen zu können. Entsprechende, von Hilfsorganisationen und den Besat-
zungsmächten geförderte und unter den DPs propagierte Auswanderungs-
programme (wie etwa das „Westward Ho“-Programm) taten das ihre dazu,
die Emigranten an einen erfolgreichen „Neustart“ in ihrer neuen Heimat
glauben zu lassen.
Viele ungarische DPs entschieden sich aber auch für einen Verbleib in
Österreich. Auch aus dieser Gruppe sind einige Einzelfälle in den Akten
des ÖVF dokumentiert. Der ÖVF erhielt rund 60 Anfragen von aus Un-
garn nach Österreich verschleppten Zwangsarbeitern, die nach 1945 bis zu
ihrer Antragstellung in Österreich geblieben waren und daher ihren An-
trag aus Österreich stellten. Sie sind damit die drittgrößte Gruppe nach
Herkunftsland, nach den „Dagebliebenen“ aus Polen und der ehemaligen
Sowjetunion.13 Bei näherer Analyse zeigt sich, dass offenbar ein verhältnis-
mäßig großer Teil der nach Österreich verbrachten Ungarn sich nach 1945
für ein Hierbleiben entschied. Dies wird beim Vergleich der statistischen
Erhebungen aus dem ÖVF-Material mit den von Freund–Perz–Spoerer,
Szita und Lappin-Eppel erhobenen Zahlen offensichtlich: Im Vergleich zu
den oben erwähnten 97.000 bis 112.000 ungarischen waren rund 106.000
polnische und rund 179.000 sowjetrussische Zwangsarbeiter („Ostarbei-
ter“) auf dem Gebiet des heutigen Österreich eingesetzt.14 Bei den im ÖVF
198 dieter bacher
12Stieber, 1997, 117–170; Bacher, 2013b, 301–305.
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2013b, 289f.
14Freund – Perz – Spoerer, 2004, 34f.
dokumentierten „Dagebliebenen“ ist die Differenz der Zahlen ebenfalls
sehr geringe, das Verhältnis beträgt hier 1:4:3.15 Auch wenn anhand der sta-
tistische Auswertung der ÖVF-Materialien keine genauen Rückschlüsse
in Bezug auf die Zahl der „Dagebliebenen“ möglich sind, lässt dies doch die
Vermutung zu, dass wie auch im Falle der eingesetzten Polen und „ost-
arbeiter“ sich auch ein großer Teil der ungarischen Zwangsarbeiter für ei-
nen Verbleib in Österreich entschied.
Die Motive ungarischer Zwangsarbeiter
für einen Verbleib in Österreich
Erheblich genauere Angaben als zur Zahl vermögen die ÖVF-Materia-
lien zu den Motiven der „Dagebliebenen“ für ihre Entscheidung zu geben.
Vergleicht man ihre Angaben mit denen der anderen nationalen Gruppen,
zeigt sich, dass sich die Motive der Ungarn nur unwesentlich von denen der
Polen und „Ostarbeiter“ unterscheiden. Der einzige Unterschied, der klar
zutage tritt, ist, dass die Ungarn verständlicherweise die Reise nach Hause
im Gegensatz zu den anderen beiden genannten Gruppen kaum als Risiko
einschätzten. Für einen aus Polen oder der Sowjetunion stammenden
Zwangsarbeiter spielte dieses Motiv aufgrund der größeren geografische
Distanz zum Heimatort eine viel größere Rolle, d. h. diese erachteten oft
schon die „Reise nach Hause“ an sich als Problem. Die aus Ungarn stam-
menden DPs rechneten offenbar mit keinen unüberwindlichen Problemen,
ganz einfach deshalb, da sie lediglich in ein Nachbarland Österreichs aus-
reisen mussten.
Dieser Umstand trug aber zur Bildung eines anderen Phänomens bei,
das im Falle anderer Nationen nicht so stark zutage trat und das der Voll-
ständigkeit halber hier kurz Erwähnung finden sollte. So finden sich unter
den aus Österreich an den ÖVF schreibenden ehemaligen ungarischen
Zwangsarbeitern viele, die zwar in den Jahren nach 1945 nach Hause zu-
rückkehren, dann aber später, z. B. im Jahre 1956, wieder nach Österreich
„flüchteten“ und dann erst hier blieben. Im ÖVF sind nicht wenige solche
Fälle dokumentiert. Diese Personen sind nicht zu den „Dagebliebenen“ zu
zählen und wurden daher auch in die oben angegebene Zahl nicht mit ein-
gerechnet. Aus den Anträgen geht aber hervor, dass sich die meisten von
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ihnen, wie ihren Schilderungen zu entnehmen ist, aufgrund ihres Arbeits-
einsatzes in Österreich später für die Flucht hierher entschieden haben.
Aber welche Motive waren nun für die meisten ungarischen DPs aus-
schlaggebend, die sich bereits 1945 dazu entschieden, in Österreich zu blei-
ben? Wie auch im Falle anderer Zwangsarbeiter aus Osteuropa wurde die
Angst vor Repressionen in der Heimat in den meisten Fällen als Hauptmo-
tiv für die Entscheidung angegeben. Viele der aus Ungarn stammenden
Zwangsarbeiter ließen sich von der sowjetischen Repatriierungspropagan-
da und auch den Aufrufen der internationalen Hilfsorganisationen nicht
zu einer Heimkehr überreden und entzogen sich deren Zugriff.
Nicht nur die sowjetische Seite forcierte unmittelbar nach Kriegsende
die Heimkehr der „DPs“, auch das Alliierte Oberkommando („Supreme
Headquarters of the Allied Expeditionary Forces“, kurz „SHAEF“) und die
ab 1945 in Österreich aktive „United Nations Relief and Rehabilitation
Administration („UNRRA“) verfolgten anfangs die Strategie, die in
Österreich befindlichen DPs möglichst rasch nach Hause zurückzubrin-
gen. Erst später änderten die westlichen Alliierten und die der UNRRA
folgenden Hilfsorganisationen ihre Strategie, nicht zuletzt aufgrund der
Repressionen gegen in die UdSSR Heimkehrende.16 Viele ungarische
Zwangsarbeiter hatten zudem die Sorge, entgegen den Versprechen nicht
nach Hause zurückkehren zu dürfen. Aufgrund von Gerüchten befürchte-
ten sie, nach „Sibirien“ zu kommen und weitere Jahre fern der Heimat in
einem Lager verbringen zu müssen. Aber auch wenn sie davon ausgingen,
in ihren Heimatort zurückkehren zu dürfen, hatten manche offenbar
Angst vor Repressionen und Einschränkung der persönlichen Freiheit.
Manchen von ihnen waren diese Bedenken bereits während den ersten Ta-
gen und Wochen unmittelbar nach Kriegsende gekommen, anderen ka-
men diese Gerüchte erst in Flüchtlingslagern zu Ohren, sodass sie die La-
ger wieder verließen und sich dem Zugriff der Repatriierungsorgane
entzogen. Aufgrund der Tatsache, dass die amerikanische Besatzungs-
macht bis Mitte 1946 ihrerseits Druck auf die in ihrer Zone befindlichen
ungarischen Flüchtlinge ausübte, um sie zur Heimkehr zu bewegen, setz-
ten sich viele ungarische DPs zudem in die britische Besatzungszone ab, wo
sie vor allem in Oberkärnten in provisorischen Unterkünften unterge-
bracht wurden.17
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Ein weiterer Grund für die Ablehnung einer Heimkehr konnte sein,
dass die Betroffenen nach ihrer Rückkehr in der Heimat für sich keine Zu-
kunftsperspektiven sahen. Einige der Antragsteller an den ÖVF erwähn-
ten in ihren Angaben, dass sie damit rechneten, in der Heimat nur Zerstö-
rung und Armut vorzufinden, und sich daher mehr davon versprachen, in
Österreich zu bleiben. Diese Erwartungshaltung korrelierte oft mit dem
Umstand, dass die ehemaligen Zwangsarbeiter im Laufe ihres Arbeitsein-
satzes den Kontakt zu ihren Angehörigen zuhause verloren hatten. Und da
sie zu Hause nicht erwarteten, ihre Familie anzutreffen, gab es auch keinen
Grund, zurückzukehren.
Hier muss aber erwähnt werden, dass die meisten, die dieses Motiv als
ausschlaggebendes für ihre Entscheidung anführten, eher zur Emigration
in ein Drittland wie die USA oder Großbritannien tendierten. Für einen
Verbleib in Österreich scheint dieses Motiv nur eine untergeordnete Rolle
gespielt zu haben.
Ein weiteres Motiv ergab sich in vielen Fällen aus dem Umstand, dass
die meisten der in Österreich eingesetzten und auch nach 1945 hier geblie-
benen Zwangsarbeiter, so auch viele ungarische, in der Landwirtschaft ein-
gesetzt waren. Bei der Analyse des ÖVF-Bestandes zu den Anträgen aus
Österreich zeigte sich, dass ein Einsatz in der Landwirtschaft die Entschei-
dung, in Österreich zu bleiben, gefördert zu haben scheint. Durch die Tat-
sache, dass Zwangsarbeiter in der Regel am Hof des Arbeitgebers selbst un-
tergebracht waren, entstanden oftmals starke soziale Bindungen zwischen
der Familie des Arbeitgebers und des (oftmals noch sehr jungen) Zwangsar-
beiters. Die Vorschriften seitens des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA)
und später des Generalbevollmächtigen für den Arbeitseinsatz, die solche
Bindungen zu verbieten versuchten, konnten dies in den meisten Fällen
nicht wirksam verhindern. Diese Bindungen erwiesen sich auch nach dem
Kriegsende offenbar als ein aus der Sicht der Zwangsarbeiter tragfähiges
Netz, von dem sie sich bessere Zukunftschancen versprachen als von einer
Heimkehr ins „Ungewisse“. Dies führte dazu, dass manche ungarische
Zwangsarbeiter noch bis in die 1950er-Jahre auf demselben Hof blieben, auf
dem sie bis 1945 Zwangsarbeit hatten verrichten müssen, und teilweise
auch in die Familie des Arbeitgebers einheirateten. Ein Phänomen, das
wohlgemerkt nicht nur Zwangsarbeiterinnen betraf.
Bei ungarischen Zwangsarbeitern aus anderen Einsatzbereichen wie der
Industrie oder dem Gewerbe kam dieses Motiv generell nicht zum Tragen.
Hier kam es durch den nicht so engen Kontakt zum Arbeitgeber und des-
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sen Familie zu keinen solchen Bindungen, weshalb diese auch nicht zum
Dableiben animieren konnten. Interessant ist, dass auch bei zu häuslichen
Diensten eingesetzten Zwangsarbeitern (z.B. als Hausgehilfe oder Haus-
mädchen) dieses Motiv so gut wie nie genannt wurde. Obwohl hier zweifel-
los auch ein engerer Kontakt zur Arbeiterfamilie bestand, wurde der
Zwangsarbeiter offenbar nicht so stark in das Familienleben integriert, wie
dies auf einem landwirtschaftlichen Hof der Fall war, es wurde anschei-
nend eher eine distanzierte Haltung gewählt.
Ein in wenigen Anträgen ebenfalls erwähnter Grund (von einem „Mo-
tiv“ kann hier eigentlich nicht die Rede sein) für eine nicht angetretene
Heimkehr sind gesundheitliche Beschwerden, die verhinderten, dass die
Heimreise antreten werden konnte. So waren manche ungarische Zwangs-
arbeiter aufgrund von Krankheit oder auch bei der Arbeit erlittener Verlet-
zungen 1945 nicht in der Lage, nach Hause zurückkehren, auch wenn sie
dies im ersten Moment vorgehabt hatten.
Beispiele für in Österreich gebliebene,
ungarische Zwangsarbeiter
Im folgenden soll noch anhand der Biografien von zwei aus Ungarn
stammenden, aber in Österreich gebliebenen Zwangsarbeitern das Darge-
stellte illustriert werden.
Der erste Beispielfall ist der von Margit S., einer ungarischen Zwangsar-
beiterin, geboren 1916 in der Nähe von Budapest. Sie wurde gemeinsam mit
ihrer Familie im Juni 1944 über das Lager Strasshof nach Mistelbach in
Niederösterreich verschleppt und musste hier auf einem landwirtschaftli-
chen Gut und in einem Forstbetrieb Zwangsarbeit leisten. Wenn sie zur
Arbeit in dem Fortbetrieb geholt wurde, musste sie zusammen mit 20 wei-
teren Zwangsarbeitern zu jeder Jahreszeit in einer ungeheizten Holzbara-
cke übernachten. Auf dem Hof allerdings, so schrieb sie in ihrem Antrag an
den ÖVF, war sie ausreichend gut untergebracht und mit Lebensmitteln
versorgt worden.
Im April 1945, so ihre Schilderung, wurden die Zwangsarbeiter aus der
Umgebung nach dem Eintreffen der Roten Armee von den Höfen zusam-
mengeholt und in Mistelbach gesammelt. Sie aber konnte sich der Repatri-
ierung entziehen und blieb die erste Zeit über in Mistelbach, aus dem
Grund, weil sie auf dem Bauernhof immer gut behandelt worden war und
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zuhause für sich keine Perspektive sah. Einige ihrer Familienmitglieder,
die ebenfalls zur Zwangsarbeit nach Österreich verschleppt worden waren,
kehrten zwar nach 1945 nach Ungarn zurück, flüchteten aber 1961 auf-
grund der politischen Situation wieder nach Österreich. Den ärztlichen At-
testen in ihrem Akt ist zudem zu entnehmen, dass die schwere Forstarbeit
ihren Gelenken und ihrer Muskulatur schwere Schäden zugefügt hat, die
ihr vor allem im Alter große Probleme bereiteten.18
Das zweite, exemplarisch ausgewählte Schicksal eines ungarischen
Zwangsarbeiters ist das von Georg B., 1919 geboren und bis 1940 wohnhaft
in Budapest. Er wurde bereits im April 1940, im Alter von 19 Jahren, aus
Budapest ins Lager Lavamünd in Kärnten verschleppt und dort beim Bau
der Draukraftwerke eingesetzt. Laut seinen Schilderungen wurden er und
seine Leidensgenossen sowohl im Lager als auch auf der Baustelle streng be-
wacht und von den „inländischen“ Arbeitern völlig abgeschottet, ein Kon-
takt war ihnen strengstens verboten. Laut seinen Angaben blieb er bis Mai
1945 auf der Baustelle beschäftigt und wurde erst dann aus dem Lager ent-
lassen. Eine Heimkehr erschien ihm als sinnlos, da er in Ungarn keine Exis-
tenzgrundlage für sich sah und auch der Kontakt zu seiner Familie völlig
abgebrochen war. So wie er es formulierte, ging er davon aus, dass auch sie
verschleppt worden waren. Er blieb daher in Kärnten und versuchte seinen
Lebensunterhalt mit Hilfsarbeitertätigkeiten so gut als möglich zu bestrei-
ten. Ihm erging es hierbei ähnlich wie vielen seiner Leidensgenossen –
durch den Umstand, dass sie in sehr jungen Jahren verschleppt und zur Ar-
beit herangezogen worden waren, hatten sie keine Möglichkeit, eine Be-
rufsausbildung abzuschließen, auch ihre Schulausbildung wurde durch die
Verschleppung unterbrochen. Aufgrund dessen war es ihnen auch nach
1945 in der Regel nicht möglich, eine gut bezahlte, sichere Arbeit zu be-
kommen. B. zog daraufhin in den 1950er-Jahren nach Wien, um sich hier
eine Existenz aufzubauen. Von dort reichte er 2004 auch seinen Antrag an
den ÖVF ein, der bewilligt wurde.19
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18ÖStA, ÖVF, Bestand „Österreich – Ad acta“, Akt Nr. 3092.
19Ebd., Akt Nr. 3433.
Schlussbetrachtung
Obwohl die Distanz zu Ungarn, im Gegensatz zu anderen „klassischen“
Herkunftsländern von in Österreich gebliebenen DPs, relativ klein ist und
(v. a. von amerikanischer und sowjetischer Seite) große Bemühungen da-
hingehend investiert wurden, die ungarischen DPs zur Heimkehr zu bewe-
gen, entschieden sich viele von ihnen für einen Verbleib in Österreich. Ab-
gesehen vor der Angst, den Heimweg nicht schaffen zu können, waren die
Motive der ungarischen „Dagebliebenen“ denen der polnischen oder russi-
schen DPs sehr ähnlich: Auch sie fürchteten politische Repressionen, litten
unter Perspektivlosigkeit oder hatten im Zuge ihres Arbeitseinsatzes in
Österreich sozialen Anschluss gefunden.
Die von ihnen an den ÖVF gestellten Anträge legen ein Zeugnis ab von
ihrem Schicksal als Zwangsarbeiter und „heimatlose Ausländer“, die nach
Jahren des Lebens unter Zwang 1945 erst wieder ihren Platz in der Gesell-
schaft und ihr wirtschaftliches Auslangen finden mussten. Die Tatsache,
dass das Leben dieser Menschen bislang vor allem im Hinblick auf ihren
Arbeitseinsatz während des Zweiten Weltkrieges wissenschaftliche Auf-
merksamkeit erlangte, offenbart die Tatsache, dass noch zahlreiche weitere
Forschungen notwendig sind, um wirklich einschätzen zu können, was es
für sie, für ihr Schicksal bedeutete, in jungen Jahren als Zwangsarbeiter ins
heutige Österreich verschleppt worden zu sein. Die Akten des ÖVF kön-
nen hier erste gute Anhaltspunkte liefern. Es werden aber noch weitere
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MIT DER WIEDERAUFNAHME DER DIPLOMATISCHEN
BEZIEHUNGEN ZWISCHEN BEIDEN STAATEN
IN DEN ERSTEN NACHKRIEGSJAHREN1
Geschichte und Geografie, Innen- und Wirtschaftspolitik
sowie territoriale Fragen
Ausgehend vom grundlegenden Rahmenfaktor einer engen, historisch
bedingten Verknüpfung zwischen Österreich und Ungarn war man in den
Jahren nach 1945 am Ballhausplatz bemüht, mit dem von gemeinsamer ge-
schichtlicher Tradition geprägten östlichen Grenznachbarn die Wieder-
aufnahme diplomatischer Kontakte möglichst rasch in dieWege zu leiten.
Mit dem Beginn der Doppelmonarchie unter der Krone Habsburgs im
Jahre 1867 und dem damit einhergehenden „Ausgleich“, der die jahrhun-
dertealte, zugunstenWiens bestehende Dominanz zwischen beiden Reich-
steilen aufhob und den Magyaren weitgehende Autonomie gewährte, ver-
band Österreich und Ungarn eine auf pragmatischer Zweckrationalität
basierende generelle Bereitschaft zur Kommunikation und Kooperation.
Getragen war der zweiseitige Wille zu weitgehender Zusammenarbeit von
der jeweiligen Erkenntnis, dass sich Konflikte in den gegenseitigen Bezie-
1Das vorliegende Exposé über die „Konfigurationselemente der österreichisch-ungari-
schen Nachbarschaft in Verbindung mit der Wiederaufnahme der diplomatischen Bezie-
hungen zwischen beiden Staaten in den ersten Nachkriegsjahren“ ist eine Kurzversion des
Kapitels „Österreich und Ungarn“ aus folgender Publikation: Fiesinger, 1993. Es ist darauf
hinzuweisen, dass die o.g. ungekürzte Original-Version eine wesentlich ausführlichere, ge-
nauere und umfassendere Zitierung von Original-Quellenangaben und Textstellen aus Se-
kundärliteratur aufweist, als dies in diesem Rahmen einer inhaltlich verkürzten und
redaktionell gestrafften Version der Fall sein kann.
hungen letzen Endes fast immer zum Nachteil beider ausgewirkt hatten.
Von großer Bedeutung für die Entwicklung nachbarschaftlicher Verstän-
digung war im übrigen die trotz unterschiedlicher Sichtweise gleicherma-
ßen als Niederlage und Verlust empfundene Erfahrung vom Niedergang
der Doppelmonarchie im Jahre 1918, während die Tschechen, Slowaken
und Jugoslawen mehrheitlich im Zerfall des Habsburger Vielvölkerimpe-
riums einen siegreichen Gewinn mit der daraus resultierenden Chance ei-
ner erstmals möglichen eigenstaatlichen Entwicklung erblickten.
Als Folge einer nach dem Auseinanderbrechen des Habsburger Reiches
sich allmählich herausbildenden Multipolarität im europäischen Kräftesys-
tem, und bedingt durch die Perzeption inWien und Budapest, dass die politi-
schen Schwächen der Kleinstaaten durch Allianzen ausgeglichen werden
mussten, war das bilaterale Nachbarschaftsverhältnis in der Zwischen-
kriegszeit (1918-1938) weitgehend vom beiderseitigen Konsens konfliktmi-
nimierender Kooperationsbereitschaft geprägt.
Schon allein aufgrund der historisch begründeten Verflechtung Öster-
reichs und Ungarns war nach demWiederentstehen der Alpenrepublik im
Jahre 1945 den politischen Funktionsträgern am Ballhausplatz sehr daran
gelegen, an die Nachbarschaftskontakte der Zwischenkriegszeit anzu-
knüpfen und diese in effizienter Weise voranzutreiben.2
Die nachbarschaftspolitische Option Österreichs gegenüber Ungarn
kommt denn auch in verschiedenen Verlautbarungen offen zum Ausdruck.
So erklärte Außenminister Karl Gruber am 31. März 1946 hinsichtlich der
vom Wiener Außenamt anvisierten bilateralen Kontaktaufnahme:
„Es ist der Wunsch Österreichs, die traditionell freundnachbarschaftlichen Be-
ziehungen zu Ungarn, so wie sie vor dem Kriege bestanden haben, wieder herzu-
stellen“.3
Eine durchaus ernstzunehmende Gefahr, als offener oder zumindest la-
tenter Hemmfaktor des politischen, wirtschaftlichen und diplomatischen
Wiederanknüpfungsprozesses zu wirken, bildete allerdings fortan die ab
1946 immer deutlicher zutage tretende Satellisierung Ungarns durch die
sowjetische Besatzungsmacht, als deren Folge die Budapester Regierung zu-
nehmend stärker unter den Druck der von Moskau gelenkten Kommuni-
sten geriet:
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2Heinrich, 1985, 15–19, 38; Mlynar, 1985, 149; 169–170.
3ÖStA/AdR BMfAA K.d.M. GZl. 266/K-46; ÖStA/AdR BMfAA Sekt. II-Pol., Öster-
reich 2, GZl. 110.095/46, Zl. 110.896/46.
Aus den im November 1945 abgehaltenen, weitgehend freien Parla-
mentswahlen war die Kleinlandwirtepartei, eine strikt antikommunisti-
sche Agrarpartei mit langer Tradition, mit rund 58 Prozent der Stimmen
als großer Gewinner hervorgegangen. Mit der als Bedingung für die
Durchführung der Parlamentswahlen verbundenen Auflage der seit
1944/45 in Ungarn stationierten sowjetischen Militärs, unabhängig vom
Wahlausgang eine Allparteienkoalition zu bilden, relativierte sich der Sieg
der Kleinlandwirtepartei allerdings in beträchtlicher Weise, zumal es den
Kommunisten gelang, die für den Ausbau ihrer Machtposition strategisch
wichtigen Ministerien wie zum Beispiel das Innenministerium unter ihre
Führung zu bekommen.
In einem als „streng vertraulich“ behandelten Bericht über die politische
Lage Ungarns, den Legationsrat Rudolf Seemann im Auftrag des Wiener
Außenamtes nach seiner zum Zweck allererster Sondierungsgespräche er-
folgten Dienstreise Anfang Januar 1946 erstellt hatte, ist zu entnehmen,
dass in Ungarn trotz des Wahlsieges der Kleinlandwirtepartei die eigentli-
che Macht in den Händen der Kommunisten ruhte, als deren Hauptexpo-
nent der stellvertretende ungarische Ministerpräsident, Mátyás Rákosi,
ein Vertrauensmann der Sowjets, angesehen wurde. Ministerpräsident
Zoltán Tildy von der Kleinlandwirtepartei war nach Einschätzung von
Legationsrat Seemann der vorerst noch latenten Usurpation der von den
Sowjets unterstützten ungarischen Kommunisten nicht gewachsen. See-
mann beendete seinen Lagebericht mit der Feststellung: „ Es ist keine Frage,
dass Russland in Ungarn diktiert und die ungarische Regierung mehr oder weniger
nur ein Scheindasein führt“.4
Die politische Entwicklung in Ungarn bestätigte in der Folgezeit diese
Lagebeurteilung, da die Kommunisten mit dem Einverständnis der sowje-
tischen Besatzungsmacht ab 1946 alles daran setzten, das Mehrparteiensys-
tem im Hinblick auf eine via „Volksdemokratisierung“ installierte Allein-
herrschaft zu zerschlagen. Das Hauptaugenmerk richteten sie dabei auf die
Kleinlandwirtepartei, die mittels der berühmt-berüchtigten „Sala-
mi-Taktik“ liquidiert werden sollte. Einen besonders augenscheinlichen
Erfolg der kommunistischen Pression bildete der imMai 1947 erzwungene
Rücktritt des seit Februar 1946 an der Spitze der ungarischen Regierung
stehendenMinisterpräsidenten Ferenc Nagy, ebenfalls einemVertreter der
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über die Durchführung des Dienstauftrages in Budapest von Legationsrat Rudolf Seemann
(12.-19. 1. 1946).
Kleinlandwirtepartei, der sich als überzeugter Demokrat und Antikom-
munist erwies. Mit dem faktischen Sturz Nagys begann die Hauptphase
der kommunistischen Usurpation, die im Jahre 1949 mit der Proklamation
der Volksrepublik ihren Abschluss fand.5
Die sich für die nachbarschaftlichen Wiederannäherungsbemühungen
desWiener Außenamtes als negativ erweisende politische Kodeterminante
des ungarischen Volksdemokratisierungsprozesses führte insofern im ers-
ten Nachkriegsjahrfünft zu einer vorwiegend auf Nachbarschaftsebene
konstantierbaren Nivellierung der positiven historischen Rahmenbedin-
gungen.
Von wesentlicher Bedeutung für das wiedererstandene Österreich wa-
ren die innenpolitischen Vorgänge Ungarns aber nicht nur bezüglich nach-
barschaftspolitischer Optionen, sondern auch im Hinblick auf einen Ana-
lysebereich, der in der vorliegenden Studie nur kurz angeschnitten werden
kann, obwohl er durchaus in interdependentem Zusammenhang mit der in
diesem Rahmen behandelten Thematik steht: die Einflussmöglichkeit exo-
gener Kodeterminanten auf den endogenen Machtbereich, konkret, die
Resonanz der kommunistischen Agitation in Ungarn auf die österreichi-
sche Innenpolitik.
Die im Mai 1947 mit dem erzwungenen Rücktritt von Ferenc Nagy sich
abzeichnende vollständigeMachtübernahme der ungarischen Kommunisten
erfüllte die österreichische Bundesregierung mit Sorge, da es Anfang dessel-
ben Monats auch in Wien im Rahmen kommunistisch gelenkter Massen-
kundgebungen zu Tumultszenen gegen die Regierung von Leopold Figl,
ÖVP, gekommen war. Vor demHintergrund der Einbindung Österreichs in
die Marshall-Plan-Hilfe hatte die zunehmend in die Enge getriebene KPÖ
versucht, die von ihr nicht mehr mitbestimmte und ihren Interessen entge-
gengesetzte Regierungspolitik zu unterminieren. Die angesichts der fort-
währenden Nahrungsmittelknappheit bestehende Unzufriedenheit der
österreichischen Öffentlichkeit sich zunutze machend, initiierte die KPÖ
Anfang Mai 1947 mit dem Potential mehrerer tausend Arbeiter aus den so-
wjetisch kontrollierten Unternehmen Protestaktionen und partielle
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war. Interview mit Dr. Pichler am 22. November 1990.
Streikbewegungen. Den Höhepunkt dieser Agitation bildete die am 05.
Mai 1947 von der KPÖ organisierte sogenannte „Hunger-Demonstration“
vor dem Ballhausplatz, die nicht auf verbesserte Lebensbedingungen abziel-
te, sondern rein politisch motiviert war. Unter dem Eindruck einer vom
damaligen Innenminister Oskar Helmer als durchaus möglich erachteten
Stürmung des von 5000 Demonstranten umstellten Bundeskanzleramtes,
sah sich Außenminister Karl Gruber gezwungen, im amerikanischen
Hauptquartier telefonisch um Unterstützung zu bitten. Dem Protest der
drei westlichen Kommandanten ist es zuzuschreiben, dass sich die von der
KPÖ mobilisierte und offensichtlich von sowjetischen Verbindungsoffi-
zieren koordinierte Demonstration noch am gleichen Tag auflöste.6
Dennoch blieb die Angst vor der kommunistischen Gefahr weiterhin be-
stehen, nicht zuletzt forciert durch die just um jene Zeit einsetzende Flücht-
lingswelle aus Ungarn. Mit großer Sorge nahmman die Berichte der ungari-
schen Flüchtlinge über das brutale Vorgehen der Geheimpolizei und die
kommunistische Machtübernahme auf allen Ebenen zur Kenntnis. Mit Ge-
nugtuung registrierte man den durch die alliierte Vier-Mächte-Besatzung
bedingten unterschiedlichen Status zwischen Österreich und Ungarn.
Ihren krisenhaften Höhepunkt erreichte die innenpolitische Situation
Österreichs mit der Aufdeckung der von der SPÖ propagandistisch ausge-
schlachteten sogenannten „Figl-Fischerei“ – genau eine Woche nach der
Zwangsdemission Ferenc Nagys in Ungarn. Bei der „Figl-Fischerei“, hin-
ter der Vizekanzler Adolf Schärf, SPÖ, ein Beispiel jener „Salami-Taktik“
vermutete, deren sich der ungarische KP-Chef Mátyás Rákosi Jahre später
rühmte, handelte es sich um einige im Mai und Anfang Juni 1947 in priva-
tem Kreis geführte Unterredungen zwischen dem Wortführer der KPÖ
im österreichischen Parlament, Ernst Fischer, und Vertretern der ÖVP,
darunter auch einmal am 5. Juni 1947 Bundeskanzler Leopold Figl. Im Rah-
men eines gegenseitigen Meinungsaustausches dienten sie allerdings rein
informativen Zwecken ohne weitergehende Konsequenzen. Dass diese Ge-
spräche dennoch nicht ohne Brisanz waren, lag nicht nur an ihrem ominö-
sen Anschein, sondern vor allem darin begründet, dass exakt zu jenem Zeit-
punkt die ungarische Kleinlandwirtepartei gerade jenen Kurswechsel
vollzog, den Ernst Fischer sich von Leopold Figl erhoffte: eine Regierungs-
umbildung in der Art, dass die als höchst antisowjetisch eingestuften Bun-
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6Zum chronologischen Ablauf der Ereignisse vom 5. Mai 1947 vgl. NÖLA Nachlass
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desminister Gruber und Helmer durch sowjetfreundliche Persönlichkeiten
ersetzt und die Regierung um mehrere kommunistisch besetzte Kabinetts-
posten erweitert würde. Diese Hoffnung der KPÖ erfüllte sich nicht. Die
im Vergleich zu den „Hungerdemonstrationen“ vomMai 1947 wesentlich
subtilere Methode der kommunistischen Einflussnahme blieb ohne jede
Chance ihrer Verwirklichung.7
Nach diesem kurzen und selektiven Exkurs in die jeweiligen staatsinter-
nen Angelegenheiten Österreichs und Ungarns, der nur in periphererWei-
se die enge Verflechtung österreichischer Innen- und Außenpolitik im
Zeitraum des ersten Nachkriegsjahrfünfts anschneiden konnte, lässt sich
an dieser Stelle ganz generell konstatieren, dass die Beziehungen zu den öst-
lichen, imVorfeld der Sowjetunion liegenden Staaten Europas, unmittelbar
nach 1945 durch die Härte des jeweiligen Besatzungsregimes, durch die
Machtergreifung der KP in jenen Ländern und nicht zuletzt durch den
daraus resultierenden Flüchtlingsstrom Belastungen ausgesetzt waren, die
meistens nicht ohne negative Folgewirkung für die Reetablierung der
österreichischen Nachbarschaftspolitik blieben.
Im speziellen Fall des österreichisch-ungarischen Nachbarschaftsver-
hältnisses veranlasste die mit dem Sturz von Ferenc Nagy verbundene fak-
tische Machtübernahme der Kommunisten in Budapest die Bundesregie-
rung inWien zu erhöhter Vorsicht und Abwehrbereitschaft gegenüber der
sowjetisch gesteuerten kommunistischen Agitation im eigenen Lande, die
zeitgleich mit den Vorgängen im östlichen Nachbarland an Vehemenz zu-
zunehmen schienen. In diesem Sinne darf wohl von einer eindeutigen Re-
sonanz der politischen Vorgänge in Ungarn auf die österreichische Innen-
politik gesprochen werden.
Hinsichtlich der österreichischen Außenpolitik beziehungsweise bilate-
ralen Nachbarschaftspolitik gestaltete sich die Sachlage etwas differenzier-
ter. Einerseits hatten gerade die Budapester Ereignisse des Jahres 1947 sehr
wohl Auswirkungen auf die nachbarschaftlichen Kontakte. Insbesondere
im Bereich der bilateralen Diplomatie, die im folgenden Abschnitt einer nä-
heren Analyse unterzogen wird, wirkten die Vorgänge in Ungarn als
Hemmfaktor. Andererseits versuchte man auf österreichischer Seite, die-
sen Entwicklungstendezen soweit wie möglich entgegenzusteuern.
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In Ermangelung voller staatlicher Souveränität aufgrund der alliierten
Vier-Mächte-Besatzung und bedingt durch die befürchtete Möglichkeit
sowjetischer Repressalien war der Wiener Bundesregierung sehr daran ge-
legen, alles zu vermeiden, was von ungarischer Seite in irgendeiner Form
als Einmischung in die inneren Angelegenheiten hätte gewertet werden
können.
Zu diesem Fazit kommt auch Erich Pichler, der von April 1947 bis Herbst
1948 in der Funktion eines Legationssekretärs an der österreichischen Ver-
tretung in Budapest die „Salami-Taktik“ der ungarischen Kommunisten als
Zeitzeuge vor Ort miterlebt hatte. In Übereinstimmung mit den Urteil von
Erich Pichler und Hans Reichmann ist festzustellen, dass der österreichi-
schen Bundesregierung sowohl staats- als auch völkerrechtlich die Hände ge-
bunden waren, dass sie also auf die politischenUmwälzungen in Budapest gar
nicht reagieren konnte und ihr somit nur die Möglichkeit einer passiven
Kenntnisnahme der Ereignisse in den Nachbarstaaten blieb.
Schien es noch im Jahre 1947, als könnte in dieser Frühphase des „Kal-
ten Krieges“ der aufbrechende ideologisch-machtpolitische und militär-
strategische Ost-West-Antagonismus die politischen Beziehungen zwi-
schenWien und Budapest nicht ernsthaft belasten, zeigten sich dagegen im
Jahre 1948 erste direkte Differenzen. Die Resonanz globaler Kodetermi-
nanten auf regionale Fragen verschonte auch das österreichisch-ungarische
Nachbarschaftsverhältnis nicht. Die erste österreichische Protestnote we-
gen der Verminung der Grenze und der daraus resultierenden Schäden an
österreichischem Eigentum wurde der Regierung in Budapest von Seiten
Wiens am 29. November 1948 überreicht. Sie bildete den Auftakt zu einer
Reihe von Protesten und Gegenprotesten, die sich bis 1955 fortsetzten.
Für das offizielle politische Verhältnis Österreichs zu Ungarn war si-
cherlich entscheidend, so die Wertung von Hans Georg Heinrich, „dass
man, selbst wenn man das gewollt hätte, unmöglich die Zustimmung zum
Staatsvertrag von den westlichen Alliierten hätte bekommen können,
wenn man die – im Kalten Krieg ziemlich straffe – Blockdisziplin verletzt
hätte, und für das Ungarn Rákosis war die Behandlung Österreichs durch
die Sowjetunion die entscheidende Richtschnur“.8
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Noch vor der sich im Laufe der Jahre immer deutlicher abzeichnenden
ideologischen Entfremdung schien eine kurze Zeit lang noch ein anderer
bilateraler Problempunkt für nachbarschaftliche Dissonanzen zwischen
Österreich und Ungarn prädestiniert zu sein: die Ödenburger Frage.
Nach dem Zerfall der Monarchie wurde Ödenburg (Sopron) derMittel-
punkt der burgenländischen Autonomie- und Anschlussbestrebungen und
am 20. April 1919 Hauptstadt des Gouvernements „Deutsch-Westungarn“
der ungarischen Räterepublik. Die Friedensverträge von Saint Germain
vom 10. September 1919 und Trianon vom 4. Juni 1920 sprachen Ödenburg
der neugegründeten Republik Österreich zu. Gemäß einer von der Presse-
stelle der burgenländischen Landeshauptmannschaft für das Wiener Au-
ßenamt im Jahre 1946 angefertigten Informationsschrift verhinderte je-
doch die „Waffengewalt regulärer und irregulärer ungarischer Streitkräfte […]
die Durchführung der Friedensverträge und zwang eine Volksabstimmung her-
bei.“ Wie in der Hintergrundinformation weiter hervorgehoben wird, be-
wirkten „Terror und Repression […], dass sich nur 35 % (der Wahlberechtigten)
für einen Anschluss an das österreichische Burgenland aussprachen“.9
Ödenburg, fortan Sopron, fiel damit definitiv Ungarn zu. Sollten sich die
Regierungsverantwortlichen am Ballhausplatz eventuell zunächst erhofft
haben, dem Selbstbestimmungsrecht der Ödenburger Bevölkerung mittels
einer erneuten Volksabstimmung zum Durchbruch verhelfen zu können, so
ist doch dem Urteil von Renate Tuma beizupflichten, dass die österreichi-
sche Regierung offiziell keinen Anspruch auf Angliederung beziehungsweise
Volksabstimmung im westungarischen Gebiet stellte, obgleich sie dem
Wunsch der Burgenländer durchaus Verständnis entgegenbrachte.10
Mit einer inoffiziellen Unterstützung von SeitenWiens konnte die bur-
genländische Bevölkerung jedoch zunächst durchaus rechnen.
Am 6. August 1945 erklärte Staatskanzler Karl Renner in einem Inter-
view bezüglich der österreichisch-ungarischen Grenzfrage:
„In dieser Hinsicht haben wir keinen anderen Wunsch, als dass die Bestimmun-
gen des Friedenvertrages von Saint Germain wiederhergestellt werden, die be-
kanntlich Ödenburg Österreich zugewiesen haben.“11
Wie sich Karl Renner die praktische Durchführung dieses Anliegens
vorstellte, erläuterte er einen Tag nach diesem Interview den Regierungs-
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mitgliedern. Seiner Meinung nach sollte die agitatorische Plattform nicht
von der Regierung sondern von der burgenländischen Bevölkerung ausge-
hen: Durch diese Handlungsstrategie sollte die Bundesregierung von jegli-
cher, das österreichisch-ungarische Nachbarschaftsverhältnis belastenden
Involvierung in die Grenzdiskussion enthoben sein. Es bildete daher kei-
nen inhaltlichenWiederspruch zu seinem oben zitierten Statement vom 6.
August 1945, wenn Karl Renner, inzwischen in der Funktion des Bundes-
präsidenten, ein gutes halbes Jahr später betonte, dass die sogenannte
Ödenburger Frage von offizieller Seite niemals aufgeworfen worden sei.
Die österreichische Regierung, so Renner im April 1946, habe nach Osten
keine Grenzforderungen erhoben.12
Dass für Ungarn die Zugehörigkeit Soprons zum staatseigenen Territo-
rium zu keinem Zeitpunkt ein Diskussionsthema war und die Regierung in
Budapest deshalb schon bei geringstem Anschein einer Infragestellung der
österreichisch-ungarischen Grenze äußerst pikiert reagierte, hatte sich
erstmals zu Beginn des Jahres 1946 manifestiert, als österreichische Zeitun-
gen im Zusammenhang mit der geplanten Vertreibung der Deutschspra-
chigen das Unrecht von Ödenburg beklagten.
Dies führte Anfang Januar 1946 zu einer offiziellen Beschwerde von Sei-
ten Ungarns.
Es ist davon auszugehen, dass die österreichische Bundesregierung im
Verlauf der weiteren Wochen und Monate bezüglich der Grenzthematik
unter Aufrechterhaltung ihrer inoffiziellen Unterstützung burgenländi-
scher Territorialwünsche eine Festlegung in dieser Thematik zunächst
vermeiden wollte.
Zum Ausdruck kommt dies unter anderem in einer Instruktion Außen-
minister Grubers an Legationsrat Seemann, der im Auftrag des Außenam-
tes zwecks erster Konsultationen am 12. Januar 1946 eine einwöchige
Dienstreise nach Budapest antrat. Wie aus einem diesbezüglichen Amts-
vermerk des Außenministers hervorgeht, wurde Seemann von Gruber an-
gewiesen, er solle, falls die Ödenburger Frage in Budapest zur Sprache
käme, nach Möglichkeit versuchen,
„darüber hinweg zuleiten und eventuell sagen […], dass er nicht den Eindruck
habe, dass diese Frage in irgendeiner Weise ein dringendes Problem darstelle.“13
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Die Ödenburger Frage quasi als zweite Südtirolfrage hochzuspielen und
als ein zentrales Anliegen der österreichischen Außenpolitik zu proklamie-
ren, war zu keinem Zeitpunkt offizielle Regierungspolitik Österreichs.
In Entsprechung dieser Position sah die Bundesregierung deshalb auch
keinen Grund, ungarischen Forderungen vom Mai 1946 nachzukommen,
hinsichtlich der Ödenburger Frage eine offizielle und definitive Stellung-
nahme abzugeben.
Den äußeren Anlass für ein derartiges Ansinnen Budapests bildete die
außenpolitische Debatte im Österreichischen Nationalrat vom 22. und 23.
Mai 1946, in der sämtliche vermeintlich noch offenen Grenzfragen Öster-
reichs, darunter Ödenburg, zur Sprache kamen und die zu ersten, vor allem
auf diplomatischer Ebene spürbaren Dissonanzen im österreichisch-unga-
rischen Nachbarschaftsverhältnis führten. Waren die bisherigen ungari-
schen Reaktionen auf die vonWien tolerierten burgenländischen Gebiets-
ansprüche eher moderat gehalten, nahm nun der Ton an Schärfe zu. So
machte die ungarische Regierung nicht nur deutlich, dass sie über die Frage
nicht zur Verhandlung bereit wäre, sondern ließ auch um die österrei-
chisch-ungarischen Beziehungen bangen.14
Am Ballhausplatz zeigte man für die Aufregung der östlichen Nachbar-
republik wenig Verständnis und verwies darauf, dass es sich lediglich um
eine parlamentarische Erörterung und nicht um eine öffentlich erhobene
Forderung von Regierungsmitgliedern gehandelt habe.15
In Anbetracht der als zunehmend unrealistisch perzipierten Durchsetz-
barkeit einer Grenzrektifikation zog die österreichische Bundesregierung in
der zweiten Hälfte des Jahres 1946, spätestens aber mit dem Beginn der alli-
ierten Sonderbeauftragtenkonferenz vom Januar 1947 ihren, wenngleich
nicht offiziell erwogenen, so doch inoffiziell unterstützten Anspruch auf die
Angliederung des Ostburgenlandes mittels einer Volksabstimmung definitiv
zurück. Damit war dieses das bilaterale Nachbarschaftsverhältnis zeitweilig
trübende Thema endgültig vom Tisch.
Einen nicht unwesentlichen Rahmenfaktor für die Wiederaufnahme
der nachbarschaftlichen Beziehungen bildete auch der Handelssektor. Ent-
sprechend dem handelspolitischen Ziel einer baldigen Intensivierung der
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Wirtschaftsbeziehungen ging Österreich unmittelbar nach Ende des Zwei-
ten Weltkrieges daran, im Rahmen der Wiederankurbelung des Handels
mit seinen Grenznachbarn möglichst rasch auch Kontakte zu Ungarn zu
knüpfen. Allerdings begann der gegenseitige Warenverkehr nur äußerst
schleppend.
Ab Herbst 1946 nahmen die österreichisch-ungarischenWirtschaftsbe-
ziehungen erstmals konkrete Formen an. Im Oktober 1946 wurden auf Re-
gierungsebene Vereinbarungen getroffen, im folgenden Monat eine öster-
reichische Handelsdelegation nach Ungarn zu entsenden, um dort
bilaterale Handelsvertragsverhandlungen aufzunehmen.
Am 23. Dezember 1946 konnte in Budapest der erste österreichisch-un-
garische Nachkriegs-Handelsvertrag paraphiert werden, der aus einem
Warenaustausch- und einem Zahlungsabkommen bestand. Am 11. März
1947 wurde der in Budapest paraphierte Handelsvertrag in Wien von Au-
ßenminister Karl Gruber für Österreich und von Ministerialrat Mihály
Szilágyi für Ungarn feierlich unterzeichnet.
Von beiden Seiten wurde das erste staatliche Handelsabkommen als be-
deutender Fortschritt in der Normalisierung der traditionellen und
freundschaftlichenWirtschaftsbeziehungen zwischen Österreich und Un-
garn gewürdigt, da es in grundlegender Weise die gegenseitige Lieferung
von für den Wiederaufbau beider Länder wichtigen Waren ermöglichte.
Nachdem im Spätsommer des Jahres 1947 erneut Verhandlungen zwi-
schen österreichischen und ungarischen Handelsdelegationen arrangiert
worden waren, erfolgte am 5. September 1948 der Abschluss eines zweiten,
im Vergleich zum Vorjahr erweiterten bilateralen Handelsabkommens,
aufgrund dessen vor allem ungarische Lebensmittel gegen österreichische
Industrieerzeugnisse getauscht wurden.
Im Übrigen hatten beide Staaten auch in Bezug auf die für den Handels-
verkehr besonders wichtige Donau eine einvernehmliche Regelung erar-
beitet. Am 18. August 1948 kam es zur Unterzeichnung der „Konvention
betreffend das Regime der Donauschifffahrt“. Die ideologische Konfron-
tation wirkte sich auf das „business of usual“ nicht aus.16
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Die Reetablierung der diplomatischen Beziehungen zwischen
Wien und Budapest
Am 12. Januar 1946 trat Legationsrat Rudolf Seemann im Auftrag von
Außenminister Karl Gruber eine Dienstreise nach Budapest an. Obwohl
der bis 19. Januar 1946 dauernde Aufenthalt Seemanns in der ungarischen
Hauptstadt rein informellen Zwecken diente, minderte dies seine Bedeu-
tung keineswegs. Im Gegenteil, die Seemann´sche Januar-Visite darf als
Ausgangspunkt der erstmals nach dem Krieg sichtbar zum Ausdruck ge-
brachten Bemühungen Österreichs um die Wiederaufnahme diplomati-
scher Kontakte mit seinem östlichen Nachbarn angesehen werden.
Am Ballhausplatz knüpfte man hohe Erwartungen an diesen ersten Be-
such eines österreichischen Diplomaten in Budapest. Einen Tag vor der
Abreise Seemanns, am 11. Januar 1946, bestellte Außenminister Gruber Le-
gationsrat Seemann zu einer gemeinsamen Besprechung zu sich, um mit
ihm das genaue Programm abzustecken und ihm besondere Weisungen be-
züglich der eventuell anstehenden Sachthemen zu erteilen. Gemäß der Di-
rektive Grubers sollte Seemann seinen ungarischen Gesprächspartnern den
Wunsch der Bundesregierung nach einem möglichst bald arrangierten
Treffen auf Außenministerebene kundtun, bezüglich der anvisierten
Wirtschaftsverhandlungen sowie bei der Frage des ungarischen Eigentums
in Österreich Entgegenkommen signalisieren, das Thema Ödenburg nach
Möglichkeit meiden, die Flüchtlingsproblematik erörtern, die innenpoliti-
sche und wirtschaftliche Lage Ungarns eruieren und insbesondere die hin-
sichtlich der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen anfallen-
den organisatorischen Fragen klären.
Mit diesem reichhaltigen Themenkatalog begann Legationsrat See-
mann am 12. Januar 1946 seinen Dienstauftrag in Budapest. Die wohl wich-
tigste Unterredung seiner einwöchigen Visite fand am 14. Januar statt, als
Seemann mit Ungarns Außenminister János Gyöngyösi zusammentraf.
Der Empfang verlief nach Angaben Seemanns in freundlicher und gelöster
Atmosphäre. Nach dem Austausch der üblichen Höflichkeiten und der
Überreichung des österreichischen Bevollmächtigungsschreibens kamman
schnell zur Sache. Als beauftragter Vertreter der Wiener Bundesregierung
erklärte Legationsrat Seemann, „Österreich wünsche die traditionellen Bezie-
hungen zu seinem östlichen Nachbarn auf wirtschaftlichem, kulturellem und poli-
tischem Gebiet wieder aufzunehmen und nach Möglichkeit zu intensivieren.“
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In diesem Zusammenhang teilte Seemann Gyöngyösi die Absicht des
Ballhausplatzes mit, „in nächster Zeit einen Berufs-Diplomaten als österreichi-
schen Vertreter nach Budapest zu entsenden.“ Die „Form dieser Entsendung“
werde, so Seemann, „von der Stellungnahme des Wiener Alliierten Rates abhän-
gen“. Des weiteren führte Seemann aus, er könne nur bedauern, dass Öster-
reich bisher nicht in der Lage war, aus besatzungsrechtlichen und organisa-
tionstechnischen Gründen eine amtliche Vertretung in Budapest zu
unterhalten.17
Wie sich im Verlauf der weiteren Unterredung zwischen Seemann und
Gyöngyösi herauskristallisierte, nahm der ungarische Außenminister die
Ausführungen des österreichischen Diplomaten zwar bereitwillig entge-
gen, zeigte sich aber in der Frage der Reetablierung diplomatischer Bezie-
hungen eher zugeknöpft und unverbindlich. Budapest, so schien es, war
diesbezüglich nicht von Zeitproblemen bedrängt. Dies geht aus Seemanns
Dienstbericht an Gruber hervor, in dem geschrieben steht, „dass vorläufig
keine Änderung in der Person des ungarischen Bevollmächtigten in Wien geplant
ist und dass man sich vorläufig mit der Ernennung eines Gesandten für Wien noch
nicht befasst hat.“18
Schon zum Zeitpunkt der Januar-Visite Seemanns offenbarte sich im
übrigen, in welch tiefem Abhängigkeitsverhältnis die ungarische Regie-
rung zur sowjetischen Besatzungsmacht stand. Eine von Legationsrat See-
mann anvisierte Unterredung mit dem ungarischen Ministerpräsidenten
Tildy von der Kleinlandwirtepartei kam nicht zustande, weil sich jener
„mit Rücksicht auf seine starke Überbürdung“ entschuldigen ließ. Der eigentli-
che Grund für diese fadenscheinige Begründung einer Gesprächsabsage
war ein anderer, wie dies aus entsprechenden Dokumenten desWiener Au-
ßenamtes hervorgeht. Der ungarische Ministerpräsident wollte mit Rück-
sicht auf die Haltung der Russen nicht in persönlichen Kontakt zu dem
Vertreter Österreichs treten.19
Etwa fünf Wochen nach Beendigung der Informationsreise Seemanns
erhielt das Außenamt am Ballhausplatz die Gelegenheit, auf dem Parkett
der österreichisch-ungarischen Diplomatie einen zweiten Schritt zu voll-
ziehen:
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Am 25. Februar 1946 überreichte Legationsrat Meinrad Falser als Ver-
treter der Republik Österreich dem ungarischen Außenminister sein Ein-
führungsschreiben. Am 4. März ging imWiener Außenamt folgende Mit-
teilung ein:
„[…] Der Herr Minister äußerte sich über die in Aussicht genommene Wie-
deraufnahme der Beziehungen mit Österreich in Worten besonderer Befriedigung
und sprach die Erwartung aus, dass es in Bälde gelingen werde, dem traditionell
freundschaftlichen Verhältnis zwischen den beiden Staaten durch die Wiederher-
stellung eines normalen diplomatischen Verkehrs Ausdruck zu verleihen.“20
Den Hoffnungen auf eine rasche Wiederaufnahme der diplomatischen
Beziehungen standen allerdings einige die Erwartungen der österreichi-
schen Bundesregierung dämpfende Faktoren gegenüber.
Zwar hatte der Alliierte Rat als Vorstufe zu den Bestimmungen des erst
Mitte 1946 in Kraft gesetzten Zweiten Kontrollabkommens Österreich
schon Anfang 1946 die Erlaubnis erteilt, politische Beziehungen (nicht di-
plomatische) mit allen Staaten außer Deutschland und Japan aufzunehmen,
die der österreichischen Regierung die Anerkennung ausgesprochen haben,
doch stand im Fall der österreichisch-ungarischen Beziehungen eben dieser
Anerkennungsbeschluss von Seiten der Budapester Regierung im Frühjahr
1946 noch aus. Als Folge hiervon konnte dasWiener Außenamt Legations-
rat Meinrad Falser vorerst nur als inoffiziellen Vertreter nach Budapest
entsenden, dessen Aufgabe es sein sollte, den Schritt der Anerkennung
durch die ungarische Regierung sobald wie möglich herbeizuführen.
Die Bemühungen österreichischer Politiker und Diplomaten um die
formelle Anerkennung der wiedererrichteten Republik gestalteten sich je-
doch schwieriger und langwieriger, als dies zunächst vermutet wurde.
Selbst der von Bundeskanzler Leopold Figl im Rahmen eines Interviews an
die ungarische Regierung gerichtete Appell vom April 1946 – „Wir hoffen,
dass wir bald einen Politischen Vertreter nach Ungarn entsenden […] können“21 –
blieb in Budapest ohne Resonanz. Österreich blieb nichts anderes übrig, als
zu akzeptieren, dass Legationsrat Meinrad Falser bis auf weiteres nur als in-
offizieller Vertreter Wiens in Budapest akkreditiert war. Entsprechend
dem ihr zukommenden Status durfte Österreichs Auslandsmission in Bu-
dapest deshalb auch nicht den Titel „Politische Vertretung“ führen, son-
dern musste sich – wohl als signifikante Verbaldeklaration darüber, dass es
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sich bei ihr um eine Vor-Vor-Stufe der „Diplomatischen Vertretung“
handelte – in umständlicher Form „Vertretung der österreichischen Inter-
essen“ nennen.
Die Verzögerung in der Anerkennung einer „Politischen Vertretung“
führte Legationsrat Falser weniger auf eine Obstruktionsabsicht der Buda-
pester Regierung zurück, sondern schrieb sie eher der prinzipiellen Einstel-
lung der Russen zu. In einem für Außenminister Karl Gruber am 22. Mai
1946 erstellten Lagebericht kam der österreichische Vertreter in Budapest,
Meinrad Falser, zu folgendem Ergebnis:
„Es ist für den aufmerksamen Beobachter ohne weiteres klar, dass die Besat-
zungsmacht eine weitergehende Annäherung Ungarns an den Westen nicht gerne
sieht und mit der ihr eigenen Taktik alles tut, um dieselbe zu verhindern oder we-
nigstens zu verlangsamen. […]. Die Errichtung amtlicher Vertretungsbehörden
wird mit allen Mitteln verzögert […].“22
Am 18. Januar 1947 sprach die Regierung in Budapest der österreichi-
schen Bundesregierung in Wien endlich ihre formelle Anerkennung aus.
Damit schien der Weg für die offizielle Anerkennung der „Vertretung der
österreichischen Interessen in Ungarn“, die sich fortan mit dem Titel „Po-
litische Vertretung“ schmücken durfte, endgültig frei zu sein.23
Der Status einer „Diplomatischen Vertretung“ im Rahmen eines öster-
reichisch-ungarischen Diplomatenaustausches auf Gesandtschaftsebene
war jedoch noch nicht erreicht. Ursache hierfür waren diesmal nicht die
politischen Gegebenheiten in Ungarn, sondern die interalliierten Bestim-
mungen in Österreich. Gemäß Artikel 7 Satz 2 des Zweiten Kontrollab-
kommens vom Juni 1946 bedurfte die Aufnahme diplomatischer und kon-
sularischer Beziehungen mit Regierungen von Staaten, die nicht den
Vereinten Nationen angehörten, der vorherigen Genehmigung des Alli-
ierten Rates für Österreich. Dies war bei Ungarn der Fall. Ebenso wie
Österreich und Italien wurde Ungarn erst 1955 in die Weltorganisation der
Vereinten Nationen aufgenommen.
Es dauerte nochmals ein knappes Jahr, bis der Alliierte Rat dem nach
Artikel 7 Satz 2 des Zweiten Kontrollabkommens erforderlichen Genehmi-
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von Legationsrat Meinrad Falser an Bundesminister Karl Gruber aus Budapest (22. Mai
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23ÖStA/AdR BMfAA K.d.M. GZl. 100.200/K-48.
gungsgesuch der österreichischen Bundesregierung stattgab. Am 28. Januar
1948 stimmte der Alliierte Rat schließlich der Wiederaufnahme regulärer
diplomatischer Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn zu.24
Der Umwandlung der beiden „Politischen Vertretungen“ standen nun
keine formellen Hindernisse mehr entgegen. Sie erfolgte im gegenseitigen
Einvernehmen zwischen Wien und Budapest im März 1948. Drei Jahre
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und der österreichischen Unab-
hängigkeitsproklamation wurde somit beiden Grenznachbarn wieder die
Befugnis eingeräumt, ihre bilateralen Angelegenheiten auf Gesandt-
schaftsebene zu regeln.25
Inzwischen hatte sich in der österreichischen Vertretung in Budapest
auch eine personelle Veränderung vollzogen. Ende 1947 wurde Legations-
rat Meinrad Falser, der seit März mit der Führung der Amtsgeschäfte be-
traut war, von Legationsrat Paul Wilhelm-Heininger abgelöst.26
Die Zeit Falsers in Budapest lässt sich ohne Zweifel als Pionierphase der
diplomatischen Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn qualifizie-
ren. Vieles war bewegt worden, nicht alles wurde erreicht. War Legations-
rat Falser in den Anfangsmonaten seiner Tätigkeit schon allein mit der
Problematik um die offizielle Anerkennung seines Amtes als „Poltische
Vertretung“ konfrontiert, kamen noch organisatorische Schwierigkeiten
dazu. Nach Angaben von Erich Pichler, der in der Funktion eines Lega-
tionssekretärs von April 1947 bis Herbst 1948 dem Leiter der österreichi-
schen Vertretung in Budapest zugeordnet war, mussten erhebliche perso-
nelle und räumliche Engpässe überwunden werden. So bestand die
Budapester Vertretungsbehörde im Jahre 1947 lediglich aus einem Zwei-
Mann-Betrieb, das heißt, aus Legationsrat Meinrad Falser und Legations-
sekretär Erich Pichler. Während Falser in seiner Repräsentationsfunktion
als „Vertreter der österreichischen Interessen“ primär mit den politischen
und wirtschaftlichen Angelegenheiten des österreichisch-ungarischen
Nachbarschaftsverhältnisses sowie mit der Installierung beziehungsweise
Aufrechterhaltung des Kommunikationsflusses zwischen Budapest und
Wien befasst war, hatte Pichler die alltäglichen anstehenden Dinge einer
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diplomatischen Verwaltungsbehörde, so zum Beispiel die Visa-Erteilung,
zu erledigen. Erst 1948 kam zur Entlastung Pichlers ein weiterer Lega-
tionssekretär nach Budapest.
Untergebracht waren die beiden österreichischen Diplomaten Falser
und Pichler zunächst in einem Budapester Hotel, da das ehemalige Ge-
sandtschaftsgebäude sofort nach Kriegsende beschlagnahmt worden war.
Im Laufe des Jahres 1947 fand man dann in einer alten Budapester Villa eine
etwas passendere Unterkunft. Zu Falsers Nachfolger hatte das Außenamt in
Wien, wie bereits erwähnt, Legationsrat Dr. Paul Wilhelm-Heininger be-
stellt. Er leitete die 1948 in den Stand einer Gesandtschaft erhobene österrei-
chische Vertretung in der amtlichen Funktion eines Geschäftsträgers bis
1951. Ihm fiel die wichtige Aufgabe zu, einen reibungslosen Übergang von
der Pionierphase in die ihr nachfolgende Phase der diplomatischen Voll-
normalisierung zu gewährleisten.27
Zusammenfassung und synoptische Wertung
Österreichs Bemühungen um die Wiederaufnahme der diplomatischen
Beziehungen zu Ungarn waren von verschiedenen, ihren jeweils spezifi-
schen Einfluss ausübenden Rahmenbedingungen umgeben:
Historische und geographische Grundlagen, innen-, außen- und wirt-
schaftspolitische Faktoren sowie partiell auch territoriale Fragen fungier-
ten als Konfigurationselemente der bilateralen Nachbarschaftsdiplomatie.
Ausgehend vom grundlegenden Bestimmungsfaktor einer seit 1867 durch
die Habsburger Doppelmonarchie entstandenen engen Verflechtung zwi-
schen Österreich und Ungarn war den Entscheidungsträgern am Ballhaus-
platz nach dem Wiederentstehen der Alpenrepublik sehr daran gelegen, an
die guten Kontakte aus der Vergangenheit mit dem durch eine kohärente
geschichtliche Tradition geprägten östlichen Nachbarn anzuknüpfen und
diese in effizienter Weise voranzutreiben.
Allerdings führte der sich im ersten Nachkriegsjahrfünft für Österreichs
Streben nach baldiger Intensivierung der Nachbarschaftsbeziehungen als äu-
ßerst negativ erweisende politische Rahmenfaktor des ungarischen Volksde-
mokratisierungsprozesses zu einer weitgehenden Nivellierung der grundle-
gend positiven historischen und geographischen Rahmenbedingungen.
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Insbesondere auf dem Terrain der bilateralen Diplomatie bildete die seit
1946 deutlich zutage getretene Satellisierung Ungarns durch die sowjeti-
sche Besatzungsmacht, als deren Folge die Budapester Regierung zuneh-
mend stärker unter den Druck der von Moskau gelenkten Kommunisten
geriet, einen eindeutigen, von Österreichs östlichem Nachbarn ausgehen-
den Hemmfaktor. Folgewirkungen zeigten sich neben dem komplizierten
diplomatischen Beziehungsgeflecht auch im Bereich nachbarschaftlicher
Politik, obwohl sich hier die Sachlage etwas differenzierter gestaltete. Sah
es noch im Jahre 1947 so aus, als könnten die – in Wien aufmerksam regis-
trierten – politisch-ideologischen Abgrenzungsversuche Budapests den at-
mosphärischen Bereich nicht ernsthaft trüben, änderte sich dies spätestens
mit der Errichtung des „Eisernen Vorhangs“. Dennoch war die österreichi-
sche Bundesregierung stets um korrekte Beziehungen zu Ungarn bemüht.
In Ermangelung der vollen staatlichen Souveränität und bedingt durch die
befürchtete Repression durch die alliierte sowjetische Besatzungsmacht in
Österreich versuchten die Entscheidungsträger am Ballhausplatz alles zu
vermeiden, was von ungarischer Seite in irgendeiner Form als Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten hätte gewertet werden können.
Nahmen im Falle Italiens, Jugoslawiens und teilweise auch der Tsche-
choslowakei territoriale Fragen eine das jeweilige Nachbarschaftsverhältnis
mehr oder weniger prägende Funktion ein, erwies sich in Bezug auf die Be-
ziehungen zwischenWien und Budapest, abgesehen von dem kaum ins Ge-
wicht fallenden Thema Ödenburg, in erster Linie die innenpolitische Si-
tuation Ungarns als dominierende Kodeterminante für die Verzögerung
der diplomatischen Anknüpfungsversuche Österreichs.
Den Auftakt der Bemühungen des Außenamtes am Ballhausplatz um die
Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen bildeten im Januar 1946
erste Sondierungsgespräche zwischen politischen und wirtschaftlichen Re-
präsentanten Ungarns und Legationsrat Rudolf Seemann, der im Auftrag
des österreichischen Außenministers zu einer informellen Zwecken dienen-
den einwöchigen Dienstreise nach Budapest entsandt worden war.
Am 25. Februar 1946 überreichte Legationsrat Meinrad Falser als Ver-
treter der Republik Österreich dem ungarischen Außenminister sein Ein-
führungsschreiben. Die damit verbundenen Hoffnungen auf baldige Wie-
derherstellung des normalen diplomatischen Verkehrs erfüllten sich jedoch
aus mehreren Gründen noch nicht so schnell. Zwar hatte der Alliierte Rat
als Vorstufe zu den Bestimmungen des Mitte 1946 in Kraft gesetzten
Zweiten Kontrollabkommens Österreich schon Anfang 1946 die Erlaubnis
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erteilt, politische (nicht diplomatische) Vertretungen in allen Staaten au-
ßer Deutschland und Japan zu etablieren, die der österreichischen Regie-
rung die Anerkennung ausgesprochen haben, doch stand im Fall der öster-
reichisch-ungarischen Beziehungen eben dieser Anerkennungsbeschluss
von Seiten der Budapester Regierung im Frühjahr 1946 noch aus. Als Folge
hiervon konnte Legationsrat Falser zu jenem Zeitpunkt lediglich als inoffi-
zieller Vertreter Österreichs fungieren.
Am 18. Januar 1947 sprach Ungarn der österreichischen Bundesregie-
rung die formelle Anerkennung aus. Ein Diplomatenaustausch auf Ge-
sandtschaftsebene war damit aber noch nicht erreicht. Gemäß Artikel 7
Satz 2 des Zweiten Kontrollabkommens vom Juni 1946 bedurfte die Auf-
nahme diplomatischer und konsularischer Beziehungen mit Regierungen
von Staaten, die nicht den Vereinten Nationen angehörten – Ungarn wur-
de erst 1955 UN-Mitglied-, der vorherigen Genehmigung des Alliierten
Rates für Österreich.
Am 28.März 1948 gab dieser schließlich sein Plazet ab. ImMärz 1948 er-
folgte im gegenseitigen Einvernehmen zwischen Wien und Budapest die
Umwandlung der beiden „Politischen Vertretungen“ in „Diplomatische
Vertretungen“.
Wenige Monate vor dieser statusmäßigen Veränderung der österreichi-
schen Auslandsmission in Budapest hatte sich dort auch ein personeller
Wechsel vollzogen. Legationsrat Meinrad Falser, dessen Amtszeit sich
ohne Zweifel als Pionierphase der diplomatischen Beziehungen zwischen
Österreich und Ungarn qualifizieren lässt, wurde von Legationsrat Paul
Wilhelm-Heininger (1947-1951 in Budapest) abgelöst. Ihm fiel die wichtige
Aufgabe zu, einen reibungslosen Übergang von der Pionierphase in die ihr
nachfolgenden Phase der diplomatischen Vollnormalisierung zu gewähr-
leisten.
Bleibt somit als abschließend zu konstatieren:
Von der Resonanz globaler Kodeterminaten wie dem Ost-West-Anta-
gonismus in der Frühphase des „Kalten Krieges“ auf regionale beziehungs-
weise lokale Fragen blieb auch das österreichisch-ungarische Nachbar-
schaftsverhältnis nicht verschont.
Umso positiver und umso bedeutender ist deshalb die Auflösung der
Blockstrukturen beziehungsweise der Fall des sogenannten „Eisernen Vor-
hangs“ im Zuge der Umsturzjahre 1989 und 1990 zu werten. Zwischen
Ungarn und Österreich hat sich seitdem nicht nur eine Vollnormalisierung
der diplomatischen Beziehungen sondern auch auf allen Ebenen eine Er-
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weiterung und Vertiefung des Nachbarschaftsverhältnisses entwickelt,
wie dies übrigens auch für die mittelbare Nachbarschaft zwischen Ungarn
und Deutschland geltend gemacht werden kann. Ungarn gehört seit dem
Jahr 2004 der Europäischen Union an, das Ergebnis einer erfolgreichen
Transformationsphase, die allerdings noch nicht vollständig abgeschlossen
ist. Die Erfahrungen aus der Vergangenheit sollten demnach auch weiter-
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ZUR BEDEUTUNG
DER SOWJETISCHEN BESATZUNG ÖSTERREICHS
UND DER STAATSVERTRAGSVERHANDLUNGEN
FÜR DIE KONSOLIDIERUNG
DER SOWJETHERRSCHAFT ÜBER UNGARN
Die Erforschung der Geschichte Österreichs auf dem Weg zum Staats-
vertrag 1955 war stets ein reges Betätigungsfeld österreichischer Zeithisto-
riker.1 Lange Zeit blieben ihnen aber sowjetische Quellen verborgen. Erst
im letzten Jahrzehnt hat sich dies substantiell geändert. Die Forschungen
haben neue Erkenntnisse und Sichtweisen hervorgebracht, die uns ein bes-
seres Verständnis über die sowjetische Politik und damit einer entscheiden-
den weltpolitischen Phase im Frühen Kalten Krieg bieten. Im Folgenden
soll ein Überblick über jene Thesen gegeben werden, die für Ungarn von
Relevanz sind. Die neuesten Forschungen lassen danach fragen, ob die So-
wjetunion die Verhandlungen über den Abschluss eines Staatsvertrags mit
Österreich in erster Linie deshalb verzögerte, um ihre neu gewonnenen
Machtpositionen in Mittelost- und Osteuropa, darunter vor allem Un-
garn, zu sichern.
Sowjetischer Alleingang in Österreich 1945
Der vertraglichen Absprache der Sowjetunion, der USA und Großbri-
tanniens auf der Moskauer Außenministerkonferenz 1943 war Österreich
als „erstes Opfer“ des Nationalsozialismus zu sehen, dessen Unabhängig-
keit wiederhergestellt werden sollte. Nachdem der Anteil des österreichi-
schen Widerstands, der in der Moskauer Deklaration zu Österreich einge-
mahnt worden war, keine Rolle bei der vollständigen Befreiung vom
1Stourzh, 2005, 34–46.
NS-System gespielt hatte, erfolgte diese durch die Alliierten Mächte. Die
Rote Armee betrat als erste österreichisches Territorium.2 Entgegen der
Absprachen mit den Westmächten ließ Stalin in Wien eine provisorische
Regierung bilden.3 Karl Renner betonte dabei seine eigene Initiative. Wie
etwa in Rumänien und Ungarn setzte sich dieses Provisorium – auf Drit-
telparität beruhend – aus Sozialisten, Konservativen und Kommunisten
zusammen. Der Westen weigerte sich, das Kabinett Renners anzuerken-
nen4 und so war eine rasche Aufnahme von Staatsvertragsverhandlungen
zur vollständigen Herstellung eines österreichischen Staates mit daraus re-
sultierendem Truppenabzug der vier Besatzungsmächte ausgeschlossen.
Die Sowjetunion achtete darauf, zunächst die Friedensverträge mit den
ehemaligen Satellitenstaaten des Deutschen Reichs wie Ungarn abzuschlie-
ßen. Für Österreich wurde ein Zweites Kontrollabkommen geschlossen,
das der auf der Basis freierWahlen gebildeten Regierung (der nur ein kom-
munistischer Minister angehörte) nach innen großen Handlungsfreiraum
gab. Ein Blick in die Verhandlungstaktik der Sowjetunion lässt vermuten,
dass diese damit gezielt den Beginn der Staatsvertragsverhandlungen hin-
auszögerte.5 War Stalin überhaupt an einem raschen Rückzug der Roten
Armee aus Ost-Österreich interessiert?
Die Pariser Außenministerkonferenz 1946
In den Friedensverträgen mit Ungarn und Rumänien sollte der Sowjet-
union das Recht zugestanden werden, in beiden Ländern Truppen zum
Zweck der Versorgung der Besatzungstruppen in Österreich zu stationie-
ren.6 Aus sowjetischer Sicht war die Präsenz der Roten Armee zur dauer-
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6Ruggenthaler, 2005, 709. Die strategische Bedeutung Österreichs ist in sowjetischen
Akten erstmals für April 1945 evident. Im Moskauer Außenamt wurde dabei die Bedeu-
tung der Besatzung Österreichs zur Aufrechterhaltung der Truppenpräsenz der Roten Ar-
mee in Südosteuropa diskutiert. Siehe Karner–Ruggenthaler, 2008, 87–88.
haften Implementierung von System und Herrschaft der UdSSR unerläss-
lich.7
Die Bedeutung des verbrieften Rechts einer (längeren) Truppenpräsenz
der Sowjetunion in Ungarn und Rumänien war Washington sehr wohl be-
wusst. Waren die USA bereit, diesen Umstand leichtfertig hinzunehmen
oder hatten sie keine anderen Möglichkeiten? Auf der Pariser Außenminis-
terkonferenz 1946 versuchte die US-Seite zumindest, einer weiteren mili-
tärischen Präsenz der UdSSR in Ungarn und Rumänien die rechtliche
Grundlage zu nehmen. Sie plädierten für einen raschen Abschluss eines
Vertrages für Österreich (der einen sowjetischen Truppenabzug aus Un-
garn und Rumänien nach sich gezogen hätte).8
Doch hatten sich die Amerikaner tatsächlich erwartet, dass der Kreml
bereit sei, erst den Staatsvertrag zu Österreich abzuschließen, bevor man
sich den Verträgen zu Ungarn und Rumänien zuwendet? Nein. Diesem
Schritt lag eine durchdachte Taktik zugrunde.Washington wollte in erster
Linie Stalins Absichten in der deutschen Frage insgesamt auszuloten, um
zu sehen, ob er zur Aufgabe seiner Einflusssphärenpolitik bereit sein wür-
de.9 Mit der formalen AufforderungMolotows, den zur Diskussion stehen-
den Byrnes-Plan (zur Demilitarisierung und Neutralisierung Deutsch-
lands auf mehrere Jahrzehnte) zu überarbeiten, und der Taktik, die
Sowjetunion als Hüterin der deutschen Einheit zu propagieren, war den
Amerikanern (und Briten) in Paris klar geworden, dass es Stalin nicht dar-
um ging, ein Einvernehmen mit den Alliierten über Deutschland herzu-
stellen. Auch daher konnte Moskau, aus der Sicht der sowjetischen Interes-
senslage, keinen Verhandlungen zu Österreich zustimmen.
In Paris kam der Österreichfrage somit mehr ein taktischer Nutzen zu –
sowohl aus westlicher als auch aus sowjetischer Sicht – zu. Mit den wieder-
holten Anläufen in Paris, die Österreichfrage aufzuwerfen, versuchte die
westliche Seite, die sowjetischen Karten aufzudecken.10 Ihr ging es in erster
Linie darum, die wahre Intention der sowjetischen Politik offenzulegen.
Mit dieser Strategie trieb sie die Sowjetunion tatsächlich in die Enge. Au-
ßenminister Molotow konnte nicht mehr anders, als jegliche Gespräche
über Österreich schroff abzulehnen. Er verwies auch nicht mehr nur noch
darauf, dass Österreich noch nicht zur Genüge von „Faschisten gereinigt“





sei und dass man den Österreichern dabei helfen müsse, sondern ließ sich zu
der bemerkenswerten Stellungnahme hinreißen: „Die UdSSR werde ihre
Truppen solange in Österreich belassen, wie sie das Recht dazu habe.“ Damit
war aus sowjetischer Sicht weiterhin die militärische Präsenz in Rumänien
und Ungarn gesichert und eine Übereinkunft in der deutschen Frage ausge-
schlossen. Dies war den Westmächten in Paris endgültig klar geworden.
Doch nach außen hin konnte sich die Sowjetunion freilich nicht gegen
den Beginn der Staatsvertragsverhandlungen stellen. Immerhin hatte man
stets die Wiederherstellung eines selbstständigen österreichischen Staates
propagiert. Doch bis infolge der sowjetischen Verzögerungsstrategie die ei-
gentlichen Verhandlungen über einen Staatsvertrag für Österreich Anfang
1947 begannen, waren seit Kriegsende bereits anderthalb Jahre vergangen,
eine Zeit, die die Sowjetunion zur Durchsetzung ihrer Hegemonialpolitik
in den von ihr besetzten Ländern benötigte.
Beginn der Staatsvertragsverhandlungen 1947
Mitte Jänner 1947 begannen die Verhandlungen über einen Staatsvertrag
für Österreich. Doch war die Sowjetunion zu diesem Zeitpunkt an einem
Abzug aus Österreich bereit? Oder führte man nur Scheinverhandlungen?
Einen interessanten Einblick hinter die Kulissen gibt uns ein sowjetisches
Protokoll über eine Unterredung Molotows mit M. Rákosi Ende April
1947. Dabei versicherte Molotow dem ungarischen Kommunistenführer,
dass
„ein Vertrag mit Österreich zweifelsohne dieses Jahr nicht unter-
zeichnet wird, sondern im besten Fall Anfang nächsten Jahres […]
und weil sich unsere Truppen in Österreich befinden werden, heißt
das, dass sich sowohl in Ungarn als auch in Rumänien sowjetische
Truppen befinden werden. Sogar nach der Ratifizierung des [Frie-
dens-]Vertrages mit Ungarn wird ein Teil der sowjetischen Truppen
in Ungarn bleiben. Auf dieseWeise wird der Status quo über das gan-
ze Jahr 1947 hin so sein wie jetzt.“11
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Rákosi gab sich zufrieden, mahnte aber ein:
„Das ist, zweifelsohne, günstig für uns, aber vergessen Sie nicht, dass
uns die Erhaltung der Besatzungstruppen nicht wenig kostet.“12
Molotow beruhigte Rákosi, dass nach der Ratifizierung des Vertrages
die Ausgaben wegfallen würden („Ab dem Tag der Ratifizierung werden
Sie keine Besatzungskosten mehr tragen, also vom materiellen Standpunkt
aus erhalten Sie zweifelsohne eine Erleichterung, weil die Stationierung der
verbleibenden sowjetischen Truppen, die die Verbindung aufrecht erhal-
ten, auf Kosten der Sowjetunion erfolgt.“13)
Die Staatsvertragsverhandlungen forcierte die Sowjetunion in der Folge
nicht. Offiziell waren die jugoslawischen Gebietsansprüche an Teile Süd-
österreichs, die die UdSSR unterstützte, das größte Hindernis auf dem
Weg zu einem Vertragsabschluss.14 Nach dem Bruch zwischen Stalin und
Tito ergab sich eine neue Situation. Dieses Hindernis existierte nicht mehr.
1949 wurden die Verhandlungen wieder aufgenommen und über den Som-
mer wurde intensiv an einem Vertragsentwurf gearbeitet.15 Österreichi-
sche Politiker glaubten bereits an die Möglichkeit eines Vertragsabschlus-
ses, doch hinter den Kulissen stieg man im Kreml nun auf die Bremse.
Andrei Gromyko warnte, dass
„das Bestreben der Westmächte, den Abschluss des österreichischen
Vertrages zu beschleunigen, allem Anschein nach mit ihren Plänen
verbunden ist, die Grundlagen einer weiteren Präsenz sowjetischer
Truppen in Österreich wie auch in Ungarn und Rumänien zu besei-
tigen, auf deren Staatsgebieten gemäß den Bedingungen der Frie-
densverträge die Sowjetunion ein Recht hat, ihre Streitkräfte zu hal-
ten, die für die Aufrechterhaltung der Verbindungswege mit der
sowjetischen Besatzungszone Österreichs unabdingbar sind.“16
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lungsposition siehe Karner–Ruggenthaler, 2005b, 99–118; Karner–Ruggenthaler,
2008.
15 Stourzh, 2005, 143–172.
16Ruggenthaler, 2005, 678–681.
Gromyko empfahl die Verhandlungen zu verzögern. So geschah es
auch. Doch Stalin war noch aus einem anderen Grund nicht bereit, den
Westmächten Konzessionen zu machen. Tito sollte kein Gefallen getan
werden. Für die weitere Verhandlungstaktik in New York erteilte er sei-
nem Außenminister Andrei Vyšinskij die Direktive:
„Auf Grund einer Reihe von Hinweisen ist ersichtlich, dass die An-
gloamerikaner begonnen haben, sich mit dem Abschluss des österrei-
chischen Vertrages zu beeilen, womit sie, wie ersichtlich ist, bestrebt
sind, auch Jugoslawien politische Unterstützung zu erweisen. Unsere
Vertreter haben davon auszugehen, dass wir nicht an einem schnellen
Abschluss des österreichischen Vertrages interessiert sind. Deshalb ist
es für Sie [Vyšinskij] unabdingbar, bestehende Uneinigkeiten zu nut-
zen und auf der New Yorker Konferenz der Sonderbeauftragten die
Vorbereitung des Vertrages nicht zu Ende zu führen.“17
Warum also hatte die Sowjetunion 1949 über Monate hinweg den Ein-
druck vermittelt, man sei an einem Vertragsabschluss interessiert? War
man sich der Konsequenzen eines Abzugs der Sowjetischen Armee aus
Österreich nicht mehr bewusst? Darüber kann man nur mutmaßen. Fest-
steht aber, dass Stalin allein schon wegen seines Verhältnisses zu Tito Ende
1949 nicht zu einem Abzug aus Österreich bereit war, so er es denn davor
überhaupt war. Doch für die Sowjetunion war ein Verbleib in Österreich
noch aus einem weiteren Grund lukrativ.
Erdöl für den Ostblock
Die exterritoriale, auf der Basis ehemals „deutschen Eigentums“ zusam-
mengefasste „Sowjetische Mineralölverwaltung“ (SMV), die 1948 bereits
mit wirtschaftlichen Problemen zu kämpfen hatte, hatte im März 1949 in
Matzen bei Wien das damals größte zusammenhängende Erdölfeld Mittel-
europas entdeckt. Bis zum Herbst 1949 gaben weitere Bohrungen den So-
wjets über das große Potenzial dieser Erdölvorkommen Klarheit. Ende
September 1949, als die Staatsvertragsverhandlungen kurz vor dem ver-
meintlichen Abschluss standen, teilte dies Wsewolod Merkulow, damals
Chef der Staatlichen Verwaltung für das sowjetische Eigentum im Ausland
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(GUSIMZ), Stalin mit. In den Staatvertragsverhandlungen hatte man die-
se Funde verschwiegen. Die an die UdSSR nach dem Staatsvertragsentwurf
von 1949 abzugebenden Fördermengen waren lediglich anhand der alten,
in ihrer Ergiebigkeit nicht mit Matzen vergleichbaren Ölfelder in der Re-
gion Zistersdorf bemessen worden. Von diesem Zeitpunkt an bis 1955 soll-
ten die Sowjets letztlich 15 Millionen Tonnen Erdöl im damaligen Wert
von ca. 260 Millionen US-Dollar gewinnen (zum Vergleich: von 1945 bis
1949 waren es drei Millionen Tonnen).18 Die Besatzung blieb aus wirt-
schaftlicher Sicht also lukrativ. Auch die sowjetischen Betriebe in Öster-
reich (USIA) verzeichneten noch steigende Gewinne, die erst ab 1952 aus-
blieben.19
Österreich blieb daher allein schon aufgrund seiner nach Rumänien
zweitgrößten Erdölreserven Europas für Moskau ein (wirtschaftlicher)
Gewinn. Ein Abzug aus Österreich hätte Moskau zwar weiterhin Förder-
rechte zugestanden, die Sowjets hätten hierfür allerdings dem österreichi-
schen Staat Steuern bezahlen müssen. Der für Moskau lukrative „Osthan-
del“ (Ölraub zur Versorgung Ungarns, der Tschechoslowakei und der
DDR, die Anfang der 1950er Jahre 90 % ihres Rohöls aus Ostösterreich er-
hielten) wäre in dieser Form nicht mehr möglich gewesen.20 Aus wirt-
schaftlicher Sicht konnte Stalin daher ab Herbst 1949 definitiv kein Inter-
esse an einem Abzug aus Österreich gehabt haben.
Den Schwebezustand aufrecht erhalten?
Die sowjetische Strategie muss daher gelautet haben, den Schwebezu-
stand einer Besatzung Ostösterreichs aus politischen wie wirtschaftlichen
Gründen zumindest bis zu einer aus sowjetischer Sicht stabilen Konsolidie-
rung des Ostblocks aufrecht zu erhalten. Hierfür spricht auch die generelle
sowjetische Österreichpolitik. Forderungen nach einer, den Sowjets geneh-
men, Regierungsumbildung wie die „Figl-Fischerei“ Mitte 1947, die als ein
ernsthafter Versuche des Kremls gewertet wurde, die österreichischen
Kommunisten verstärkt an die Macht zu bringen und an die sowjetische
„Salamitaktik“ in Ungarn erinnern, waren Eigeninitiativen der KPÖ, die
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ohne Absprache mit der Besatzungsmacht vom Zaun gebrochen wurden.21
KPÖ-Plänen zur Teilung Österreichs wurde von Moskau ein Riegel vor-
geschoben. 1948 hatte die KPÖ-Führung auf Anraten ihrer jugoslawischen
Genossen ein solches Szenario in Erwägung gezogen, war dafür in Moskau
aber scharf zurechtgewiesen worden (dies widersprach auch sämtlichen so-
wjetischen Interessen in der deutschen Frage – zu der auch die Behandlung
Österreichs zählte); zudem konnten in Wien aus Moskauer Sicht keine
„trotzkistischen“ Tendenzen wie in Jugoslawien zugelassen werden.22 Das
sowjetische Verhalten während des sogenannten Oktoberputsches 1950
und die Beurteilung dieser Ereignisse in Moskau23 verdeutlichen ebenfalls,
dass es der UdSSR in dieser Phase um eine weitere Aufrechterhaltung der
Besatzung Ostösterreichs gegangen sein muss, ohne dabei eine Eskalation
herbeiführen zu wollen. In der Eiszeit des Kalten Krieges 1951 konnte von
substantiellen Staatsvertragsverhandlungen keine Rede sein. Stalin war
nicht gesprächsbereit. Die ungarischen Kommunisten hatten einen Abzug
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UNGARISCHE MIGRATIONSWELLEN 1945–1963
Migration aus Ungarn Richtung Österreich – also sowohl nach Öster-
reich als auch über Österreich in die westliche Welt – war im gesamten 20.
Jahrhundert ein sowohl zahlenmäßig als auch in ihrer politischen, intellek-
tuellen und ökonomischen Bedeutung sowohl für Österreich als auch für
Ungarn relevantes Phänomen. Eine Gesamtberechnung über die Anzahl
der Migranten existiert nicht. Die zwei meistdiskutierten und bester-
forschten Migrationswellen, die vom Sommer/Herbst 1919 und vomWin-
ter 1956/1957 umfassen schätzungsweise wenige Tausend resp. 180.000
Personen.
Die Periodengrenzen 1945 und 1963 markieren zwei, auch für die öster-
reichisch-ungarischen diplomatischen Beziehungen relevante Ereignisse:
das Ende des ZweitenWeltkrieges einerseits und einen wichtigen Schritt in
der Normalisierung der Beziehungen der beiden Staaten andererseits. 1945
bis 1963 kann diesbezüglich als eine schwierige Phase angesehen werden, in
der diplomatische Beziehungen zwischen den zwei Ländern lediglich auf
niedrigeren Ebenen möglich waren und zögernd angegangen wurden.1 Erst
nach der innenpolitischen Konsolidierung der Kádár-Herrschaft in Un-
garn konnten die „Freundschaftsbeziehungen“ entwickelt werden, mit de-
nen man die gesamte Nachkriegsperiode gerne identifizieren möchte. Die-
ser Aufsatz beschäftigt sich mit diesen „Übergangsjahren“, während denen
das Fundament jener Beziehungen gelegt wurde, um sichtbar zu machen,
worauf diese beruhten.
Ein Bereich der Beziehungen zwischen Ungarn und Österreich, der sel-
ten offiziell verhandelt wurde, betrifft die Emigration jener, die in der un-
garischen Politik eine Rolle spielten und innenpolitische Machtkämpfe
verloren. Diese Migration fand im gesamten 20. Jahrhundert bis zum letz-
ten großen Regimewechsel, bis zur sogenanntenWende statt. So verbrach-
1 Siehe Gecsényi, 2007 und Gecsényi, 2010.
te der am 6. Dezember 1991 in Wien verstorbene leitende Kulturpolitiker
der Kádár-Ära, „György Aczél die letzten Jahre seines Lebens in Wien“ –
zumindest laut eines Zeitungsberichtes.2 Laut Éva Standeisky,3 die sich in
mehreren wissenschaftlichen Arbeiten mit der Epoche beschäftigte, war
Aczél zwar wegen ärztlicher Behandlung regelmäßig in Wien, verlegte
aber seinen Lebensmittelpunkt nicht nach Österreich. Bezüglich des im
Titel dieses Aufsatzes angesprochenen Themenbereichs gibt es also zahl-
reiche Meinungen und viele mehr oder weniger gesicherte Daten. Da Mi-
gration für die Betroffenen selbst ein äußerst bedeutsamer Lebensein-
schnitt ist, wird sie in den Erinnerungen dementsprechend polarisiert
dargestellt. Im Folgenden daher einige diesbezügliche ausführliche Zitate,
um einerseits die konkrete Situation der Migration sowie die sie bedingen-
den lokalen Gegebenheiten im Originalwortlaut schildern und um ande-
rerseits diese individuellen Gesichtspunkte mit statistischen Zahlen kon-
frontieren zu können.
Bezogen auf die Periode 1945–1963 gab es die folgenden Emigrations-
wellen: 1944/1945 höhere Staatsbeamte, Militärangehörige und Pfeil-
kreuzler, 1946–1948 wurden die Volksdeutschen ausgesiedelt, 1947 emi-
grierten zahlreicheMitglieder der Kleinen Landwirtepartei, 1947/1948 ein
Teil der Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei, 1949 gab es eine jüdi-
sche Emigrationswelle, 1949/1950 fand eine katholische Emigration statt,
1956/1957 kamen die Teilnehmer des Aufstandes und 1963/1964 gab es nach
einer Amnestie ebenfalls eineMigrationswelle, die diese von mir hier zu be-
handelnde Periode abschließt. Es sind also insgesamt acht Migrationswel-
len, die ich hier kurz besprechen möchte.
Die Frage, die dieser Aufsatz stellt, ist, was für ein Bild erscheint, wenn
man versucht, diese Migration systematisch zu fassen? Welche Fragen
stellt dies an die wissenschaftliche Forschung und zwar insbesondere an die
Erforschung der Geschichte Österreichs?
Das Interesse der Geschichtswissenschaften für diese Migrationswellen ist
sehr unterschiedlich. Das stärkste Interesse zeigen die Migranten selbst, unter
ihnen einige Wissenschaftler (Péter Gosztonyi), aber in erster Linie Publizis-
ten (Gyula Borbándi) und Politiker (die in ihren Memoiren der Migration
kürzere oder längere Passagen gewidmet haben).4 Wichtige Arbeit wurde in
Ungarn geleistet, in erster Linie durch Sammlung und Archivierug von Do-
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kumenten, die mit diesen Migrationen in Zusammenhang stehen (so eine
Sondersammlung in der Nationalbibliothek, diplomatische Dokumente im
Staatsarchiv, verschiedenste Unterlagen im Staatssicherheitsdienstarchiv).
Das geringste Interesse zeigt sich von Seiten der österreichischen Ge-
schichtsforschung. Hier wird außer einer einzigenWelle diese Migration als
für die historischen Entwicklungen in Österreich irrelevant betrachtet. Die-
se Ausnahme ist die sogenannte 1956er Migration, die sowohl symbolisch als
auch wissenschaftlich intensiv diskutiert wurde und wird.5 Kurz zu den
einzelnen Migrationswellen:
Eine im Herbst 1944 in Budapest erlassene Verordnung setzte das Ziel,
die wichtigsten Personen, Organisationen und Güter Ungarns vor der so-
wjetischen Invasion zu retten. Mit der Durchführung wurde Ferenc Farkas
beauftragt. Am Ende des Krieges imMai 1945 war der Großteil dieser Per-
sonen, Institutionen und Güter in Westösterreich und Süddeutschland,
also in der US-amerikanischen, französischen und englischen Zone. Laut
Ferenc Farkas waren 1945 ca. 40.000 Pfeilkreuzler darunter.6 Es handelt
sich hierbei also bereits rein quantitativ um eine bedeutende Migranten-
gruppe. Diese große Zahl ist umso wichtiger, weil diese Personen nach
Kriegsende großteils nicht nach Ungarn zurück wollten, da sie Bestrafun-
gen fürchteten.
Die Gesamtzahl dieser Migrationswelle ist allerdings ungleich größer.
Gyula Borbándi, der bisher die umfassendste Arbeit über die Migrationen
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts vorlegte, schätzt die in der letz-
ten Phase des 2. Weltkrieges, also 1944/1945 in Österreich und Deutsch-
land sich aufhaltenden Ungarn auf eine Million. „Diese Menschenmasse be-
stand aus folgenden Gruppen: Soldaten, Polizisten, Gendarmen, Levente,7 Beamte,
Angestellte der ausgesiedelten Institutionen und Unternehmen, Studenten, vor der
sowjetischen Besatzung flüchtende Männer und Frauen, Politiker, Journalisten,
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5Erfreulicherweise gibt es jedoch neuerdings einige Projekte, die auch die in diesem Auf-
satz zu behandelnden Fragestellungen berühren, so die in diesem Sammelband von Dieter
Bacher diskutierten Fragen der Zwangsarbeiter, Internierten und Kriegsgefangen sowie
ein in mehreren Dissertationsprojekten in Ungarn sich zeigendes Interesse für die Tätig-
keit von ungarischenMigranten in Österreich, so von Kristof Erdõs und von Patricia Gecsé-
nyi.
6Farkas, 1969, 12.
7Levente: Eine paramilitärische Jugendorganisation vom Anfang der 1920er Jahre bis
zum Ende des Zweiten Weltkrieges.
Künstler, durch die deutschen nationalsozialistischen Behörden verschleppte Personen
und in Konzentrationslagern gefangen gehaltene jüdische Bürger.“8
Zu diesen Personen müssen auch die Politiker gezählt werden, die we-
gen ihrer Gegnerschaft zum Nationalsozialismus in den österreichischen
und deutschen Konzentrationslagern festgehalten wurden, wegen der So-
wjets aber nicht nach Ungarn zurückkehren wollten. So z.B. Ferenc Ke-
resztes-Fischer, der in den 1930er und 1940er Jahren mehrmals den Posten
des Innenministers bekleidete.
Die meisten Migranten kehrten freiwillig oder unfreiwillig nach Un-
garn zurück oder gingen z.B. nach Deutschland. Eine bedeutende (und
meinesWissens unbekannte) Zahl ist jedoch in Österreich geblieben. Einer
der Migranten, der freiwillig nach Ungarn zurückkehrte, beschrieb in sei-
nen Erinnerungen die Situation so: „In den ersten Wochen von 1946 erfolgte
das, was der US-amerikanische Lagerbefehlshaber versprach, dass wir, Ungarn, als
displaced persons nach Hause transportiert werden. […] Bei Heilbronn befand sich
ein US-amerikanisches Sammel- und Entlassungslager. […] Die US-Amerikaner
haben die nach Ungarn zurückkehrenden ungarischen Personen in diesem Lager
gesammelt und stellten die Transporte zusammen, einzeln mit ca. 2.000 Köpfen.
[…] Der Eisenbahnzug bestand aus geschlossenen Wagen. […] Die begleitenden
US-Soldaten haben sich nicht viel mit uns beschäftigt, weil wir nicht Festgehaltene
waren, sondern Privatpersonen. So sind mehrere in München, Salzburg und Linz
geblieben, die nicht nach Hause wollten oder die Familien in Österreich oder in
Bayern hatten. Generaloberst Ferenc Farkas gehörte auch zu diesen. [...] Unser
Zug stand an einem Wiener Bahnhof 3 Tage und Farkas traf zufällig ungarische
Pfadfinder, die in ihm den Landespfadfinderleiter erkannten. Die Pfadfinder
zeigten ihm eine Zeitung aus Budapest, die Farkas zu den ‘größten Kriegsverbre-
chern‘ zählte. Diese Insinuation erschütterte Farkas so sehr, dass er mit Hilfe der
Pfadfinder den Zug verliess und zu seiner Familie nach Bayern zurückkehrte.“9
Was die offiziellen diplomatischen Beziehungen zwischen Österreich
und Ungarn in dieser Periode betrifft, waren diese durch große Zurückhal-
tung und Distanz geprägt. Bezeichnenderweise fand der erste Besuch eines
österreichischen Außenministers in Ungarn nach dem Zweiten Weltkrieg
erst 1964, also nach der von mir hier zu besprechenden Periode statt. Ein
noch höherer Besuch, also vom Bundeskanzler, Ministerpräsidenten oder
Staatsoberhaupt, dementsprechend später.10 Es gab auf unterer Ebene na-
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10 Josef Klaus, österreichischer Bundeskanzler, besuchte Ungarn im Mai 1967.
türlich Kontakte, in erster Linie was die gemeinsame Grenze und was
wirtschaftliche Fragen betraf. Und Politiker der beiden Nationen trafen
sich inoffiziell bei internationalen Verhandlungen, so am Rande von
UNO-Sitzungen in New York. Über Migranten wurde äußerst selten ver-
handelt. Als es bezüglich der Kriegsverbrecher 1945/1946 zu einer Kon-
taktaufnahme kam, verhandelten die ungarischen Behörden mit den Ver-
tretern der Alliierten. Es wurde der Antrag gestellt, Pfeilkreuzler nach
Ungarn auszuliefern, um sie vor Gericht stellen zu können. So wurden
Personenlisten nach Österreich übermittelt, in einem Internierungslager
in Salzburg die Betroffenen gesammelt und mit US-Militärflugzeugen in
mehreren Transporten nach Ungarn überstellt. Dabei handelte es sich um
wenige hundert Personen,11 bezogen auf die zigtausend Pfeilkreuzler also
(die als Migrantionswelle Gegenstand meines Aufsatzes sind) um eine äu-
ßerst geringe Anzahl.
Beachtenswert ist die regionale Verteilung der Emigranten in Österreich.
Das Zentrum war nichtWien, sondern Graz (also die englische Zone), Salz-
burg (die US-amerikanische Zone) und Innsbruck (die französische Zone).
In diesen Städten formierten sich zahlreiche Gruppierungen, die das gesell-
schaftliche Spektrum der Migranten, die sich in ihrer neuen Heimat für ei-
nen längeren Aufenthalt einrichteten, anzeigen. In Graz und Innsbruck gab
es beispielsweise zahlreiche ungarische Studenten, die dementsprechend or-
ganisiert waren.12 Die 1944/1945er Migranten gründeten bald eine Reihe
von Organisationen, so die Kameradschaft der Ungarischen Kämpfer,13 die
Kameradschaft der Ungarischen Königlichen Gendarmen,14 die National-
kräfte gegen den Bolschewismus15 und die Hungaristen-Bewegung.16
Die 1944/1945er Migranten waren also teilweise langfristig in Österreich
und übernahmen bei den späteren Migrationswellen auch wichtige Rollen.
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11 Im Oktober 1945 sind von Salzburg nach Budapest repatriiert worden: u.a. Ferenc
Szálasi, Béla Imrédy und László Bárdossy (führende Politiker der letzten Kriegsjahre), wei-
ters u.a. Ödön Málnási (ein Ideologe der Pfeilkreuzler) und László Temesvári (Präsident
der Ungarischen Nationalbank unter Szálasi). Sowohl Málnási als auch Temesvári waren ab
Mitte der 1950er-Jahre wieder in Österreich. Siehe auch Himler,1958.
12 1950 fand die erste europäische Konferenz des Ausländischen Katholischen Ungari-
schen Studentenbundes (Külföldi Katolikus Magyar Diákszövetség) in Graz statt.
13Magyar Harcosok Bajtársi Közössége, gegründet im Oktober 1946 in Tirol, Leiter
László Levalt-Jezierski, dann András Zákó.
14Magyar Királyi Csendõr Bajtársi Közösség, von Pál Jegenyés 1947 in Graz als Magyar
Királyi Csendõr Bajtársi Asztaltársaság gegründet.
15Bolsevizmus Ellenes Nemzeti Erõk, 1947 in Innsbruck von Béla Márton gegründet.
16Hungarista Mozgalom, geleitet von Árpád Henney.
Béla Lengyel war 1956 der Vertreter der Hilfsorganisation First Aid for Hun-
gary und László Taubinger leitete denUngarischen Flüchtlingsdienst. So weit
die erste der acht in diesem Aufsatz zu behandelnden Migrationswellen.
Kurz nach Ende des ZweitenWeltkrieges war unter den Siegermächten
beschlossen worden, die östlich von Deutschland lebenden sogenannten
Volksdeutschen in ihre ursprüngliche Heimat zu überführen.17 Bereits
1944/1945 flüchteten viele Volksdeutsche nach Österreich und Deutsch-
land, gehören also zur vorherigen Emigrationswelle. So Ferenc Basch, der
Leiter des Ungarischen Volksbundes, der nach Ungarn repatriiert und dort
hingerichtet wurde. Es gab seit 1946 Versuche österreichseits, „den Trans-
port von rund 400.000 auszusiedelnden Volksdeutschen über österreichisches Ge-
biet zu verhindern“18 – was also ein Beispiel für die wenigen diplomatischen
Kontakte hinsichtlich der Migranten ist. Schließlich wurden 1946–1948
ca. 185.000 Volksdeutsche ausgesiedelt.19 Sie wurden (teilweise über Öster-
reich) in die US-amerikanischen und sowjetischen Zonen Deutschlands
transferiert. Die Aussiedlung der Volksdeutschen wird selten als eigene
Migrationswelle betrachtet, obwohl es sich um eine bedeutende Anzahl von
Personen und ungarische Bürger, die viele Generationen in Ungarn lebten
und in jeder Hinsicht voll integriert waren, handelte. Diese ungarische Mi-
grationswelle betraf also wesentlich Österreich. Zahlreiche Personen mi-
grierten über Österreich und eine beträchtliche Zahl blieb dauerhaft dort.
Laut Statistischem Bundesamt Wiesbaden blieben 13.000 Volksdeutsche
aus Ungarn in Österreich,20 laut Johann Weidlein waren es 12.000.21 Das
nicht zuletzt deshalb, weil im März 1947 die Alliierten die weitere Zuwan-
derung aus Österreich nach Deutschland untersagten.
Die in diesem Aufsatz aufgezählten Migrationswellen lassen sich in ver-
schiedene Kategoriensysteme einordnen: historisch, sowohl in einer chrono-
logischen und auch in einer einander bedingenden dynamischen Reihe stel-
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17 „The Three Governments, having considered the question in all its aspects, recognize that the
transfer to Germany of German populations, or elements thereof, remaining in Poland, Czechoslo-
vakia and Hungary, will have to be undertaken.“ Protocol, 1945.
18Rathkolb, 2010, 211.
19Laut Ferenc Farkas emigrierten 1944/45 250.000 Volksdeutsche. Die überwiegendeMehr-
zahl kehrte wieder nach Ungarn zurück. Die 1944/45 Migrierten und die 1946/48 Ausgesie-
delten machten zusammen ca. 213.000 Personen aus. Laut Volkszählung von 1941 lebten in
Ungarn 477.057 (Volks-)Deutsche, diese Migration betraf also weniger als die Hälfte.
20Statistisches Bundesamt Wiesbaden, 1958, 400.
21Weidlein, 1957, 161.
len, als auch den Brüchen der ungarischen Geschichte zuordnen. Sie lassen
sich zahlenmässig darstellen und sie lassen sich auch typologisieren. So ge-
hört die Aussiedlung der Volksdeutschen zumTypus der Zwangsmigration.
Die nächste Migrationswelle bildeten die Anhänger von politischen
Gruppierungen, die bei der schrittweisenMachtübernahme der Kommunis-
ten zum Rücktritt gezwungen wurden. Diese wird allgemein 1947er Welle
genannt, weil die bekanntesten unter ihnen, die leitenden Persönlichkeiten
der die Regierungsmehrheit bildenden Kleinen Landwirtepartei Ferenc
Nagy und Béla Varga im Sommer 1947 emigrierten. Eine Reihe von „Bot-
schaftern“ emigrierte im Sommer 1947 ebenfalls, so auch László Bartók, der
Vertreter Ungarns, der Chargé d’affaires ad interim, in Wien. Diese Mi-
granten emigrierten in der Mehrzahl nicht nach Österreich, sondern reisten
nach kurzem Österreichaufenthalt weiter, vor allem in die USA.
Nagys Reise war die eines Politikers im Dienst. Er wurde von Henrik
Hives, seinemKabinettschef begleitet. Die Fahrt war, wie das dem nachfol-
genden Zitat zu entnehmen ist, “idyllisch“, wenn auch überschattet von
den sich verdunkelnden Zeiten. Ferenc Nagy beschreibt seine Reise mit
dem Auto über Österreich in die Schweiz so: „Henry Hives and I drove away
in a lighthearted mood, like vacation-minded college students. I was on my first
planned holiday. Aside from our passports we took not a single sheet of paper, much
less a document. I wanted to rest, not to make politics. I was happy to escape for
three weeks from constant strife and struggle... Between wheatfields on the Vienna
road, the optimistic Hives would point to a green stretch here and there; but with
my peasant training I had to disappoint him, saying: ‘The Hungarian harvest will
not be good this year.‘ Truly, in this unfortunate country, only intrigue hat a good
harvest in 1947. There were two Hungarian flags on the front of my car, and after
we crossed the Austrian border the customs guards and police everywhere extended
friendly courtesies. We reached Vienna at night. Minister Leslie Bartók informed
me confidentially that Chancellor Figl would like to have a few minutes with me. I
sent my friendly greetings to Chancellor Figl with the request to be excused after my
announcement at home of my determination not to let politics intrude on this trip.
We did not rush through Austria. We admired the cloisters, its old castles towering
over the valleys, the beautiful farms of the Austrian peasants, and hamlets in Salz-
burg for a rest. The American authorities kindly placed excellent accommodations
at our disposal. On the 16th, we crossed the Arlberg in thick fog, and toward night-
fall arrived in Zurich.“22
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Nagy durchfuhr also Österreich während zwei Tagen vom 14. bis 16.
Mai in einem beflaggten Dienstwagen, hielt sich an der ungarischen Bot-
schaft inWien und „bei den Amerikanern“ in Salzburg auf. Auch wenn sei-
ne Reise privat und keine offizielle war, wurde er von österreichischen Po-
litikern, so insbesondere von seinem österreichischen Parteigenossen, dem
von der ÖVP gestellten Bundeskanzler Leopold Figl, zu einem Gespräch
eingeladen.
Béla Varga beschreibt seine Flucht am 2. Juni 1947 über Österreich in ei-
nem Interview 1991. In den wenigen Tagen zwischen dem 14. Mai und dem
2. Juni änderte sich die Lage dramatisch. Eine legale Ausreise kam zu dieser
Zeit nicht mehr infrage. Als Priester hatte Varga Kontakte zu klerikalen
Kreisen sowohl in Ungarn als auch in Österreich, als führender nichtkom-
munistischer Politiker wurde er von Vertretern der USA unterstützt. Er
brach in die Emigration aus einem Nonnenkloster nahe der österreichi-
schen Grenze auf: „Bei den Nonnen war unsere Flucht schon organisiert. Wir
heuerten einen Schmuggler an, der den Weg und die Bewegung der Grenzwache
kannte: Wir brachen gleich in der ersten Nacht auf. Wir gingen durch einen Wald.
Ich werde es nie vergessen: wir gehen durch den Wald, der Schmuggler bleibt stehen
und zieht mit seinem Stock eine Linie. Hier ist die Grenze, über der Linie ist
Österreich. Wir halten an, knien nieder, beten, weinen. Ich hatte das Gefühl, ich
werde meine Heimat nie mehr wiedersehen. Ich ging mit diesem Gefühl. Der Pfar-
rer des ersten Dorfes war ein Klassenkamerad in Raab. Wir hatten auch zusam-
men Theologie studiert. Wir gingen zu ihm, klopften an, noch in derselben Nacht
fuhren wir mit dem Pferdewagen nach Eisenstadt zum Bischofssitz. Stephan
László, der spätere Bischof war damals der Sekretär. Er brachte uns unter und or-
ganisierte die Weiterreise. Ich machte leider einen Fehler. Ich ging vom sicheren Ver-
steck zum Barbier gegenüber, um mich rasieren zu lassen. Man muss wissen, das
Burgenland war damals russische Besatzungszone, so waren wir noch nicht in Si-
cherheit. Der Barbier war ein Ungar, der mich sofort erkannte und sagte, dass ich
aufpassen soll, weil russische Wachen mit meinem Foto unterwegs sind und mich
überall suchen. Ihm wurde mein Bild auch schon gezeigt, ich solle schnell weiter. Ich
ging zu meinem Priester-Freund Kodács, der dort ebenfalls Pfarrer war und ver-
steckte mich bei ihm. Stephan László holte mich mit dem Auto ab, ich fuhr mit ihm
nach Wien, in die US-amerikanische Zone. Der Weg war in mehrerer Hinsicht ge-
fährlich: Stephan László verriet mir, dass er mit dem Auto noch nie eine längere
Strecke zurückgelegt hatte, andererseits passierten wir immer wieder russische Po-
sten. Wir kamen glücklich in Wien an. Ich wurde in der US-amerikanischen Zone
erwartet. Nach wenigen Tagen wurde ich mit einem kleinen Flugzeug, das neben
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der Donau landen konnte, nach Salzburg gebracht, das von US-Amerikanern kon-
trolliert wurde. Ich überquerte am 2. Juni die Grenze, in einer Woche war ich in
Salzburg, wo ich ebenfalls nicht lange bleiben konnte. Nach ein paar Tagen kam die
Nachricht, dass ich gesucht werde, jemand brachte mir, wenn ich mich recht erinne-
re, von Tibor Déry eine Nachricht. Meine US-amerikanischen Freunde forschten
den Unbekannten aus, begleiteten mich zum vereinbarten Treffen und nahmen ihn
fest. Er hatte eine Waffe, sein Name war nicht der, den er angab, die Nachricht
stimmte auch nicht. Er wollte mich töten. Ich ging von Salzburg in die Schweiz“23
und weiter über Paris und Irland in die USA. VargasWeg führte also nicht
alleine über Österreich, sondern zeigt auch die Details der lebendigen Ver-
bindungsnetze von ungarischen Politikern, die teilweise auf ihren alten
Kontakten, teilweise auf Berufsnetzwerken und teilweise auf Solidarität
der westlichen Alliierten beruhten.
Nagy und Varga gründeten im November 1947 in den USA Magyar
Nemzeti Bizottmány (Ungarisches Nationales Komitee), eine von den
westlichen Mächten anerkannte Exilorganisation.
Die Angehörigen der zweiten großen politischen Partei Ungarns, die
Sozialdemokraten, waren gespalten. Viele der Gegner der Vereinigung mit
den Kommunisten, die im Juni 1948 vollzogen wurde, ergriffen die Flucht.
So emigrierte Károly Peyer im November 1947. Dieser war von Mai 1944
bis Mai 1945 in Mauthausen interniert gewesen. Nach der Befreiung und
seiner Rückkehr nach Ungarn versuchte er sich weiterhin in der Ungari-
schen Sozialdemokratischen Partei zu engagieren, bekam aber weder in den
Gewerkschaften noch in der Partei selbst eine leitende Position. Er kam ins
Parlament, gehörte zu den Gegnern der Zusammenarbeit mit der Kommu-
nistischen Partei und geriet daher ins Abseits. Sein enger Mitarbeiter Fri-
gyes Pisky-Schmidt flüchtete am 27. September 1947 mit Hilfe des US- Ge-
heimdienstes aus Ungarn. Peyer verließ Ungarn illegal am 19. November
1947. Er hielt sich kurz in Salzburg auf, bis seine Frau und Tochter nachrei-
sen konnten. Er übersiedelte am 13. Dezember nach Zürich, dann nach Pa-
ris und schließlich in die USA.
Imre Szélig gehörte – zusammen mit Antal Bán und Anna Kéthly – zu
den Politikern, die erst im Februar 1948 wegen Rechtsabweichung von ih-
ren leitenden Posten in der Sozialdemokratischen Partei abgesetzt und im
nächsten Monat aus der Partei ausgeschlossen wurden. Szélig emigrierte
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1948 und lebte in der Schweiz und in England. Die in Ungarn sich abzeich-
nenden diversen sozialistischen Fraktionen behielten ihre Gegnerschaft
auch in der Emigration. Es standen einander die Ungarische Sozialdemo-
kratische Partei um Károly Peyer und Frigyes Pisky-Schmidt und die Un-
garische Sozialdemokratische Partei in der Emigration um Antal Bán und
Imre Szélig einander gegenüber.
Bereits die wenigen Monate Unterschied zwischen Peyers und Széligs
Flucht markieren wesentliche Unterschiede. Was Szélig bis Februar 1948
mitmachte, der Versuch von Seiten der Sozialdemokratischen Partei dem
zunehmenden Druck der Kommunistischen Partei nachzugeben und ge-
meinsame Politik zu machen, traf die weniger kompromissbereiten oder
kompromissfähigen wie z.B. Peyer. So flüchteten Pisky-Schmidt und Peyer
vor dem immer monströser werdenden linken Block, der bald als offener
Stalinismus ungarischer Version auftrat und der im Herbst 1947 noch von
Teilen der Sozialdemokratie mitgetragen wurde.
Wie die Beispiele von Peyer und Szélig auch zeigen, war Österreich
nicht unbedingt das Endziel, aber eine wichtige Station der Flucht. Emi-
grantenzentren entstanden in den USA, in Frankreich, in England und in
Deutschland, wo die politische Tätigkeit der Migration – entsprechend
den westlichen Interessen des Kalten Krieges – mehr Unterstützung be-
kam. Österreich war aber vorrangiges Tätigkeitsgebiet dieser Migration,
sowohl vor 1955 als erstes freies Land, wo man relativ mühelos in die Zonen
der westlichen Alliierten gelangen konnte, als Sammelpunkt für die Ange-
hörigen der aufeinanderfolgenden Migrationswellen und nach 1955 als das
neutrale Land, das in der Dynamik des Kalten Krieges eine spezifische Rol-
le bekam. Man versuchte mit der Solidarität der führenden österreichi-
schen Politiker zu rechnen und seine Beziehungen als Ausgangsbasis für die
offene Zukunft bereit zu halten.
Die sogenannte 1947er Migratonswelle bestand also vor allem aus Politi-
kern bzw. politisch aktiven Intellektuellen, Journalisten und Parteifunk-
tionären. Sie war ihrer Anzahl nach dementsprechend klein, in politischer
Hinsicht aber umso gewichtiger. Diese Migration war das, was bis
1956/1957 die Politik der im Westen befindlichen ungarischen Migration
organisierte und leitete, bis eine in der internationalen Aufmerksamkeit
äußerst positiv aufgenommene neue Migrationswelle diese Rolle über-
nahm. Der Hauptagent jener Emigrantenpolitik war das durch führende
US-amerikanische Politiker unterstützte Magyar Nemzeti Bizottmány,
das von den USA aus agierte, jedoch kurz nach dem Staatsvertrag Öster-
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reichs und kurz vor dem 1956er Aufstand in Ungarn auch den Versuch un-
ternahm, ihr Hauptquartier in die Nähe des Eisernen Vorhanges zu verle-
gen: „Nach der Sondersitzung des Exekutivrates des Ungarischen Nationalen
Komitees im Juli 1956 ist Ferenc Nagy nach Österreich gereist und fing intensive
diplomatische Tätigkeiten an. Er verhandelte mit dem Außenminister Leopold
Figl, mit dem Innenminister Oscar Helmer, mit dem Leiter der ungarischen Sek-
tion der Sozialdemokratischen Partei Károly Hercog und mit mehreren Vertre-
tern der Sozialdemokratischen Partei. Diese Besprechungen fanden unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt. Nagy schlug während der Verhandlungen Figl vor,
den Sitz des Ungarischen Nationalen Komitees nach Wien oder Salzburg zu verle-
gen. Figl war damit zwar einverstanden, bezog sich aber auf den Staatsvertrag,
der der österreichischen Regierung eine Einwilligung nicht erlaubte. Nagy verhan-
delte auch mit dem Sekretär des Landeshauptmannes des Burgenlandes und be-
suchte die Grenze. Zugleich beauftragte das Ungarische Nationale Komitee
Károly Peyer, dass er als angesehener Sozialdemokrat nach Österreich kommen
und Verhandlungen mit der Führung der Schwesterpartei initiieren solle. Peyer
traf mit Bundespräsident Theodor Körner und mit Innenminister Oscar Helmer
zusammen, und versuchte genauso wie Nagy zu erreichen, dass der Sitz des Unga-
rischen Nationalen Komitees nach Österreich verlegt wird. Er teilte den österreichi-
schen Kollegen mit, dass die französische und die westdeutsche Regierung die Nie-
derlassung bereits genehmigt hätten.“24
Es gab für Ungarn jüdischer Abstammung zahlreiche Gründe in den ers-
ten Jahren nach 1945 das Land zu verlassen. Die Überlebenden waren ihres
seit Mitte des 19. Jahrhunderts erworbenen sozialen Status‘ und Vermögens
beraubt und hatten angesichts der wirtschaftlichen Lage des Landes nach
dem verlorenen Krieg und angesichts der auf Kollektivierung und Ver-
staatlichung ausgerichteten wirtschaftlichen Ideologie des sich etablieren-
den Systems keine Aussicht auf Kompensation. Die traditionellen jüdi-
schen Antiassimilationstendenzen wurden angesichts der durch die neuen
kommunistischen Machthaber angestrebten gesellschaftlichen Umstruk-
turierungen unmöglich gemacht: Der jüdische Religionsunterricht wurde
in den Schulen eingestellt, die Möglichkeit hebräisch zu maturieren abge-
schafft, das Erscheinen der offiziellen Zeitung des ungarischen Judentums,
Új Élet (Neues Leben), erschwert, die neologen und orthodoxen Konfessio-
nen vereinigt. Der private Wirtschaftssektor wurde zurückgedrängt. In
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den saatlichen Unternehmen war der Samstag jedoch ein Arbeitstag, was
eine traditionelle Lebensweise somit unmöglich machte. Es lebte außerdem
der Antisemitismus wieder auf: In den verschiedenen staatlichen Organisa-
tionen des sich neu formierenden Systems machten zahlreiche jüdisch-
stämmige Bürger Karriere, weil sie erstens nach den Diskriminierungen
der Zwischenkriegs- und Kriegszeit dazu die Chancen bekamen und zwei-
tens weil sie im Gegensatz zu den neuen Kadern aus der Arbeiter- und Bau-
ernschicht gebildet genug waren, das zu tun. Außerdem sahen nach den
Verfolgungungen die meisten die Kommunisten als Garant für ihre
Nichtverfolgung an. Das Erscheinen einer großen Anzahl jüdischer Bürger
im Staatsapparat und insbesondere in dessen Machtorganisationen – wie
dem berüchtigten Staatssicherheitsdienst AVO –, ließ jedoch den Antise-
mitismus wieder aufleben. Und schließlich bedeutete der aufblühende Zio-
nismus eine nicht zu unterschätzende Anziehungskraft. Die Auswande-
rung erfolgte sowohl legal als auch illegal, ersteres in einem geringeren,
zweiteres in einem umso größeren Ausmaß. Ungarn war dabei sowohl
Transitland für jüdische Überlebende aus dem Osten als auch Ausgangs-
punkt, die Organisation der Migration von jüdischer Seite dementspre-
chend gut durchgeplant.
Die großteils illegale, jedoch unter stillschweigender Duldung der unga-
rischen Behörden vollzogene Auswanderung geriet ins Stocken, als der im
Mai 1948 neu eingerichtete israelische Staat sich nicht zu einem Bündnis
mit Stalins Sowjetunion bekannte, sondern eine eigenständige Außenpoli-
tik einschlug. Angesichts dieser Wende setzte ab Anfang 1949 eine Aus-
wanderungswelle über die Tschechoslowakei, Österreich und Italien ein.
Organisiert wurde dies durch die Bricha, ein illegales Flüchtlingswerk, das
entsprechende Routen kontrollierte. Die Ausreise aus Ungarn in die
Tschechoslowakei war illegal. Von dort erfolgte die Weiterreise mit
Durchreisevisen, also legal. Finanziert wurde die Aktion, so wie die Visa-
gebühren und die Transportkosten, durch das Joint Distribution Commit-
tee, ein weiteres, diesmal legales jüdisches Flüchtlingswerk. Von April bis
Juli 1949 waren es ca. 12.000 ungarische Juden, die über diese Route mi-
grierten, die Hälfte davon reiste nach Israel weiter, die andere Hälfte blieb
in Österreich.25 Gleichzeitig fand auch eine gänzlich illegale Migration
statt, über deren Umfang es wesentlich schwieriger ist, genaue Angaben zu
machen. Eine Schätzung lautet, dass 1948/1949 insgesamt ca. 30.000 unga-
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rische Juden nach Österreich reisten.26 Einer anderen nach sind in den
1940er und 1950er Jahren insgesamt ca. 30.000 nach Israel ausgewandert,
zumindest vom Gebiet des heutigen Ungarn. Eine Gesamtschätzung aus-
gewandeter ungarischer Juden, d.h. inklusive ungarischer Juden aus Sie-
benbürgen und der Karpato-Ukraine, geht von ca. 60.000 Personen aus.27
Die Kirchenverfolgung funktionierte strukturell ähnlich wie die der
politisch anders Denkenden. Der Kirche wurden nach und nach die recht-
liche Basis, die wirtschaftliche Grundlage und die gesellschaftliche Stellung
entzogen. Die Kirchenangehörigen wurden gespalten, diejenigen, die be-
reit waren, die Vorgaben zu akzeptieren wurden in eine sogenannte Frie-
densbewegung integriert. Diejenigen, die zur Kooperation nicht bereit wa-
ren, wurden in die Illegalität gezwungen und auch inhaftiert. Ab 1946
wurden schrittweise die Kirchenangehörigen in Ungarn unter Druck ge-
setzt, indem ihre Tätigkeit eingeschränkt, ihr Vermögen verstaatlicht und
ihnen das Unterrichtsrecht entzogen wurde. Sie wurden kriminialisiert,
ihre Organisationen aufgelöst. Ende Dezember 1948 wurde Erzbischof
József Mindszenty festgenommen und in einem Schauprozess 1949 zu le-
benslanger Haft verurteilt.
Da die geistlichen Orden aufgelöst wurden, mussten die Ordensbrüder
und -schwestern entweder in die Illegalität untertauchen oder emigrieren.
So organisierten beispielsweise die Jesuiten die Emigration in erster Linie
der Novizen, damit sie ihre Ausbildung im Ausland abschließen konnten.
Einer dieser Novizen erinnert sich Jahre später an die Flucht so: Er war
1947 achtzehn Jahre alt und trat gleich nach der Matura den Jesuiten bei.
Ende des zweiten Jahres wurde er vor die Wahl gestellt, entweder in Un-
garn zu bleiben oder zum Priester geweiht werden zu können. Er brach am
14. August 1949 auf, mit dem Zug reiste er über Gyõr zum grenznahen
Hegykõ. Am Heuboden eines Bauernhauses versammelten sich mehrere
Novizengruppen. Zu zwölft passierten sie in der Nacht zu Fuß die techni-
sche Sperre. In einer grenznahen Kirche auf der österreichischen Seite an-
gekommen war der Pfarrer „sehr erstaunt, weil er drei Telegramme abschickte,
damit wir nicht kommen: Im ganzen Gebiet hielten mehrere Tausend russische Sol-
daten ein Manöver ab. Er war sehr erstaunt, dass wir zwölf einfach über die Gren-
ze marschierten. Sie können nicht bleiben, sagte er, Sie müssen gleich weiter nach
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Wien. [...] Als wir im Jesuitenhaus in Wien ankamen, sagte uns der Rektor, dass
die Polizei schon da war und uns suchte. Da sie jederzeit zurückkommen konnten,
mussten wir gleich weiter. Er begleitete uns zum Bahnhof, kaufte die Fahrscheine
und setzte uns in den Zug. Er gab uns Bücher und Zeitungen. Lest und redet
nicht, sagte er, steigt eine Station vor der amerikanischen Zone aus, geht ins Wai-
senhaus neben der Kirche gleich bei der Station. Von der Station aus werdet ihr den
Kirchturm sehen. [...] ImWaisenhaus wurden wir schon erwartet und wir brachen
sofort in die Berge auf. Dreißig Kinder hielten uns an den Händen. Es schaute so
aus, als ob wir sie führen würden, aber sie führten uns. Innerhalb einer halben
Stunde waren wir bei einer Schranke. Sie zeigten auf die andere Seite: amerikani-
sche Zone, amerikanische Zone. Wir dankten für ihre Hilfe und passierten die Zo-
nengrenze. Der Weg führte von dort herunter nach Mariazell.“28
Die Geschichte Szebenyis liest sich wie eine beschwerliche Pilgerfahrt
zum wichtigsten ungarischen Wallfahrtsort in Österreich. Klar ist jedoch,
dass die Stationen der Reise eine Kette von kirchlichen Einrichtungen wa-
ren, die die Flüchtenden sozusagen an den Händen bis zur Sicherheit wei-
terreichten.
Es emigrierten aber nicht nur Novizen, sondern auch zahlreiche andere
Kirchenangehörige, so beispielsweise József Zágon, der 1950 bis 1953 in
Innsbruck die Zeitschrift Élet (Leben) herausgab und in der vatikanischen
Politik der nächsten Jahrzehnte eine wichtige Rolle spielte.
In der Periode 1944 bis 1949 emigrierte also eine bedeutende Anzahl
von Personen. Sie verließen das Land wegen ihrer Volkszugehörigkeit
(deutsch, jüdisch) bzw. wegen des sich etablierenden Systems. Zu dieser
zweiten Gruppe gehörten breite Teile der traditionellen ungarischen Mit-
telschicht ziviler, klerikaler und militärischer Berufe. Die Behandlung der
in Österreich lebenden Fremden änderte sich in dieser Zeitperiode ebenfalls
wesentlich. So wurden insbesondere die diesbezüglichen Aufgaben von den
Alliierten übernommen und der entsprechende gesetzliche Rahmen auch
in Österreich geschaffen (Genfer Flüchtlingskonvention 1951, die 1954 in
Kraft trat und von Österreich am 15. April 1955 unterzeichnet wurde). Die
grundsätzliche Ausrichtung war aber während der gesamten Periode
gleich: der pragmatische Vorgang von anfänglichemWiderstand und da-
rauffolgender Integration mit den dazu nötigen Maßnahmen der Kompro-
misse und Konfliktminimierung.
252 károly kókai
28Szebenyi, 1998, 241f. Übersetzung Károly Kókai.
Sowohl was die historische Forschung als auch was die symbolische Be-
deutung betrifft, ist die besterforschte und bedeutendste Emigrationswelle
jene des Jahres 1956. Rein zahlenmäßig steht diese Welle jedoch nach der
von 1945/1946 erst an zweiter Stelle und ist etwa so groß wie die der Volks-
deutschen. Das ist auch sichtbar, wenn man die Zahlen derer anschaut, die
längerfristig in Österreich blieben. Es emigrierten insgesamt ca. 200.000
Personen, davon bis zum 30. April 1958 180.258 über Österreich.29 Weiter
wanderten 154.309, nach Ungarn kehrten 7.722 zurück, in Österreich blie-
ben also ca. 11.000: „11.471 ungarische Flüchtlinge sind in Österreich geblieben,
und es sind bei weitem nicht die stärksten und gesündesten. Die Republik wird die-
sen Menschen nur mit der nimmermüden Hilfe der Welt eine glückliche Zukunft
sichern können.“30 Die Hauptleistung Österreichs war, den Zahlen nach
geurteilt, die Durchführung des Weitertransports, was natürlich einer
enormen diplomatischen und organisatorischen Anstrengung bedurfte.
Die UNO und viele Einzelländer haben Österreich (durch Hilfsorganisa-
tionen) finanziell und materiell in der Versorgung der Flüchtlinge unter-
stützt und sich bereit erklärt, eine gewisse Anzahl von ihnen (Kontingent
genannt) aufzunehmen.
Zu dieser Welle gehören zahlreiche Personen, die seit 1945 aus Öster-
reich nach Ungarn zurückkehrten, die also somit das zweite Mal emigrier-
ten, so z.B. László Temesvári. Zu dieser Welle gehörten natürlich auch
zahlreiche in der ungarischen Politik wichtige Rollen spielende Personen.
Unter anderem die sozialdemokratische Politikerin Anna Kéthly,31 die am
4. November 1956 in Wien eintraf.
Imre Szélig stellte die Situation der emigrierten ungarischen Sozialde-
mokraten in einem Interview des Süddeutschen Rundfunks 1958 so dar:
„Die in der Emigration tätige Sozialdemokratische Partei Ungarns besteht eigent-
lich aus den zwei Gruppen der ungarischen Sozialdemokraten, die das Land zu
zwei verschiedenen Zeiten verlassen mussten. 1948 wurde in Zürich der erste Par-
teivorstand der Exil-Partei gewählt, und zwar von solchen Sozialdemokraten, die
nach der Zwangsfusion zwischen der Kommunistischen und Sozialdemokratischen
Partei nach Westen zu flüchten gezwungen waren. Die moralische Unterstützung
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30Kern, 1959, 68.
31Kéthly war vorher bei einer Sitzung der Sozialistischen Internationale inWien. Sie ver-
suchte in Begleitung von Imre Szélig und Oskar Helmer nach Budapest zu reisen, kam aber
nur bis Sopron, siehe dazu: Bujdosó, 2003, 8f.
der Englischen Arbeiter-Partei genießend, war es uns im darauffolgenden Jahr
möglich, das Zentralsekretariat der Partei nach London zu übersiedeln. Dank dem
Vertrauen meiner Landsmänner zufolge wurde ich zum Vorsitzenden der Partei
gewählt. Nach der Oktoberrevolution von 1956 schien es als wünschenswert, dass die
früher und erst kürzlich emigrierten Sozialdemokraten eine einheitliche Organisa-
tion bilden sollten. Diesem Bedürfnis entgegenkommend, wurde es im Oktober des
vorigen Jahres von der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands ermöglicht, dass
unsere Partei ihren Kongress im Bonner Parteihaus abhalten konnte. Bei diesem
Kongress wurde als Vorsitzende Staatsministerin Anna Kéthly gewählt, die einzi-
ge im freien Westen lebende Staatsministerin der Revolutionären Koalitionsregie-
rung von Imre Nagy. Das Zentralsekretariat der Partei ist weiterhin in London.
Die Ungarische Exil-Partei ist auch das Konsultative Mitglied der Sozialistischen
Internationale, die ihr Hautquartier auch in London hat.“32
Keinesfalls war also die Spaltung vorbei. Man konnte den Gegensatz zwi-
schen denjenigen, die der Vereinigung mit den Kommunisten im Jahre 1948
zugearbeitet hatten, und denjenigen, die den der Vereingigung vorangehen-
den internen Machkämpfen schon früher zum Opfer gefallen waren, nicht
überwinden. Kéthly gehörte zur zweiten Gruppe und war diejenige, die auch
für die Sozialdemokraten in Österreich als Verhandlungspartnerin galt.
Die 1963er Welle, um diesen kurzen Überblick abzuschließen, war zah-
lenmäßig wesentlich geringer, sie bestand aus insgesamt wenigen tausend
Personen.33 Diese sind nach der Amnestie vomMärz 1963 als Teil von Fami-
lienzusammenführungen oder als Auswanderer über Österreich in den We-
sten gelangt. Darunter waren zahlreiche Personen, deren Familienangehöri-
ge in einer der bisher erwähnten Migrationswellen ins Ausland gelangten,
die jetzt die Gelegenheit ergriffen, nahe Verwandte (Kinder, Elternteile,
Eheleute) nachzuholen. Und es waren einige vom kommunistischen Regi-
me Verfolgte, die die Chance nutzten und auswanderten.
Ein Zeitzeuge beschrieb die Vorgänge so: „1956 waren wir nicht geflohen,
obwohl unsere Wohnung voll mit Flüchtenden war. Jeden Abend waren zig Leute
gekommen. Hauen wir ab, lasst das Ganze liegen [haben sie gesagt]. Das Geld
und die Fluchtmöglichkeiten hätten kein Problem bedeutet. Alles war organisiert.
Aber meine Mutter war teilweise wie gelähmt durch den plötzlichen Tod meines
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32Szélig, 1958, 105f.
33Die Daten des Österreichischen Statistischen Zentralamtes halten diejenigen fest, die
sich in Österreich als Emigranten registrieren ließen, 1963 waren es 290, 1964 492.
Vaters. Er war im Juli [1956] gestorben. Diese Fluchtpläne waren im Novem-
ber/Dezember [1956]. Und zum zweiten hatte sie noch ihre Mutter und ihre
Schwester, für die sie Verantwortung gespürt hatte [Die Mutter und Schwester
sind 1957 resp. 1958 verstorben.]Die Kinder waren auch noch zu klein. [Der Er-
zähler wurde 1949, seine zwei Brüder 1951 und 1953 geboren, waren also 7, 5
und 3 Jahre alt.] Und letztlich hat sie darauf gehofft, dass die Repressionen nach
dem Volksaufstand nicht so schlimm ausfallen werden und Ungarn halbwegs eine
Demokratie wird. Und 1962, 1963 musste sie einsehen, dass aus ihren Hoffnun-
gen nichts wurde, oder dass sich ihre Hoffnungen langsamer erfüllen werden.
Den späteren Gulaschkommunismus hat sie sehr wohl vorausgeahnt, aber da hat
sie gewusst, dass das zu lang für uns dauern würde. Ich habe z.B. meine Schule
nicht fortsetzen dürfen in der Apáczai Schule. [...] Angeblich wurde 1963 die
Diskriminierung aufgrund der Geburt abgeschafft. Dem war aber nicht so, weil
ich das Gymnasium nicht weiter besuchen durfte. Es hat keine Aufnahmeprüfung
gegeben. Man ist nach der achten Klasse Volksschule in die erste Klasse Gymnasi-
um eingetreten. Ich hatte ein gültiges Zeugnis. Ich wäre berechtigt gewesen. Aber
man hatte gesagt [...], ich weiß nicht was man gesagt hat. Daran erinnerte sich
später meine Mutter auch nicht. Auf jeden Fall haben wir das nicht schriftlich
bekommen, dass ich nicht zugelassen bin. Man hat mich einfach nicht genommen.
Man wollte mich nicht registrieren. [...] Dann ist halt die Amnestie gekommen.
Und die Amnestie erstreckte sich natürlich in erster Linie auf die 56er, aber ent-
hielt auch einen Passus, demzufolge Familienzusammenführungen möglich wur-
den. Das heißt, es gab ziemlich viele Familien, in denen der Vater oder gar die
Mutter geflüchtet war und ein Familienteil, es kann sein, dass es sogar die Kin-
der waren, in Ungarn zurückgelassen wurde. Diese Familien konnten nun zu-
sammengeführt werden. Und es gab nun die Möglichkeit zur legalen Auswande-
rung. Diese Möglichkeit haben auch einige genutzt. Aber das war deswegen
schwer, weil die Länder, in die man auswandern wollte, eine Aufnahmebewilli-
gung erteilen mussten und um so eine Aufnahmebewilligung zu bekommen,
musste jemand die Bürgschaft übernehmen, ein sogenanntes Affidavit. Und diese
Bürgschaft war unter Umständen ziemlich heikel. Stell dir vor für eine Familie
ohne Vater, mit drei kleinen Kindern die Bürgschaft zu übernehmen. Und wir
hatten so ein Glück, dass für uns das übernommen wurde, vermittelt durch die
beste Freundin meiner Mutter, eine Gräfin Meran. [...]Diese Freundin meiner
Mutter wurde die Frau eines Gudenus, Gordian Gudenus, der damals Botschaf-
ter Österreichs in Ägypten war, später langjähriger Botschafter Österreichs im
Vatikan. Gordian und Anna Gudenus haben für uns gebürgt, und Gott sei Dank
mussten wir ihre allfällige Unterstützung nicht in Anspruch nehmen. [...] In
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Österreich kamen wir für einige Jahre im Salzburger Haus von Tante Ferdi-
nande-Nancy-Vetsera, einer Verwandten unter, die natürlich wie wir, genauer:
unsere Mutter, eine Zichy, ebenfalls zum miteinander kreuz und quer verschwä-
gerten österreichisch-ungarischen Hochadel gehörte.“34
Die Amnestie 1963 war ein wesentlicher Schritt der (innen- und au-
ßenpolitischen) Konsolidierung des Kádár Regimes. Da die UNO im De-
zember 1962 auf US-Vorschlag die Behandlung der „Ungarischen Frage“
von der Tagesordnung genommen hatte, sah das System die Zeit reif für
diesen symbolischen Schritt. Man war bestrebt, sich der jüngeren Vergan-
genheit zu entledigen und den Blick in die Zukunft zu richten.Was damit
abgeschlossen war, ist eine wechselvolle Periode, deren Brüche nicht zu-
letzt durch die hier aufgezählten Migrationswellen markiert sind. Die da-
bei über Österreich migrierenden und zu einem beachtlichen Teil in
Österreich gebliebenen ungarischen Migranten bildeten eine dement-
sprechend vielfältige Gemeinschaft, die zwar alle ihre gemeinsamen
Wurzeln hatten, aber den extremen politischen und sozialen Entwicklun-
gen gemäß großteils mit der Integration in ihre neue Heimat und nicht
mit einem Aufrechhalten einer ungarischen Exilgemeinschaft beschäftigt
waren.
Die von mir hier aufgezählten acht Wellen sind also äußerst unter-
schiedlich. 1944/1945 emigrierten über eine Million Personen, bei der ka-
tholischen Migration 1949/1950 wenige hundert. Es handelt sich dabei um
Gruppen, die viel Aufmerksamkeit genossen und genießen, die eine „offe-
ne Grenze der Menschlichkeit“35 erwartete, und so als Teil einer „lebendi-
gen Geschichte“ gelten, und wieder andere, die von breiten Kreisen der
Wissenschaftler und der Öffentlichkeit als Teil einer „toten Geschichte“
angesehen werden.
Wenn man diese Migrationswellen überblickt, fällt auf, dass sie den Pe-
rioden und insbesondere den Periodengrenzen der ungarischen Innenpoli-
tik entsprechen. Diese Vielfalt lässt sich also entlang der innenpolitischen
Entwicklungen in Ungarn anordnen und aufgrund von dort geltenden po-
litischen Zuordnungen (rechts, demokratisch etc.) strukturieren. Das An-
liegen meines Aufsatzes ist zu zeigen, dass diese Migrationen genauso Teil
der österreichischen Geschichte sind. Diese Migrationswellen entsprechen
zwar nicht den politischen Wenden in Österreich (Staatsvertrag, diverse
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34Gespräch mit Univ.-Prof. Pál Deréky (Literaturwissenschaftler) am 19. September 2005.
35Kern, 1959.
Koalitionsregierungen etc.) sondern bedeuteten für Österreich in erster
Linie, dass sie über das Land hinüberschwappten, die sie bildenden Men-
schen also über Österreich weiterwanderten. Diese Migranten waren somit
aber nicht mehr in Ungarn, sondern eben in Österreich, d.h sie funktio-
nierten entsprechend den Regeln hier. Falls sie doch blieben, waren ihre
Vereine hier registriert. Wo diese Migranten hingingen (Innsbruck, Salz-
burg, Graz), was sie dort machten (Zeitschriften herausgegeben, ihre inter-
nationalen Netzwerke aufgebaut und gepflegt) betrifft die Strukturen
Österreichs. Die Spuren ihrer Tätigkeit nach der Emigration betreffen
österreichische Archivbestände. Es betrifft Fragen, wie die offizielle öster-
reichische Politik mit diesem Problem umging.
Emigrationsforschung ist also ein Doppel der Standardgeschichte, eine
direkte (und dabei oft verzerrte) Reflexion. Sie macht das Bild differenzier-
ter. Das Thematisieren der ungarischen Migrationswellen 1945–1963 än-
dert die Perspektive. Da kommt etwas auf die Bühne, was ansonsten hinter
die Bühne verbannt wird. Bekanntes wird in eine neue Struktur geordnet.
Es geht um persönliche Schicksale – wie das aus den für eine wissenschaftli-
che Arbeit ungewöhnlich langen Zitaten aus publizierten und unpublizier-
ten Erinnerungen ersichtlich ist. Diese Personen konnten dank der politi-
schen und gesellschaftlichen Gegebenheiten Österreichs zunächst einmal
überhaupt überleben und konnten sich dann mittel- und langfristig inte-
grieren.
Bei all dem ist aber natürlich klar, dass hier ein nochmaliger Perspekti-
venwechsel angebracht ist. Was die Dynamik der Situation – und zwar so-
wohl auf der ungarischen als auch auf der österreichischen Seite – be-
stimmt, ist die internationale geschichtliche Lage, also der sogenannte
Kalte Krieg. Die aufgezählten Migrationswellen erfüllten eine Rolle ent-
sprechend der Dynamik des Kalten Krieges. Sie nahmen eine Stellung ein,
die für Österreich als „neutrales“ Land essentiell war. Sie waren ein Recht-
fertigungsgrund für Österreich als neutraler, aber mit dem Westen solida-
rischer Staat eine spezifische Rolle zuerkannt zu bekommen. Indem also
beispielsweise in Österreich Personen und Personengruppen mit radikalen
politischen Ansichten und starken historischen Belastungen integriert
wurden, leistete man einen wichtigen Beitrag zur europäischen Friedens-
ordnung.
So bezieht sich die Jahreszahl, die das Ende meiner Betrachtungen mar-
kiert, vordergründig auf ein Ereignis in der Innenpolitik Ungarns. 1963
stellt aber auch im (wechselvollen) Kalten Krieg einen Wendepunkt dar.
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Die atomare Bedrohung bestimmte dieWelt. Die Ära Kennedy ging in den
USA zu Ende. Im nächsten Jahr löste Leonid Breschnew in der UdSSR Ni-
kita Chruschtschow ab. Österreich etablierte sich als Ort der Diplomatie
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Die österreichisch–ungarischen Beziehungen von 1964 bis 1989
1. Vorbemerkungen
Nach dem Zweiten Weltkrieg war Österreich um eine rasche Wieder-
belebung der Beziehungen zu den Nachbarstaaten und somit auch zu Un-
garn bemüht. Dies gestaltete sich jedoch nach der Vertreibung der deutsch-
sprachigen Minderheiten, der Etablierung kommunistischer Diktaturen
und der bald darauf folgenden Errichtung des Eisernen Vorhangs zunächst
sehr schwierig.1 Nach einer kurzen Phase der Annäherung nach Stalins
Tod 1953 und dem Abschluss des Österreichischen Staatsvertrags 1955,2 in-
folgedessen es auch zu einem ersten Abbau des Eisernen Vorhangs kam,
waren die Beziehungen nach der Niederschlagung der ungarischen Revo-
lution 1956 an einem neuen Tiefpunkt angelangt.3 Die erneute Annähe-
rung erwies sich als mühsam. Einer der Hauptgründe dafür war, dass zu-
nächst eine Lösung der offenen vermögensrechtlichen Fragen in weiter
Ferne schien. Für Österreich stellte die Klärung dieser Frage aber eine con-
ditio sine qua non auf dem Weg zu normalen nachbarschaftlichen Bezie-
hungen dar.4 Die folgende Darstellung zur Entwicklung des österrei-
1Fiesinger, 1993. Zur Außenpolitik Österreichs nach 1945 siehe Gehler, 2005. Zur
Ostpolitik im Speziellen Rathkolb, 1995; Suppan–Mueller, 2009.
2Stourzh, 2005; Suppan–Stourzh–Mueller, 2005; Steininger 2005.
3Rauchensteiner, 1981; Schmidl, 2003; Murber–Fónagy, 2006; Gémes, 2008; Kuss-
bach, 2010; zusammenfassend auch Hofmann, 2012.
4Die über das Jahr 1964 hinausreichenden Studien sind in der Regel nicht quellenbasiert.
Zu den österreichisch–ungarischen Beziehungen 1945–1964 siehe folgende Überblicke
Gémes, 2009; Rathkolb, 2010; Gecsényi, 2000; Gecsényi, 2001; Kiss, 2003; sowie die
zeitgenössische politkwissenschaftliche Darstellung Mlynar–Heinrich–Kofler–Stan-
kovsky, 1985. Zu den wechselseitigen Perzeptionen siehe Kremsner, 2002. Für die Zeit
1968–1975 liegt auch ein erster Aufriss unter Berücksichtigung ungarischer Archivquellen
vor. Siehe hierzu den entsprechenden Abschnitt bei Haslinger, 1996.
chisch–ungarischen Verhältnisses von 1964 bis 1989 basiert größtenteils
auf bisher unausgewerteten Archivquellen aus Österreich und Ungarn.
Zudem werden Außenansichten auf den Verlauf der Nachbarschaftsbezie-
hungen, die oftmals erhellend aber auch relativierend wirken können, hin-
zugezogen. Hierfür werden Quellen aus ost- und westdeutscher Prove-
nienz verwendet. Um der gebotenen Kürze Willen wird der Fokus primär
auf politischen Weichenstellungen und Fragen des Grenzregimes liegen.5
2. 1964 als Wendepunkt?
Gemeinhin wird das Jahr 1964 als Wendepunkt in der Entwicklung der
österreichisch–ungarischen Beziehungen im Kalten Krieg angenommen.
In diesem Jahr machte das ungarische Politbüro endgültig denWeg für eine
Regelung der offenen vermögensrechtlichen Fragen frei. Wie sehr Öster-
reich bestrebt war, auch ein sichtbares Zeichen für die Normalisierung der
Beziehungen zu setzen zeigt sich alleine in der Tatsache, dass es die Idee von
Außenminister Bruno Kreisky war, anlässlich der Unterzeichnung des
Vertrages persönlich zu einem offiziellen Besuch nach Budapest zu reisen.
Im Zuge des Besuches wurden neben dem Vermögensvertrag auch
Grenzabkommen unterzeichnet. Eines davon sah die Einsetzung einer
Gemischten Kommission zur Untersuchung von Grenzzwischenfällen
vor. Die Kommission sollte erheblich zu einem entspannteren Umgang mit
und an der Grenze beitragen.6 ImGefolge der Niederschlagung der ungari-
schen Revolution von 1956 hatten westdeutsche Diplomaten das Verhältnis
Österreichs zu Ungarn als eiskalt charakterisiert.7 Nun wurde klar ausge-
sprochen, dass Österreich durch den Besuch Kreiskys in Budapest für die un-
garische Regierung die Tür nach dem Westen und umgekehrt geöffnet hat.8
Bereits in Folgejahr kam Ungarns Außenminister János Péter zu einem
Gegenbesuch nach Wien. Erneut wurde diskret die Lage an der Grenze
angesprochen. Rasch zeigte sich, dass die Minen an der Grenze zu einer
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5Bei dem vorliegende Aufsatz handelt es sich um eine Erweiterung und Vertiefung eines
in bilateraler Kooperation erarbeiteten thesenhaften Artikel zum selben Thema Bara-
nyi–Graf–Krajczár–Lehner, 2014. Für die ergänzenden Recherchen in ungarischen
Archiven bin ich meinem Kollegen Gábor Szilágyi zu Dank verpflichtet.
6Gémes, 2009, 329f.
7PA AA B 23, Bd. 61. Botschafter Mueller–Graaf an Auswärtiges Amt, Wien, 26. No-
vember 1957.
8PAAA B 26, Bd. 424O. Botschafter Löns an Auswärtiges Amt,Wien, 19. Jänner 1965.
„Prestigefrage“ geworden waren. Je mehr die österreichischen Medien
darüber berichteten, umso weniger war man auf ungarischer Seite zu Zuge-
ständnissen bereit. Die Pressefreiheit in Österreich stand natürlich nicht zur
Diskussion. Im Zuge dieses Besuches wurde aber auch eindeutig klar, dass
man auf ungarischer Seite für die Normalisierung der Grenze eine österrei-
chische Gegenleistung in einem anderen Bereich erwartete. Konkret ging es
darum, die Aktivitäten von ungarischen Exil- und Emigrantenorganisationen
in Österreich einzudämmen. Einen besonderen Stachel stellte der Kamerad-
schaftsbund St. Ladislaus dar. Kreisky zeigte hierfür Verständnis und deute-
te an, dass esMittel undWege geben könnte, derartige Organisationen in ih-
rem Wirken einzuschränken.9 Der erste formale Normalisierungsschritt
war mit dem Gegenbesuch von Peter abgeschlossen. Dennoch befand man
sich zu diesem Zeitpunkt erst am Beginn des Normalisierungsprozesses zwi-
schen den beiden Staaten. Die größte Belastung der Nachbarschaftsbezie-
hungen stellten die Lage an der Grenze und die immer wieder auftretenden
Grenzzwischenfälle dar. Sogar auf österreichischem Territorium wurden
Menschen durch abgeschwemmte ungarische Minen verletzt.
Ein derartiges Unglück ereignete sich beispielsweise am 3. Juni 1965, als
ein Bub von einer abgetriebenenMine schwer verletzt wurde und im Kran-
kenhaus landete.10 Tags darauf kam es zu einem Gespräch zwischen Au-
ßenminister Kreisky und dem ungarischen Botschafter István Sebes. Der
namentlich nicht bekannte Verfasser der Aufzeichnung über dieses Ge-
spräch vermerkte, dass dieses teilweise mit einer gewissen Erregung und zum
Teil auch mit erhöhter Stimme geführt wurde. Es kann demWortlaut nach zu
schließen davon ausgegangen werden, dass der österreichische Außenmini-
ster den ungarischen Botschafter lauthals angebrüllt hat. Die folgende signi-
fikante Aussage Kreiskys sei wörtlich zitiert. Auf Ausflüchte und Beschwich-
tigungsversuche des ungarischen Botschafters hatte der österreichische
Außenminister erwidert: Da hilft keine Kommission, das ist eine kriegsmässige
Grenze und Sie tragen die Verantwortung dafür. Ich habe Sie so sehr gewarnt. Sie
haben Prestigegründe vorgeschoben. Was hat ein solches Prestige für einen Sinn.
[…] Sie können mit uns nicht Krieg führen.11
ein musterbeispiel der europäischen entspannung? 263
9 StBKA Länderbox Ungarn 1. Protokoll über die Arbeitssitzung zwischen Bundesminis-
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10Bub von einer abgetriebenen Ungarnmine schwer verletzt. Arbeiter Zeitung, 3. Juni 1965,
1 und 5.
11 StBKA Länderbox Ungarn 1. Unterredung Außenminister Kreisky–Botschafter Sebes,
[3. Juni 1965].
3. Auf dem Weg zur guten Nachbarschaft: Die Entminung
der Grenze, politische Spitzenkontakte und die Anfänge
der grenzüberschreitenden Kooperation
Angesichts derartiger Vorfälle kann keineswegs von einem normalisierten
Nachbarschaftsverhältnis gesprochen werden. Das ungarische Regime er-
kannte schließlich jedoch die Zeichen der Zeit und die Bedeutung der Be-
ziehungen zum neutralen Österreich bei derWeiterentwicklung seiner Be-
ziehungen zu westlichen Staaten und leitete eine Entspannung an der
Grenze ein. Einen Markstein auf demWeg zu entspannteren Beziehungen
über den Eisernen Vorhang hinweg stellte der Besuch von Bundeskanzler
Josef Klaus im Jahr 1967 dar.12
Bis zu diesem Zeitpunkt war es Österreich nicht gelungen, Ungarn zu
einer Beseitigung der technischen Grenzsperren zu veranlassen, obwohl
man gegenüber den ungarischen Vertretern stets ausdrücklich anerkannt
hatte, dass es sich bei den Grenzsperren um eine innerungarische Angele-
genheit handele, solange nicht das Leben und Gut von Österreichern durch Mi-
nen bedroht ist. Daher hatte man die Frage auch nicht zum Gegenstand von Ver-
handlungen gemacht, wohl aber eindringlich darauf verwiesen, das eine wirkliche
Normalisierung eines österreichisch–ungarischen Verhältnisses erst nach der Ent-
fernung der Grenzsperren möglich sei. Auch nach der Selbstauflösung des St.
Ladislaus Kameradschaftsbunds Ende 1966, die auf Anraten des österrei-
chischen Innenministeriums erfolgt war, hatte sich die Lage nur teilweise
gebessert. Teils wurde der Minengürtel rückverlegt, teils durch andere
technische Sperren ersetzt. Die Zusammenarbeit in der Gemischten Kom-
mission zur Untersuchung von Zwischenfällen an der Grenze funktionier-
te bereits klaglos.13
Der Besuch von Bundeskanzler Klaus fand im Mai 1967 statt. Klaus
nutzte sein Gespräch mit dem ungarischen Ministerpräsidenten Jenõ Fock
dazu, erneut auf die Lage an der Grenze und die besondere Bedeutung einer
Lockerung der Grenzsperren für die Grenzbevölkerung hinzuweisen.
Klaus machte klar, worauf er hinaus wollte: Was würde das äußere Bild eines
Erfolges dieses Besuches besser unterstreichen, als ein Erfolg in diesem Bereich. Die
österreichische Seite bitte daher sehr, dieses Anliegen mit Wohlwollen zu prüfen und
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zu unterstützen.14 Focks Ausführungen zu dieser Frage zeigten bereits eine
größere Bereitschaft, die Lage an der Grenze zu entschärfen. Auch in Be-
zug auf die Eröffnung zusätzlicher Grenzübergänge gab sich die ungarische
Seite erstmals verständigungsbereit. Während des Besuchs von Klaus ge-
lang es Außenminister Lujo Tonèiæ–Sorinj, der den österreichischen Re-
gierungschef auf seiner Reise nach Budapest begleitet hatte, schließlich
erstmals in den Kommuniqué–Verhandlungen eine Erklärung zu den Mi-
nen an der Grenze aufzunehmen. Nach den diesbezüglichen Ausführun-
gen von Außenminister Péter hatte der österreichische Außenminister di-
rekt nachgefragt, ob die Äußerungen des ungarischen Außenministers so zu
verstehen seien, daß die Minen beseitigt werde würden, und ob man österreichischer-
seits dies auch gegenüber der Presse erklären könne.15 Dieser bejaht[e] diese Frage,
fügte aber hinzu, daß die Vertreter der österr[eichischen] Regierung beachten mö-
gen, daß es hiebei auch um eine ungarische Prestigefrage gehe. Die Lage für die un-
garische Seite würde erschwert werden, wenn der Eindruck einer österr[eichi-
schen] Einmischung entstünde. Er schlage daher vor zu erklären, daß die
Gemischte Kommission sich mit der Frage der Minen befasse. Tonèiæ–Sorinj
schlug daraufhin vor zu schreiben, dass die ungarische Seite von sich aus erklärt
habe, die Minen zu beseitigen und einen neuen Grenzübergang zu schaffen. Péter
stimmte der Aufnahme einer Passage über einen weiteren Grenzübergang
schließlich zu und erklärte abschließend: Wenn eine entsprechende Formulie-
rung gefunden werde, könnte unter Umständen auch die Frage der Minen im
Kommuniqué Aufnahme finden.16 Das gemeinsame Schlusskommuniqué ent-
hielt dann folgenden Passus: Die ungarische Seite gab Informationen über die
Fortsetzung der Arbeiten, die eine beruhigende Regelung an der Staatsgrenze be-
zwecken. Die österreichische Seite wurde zudem dazu ermächtigt dies so
auszulegen, dass dies eine sukzessive vollständige Beseitigung der Minen an der
österreichisch–ungarischen Staatsgrenze bedeute. Diese Interpretation hin-
sichtlich des Grenzpassus im Kommuniqué verbreiteten der österreichische
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Bundeskanzler im Rundfunk sowie der österreichische Außenminister be-
reits in einem in Budapest geführten Interview.17
Auch wenn dieser Besuch meines Erachtens den endgültigen Wende-
punkt auf dem Weg zu einem in Zeiten der Blockteilung bestmöglichen
Verhältnis darstellte, so waren auch die österreichisch–ungarischen Bezie-
hungen nicht vor Rückschlägen – bedingt durch die Krisen des Kalten
Kriegs – gefeit.18 Die Niederschlagung des „Prager Frühlings“ durch die
Staaten des Warschauer Paktes (ohne Rumänien, aber mit ungarischer Be-
teiligung)19 verursachte eine Verschiebung des Gegenbesuches von Jenõ
Fock, der bereits im September 1968 hätte stattfinden sollen. Der Besuch
fand schließlich im Mai 1969 statt und war den Memoiren von Josef Klaus
zufolge durch den Rückschlag in der Ost–West–Entspannung des Jahres
1968 belastet.20 Im Gegensatz zu anderen sozialistischen Staaten hatte sich
Ungarn aber mit haltlosen Anschuldigungen an Österreich, wie zum Bei-
spiel der angeblichen Einschleusung westlicherWaffen in die Tschechoslo-
wakei, zurückgehalten. Ganz im Gegenteil: Bewusst wurden bald wieder
Signale der Entspannung ausgesandt.21
Seit dem Besuch von Klaus waren die Entminungsarbeiten soweit fort-
geschritten, dass im April 1969 im Rahmen der Grenzkommission erklärt wer-
den konnte, die Grenze werde in absehbarer Zeit völlig entmint sein. Vor allem all
jene Stellen waren bereits gesäubert, wo die Gefahr eines Abschwemmens
der Minen auf österreichisches Gebiet bestanden hatte. Im Ganzen dürften
zumindest zwei Drittel der 360 km langen Grenze bereits minenfrei gewe-
sen sein. Anstelle des Minengürtels wurden jedoch weiter landeinwärts an-
dere technische Sperren neu errichtet.22
1971 war die Grenze vollkommen entmint. Außenministertreffen und
Zusammenkünfte der Staatsoberhäupter Österreichs und Ungarns im
Grenzgebiet wurden zur Regel. Bereits 1970 hatte Bundespräsident Franz
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Jonas Ungarn besucht und somit die Besuchsdiplomatie auf den höchst-
möglichen Level gehoben. 1972 bemerkte das ungarische Staatsoberhaupt
Pál Losonczi gegenüber einem österreichischen Diplomaten, dass die Bezie-
hungen zwischen Österreich und Ungarn noch nie so gut gewesen seien wie jetzt.23
Die kontinuierliche Verbesserung der bilateralen Beziehungen brachte
auch eine Intensivierung der grenzüberschreitenden Kontakte mit sich.
Hierzu – und dies sei als Desiderat benannt – stehen quellengestützte For-
schungen weitestgehend aus. Dieser Bereich bleibt eine der vordinglichsten
Aufgaben der Erforschung der Geschichte der österreichisch–ungarischen
Beziehungen. Jedenfalls war die Lage an der Grenze bereits derart ent-
spannt und die grenzüberschreitenden Beziehungen bereits so intensiv, dass
sie für Misstrauen in der DDR sorgten. Bereits während der Verhandlungen
über den deutsch–deutschen Grundlagenvertrag im Jahr 1972 befürchtete
man, dass die Situation an der österreichisch–ungarischen Grenze als Bei-
spiel für die Gestaltung der deutsch–deutschen Grenze herangezogen wer-
den könnte.24 Insbesondere die regionalen grenzüberschreitenden Kontakte
in Sport und Kultur hatten zu jener Zeit eine deutliche Intensivierung er-
fahren.25 Ein Beispiel für die Kooperation in den Bereichen Kultur undWis-
senschaft sind die seit 1969 in trilateraler Kooperation (Jugoslawien, Öster-
reich und Ungarn) durchgeführten Mogersdofer Symposien, die bis heute
Bestand haben.26 Ebenfalls bis heute Bestand hat das in seiner Gesamtheit
monumentale Editionsprojekt der Ministerratsprotokolle der Habsburger-
monarchie.27 Auf Anregung von Historikern der Ungarischen Akademie
der Wissenschaften, die einem Band zu den Jahren 1914 bis 1918 publiziert
hatten, wurde das Großprojekt ab Ende 1966 von Historikern in Öster-
reich ebenfalls engagiert vorangetrieben und schließlich im Rahmen einer
ein musterbeispiel der europäischen entspannung? 267
23 StBKA Länderbox Ungarn 1.Zl. 32.677–6(Pol)73. Information über die VR Ungarn.
24PA AA MfAA C 3/78, Bl. 1–6. Bericht über die Konsultation zwischen der Abteilung
Westeuropa des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der DDR und der Partner-
abteilung des ungarischen Außenministeriums, gezeichnet Strohmeyer, Berlin, 27. Januar
1972. Der entscheidende Passus auf Bl. 3–4 ist vollinhaltlich abgedruckt inGraf, 2012, 143.
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formalisierten bilateralen Zusammenarbeit gemeinsam in Angriff genom-
men.28 Ohne dem nötigen – in Österreich damals vorhandenen – politi-
schen Willen wäre dies wohl nur schwer möglich gewesen.
4. Dimensionen des „Musterbeispiels“ in der Ära Kreisky:
Die Durchlässigkeit der Grenze
und politische Spitzenkontakte Marke „K. & K.“
Obwohl beide Seiten einige Elemente des bilateralen Verhältnisses als Vor-
wegnahme der Ergebnisse vonHelsinki werteten, lagen die Vorstellungen auf
Seiten Österreichs und Seiten Ungarns hinsichtlich der weiteren Intensi-
vierung der Nachbarschaftsbeziehungen Anfang der 1970er Jahre zum Teil
noch weit auseinander. Während Ungarn danach strebte, den regionalen
Wirtschaftsverkehr zollbegünstigt abzuwickeln, wollte Österreich eine
Regelung über den kleinen Grenzverkehr erreichen, die man mit Jugosla-
wien bereits nach einem entsprechenden Abkommen aus dem Jahr 1967
umgesetzt hatte. Zudem strebte man nach der Errichtung weiterer Grenz-
übergänge und nach der Modernisierung der bestehenden Übergänge. Ein
weiteres Ziel Österreichs war die Abschaffung des Visumszwanges. Hier
verhielt sich die ungarische Seite zunächst sehr zurückhaltend. Man beton-
te, dass man darin zwar kein politisches Problem mehr sehen würde, eine
vollkommene Aufhebung aber derzeit nicht realisierbar sei. Eine solche
hätte zu einem sprunghaften Anstieg der Reisezahlen und einer dement-
sprechenden Überforderung auf ungarischer Seite geführt (Verkehr, In-
frastruktur, Herbergen, Nahversorgung). Visaansuchen wurde zu diesem
Zeitpunkt in der Regel ohnehin bereits relativ kurzfristig und ohne gröbe-
re Komplikationen abgewickelt.29
Für die skeptische DDR–Führung in Ost–Berlin und insbesondere für
die ostdeutsche Staatssicherheit war es beruhigend, dass Ungarn das von
Seiten Österreichs angestrebte Abkommen über die Aufhebung des Vi-
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sumszwanges zunächst um einige Jahre verzögerte.30 Erst als Österreich ei-
nen großzügigen Kredit in der Höhe von 300 Millionen Dollar für den
Ausbau der ungarischen Infrastruktur und der Tourismuseinrichtungen
zur Verfügung stellte, war der Weg für das Abkommen frei.31 Es wurde
1978 geschlossen und trat Anfang 1979 in Kraft.32 In der DDR verfolgte
man diese Entwicklung mit Sorge. Der ungarische Geheimdienst verfügte,
zugegebenermaßen aus fragwürdiger Provenienz, sogar über Informationen,
wonach in der DDR über Restriktionen im Reiseverkehr von der DDR
nach Ungarn nachgedacht wurde, um ein eventuelles Fluchtfenster gen
Westen gar nicht erst aufgehen zu lassen.33 Die ungarische Seite evaluierte
den visafreien Reiseverkehr nacheinem halben Jahr positiv und informier-
te die DDR dahingehend. Aussagen der ungarischen Seite, die freimütig
bekannten: Vielfach machen uns Staatsbürger einiger sozialistischer Länder
mehr Schwierigkeiten als die Österreicher34 – haben mit Sicherheit nicht zur
Beruhigung in Ost–Berlin beigetragen. Von freiem Reiseverkehr konnte
zu jener Zeit indes noch keine Rede sein. In Ungarn bestimmten nach wie
vor Partei und Staatssicherheit darüber, wer in denWesten reisen durfte.35
Ein weiteres österreichisches Ziel, das langfristig verfolgt wurde und erst
nach langen und zähen Verhandlungen im Jahr 1977 erreicht werden
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konnte, war die Errichtung eines, von ungarischer Seite die längste Zeit als
subversiv36 angesehenen, Österreichischen Kulturforums in Budapest.37
Insgesamt hatten sich die Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn
in der Ära Kreisky zu einem Musterbeispiel der europäischen Entspannung
entwickelt. Meilensteine auf politischer Ebene waren insbesondere im regel-
mäßigen Besuchsaustausch auf höchster Ebene zu verzeichnen. Als Kreis-
ky 1973 zum ersten Mal als Bundeskanzler nach Budapest fuhr, waren die
oberwähnten Errungenschaften der 1970er Jahre zum Teil noch kühne
Träume der österreichischen Politik. Auch wenn in zentralen Fragen wie
dem Reiseverkehr oder demKulturinstitut keine Durchbrüche erzielt wer-
den konnten, fand der Besuch in einer guten Atmosphäre statt, in der man
auf das seit 1964 Erreichte zurückblickte. Zu diesem Zeitpunkt blühten
auch die bilateralenWirtschaftsbeziehungen auf: Ungarn war nach der So-
wjetunion zu Österreichs zweitwichtigstem Handelspartner im sozialisti-
schen Lager geworden.38 Von 1965 bis 1975 hatte sich das Handelsvolumen
vervierfacht.39 Ein Aufschwung, der in seinem Ausmaß für beide Seiten
überraschend kam und der – so viel sei vorweggeschickt – nicht lange an-
halten sollte.
Während seines Besuches 1973 lehnte Kreisky noch ein Treffen mit
dem Ersten Sekretär der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei János
Kádár, der kein Staatsamt innehatte, im Hauptquartier der ungarischen
Staatspartei ab.40 Der Kanzler änderte seine Haltung gegenüber Kádár aber
rasch und stattete Ungarn im Sommer 1976 sogar einen Privatbesuch ab,
den er zu Zusammentreffen mit dem ungarischen Ministerpräsidenten
György Lázár und Parteichef Kádár nutzte. Hinsichtlich der bilateralen
Beziehungen soll Kreisky sogar geäußert haben:Die Helsinki–Konferenz war
270 maximilian graf
36MNL OL XIX–J–1–j–Österreich–1976. 26. d. Für diese Information bin ich Melinda
Krajczár und Tamás Baranyi zu Dank verpflichtet. Bericht für die ministeriale Konferenz
über den Fortgang der ungarisch–österreichischen Beziehungen und über die Aufgaben für
die folgenden 3–5 Jahre, 5. Februar 1976.
37Haslinger, 1996, 322f.
38 StBKA, Länderbox Ungarn 1. Protokoll der Besprechungen von Bundeskanzler Dr. Bru-
no Kreisky mit dem Vorsitzenden des Ungarischen Ministerrates Jenõ Fock, Budapest, 28.
und 29.März 1973. Für einenÜberblick zum österreichischen Osthandel sieheResch, 2010.
39Pogány, 2009, 147.
40MNL OL XIX–J–1–j–Österreich–1973. 26. d. Vermerk über den Besuch Kreiskys bei
Genossen Kádár, 28. März 1973.
nicht unseretwegen nötig.41 Im Dezember 1976 – immerhin zwanzig Jahre
nach der Niederschlagung des ungarischen Volksaufstandes – konnte
Kádár seinen ersten offiziellen Staatsbesuch im westlichen Ausland in
Österreich absolvieren.42 Dazu dürfte auch die sich verändernde Bewer-
tung des ungarischen Regimes und der Person Kádár durch die österrei-
chische Diplomatie beigetragen haben. Das fragwürdige Bild vom „Gu-
laschkommunismus“ und von der „lustigsten Baracke“ im sozialistischen
Lager wurde bestimmend. Die vom österreichischen Außenministerium
erarbeiteten Vorbereitungsmaterialien sprechen eine eindeutige Sprache:
Ein unzweifelhaftes Charakteristikum des Aufstieges Ungarns aus dem Elend
der Zeit nach den Ereignissen des Herbstes 1956 zu jenem Ostblockland, das über
den höchsten Lebensstandard verfügt, ist die Tatsache, daß er einem einzigen unga-
rischen Politiker zu verdanken ist, nämlich János Kádár. Dieser vor 20 Jahren als
Verräter und Kollaborateur gebrandmarkte Mann, heute als Vater des „kleinen
Wunders Ungarn“ gepriesen, hat es als bisher einziger kommunistischer Führer der
Nachkriegszeit verstanden, daß „Praxis“ im Sinne Lenins nur regieren mit aber
nicht gegen das Volk bedeuten kann. Die einfache Kádársche Formel „wer nicht ge-
gen uns ist, ist für uns“ hat sehr wesentliche Akzente in jenem Bild des „neuen Un-
garns“ gesetzt, wie es sich heute dem Beobachter präsentiert: das Verhältnis zu den
Religionsgemeinschaften, insbesondere zur katholischen Kirche, kann als sehr gut
angesehen werden. […] Ein Dissidentenproblem gibt es nicht. Das Verhältnis zu
den ethnischen Minderheiten, die im Lande leben, ist ebenfalls gut. Der Kádársche
Weg zum Sozialismus wäre aber bloße Theorie geblieben, hätte er nicht auch auf
wirtschaftlichem Gebiet dem Volk beträchtliche Erfolge gebracht.43
Die Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn wurden in den
österreichischen Arbeitspapieren nun konsequent und explizit als Muster-
beispiel eines freundschaftlichen und gutnachbarlichen Verhältnisses zwischen Staa-
ten unterschiedlicher, gesellschaftlicher und politischer Ordnungen in Europa be-
ein musterbeispiel der europäischen entspannung? 271
41MNL–OL XIX–J–1–j–Österreich–1976. 27. d. 1. t. 003795/10/1976. Vermerk, Betreff:
Inoffizieller Ungarn–Besuch des österreichischen Bundeskanzlers Dr. Bruno Kreisky
(Aufzeichnung des Dolmetschers), 13. September 1976.
42MNL OL M–KS 288. f. 32/b. cs. 1976/175. õ.e. Bericht des Außenministeriums und der
Auswärtigen Abteilung des Zentralkomitees der USAP an das Politbüro über den offiziel-
len Besuch des Genossen János Kádár in der Republik Österreich, 9. Dezember 1976.
43 StBKA, Länderbox Ungarn 2. [Vorbereitungsmappe] Besuch des Ersten Sekretärs des
Zentralkomitees der Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpartei, Mitglied des Präsidialra-
tes der Ungarischen Volksrepublik, János Kádár, in Österreich vom 6-8. Dezember 1976.
zeichnet.44 Wie klang aber die ungarische Wertung der Beziehungen,
wenn Kádár mit anderen osteuropäischen Parteiführern, wie beispielswei-
se mit dem DDR–Staats- und Parteichef Erich Honecker über die Bezie-
hungen seines Landes zum Westen sprach? Wenige Monate nach seinem
Österreich–Besuch fand er dafür folgende Worte:
Wir haben Beziehungen, mit neutralen Staaten, zum Beispiel mit Finnland.
Mit den Finnen gibt es ganz spezielle Relationen. Nebenbei ist das auch ein bißchen
Verwandtschaft. Aber es sind korrekte, gute Verhältnisse, besonders in politischer
Hinsicht. Wir konsultieren uns regelmäßig und stimmen eine Reihe von Dingen ab.
Ein anderes neutrales Land ist Österreich, unser einziger kapitalistischer
Nachbar. Wenn wir irgendwo beweisen wollen, daß wir dazu geeignet sind, in
friedlicher Koexistenz zu leben, dann müssen wir das hier beweisen. Wir haben
jetzt nach vielen Jahren großer Anstrengungen ein geregeltes Verhältnis und arbei-
ten auch auf wirtschaftlicher Ebene zusammen. Auch politisch haben wir unsere
zwischenstaatlichen Beziehungen irgendwie geregelt. Ich war unlängst dort zu Be-
such. Das ging alles recht korrekt und normal vor sich. Das ist ja unsere Politik.
Kreisky brauche ich ja nicht hier vorzustellen. Er ist eine komplizierte Persönlich-
keit, und natürlich ist auch seine Politik kompliziert. Aber es scheint so, als ob sie
jetzt bereit sind, auch die Entspannung mit zu machen. Sie verfolgen die Linie,
daß sie sich bemühen, die Beziehungen mit Ungarn zu vertiefen. Auch Österreich
ist in wirtschaftlicher Beziehung daran sehr interessiert.45
Das klingt erheblich nüchterner und zurückhaltender als die österrei-
chischen Einschätzungen der Zeit. Setzt man Kádárs Worte allerdings in
Verhältnis zu seinem Ausführungen über andere westliche Staaten, so wird
auch hier die vergleichsweise große Bedeutung Österreichs deutlich.
Darüber hinaus ist zu bedenken, dass das Verhältnis Kádárs zur SED–Füh-
rung nie besonders gut gewesen sein dürfte. Dazu dürfte sowohl seine Ab-
lehnung gegen die starke Ideologisierung als auch der Hang der SED zu Be-
lehrungen beigetragen haben. Ob er gegenüber Honecker vollkommen
offen über die ungarische Haltung zu Österreich gesprochen hat, darf da-
her bezweifelt werden. Wenn er jedoch viel Ideologie und Klassenkampf in
seine Ausführungen packte, so war zumindest das Risiko geringer, dass der
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44 StBKA Länderbox Ungarn 2. Offizieller Besuch des Vorsitzenden des Ministerrates der
Ungarischen Volksrepublik György Lázár in Österreich vom 16-19. Mai 1976.
45 SAPMO-BArch DY 30/11488, Bl. 24–25. Stenografische Niederschrift der Verhandlun-
gen der Partei- und Regierungsdelegationen der Deutschen Demokratischen Republik und
der Ungarischen Volksrepublik am 22. und 23. März 1977 in Berlin, im Hause des Zentral-
komitees der SED.
SED–Chef bei seinem nächsten Moskau–Besuch über die ungarische Poli-
tik klagte.46
Wie sehr diese Unterredungen zwischen den Parteichefs der sozialistische
Staaten noch ideologiebeladen waren, zeigen auch seine weiteren Ausfüh-
rungen über Kreisky, als er generell auf die Rolle der sozialistischen und so-
zialdemokratischen Parteien Westeuropas einging: Im Zusammenhang da-
mit möchte ich erwähnen, wie wir die Rolle der europäischen sozialistischen und
sozialdemokratischen Parteien beurteilen. Wir hatten auch mit Kreisky in Wien
ein Gespräch, und in gewissem Sinne haben wir auch eine Vereinbarung getroffen,
mit ihm war es ja leicht, daß in jenen europäischen Ländern, wo die Kommunisten
bzw. die Sozialdemokraten das Programm machen, beide dazu verpflichtet sind,
im Interesse der Entspannung auf staatlicher Ebene zusammenzuarbeiten, weil
sie ja die Staatsmacht vertreten. Aber in der Frage des Klassenkampfes sind wir
natürlich Gegner und bleiben auch Gegner. Natürlich werden wir den ideologischen
Kampf gegeneinander weiterführen. Kreisky war damit einverstanden. Er stellte
gar nicht die Frage, warum wir ideologisch einander gegenüberstehen.47 Eben die-
ses Interesse an der Aufrechterhaltung der europäischen Entspannung und
der bereits gut entwickelten Beziehungen zwischen Österreich und Un-
garn blieb die entscheidende politische Triebkraft auf beiden Seiten des Ei-
sernen Vorhangs. Die Besuchsdiplomatie blieb auch im weiteren Verlauf
der 1970er–Jahre auf hohem Niveau. Sie erfuhr sogar in Zeiten verschärfter
internationale Spannungen keine Einschränkungen. Nach dem NATO–
Doppelbeschluss, dem sowjetischen Einmarsch in Afghanistan 1979 und in-
mitten der schweren Krise in Polen Anfang der 1980er Jahre wurde dieses
Beispiel der europäischen Entspannung konsequent fortgesetzt. Das da-
durch entstehende Bild blieb nicht ohne Rückwirkungen auf seine Wahr-
nehmung durch die nationale und internationale Öffentlichkeit. Von den
Medien auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs wurde immer häufiger
von einer neue „K. u. K–Ära“ gesprochen, womit nun natürlich Kreisky
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46Für die diesbezüglichen Anregungen, die sich mit meinen eigenen Eindrücken aus den
Forschungen an SED–Akten zu den Gesprächen zwischen Vertretern der DDR und Un-
garns decken, bin ich meinem Kollegen Gábor Szilaágyi zu Dank verpflichtet. Zudem sei
an dieser Stelle angemerkt, dass die Erforschung der Beziehungen zwischen der DDR und
Ungarn ein absolutes Desiderat der ansonsten bereits sehr weit gediehenen Forschungen
zur Außenpolitik der DDR darstellt. Vgl. hierzu als besten Überblick Wentker, 2007.
47 SAPMO-BArch DY 30/11488, Bl. 35f.Stenografische Niederschrift der Verhandlungen
der Partei– und Regierungsdelegationen der Deutschen Demokratischen Republik und der
Ungarischen Volksrepublik am 22. und 23. März 1977 in Berlin, im Hause des Zentralkomi-
tees der SED.
und Kádár gemeint waren. Als Kreisky 1981 erneut Ungarn besuchte wur-
de, diese Wendung auch in internationalen Medien popularisiert.48
Bei den wechselseitigen Besuchen standen nun zumeist wirtschaftliche
Themen im Vordergrund. Anfang der 1980er Jahre hingen freilich dunkle
Wolken über der ungarischenWirtschaft. Ein Hauptproblem war die stei-
gende Staatsverschuldung, die jener des bereits bankrotten Polens kaum
nachstand. Diese wurde von österreichischen Wirtschaftsexperten auf-
merksam verfolgt und die österreichische Politik wurde darüber infor-
miert.49 Die österreichische Diplomatie hielt dennoch – nicht zuletzt aus
politischen Gründen – an ihrer These eines stabilen Ungarns fest, wie das
folgende Zitat belegt:Ungarn ist politisch und wirtschaftlich stabil. Bereits heuer
ist der Schuldendienst ohne Rückgriff auf die Reserven gesichert, auch wenn keine
neuen Kredite mehr aufgenommen werden. Das konsequente Voranschreiten der
Wirtschaftsreformpolitik in Richtung auf eine Steigerung der Effizienz und eine
Anpassung an die dem Weltmarkt gegebenen (markt)wirtschaftlichen Realitäten
in Verbindung mit einer verstärkten Leistungsmotivierung des human capital gibt
Anlass zu einer optimistischen Zukunftsprognose, es sei denn, es passiert etwas Un-
vorhergesehenes. Derzeit erscheint aber ein Kurswechsel der ungarischen Politik
oder eine tiefgreifende innenpolitische Krise sehr unwahrscheinlich. […] Eine Ab-
kehr von der Entspannungspolitik und Rückkehr zum Kalten Krieg würde Un-
garn nicht nur durch eine Ausdehnung der Handelsbeschränkungen oder einen
eventuellen Kreditstopp direkt treffen, sondern auch den ungarischen Spielraum
innerhalb eines wieder strafferen Ostblocks verringern. […] Beim Nachlassen des
Polenschockes und einer erfolgreichen Verfolgung der gegenwärtigen ungarischen
Wirtschafts- und Finanzpolitiktendenzen kann mit einer Verbesserung des unga-
rischen credit-standings gerechnet werden.50Wenig überraschend befürwortete
Kreisky daher den ungarischen Beitrittsantrag zur Weltbank,51 der ebenso
wie jener zum Internationalen Währungsfond 1982 erfolgte. Wie groß das
österreichische Interesse an einem finanziell stabilen Ungarn war, wird al-
lein daraus ersichtlich, dass Österreichs Banken einen Anteil von 10 Pro-
zent an der gesamten Westverschuldung des östlichen Nachbarn hatten.52
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48 StBKA Länderbox Ungarn 3. Geschäftsträger a.i. Berlakovich an BMfAA, Budapest,
24. November 1981.
49Ebd., Offizieller Besuch des Herrn Bundeskanzlers in Ungarn, 18. bis 20. November
1981.
50Ebd., Botschaft Budapest an BMfAA, Budapest, 11. November 1981.
51Ebd., Chargé d’affairs a. i. Berlakovich to BMfAA, Budapest, 23. November 1981.
52Pogány, 2009, 159.
5. Vom Ende der Ära Kreisky zur Grenzöffnung 1989
Der erneute Blick in die Akten ostdeutscher Provenienz fördert ein wei-
teres Kuriosum zutage. Bei einer Besprechung der prominenten Vertretern
der USAP und der SED Ende 1983 hielt die ungarische Seite zu den Außen-
beziehungen Ungarns fest: Zu den Nachbarstaaten bestünden gut Beziehungen.
Mit Österreich seien sie besser als mit Rumänien, was ein historisches Paradoxum
[sic!, recte: Paradoxon] darstelle.53 Angesichts des bis heute nicht gänzlich un-
problematischen Verhältnisses zwischen Ungarn und Rumänien, in dem in
Zeiten des Kommunismus bestehende Konflikte bestenfalls nach Außen
hin kaschiert werden konnten, mag diese Feststellung kaum verwundern –
bemerkenswert ist allerdings, wie offen dieser Satz ausgesprochen wurde,
wenn man an die (wie oben bereits gezeigt) häufig ideologieüberladenden
Formulierung in diesen Gesprächsprotokollen denkt.
Eine aktengestützte Forschung zu den Jahren zwischen dem Ende der
Ära Kreisky 1983 und dem Ende des Kalten Kriegs im annus mirabilis 1989
war bisher kaum möglich. Die positive Entwicklung der Nachbarschafts-
beziehungen wurde auch nach dem Ende der Ära Kreisky fortgesetzt.
Kreiskys Nachfolger als Bundeskanzler, der gebürtige Burgenländer Fred
Sinowatz setzte sogar ein ausdrückliches Ausrufezeichen, indem er 1983 sei-
nen ersten offiziellen Auslandsbesuch Ungarn – und nicht wie bisher üb-
lich der Schweiz – abstattete. Ungarischerseits war man der Ansicht, dass
Österreich angesichts der internationalen Spannungen den gutnachbarlichen
Beziehungen große Bedeutung beimesse.54 Die rege Besuchsdiplomatie
wurde sowohl in der Regierungszeit Sinowatz’ auch unter der erneuten
Großen Koalition aus SPÖ und ÖVP ab 1987 fortgesetzt.55 Ein weithin
sichtbares Zeichen für die enger werdende Kooperation war die anlässlich
des Besuches von Bundeskanzler Franz Vranitzky (SPÖ) 1987 bekannt ge-
gebene Absicht, gemeinsam die EXPO 1995 auszurichten. Ein Projekt, das
an dem negativen Ausgang einer Volksbefragung in Wien 1991 schließlich
scheiterte.56 Ein bestimmendes Thema im Rahmen dieses Besuchs war aber
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53 SAPMO-BArch DY 30/11490, Bl. 29. Niederschrift über das Gespräch des Genossen
Hermann Axen, Mitglied des Politbüros und Sekretär des ZK der SED, mit Genossen
Mátyás Szûrös, Sekretär des ZK der USAP, am 30. November 1983, Berlin, 2. Dezember 1983.
54ÁBTL 1.11.4. Serie II, K–V/83. Vermerk, Ministerium des Innern, Abt. III/I–6. 14. De-
zember 1983, betr.: Budapest–Reise von Bundeskanzler Sinowatz.
55Für eine Aufstellung der bilateralen Besuchskontakte, siehe Kremsner, 2002, 609f.
56Rathkolb, 2010, 223–225.
auch die rückläufige Entwicklung des bilateralen Handels.57 Nachdem sich
deren Volumen in den vergangen zehn Jahren verdoppelt hatte, war seit
dem Rekordergebnis von 1985 ein starker Rückgang eingetreten. Dies war
zu einem Gutteil durch das Auslaufen von Großprojekten bedingt. Aber
sogar die ungarische Seite hatte die eigene schlechte Wirtschaftslage sowie
den Ölpreisverfall als Ursachen mit ins Treffen geführt.58 Nach 1982/83
hatte Ungarn auch im Jahr 1986 Importrestriktion erlassen müssen, um das
Handelsbilanzdefizit nicht noch weiter ausufern zu lassen.59 Der Tenor der
österreichischenMedien lag aber auf der bereits für das kommende Jahr er-
warteten weiteren Erleichterungen beim Grenzübertritt. Die Arbeiter Zei-
tung titelte auf Seite eins: „Jetzt sollen Grenzen nach Ungarn noch offener
werden“.60 Die diesbezüglichen ungarischen Ankündigungen wurden dann
auch prompt umgesetzt.
6. Die Grenzöffnung in Langzeitperspektive:
Der Tourismus zwischen Österreich und Ungarn hatte sich infolge des
Abkommens über den visumsfreien Reiseverkehr intensiviert.61 Von größe-
rer Bedeutung waren aber die (zunächst primär wirtschaftlichen) Reformen
in Ungarn. Ab 1988 erhöhte sich in Ungarn das Reformtempo merklich
und das Spektrum der Reformen weitete sich erheblich aus. Seit Jahresbe-
ginn 1988 konnten alle Staatsbürger den sogenannten „Weltpass“ beantra-
gen und frei in den Westen reisen. Dies führte dazu, dass bald hunderttau-
sende Ungarn als Einkaufstouristen nach Österreich kamen.62 Das über das
Burgenland hereinbrechende Verkehrschaos, bedingt durch die zumeist
Richtung Wien strebenden Wagenkolonnen aus Ungarn, schmälerte aber
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57MNLOLXIX–J–1–j–Österreich–1987. 27. d. Bericht für das Politbüro und für denMi-
nisterrat über den Ungarnbesuch des österreichischen Bundeskanzlers Dr. Franz Vranitzky
(Budapest, 29–30. September 1987.). 2. Oktober 1987.
58 Ilse Brandner-Radinger, Unsere Grenze nach Ungarn soll jetzt bald noch offener wer-
den. AmWeltausstellungsprojekt hängen auch politische Erwartungen. Arbeiter Zeitung, 1.
Oktober 1987, S. 3.
59Pogány, 2009, 147.




bald die Euphorie über die ein weiteres Stück offener gewordene Grenze.63
Der ungarischen Seite war indes auch klar, dass man in Österreich in wirt-
schaftlicher Hinsicht mit der jüngsten Entwicklung des Reiseverkehrs zu-
frieden war. Der Grund lag auf der Hand: Die ungarischen Touristen ga-
ben zu dieser Zeit erheblich mehr Geld in Österreich aus als umgekehrt.64
Im Frühjahr 1989 wurde mit dem Abbau der technischen Grenzsperren
an der österreichisch–ungarischen Grenze begonnen.65 Die Bilder von den
Abbrucharbeiten imMai, von den beiden Außenministern Alois Mock und
Gyula Horn bei der inszenierten Durchschneidung des Eisernen Vorhangs
im Juni und jene vom Paneuropa–Picknick im August 1989 waren hochgra-
dig dafür verantwortlich, dass sich die Fluchtbewegung der DDR–Bürger
ausweitete. Der Alptraum der DDR, vor dem man sich in Ost–Berlin seit
Anfang der 1970er Jahre fürchtete, wurde mit der Grenzöffnung im Sep-
tember 1989 zur Realität.
Ohne die Entwicklung der österreichisch–ungarischen Beziehungen in
den 1970er und 1980er–Jahren wären Bilder wie jenes von Mock und Horn
an der Grenze undenkbar gewesen. Es gab natürlich zahlreiche weitere
gute Beispiele der europäischen Entspannung im Kalten Krieg und in vie-
len Fällen konnten Ost–West–Beziehungen zu guten Beispielen der „fried-
lichen Koexistenz“ ausgestaltet werden.66 Was die Beziehungen zwischen
Österreich und Ungarn aber so besonders machte, war, dass dies trotz einer
gemeinsamen Grenze am Eisernen Vorhang gelang, die sukzessive durch-
lässiger wurde. Daher vertrete ich die Ansicht, dass hier von einem Mus-
terbeispiel der europäischen Entspannung im Kalten Krieg gesprochen
werden sollte.67
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berichts, nur Bruchstück, signiert „Mészöly“.
65Zur Grenzöffnung umfassend und detailliert Oplatka, 2009.
66Villaume–Westad, 2010.
67Aufgrund der im Band folgenden Beiträge zu den Entwicklungen 1988/89 wird auf eine
ausführlichere Darstellung hierzu verzichtet. Diese in den letzten beiden Absätzen ab-
schließend aufgestellte These beruht auf jahrelangen Forschungsarbeiten, deren Ergebnis-
se Großteils vor ihrer Veröffentlichung stehen. Siehe hierzu ausführlicher und mit
umfassenden Quellenbelegen Graf, 2014; Graf, 2015; Baranyi–Graf–Krajczár–Leh-
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SOZIALE VERÄNDERUNG IN DER UNGARISCHEN
UND ÖSTERREICHISCHEN GESELLSCHAFT
DER K(REISKY)- UND K(ÁDÁR)-ÄRA1 UND DANACH
1. Einführung
In der modernen Geschichte Ungarns und Österreichs und im Wandel
ihrer sozialen Verhältnisse gibt es viele gemeinsame Punkte sowie zahlrei-
che starke Abweichungen. Die Entwicklungswege der beiden Staaten
trennten sich nach dem Ende des ErstenWeltkriegs und dem Zerfall der k.
u. k. Monarchie, mit dem Entzweireißen Europas 1945 nahm dieser Pro-
zess einen noch markanteren Verlauf. Trotz verschiedener Regierungsfor-
men und wesentlicher Unterschiede in der sozialwirtschaftlichen Ord-
nung, spielten sich in vielen Belangen ähnliche Vorgänge ab, jedoch
zeitversetzt und mit bedeutenden qualitativen Unterschieden. Diese führ-
ten Ende des 20. Jahrhunderts letztendlich zu beachtlichen Differenzen in
der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der untersuchten Länder.
In meinem Aufsatz analysiere ich nur einige Abschnitte und Fragen die-
ser durchaus komplexen Vorgänge. Hauptsächlich gehe ich der Frage nach,
welche Eigenheiten, Unterschiede und Gemeinsamkeiten die österreichi-
schen und ungarischen sozialen Veränderungen zwischen 1960 und 1990
und insbesondere in der K(reisky)- und K(ádár)-Ära aufweisen. Die inhalt-
lichen Punkte der Analyse sind: demografische Entwicklung, Sozialstruk-
tur (Beschulung, Ausbildung, Beschäftigung), Konsum und Wohlstand.
Zur Einführung sollen die historischen Umstände und die wichtigsten
Kennzeichen der politischen Laufbahn der im Titel erwähnten Politiker
zusammengefasst werden.
1Die Studie ist mit der Unterstützung des MÖB Collegium Hungaricum Wien




Nach dem Zweiten Weltkrieg waren beide Länder besetzt und in
Trümmern, dennoch konnte der Wiederaufbau trotz unterschiedlichen
Entwicklungsstandes und ungleichen wirtschaftlichen Hintergründen re-
lativ rasch bewerkstelligt werden.
Nach dem Abschluss des Staatsvertrags im Jahre 1955, womit die Unab-
hängigkeit in Österreich wieder hergestellt und die Neutralität postuliert
wurde, waren die Hindernisse für eine schnelle Regenerierung aufgehoben
und Wirtschaftswachstum wurde möglich. Während dieser Konjunktur-
periode3 entfaltete sich eine Wirtschaft, die eine der schnellsten Entwick-
lungen Europas durchmachte.
In Ungarn überschattete der Ausbau der staatssozialistischen Ordnung
Ende der 1940er Jahre eindeutig die soziale und wirtschaftliche Nach-
kriegsrekonstruktion.4 Der Staat versuchte mit wenig Erfolg, die Rolle des
Wettbewerbs und des Marktes zu übernehmen. In den 1950er Jahren hatte
die Gestaltung der sozialistischen Planwirtschaft und Plananarchie zur
Folge, dass mit den Ressourcen verschwenderisch verfahren wurde. Die er-
zwungene Industrialisierung diente den Vorbereitungen für den nächsten
Weltkrieg und die Revolution von 1956 führte im gesellschaftlichen wie
auch wirtschaftlichen Sinne zu schweren Verlusten.
In Österreich begann schon in der zweiten Hälfte/Ende der 1950er Jahre
ein Wirtschaftswachstum und der Ausbau der Wohlstandgesellschaft
führte zur Konsolidierung der sozialen Verhältnisse, was auch die 1960er-
und – mit einem vorübergehenden kleinen Rückfall aufgrund der Ölkrise –
die 1970er-Jahre kennzeichnete.
In Ungarn waren jedoch für die ersten zehn Jahre nach der Revolution
von 1956 die Vergeltung und die Stärkung der Macht von János Kádár be-
zeichnend. Die gewaltsame und für die Gesellschaft traumatische Kollekti-
vierung, die Zerstörung der auf bäuerlichem Privateigentum beruhenden
sozialwirtschaftlichen Verhältnisse und die Einführung der Produktivge-
nossenschaft mit kollektivem Eigentum schlossen die Vorbereitung der
Konsolidierung der Kádár-Epoche Anfang der 1960er-Jahre ab.
Das bedeutete auch, dass in Ungarn von nun an der Staat oder die Ge-
nossenschaft der uneingeschränkte Eigentümer der Güter der Einkom-
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2Romsics, 1998; Tálos, 1995, Mantl, 1992.
3Butschek, 2004, 262.
4Kornai, 1993, 488–630; Kaposi, 2001, 345–427.
mensproduktion war. In der Folge kam es zu einer radikalen sozialen Um-
strukturierung.
Staatseigentum gab es auch in der österreichischenWirtschaft, jedoch ka-
men marktwirtschaftliche Prinzipien zur Anwendung und auch die Tätig-
keit der Privatunternehmen war durch die Marktwirtschaft bestimmt. In
Ungarn versuchte man in den 1960er-Jahren die markt- und planwirtschaft-
lichen Gegebenheiten aufeinander abzustimmen, doch behielt die bürokrati-
sche Koordination3 Oberhand, obwohl die Privatinitiative, erst verborgen,
dann Anfang der 1980er Jahre bereits offiziell, in sozialen sowie wirtschaftli-
chen Prozessen eine immer wichtigere Rolle spielte. Die Veränderungen in
Ungarn wurden auch von der Wende um 1989/90 und dem Übergang vom
Staatsozialismus zu markwirtschaftlichen Verhältnissen beeinflusst.
3. Politischer Lebenslauf, politische Bedingungen
Die Beurteilung von Bruno Kreisky (1911–1990) und vor allem János
Kádár (1912–1989) ist sehr widersprüchlich. Die Nachwelt bewertet diese
Politiker sehr unterschiedlich und diskutiert mit wechselnder Intensität
über die politische Praxis, politische Auswirkung und Ergebnisse ihrer Tä-
tigkeiten. Sie waren Mitglieder derselben politischen Generation, zwar aus
verschiedenen Ländern, doch manchmal beeinflusst von ähnlichen politi-
schen Sozialisationserlebnissen (Illegalität, Antifaschismus, Zweiter Welt-
krieg, Kalter Krieg, Entspannung in der Politik). Anfangs waren sie auf
verschiedenen Posten tätig, später nahmen sie für längere Zeit – Kreisky
von 1970–1983, Kádár zwischen 1956 und 1988 – als führende Personen an
der Leitung der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Prozesse ihrer
Länder teil.
Beide waren links gestimmt. Kreisky war ein Politiker des demokrati-
schen und Kádár des alleinherrschaftlichen, diktatorischen Systems.
Kreisky hatte eigentlich eine regelgerechte politische Laufbahn, Kádár bei
weitem nicht. Beide hatten politische Fähigkeiten, und beide waren für ge-
wisse Zeit einflussreich, wovon über eine längere Zeit hinweg Auswirkun-
gen zu verspüren waren. In ihrer Zeit begannen Modernisierungsvorgän-




4. Demografische Merkmale der ungarischen
und österreichischen Gesellschaft zwischen 1960 und 1990
Bezeichnend war in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts das gemä-
ßigte Wachstum der österreichischen Bevölkerung. 1950 hatte das Land
nur 6,9 Millionen Einwohner, 1970 hingegen bereits 7,5 Millionen und 20
Jahre später, 1990, stieg die Zahl auf über 8Millionen. 2007 lebten in Öster-
reich 8,3 Millionen Menschen.
Tabelle 1









1961 7.064.693 – – – –
1974 7.605.760 1961–1974 541.067 372.437 168.630
1988 7.576.760 1974–1988 -29.441 -28.142 -1.299
1994 7.928.746 1988–1994 352.427 53.694 298.733
2002 8.038.911 1994–2002 110.165 36.872 73.293
Quelle: Statistisches Jahrbuch 1961, 1974, 1988, 1994, 2002.
Im Gegensatz zur Mehrheit seiner Nachbarn (auch zu Ungarn) war das
Wachstum der Bevölkerung niedrig, aber positiv: 2-3‰. Die voraussichtli-
che Lebenserwartung bei der Geburt war relativ hoch: 76 Jahre bei den
Männern, 82 Jahre bei den Frauen.
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Tabelle 2

























1960 9.961.544 146.461 14,7 101.525 10,2 44.936 4,5
1970 10.322.432 151.819 14,7 120.197 11,6 31.622 3,1
1980 10.701.063 148.673 13,9 145.355 13,6 3.318 0,3
1990 10.381.959 125.679 12,1 145.660 14,1 -19.981 -1,9
2001 10.078.138 97.047 9,5 132.183 13,0 -35.136 -3,4
2010 9.994.000 82.796 9,0 118.078 13,0 -35.282 -3,9
Quelle: Volkszählung, Statistisches Jahrbuch Ungarns 1960, 1970, 1980, 1990, 2001, 2010.
Erkennbar ist, dass „zwischen den Volkszählungen 1951 und 1991 der
Anteil der unter 15-jährigen von 22,9 auf 17,4 Prozent der Gesamtbevölke-
rung zurückging, während der Anteil der 60-jährigen und Älteren von 15,6
auf 20,1 Prozent anwuchs (der Anteil der über 75-jährigen verdoppelte
sich)“.4Wie die ungarische Gesellschaft ist auch die österreichische überal-
tert, allerdings verläuft der österreichische Prozess weniger dynamisch. In
Ungarn verringerte sich zur selben Zeit die Zahl der unter 15-jährigen um
die Hälfte, dafür verdoppelte sich jene der über 60-jährigen.5
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Tabelle 3
Altersverteilung der Bevölkerung Österreichs von 1951–1991
(in Prozent)
Jahr unter 15 Jahre 15-65 Jahre über 65 Jahre
1951 22,9 68,5 10,6
1971 24,3 61,5 14,2
1991 17,3 67,5 15,3
Quelle: Sandgruber: Ökonomie und Politik, 500.
Tabelle 4
Altersverteilung der Bevölkerung Ungarns von 1970–1991 (in
Prozent)
Jahr unter 14 Jahre 15-59 Jahre über 60 Jahre
1970 21,2 61,9 16,9
1980 21,9 61,0 17,1
1990 20,6 60,6 18,8
Quelle: Statistisches Jahrbuch Ungarns 1970, 1980, 1990.
Auf dem Gebiet des Familienstandes fallen die demografischen Trends
der beiden Länder zusammen. Das traditionelle Familienbild rückte in der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts allmählich in den Hintergrund und die
Zahl der Lebensgemeinschaften wuchs enorm an. Ab den 1980er- und
1990er-Jahren nahm mit dem neuen Familientypus und dem veränderten
Lebensstil die Zahl der Alleinlebenden und Singles zu. In Ungarn war die


















































































































1971 1.929.0 587.7 29.1 1.064.6 23.1 224.4 14.3 32.0
1981 1.986.3 568.5 48.9 1.078.9 32.9 257.3 17.1 31.1
1991 2.109.1 599.9 88.3 1.046.4 51.8 322.8 21.9 32.6
2001 2.206.2 648.1 123.7 982.8 99.6 351.9 26.1 35.0
Quelle: Statistisches Jahrbuch 1971, 1981, 1991, 2001.
Tabelle 6
Familienstand in Ungarn zwischen 1970-2005 (%)
Familienstand
Männer über 15 Jahren Frauen über 15 Jahren
1970 1980 1990 2001 2005 1970 1980 1990 2001 2005
Ledig/
Unverheiratete
24,6 22,0 25,1 32,9 35,3 17,2 13,8 15,9 22,1 24,0
Verheiratete 69,9 70,8 64,6 55,6 52,4 63,8 64,4 58,1 49,4 46,5
Witwer/Witwe 3,2 3,5 3,9 3,8 4,3 15,3 16,3 17,8 18,5 18,9
Geschieden/e 2,2 3,7 6,4 7,7 8,1 3,8 5,6 8,2 10,0 10,6
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
Quelle: Statistisches Jahrbuch Ungarns 2005.
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2003 lebte 66% der österreichischen Bevölkerung in Städten, dieser Pro-
zentsatz stieg praktisch ständig.6 Die österreichischen Städte waren im Ge-
gensatz zu Ungarn wirkliche urbane Sozialräume. Auch in Ungarn verlief
die Urbanisierung in der untersuchten Periode dynamisch. 1990 lebten be-
reits zwei Drittel der Einwohner in Städten, jedoch fand in den Jahrzehn-
ten nach der Wende wegen des wirtschaftlichen Strukturwechsels eine
Umkehrung statt. Die Zahl der auf dem Land lebenden Bevölkerung stieg
an, die der Stadtbewohner sank.
Die demografischen Veränderungen der ungarischen Gesellschaft im
20. Jahrhundert sind in zwei Phasen einzuteilen: Zwischen 1949 und 1980
stieg die Zahl der Einwohner von 9,2 auf 10,7 Millionen, also um 1,5 Millio-
nen Menschen. Dem folgte ein natürlicher Geburtenrückgang zwischen
1980 und 2000 und somit sank die Zahl der Bevölkerung um 0,6 Millionen
Menschen. Die Rate des Rückgangs betrug jährlich durchschnittlich
3-4‰. Die voraussichtliche Lebenserwartung von Männern und Frauen
stieg an, doch blieb sie unter dem europäischen, wie auch dem österreichi-
schen Durchschnitt. Dies war eine sichtbare Folge des unterschiedlichen
Lebensniveaus.
Die Zusammensetzung der ungarischen Gesellschaft nach Geschlech-
tern ist von einem hohen Feminitäts-Index gekennzeichnet, was haupt-
sächlich mit der unterschiedlichen Lebenserwartung von Männern und
Frauen zu erklären ist.
Zusammenfassend kann man feststellen, dass die demografischen Gege-
benheiten und Merkmale der österreichischen Gesellschaft zwischen 1960
und 1990 günstiger waren als jene der ungarischen. In beiden Ländern ver-
ringerte sich die Zahl der Geburten, in Österreich aber nur gemäßigt,
gleichzeitig fiel dort die Morbiditätsrate vorteilhafter aus als in Ungarn.
Dies war einer der Gründe, warum es in Ungarn einen natürlichen Rück-
gang und in Österreich einen natürlichen Anwuchs der Bevölkerungszahl
gab. Die abweichende Entwicklung beeinflusste offenbar auch die unter-
schiedliche Rolle und Stellung des Landes in der internationalen Wande-
rungsbewegung. Österreich als offenes Land war immer ein Zielland, Un-
garn hingegen war nach dem Fall des Eisernen Vorhangs erst ein
Transitland und wurde später ein Zielland. Die Zahl der Einwanderer in
Ungarn war im Verhältnis zu Österreich geringer.
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5. Die Richtung und Merkmale der sozialen Veränderungen –
Beschulung, Beschäftigungsverhältnisse, Gesellschaftsstruktur
Die Veränderungen der sozialen Strukturen beeinflussen sämtliche Be-
reiche. Die traditionelle Annäherung hebt die Rolle der Beschulung, der
Ausbildung, des Berufs hervor, die neueren Interpretationen betonen dane-
ben auch, welche Rolle das Milieu, die Lebensweise, und der Konsum in der
sozialen Schichtung spielt. Diese Faktoren übten in den beiden Ländern auf
verschiedene Art und Weise ihre Wirkung aus. Im Falle von Ungarn darf
man nicht vergessen, dass im staatsozialistischen System die sozialen Struk-
turveränderungen durch die Politik, politische Absichten, politischenWil-
len und politische Entscheidungen ernsthaft mitbestimmt wurden.
Wenn man der traditionellen Strukturanalyse folgt, ist gut zu erken-
nen, dass sich im Bereich der Beschulung in der österreichischen und auch
in der ungarischen Gesellschaft ähnliche Trends durchsetzten. Die Chan-
cenungleichheit im Unterrichtswesen, vor allem im Grundschulsystem,
wurde geringer. Die Chance auf einen Grundschulabschluss wuchs stetig
und damit auch die Möglichkeit auf einen Mittel- und Hochschulab-
schluss. In beiden Gesellschaften stieg das Ausbildungsniveau bedeutend.
Die Zahl der nur über einen Grundschulabschluss verfügenden Einwohner
sank auf ein Minimum und der Anteil jener mit Mittel- und Hochschulab-
schluss stieg an. Im Bereich der österreichischen und ungarischen schuli-
schen Ausbildung war der größte Unterschied in Bezug auf den Hoch-
schulabschluss zu sehen. Als in Österreich der Anteil der Diplomanden
1990 16,8% betrug (unter den über 15-jährigen), sah es in Ungarn mit 10,7%
schlechter aus. Ein großer Unterschied war ebenfalls, dass in der Kádár-
Epoche 3-4% der jungen Erwachsenen (zwischen 15-29 Jahren) keinen
Grundschulabschluss hatten. Die Zahl dieser Gruppe stieg in der postkom-
munistischen Zeit weiter an und dies führte infolge zu solch gravierenden




Höchste abgeschlossene Schulbildung von 1951–1990 in Öster-
reich (in % der Bevölkerung ab 15 Jahre)
Jahr Universität Höhere Schule Mittlere Schule Pflichtschule
1951 1,7 4,9 6,9 86,8
1971 2,1 5,8 7,0 85,1
1990 5,0 11,8 9,2 74,0
Quelle: Volkszählung, Statistisches Jahrbuch 1951, 1971, 1990.
Tabelle 8
Höchste abgeschlossene Schulbildung von 1949–1990 in Un-
garn (in % der Bevölkerung ab 15 Jahre)
Jahr Universität Mittlere Schule Pflichtschule
1949 1,7 5,5 20,6
1970 4,2 15,5 51,4
1990 10,1 29,2 78,1
Quelle: Volkszählung, Statistisches Jahrbuch Ungarns 1949, 1970, 1990.
Die Verteilung der österreichischen Erwerbstätigen in den verschiede-
nen Wirtschaftszweigen war schon zwischen 1950 und 1960 ausgegliche-
ner. Nicht die Landwirtschaft, sondern die Industrie beschäftigte die
Mehrzahl der Arbeiter und ihre Anzahl im Dienstleistungssektor war
ebenfalls hoch.
Der Rückgang der Bevölkerungszahl im landwirtschaftlichen Sektor
war auch in Österreich enorm, doch nicht der Industrie-, sondern der
Dienstleistungssektor expandierte bereits in den 1960er und 1970er Jahren
erheblich. Der Anstieg der Zahl der Beschäftigten in diesem Sektor wurde
um die Jahrhundertwende zum entscheidenden Faktor.
In Ungarn kam es zu einer bedeutenden Veränderung der Verteilung
der aktiven Erwerbstätigen in den unterschiedlichen Wirtschaftszweigen.
1949 arbeitete noch die Mehrheit der aktiven Erwerbstätigen in der Land-
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wirtschaft, 1970 hingegen bereits in der Industrie. Dass dies eine dynami-
sche Veränderung war, zeigt auch die Verringerung der landwirtschaftli-
chen Erwerbstätigen zwischen 1940 und 1970 um mehr als die Hälfte, im
Gegensatz dazu war die Zahl der Beschäftigten im Industriesektor doppelt
so hoch. Zwischen 1970 und 1995 sank die Anzahl der aktiven Erwerbstäti-
gen in beiden Zweigen. 1995 arbeiteten nur noch 8,6% der aktiven Beschäf-
tigten im Landwirtschaftssektor. Davon, dass es sich um eine Industriali-
sierung in der Art des 19. Jahrhunderts handelt, bezeugt auf indirekte
Weise die Tatsache, dass die Zahl der Beschäftigten im Dienstleistungssek-
tor 1949 viel niedriger war als acht Jahre zuvor und sie bis Mitte der 1960er-
Jahre stetig abnahm. Danach kam es zwar zu einem Anstieg, der Stand von
1941 konnte 1980 aber nicht mehr erreicht werden. Die Zahl der Beschäf-
tigten unter den aktiven Erwerbstätigen im Handels- und Verkehrssektor
stagnierte oder stieg zwischen den 1950er- und 1970er-Jahren nur kaum,
eine Zunahme auf beiden Gebieten lässt sich ab den 1980er-Jahren erken-
nen. Der Anteil der Beschäftigten im Bereich des Gesundheitswesens und
kulturellen Lebens stieg ab 1949 stetig an.
Anhand der Daten lässt sich feststellen, dass in Ungarn zwischen 1949
und 1980 der Anteil der aktiven Erwerbstätigen zunahm, ab den 1980er-
Jahren bis zur Gegenwart aber rückläufig war/ist. Im Hintergrund des An-
stiegs stand die Industrialisierung sowie das Doppelversorgermodell in den
Familien. Zum Rückgang führte die dynamische Zunahme der inaktiven
Erwerbstätigen (Rentner, Frauen auf Erziehungsurlaub) sowie die Massen-
arbeitslosigkeit nach 1990.
In Österreich erhöhte sich der Anteil der aktiven Erwerbstätigen in
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts kontinuierlich, aber mit abwech-
selnder Dynamik. Nach dem Krieg musste man mit hoher Arbeitslosig-
keit kämpfen, die wiederum durch den wirtschaftlichen Aufschwung
verringert wurde. Nach den 1970er-Jahren war jedoch wieder ein Anstieg
zu beobachten. Die Zahl der Unterhaltenden ging zurück, wobei im Ge-
gensatz dazu der Anteil der aktiven Erwerbstätigen anstieg. Die Erweite-




Erwerbspersonen nach Wirtschaftssektoren von 1961–2003 in
Österreich























1951 1.092.6 32.6 1.256.9 37.6 997.7 29.8 3.347.1
1961 776.4 23.0 1.394.1 41.4 1.199.3 35.6 3.369.8
1971 436.5 13.9 1.352.2 43.2 1.344.4 42.9 3.133.1
1981 290.5 8.5 1.398.5 41.0 1.722.5 50.5 3.411.5
1991 258.5 7.2 1.331.2 37.0 1.966.2 54.7 3.596.1
2003 214.9 5.4 1.173.5 29.6 2.578.9 65.0 3.967.3
Quelle: Felix Butschek: Vom Staatsvertrag zur Europaischen Union. Österreichische Wirtschaftsgeschichte
von 1955 bis zur Gegenwart. Wien, Köln, Weimar, 2004, 262.
Die Daten der Beschäftigungs- und Tätigkeitsstruktur zeigen, dass Un-
garn sein früheres Agrarprofil in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts
verloren hatte und sich zu einem Industrieland entwickelte. Die Art und
Weise der Industrialisierung konservierte jedoch die relative Rückständig-
keit in vielen Bereichen und dies führte zu einer ungleichen Modernisie-
rung. Die österreichische Gesellschaft verkraftete die Veränderung ohne
große Erschütterung. Als sich in Ungarn noch eine eigentümliche Indu-
striegesellschaft entwickelte, entfaltete sich in Österreich bereits die post-
industrielle Gesellschaft. In Ungarn waren die Voraussetzungen dafür erst
nach einem Jahrzehnt nach der Wende geschaffen.
Ein wichtiger Unterschied im Hinblick auf die Berufsschichtung in
Österreich war, dass während der ganzen Epoche der Anteil der selbständi-
gen Berufstätigen im Handels- und Agrarbereich, im Dienstleistungssek-
tor, und in der Industrie beträchtlich blieb, während in Ungarn die Ver-
staatlichung Ende der 1940er Jahre und die gewaltsame Kollektivierung
Anfang der 1960er Jahre die Zahl der selbständigen Kleinbesitzer auf ein
Minimum senkte. Ihr Anteil unter den aktiven Erwerbstätigen betrug zwi-
schen 1960–1980 insgesamt 4-5%. Diese Situation änderte sich erst nach
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der Wende, als in nur wenigen Jahren Hundertausende Menschen selb-
ständige Unternehmer mit wechselndem Erfolg wurden.
1. Figur
Die Verteilung der Bevölkerung in Ungarn nachWirtschaftsak-
tivität von 1980–1996 (%)
Quelle: Statistisches Jahrbuch Ungarns 1980, 1990, 1996.
Die Wirkung der Einkommensverteilung auf die Sozialstruktur kam in
den beiden Gesellschaften unterschiedlich zur Geltung. Nach der Macht-
übernahme der Kommunisten in Ungarn wurde zur künstlichen Aufhe-
bung sozialer Unterschiede das Privateigentum drastisch eingeschränkt
und die Einkommensunterschiede verringert, jedoch erwies sich dieser
Versuch als unhaltbar und erfolglos.
Durch die Schattenwirtschaft in den 1960er-Jahren erweiterten sich die
Einnahmemöglichkeiten, was mit der eigentümlichen Beschaffenheit des
Systems zu erklären ist. Ein „begrenzter Prozess des neuen Wohlstands“ er-
höhte die Ungleichheit der Einkommen in den 1960er- und 1970er-Jahren.
Zwischen 1972 und 1986 stieg die Zahl der Millionäre (mit mehr als einer
Million Forint auf ihrem Bankkonto) in Ungarn auf das Zehnfache (von
322 auf 3119). In Österreich stieg das Durchschnittseinkommen schneller
und ausgeglichener, die Einkommensverteilung in den höheren, mittleren
und unteren Sozialschichten war gleichmäßiger.
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6. Konsum und Gesellschaft
Ein weiterer Unterschied zwischen der ungarischen und österreichi-
schen Gesellschaft besteht darin, dass in Österreich der Vormarsch des
Konsums bereits 1950 begann und der Mangel schneller ausgeglichen wer-
den konnte. Unter anderem bestätigt das der Modernisierungsvorgang der
österreichischen Haushalte, wo sich zwischen 1954 und 1960 die Ausgaben
für Wohnungsartikel und Haushaltsgeräte verdoppelten. Die Gestaltung
der Ausgaben zwischen 1950–1990 belegt diesen Vorgang ebenfalls.
„Ein Blick auf die Konsumstatistik verdeutlicht den raschenWandel. 1954
entfiel noch fast die Hälfte (46 %) des privaten Konsums der Österreicher/in-
nen auf Nahrungs- und Genussmittel, 1970 waren es 32 Prozent und 1990 nur
noch 19 Prozent. Die Ausgabenstruktur verschob sich für den Reproduktions-
bereichs ungünstig: Für Verkehr und Nachrichten wurden 1990 15,7 Prozent
(gegenüber 6,5 % 1954) ausgegeben, die Auslandausgaben betrugen 9 Prozent
(1954: 0,9%). Auch die Ausgaben für Gesundheit, Bildung und Unterhaltung
sind in den heutigen Haushaltbudgets von größerem Gewicht.“7
2. Figur
Privater Konsum nach Verbrauchsgruppen von 1954–1993 in
Österreich (Anteile am privaten Konsum insgesamt)
Quelle: Republik Österreich 1945–1995. 118.
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Im Gegensatz zu Österreich hielt in Ungarn die Zeit des Mangels vom
Kriegsende bis zu den 1960er Jahren an und war somit von längerer Dauer.
Dabei spielte die eigentümlicheWirtschaftspolitik des Staatsozialismus,
wo alle Mittel und sogar der Konsum der Bevölkerung einer aus der
Schwerindustrie bezogenen Industriealisierung untergeordnet und die
Planwirtschaft effektlos war, eine große Rolle. Den ungarischen Alltag
kennzeichnete deshalb bis zur Wende der 1960er- und 1970er-Jahre das
Fehlen grundlegender Nahrungsmittel und Konsumwaren. Ab Mitte der
1960er-Jahre veränderte sich die Ausgaben- und Konsumstruktur in Un-
garn. Für Lebensmittel und Kleidung wurde weniger Geld ausgegeben, für
langanhaltende Konsumwaren (Haushaltsgeräte, TV, PKW, für Hausbau
undWohnungskauf) jedoch immer mehr. Aufgrund des Fehlens eines frei-
en Marktes war die Anfrage größer als das Angebot, womit unter anderem
der österreichische Einkaufstourismus der Ungarn in den 1980ern erklärt
werden kann.
Trotz der Ähnlichkeiten der Verbrauchertrends und des Verbraucher-
verhaltens waren in der ungarischen und österreichischen Gesellschaft in
Bezug auf Quantität, Qualität, Dynamik und den zeitlichen Umstand des
Verbrauchs große Unterschiede zu beobachten. Auch wegen den Unter-
schieden im sozialwirtschaftlichen System der beiden Länder konnte sich
in Ungarn im Unterschied zu Österreich nur eine spezifische, mit Mangel
und Korruption belastete „Quasi-Konsumgesellschaft“ herausbilden.
7. Statt einer Zusammenfassung
Im gegebenen Rahmen ist eine detailliertere Analyse und Deutung aller
Fragen im Zusammenhang mit den Veränderungen der modernen und ge-
genwärtigen ungarischen und österreichischen Gesellschaft natürlich un-
möglich. Jedoch ist zu beobachten, dass beide Gesellschaften einen besonde-
ren Modernisierungsprozess mit unterschiedlichem Erfolg durchmachten.
Ungarn war am Ende der Kádár-Ära eine Industriegesellschaft in einer
Krise. Es gab viele Wohlstandsdienstleistungen mit niedrigem Realwert,
doch starker Konsumorientierung, die radikale Veränderungen nötig hat-
ten. In Österreich war die Kreisky-Ära der Anfang der postindustriellen
Vorgänge, die Industriegesellschaft wurde allmählich von einer Dienstleis-
tungsgesellschaft abgelöst, mit umfassenden Wohlstandsdienstleistungen
und Konsumzentriertheit. Im Ungarn der 1990er-Jahre wurden die Hin-
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dernisse eines schnellen wirtschaftlichen Anschlusses aus dem Weg ge-
räumt, aber innere Gründe führten dazu, dass dies nur gelegentlich und
partiell Erfolg hatte. Infolge dessen kam es zu einer massenhaften Verar-
mung, die gesellschaftliche Mittelschicht verkleinerte sich und ein Drittel
der Bevölkerung hatte Schwierigkeiten, ihren Lebensunterhalt zu verdie-
nen. In Österreich hingegen verlief der Prozess des Wandels ruhiger und
ausgeglichener, sodass für den größeren Teil der Gesellschaft ein Leben
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Hrsg. von Österreichisches Statistisches Zentralamt. Wien, 1995.
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SYSTEMWECHSEL IN UNGARN (1988–1989)
I. DIE WELTPOLITIK UM 1989
Die in der zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts in „Ost undWest“ geteilte
Menschheit wurde 50 Jahre lang mit der Drohung der Atombombe, einer
die ganze Welt zerstörenden Katastrophe, verängstigt. Ende der
1980er-Jahre begann eine Kettenreaktion in den von Moskau abhängigen
Ostblockstaaten, die zum Untergang des kommunistischen Systems führ-
te.1 Das war wie eine Explosion, die man kaum voraussah, und eben deswe-
gen hatte man keine Lösungspläne für die neue Situation. Die mit viel Geld
unterstützten verschiedenen hochrangigen Institute der USA standen
1988/1989 der neuen Lage Osteuropas ebenso ratlos gegenüber wie die Poli-
tiker der freien Welt. Sie wollten die besten Lösungen durchsetzen, näm-
lich die Demokratie und die Marktwirtschaft.
Im 19. Jahrhundert wurden drei lang wirkende politische Denkweisen ge-
prägt: der Liberalismus, der Nationalismus und der Sozialismus. Welch eine
große Veränderung der Sieg der letztgenannten Ideologie in der Welt 1917
verursacht hatte, erfuhr man schnell und eindeutig. Die Revolution der Bol-
schewiki in Sowjet-Russland und deren Folgen spielten in der Geschichte der
Menschheit eine ebenso große Rolle wie die Revolutionen von 1789 oder
1848. Deswegen kann man die friedliche Wende von 1989 zu Recht mit den
großen einschneidenden Veränderungen der Geschichte vergleichen.
Hatte sich dieser Umbruch tatsächlich vorher nicht abgezeichnet? Wie
sah die Welt in den 1980er-Jahren aus? Welche Krisen des Systems führten
zum Zerfall des Kommunismus/Sozialismus?
1 Das Ziel dieses Artikels ist es keinesfalls, die Ereignisse der Jahre um 1989 chronologisch
zusammenfassen. Es gibt zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten, die mit dieser Absicht ent-
standen. Statt dessen wird versucht, einige wichtige Themen zu beleuchten, und einige
Folgerungen aus den damaligen Geschehnissen abzuleiten.
Wenn man die Modelle der Kommunikationstheorie und der Sozialpsy-
chologie benützt,2 kann man feststellen, dass die Folgen verschiedener Ak-
tionen und Reaktionen in Interaktion zur Wende von 1989 führten. Die
Ereignisse standen miteinander oft in engster Verbindung, manchmal be-
einflussten sie sich sogar gegenseitig.3
Nur in Stichworten:
1. Der Wettbewerb der Rüstungsindustrie der USA und der Sowjetunion ge-
hörte zur Geschichte des „Kalten Krieges“. Die Beziehung zwischen
den zwei Mächten und deren Bündnissen war wechselhaft. Zwischen
1946/47 und 1963 kam es zu einem Rüstungswettlauf. Die Zeit war
durch politische und militärische Krisen gekennzeichnet. Nach der Ku-
bakrise (1963) kam es zu einer Entspannung, die bis zur sowjetischen In-
tervention in Afghanistan (1979) anhielt. Auch die USA setzten danach
eine aggressivere Außenpolitik durch. Die US-Streitkräfte unternah-
men militärische Einsätze gegen Nicaragua (1982), gegen Grenada
(1983) und gegen Panama (1989). Die amerikanische Stationierung einer
neuen Raketengeneration (Pershing II) diente als Gegengewicht gegen
die sowjetischen SS-20-Raketen in Europa. Ronald Reagan wurde 1984
zum 40. Präsidenten der USA gewählt. Er machte „Star Wars“ zur all-
täglichen Realität. Während der folgenden Jahre zahlten die USA Mil-
liarden für Weltraumwaffen. Die Sowjetunion stellte währenddessen
ihre Tätigkeit auf diesem Gebiet 1983 praktisch vollständig ein. Die so-
wjetische Führung war offenbar zu dem Schluss gekommen, den Rüs-
tungswettlauf in erster Linie wirtschaftlich nicht länger durchstehen zu
können. Die letzte Periode des Kalten Krieges war durch den „Aussöh-
nungsvorgang“ gekennzeichnet. Das Treffen von George Bush undMi-
chail Gorbatschow auf Malta am 2. und 3. Dezember 1989 war für die
osteuropäische Wandlung von großer Bedeutung. Der sowjetische Par-
teiführer erklärte eindeutig, dass die Sowjetunion den politischen Über-
gang der osteuropäischen Staaten nicht aufhalten werde.4
2. Der hoffnungslose Krieg der Sowjetunion in Afghanistan zwischen 1979
und 1989. In der Geschichte des Kalten Krieges kam es öfter vor, dass
die USA und die Sowjetunion auf dem Boden eines dritten Landes ge-
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4Bruhn, 1995; Stöver, 2007.
geneinander „kämpften“. So war es in Korea (1950–1953) und in Viet-
nam (1964–1975), oder bei den verschiedenen Bürgerkriegen und be-
waffneten Konflikten in Afrika, Mittel- und Südamerika. Nur selten
kam es zur offenen Auseinandersetzung, jedoch zur Unterstützung der
Großmächte durch Geld, Waffen, Logistik und Informationen. In
Afghanistan versuchte 1978 eine aus Intellektuellen und Offizieren ge-
bildete kleine kommunistische Gruppe, die politische Macht durch ei-
nen Putsch zu erlangen. Nachdem dies misslang und es zu einem Ge-
genputsch kam, ließ sich Leonid Breschnew, Parteichef der KPdSU, zur
Intervention (25. Dezember 1979) überreden. Die sowjetischen Truppen
hatten von Anfang an die Übermacht, aber die USA, Saudi-Arabien, der
Iran, Pakistan und China unterstützten die verschiedenen Gruppen der
islamischen Guerillas (Mudschaheddin). Dieser bittere Krieg endete
schließlich mit dem Abzug der sowjetischen Truppen, der 40. Armee,
im Februar 1989. Afghanistan hatte eineinhalb Millionen Tote zu be-
klagen, etwa fünf Millionen Menschen wurden aus dem Land vertrie-
ben. Auf sowjetischer Seite starben nach offiziellen Angaben 14.453 Sol-
daten, inoffizielle Quellen nennen jedoch mehrere Zehntausend Tote
und weitere Zehntausende körperlich und psychisch Verwundete. Der
Krieg kostete die mit schweren wirtschaftlichen Problemen kämpfende
Sowjetunion jährlich 5 Milliarden Dollar.5
3. Der 1978 zum Papst gewählte polnische Kardinal Karol Józef Wojtyla
(Erzbischof von Krakau) trug ebenfalls zum Fall des Kommunismus in
Osteuropa bei. Die Wahl von Johannes Paul II. stärkte die Hoffnung, den
Glauben und den Mut des polnischen Volkes, was gerade in den
80er-Jahren viel bedeutete. Seine Offenheit und seine Reisen dienten
dem Dialog mit den Menschen. Aus der christlichen Botschaft leitete er
eine Distanz gegenüber jedem politischen und wirtschaftlichen System
ab, sobald er die Würde des Menschen verletzt sah.6
4. Polnische Arbeiter gründeten 1980 eine vom kommunistischen Regime
unabhängige Gewerkschaft, die „Solidarnoœæ“ (Solidarität). Die polnische
Wirtschaft befand sich seit den 70er-Jahren in einer Krise. Der Grund
einer großen Streikwelle waren die Preiserhöhungen für Fleisch am 1.
Juli 1980. Diese Protestaktionen waren zunächst lokal begrenzt, griffen
dann aber schnell auf das ganze Land über. Neben der stark national ge-
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sinnten katholischen Kirche unterstützten auch viele regimefeindliche
Intellektuelle (u.a. Tadeusz Mazowiecki, Bronis³aw Geremek, Adam
Michnik) die Gewerkschaft. Lech Wa³êsa war seit der offiziellen Grün-
dung am 17. September 1980 Vorsitzender von Solidarnoœæ. Auf die
Streiks reagierte General WojciechWitold Jaruzelski, Ministerpräsident
und Generalsekretär der kommunistischen Partei (der Polnischen Verei-
nigten Arbeiterpartei, PVAP), mit Repressionen und verhängte das
Kriegsrecht. Damit begann ein Jahrzehnt des „Bürgerkriegs“. Die Führer
der Solidarnoœæ wurden interniert und die Tätigkeit der Gewerkschaft
verboten. Das Regime verlor jegliche Legitimität im eigenen Land.
NachdemMichail Gorbatschow seine Reformen verkündet hatte, konn-
ten die polnischen Kommunisten nicht mehr lange mit Unterstützung
von Moskau rechnen. So wurde das polnische Regime gezwungen, einen
Ausweg aus der Krise zusammen mit der Opposition zu finden.7
5. Michail Gorbatschow wollte durch Glasnost und Perestroika die Sowjet-
union reformieren, sein Plan führte jedoch zur Beendigung des Kalten
Krieges und zum Zerfall des Kommunismus in Osteuropa. Schon unter
Breschnew hatte man versucht, die sozialistische Planwirtschaft zu re-
formieren. Trotzdem stagnierte die sowjetische Wirtschaft seit Ende
der 70er-Jahre. Das Geld floss in die Rüstung, anstatt die Konsumgüter-
produktion voranzutreiben. 1985 kündigte der neugewählte Parteifüh-
rer Gorbatschow sein Reformprogramm an. Glasnost und Perestroika
begannen erst nach dem XXVII. Parteitag der KPdSU (im Februar
1986). Glasnost stand für gesellschaftliche „Offenheit“, Perestroika für
die „Umgestaltung“ (am Anfang für „Beschleunigung“: Uskorenie) des
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens. Das Programm sah vor,
die Planwirtschaft und das Sowjetsystem durch marktwirtschaftliche
respektive demokratische Elemente zu ergänzen. Anhand der Änderun-
gen wurden zum Beispiel das Grundeigentum, die Betriebs-Selbstver-
waltung und auch eine freiere Presse möglich. Gorbatschows Hoffnung
war die Modernisierung des Landes und die Schaffung einer mit dem
Westen wettbewerbsfähigen Sowjetunion. Er wollte ausschließlich Re-
formen durchführen und keinesfalls die Sowjetunion auflösen. Gorbat-
schow und seine Anhänger waren vom Erfolg der Reformen überzeugt,
obwohl das System nicht mehr zu retten war.8
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Heute weiß man, was diese Ereignisse auch eindeutig zeigten, dass der
Kommunismus bis zum Ende der 80er-Jahre politisch, wirtschaftlich und
auch moralisch unhaltbar geworden war.
Die Charta von Paris (21. November 1990) bedeutete das Ende der Kon-
frontation der Nachkriegszeit und der Teilung Europas. Die an der Son-
dergipfelkonferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa betei-
ligten 34 Staaten erklärten die Spaltung Europas für beendet,
verpflichteten sich zur Demokratie als Regierungsform und zur Achtung
der Menschenrechte.9 Mitte 1991 folgte die Auflösung des Warschauer
Pakts und des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe.
II. UNGARN UND DER SYSTEMWECHSEL
II. 1. Eine chronologische Frage
Wann begann der Zerfall des Kommunismus in Ungarn? Vielleicht be-
reits im Jahr 1956? Tatsächlich spielten die Revolution und der Freiheits-
kampf von 1956 eine enorm große Rolle in den ungarischen gesellschaftli-
chen und politischen Veränderungen der 1980er-Jahre. 1956 bedeutete die
Absage an das kommunistische System bereits acht Jahre nach dem Aufbau
des Parteistaates in Ungarn. János Kádár konnte zwar nach 1956 sein totali-
täres Regime noch drei Jahrzehnte lang erfolgreich aufrechterhalten, ob-
wohl die Zeichen der politischen und wirtschaftlichen Krisen ständig zu
sehen waren. Ende der 1960er-Jahre wurde versucht, die fehlerhafte und
verschwenderische ungarische Volkswirtschaft zu korrigieren, aber die so-
genannte Wirtschaftsreform scheiterte, weil die Grundsätze und die ur-
sprünglichen Ziele und Lösungen während der Verwirklichung aufge-
weicht und sogenannte „Reformbremsen“ (Einschränkungen) eingebaut
wurden.10
Eine demokratische, antikommunistische Opposition bildete sich erst in
der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre heraus. Sie hatte damals zwar keine po-
litische Zielsetzung, übte aber besonders in kleineren Intellektuellenkrei-
sen durch die von ihnen verbreiteten Samizdat-Erzeugnisse Kritik am Re-
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gime.11 Eine Tatsache ist auch, dass es bereits seit Ende des 2. Weltkrieges
ständig eine Art Opposition gegenüber den atheistischen, totalitären
Machthabern gab: nämlich denWiderstand der katholischen Kirche.12 Der
ungarische katholische Widerstand war nicht so bedeutend wie der polni-
sche, dafür liefern aber die Unterschiede in der Entwicklung beider Länder
eine Erklärung.
Seit Mitte der 1980er-Jahre wurde der Zerfall des Systems immer spür-
barer. Nach der Änderung des Wahlrechtes von 1983 war es erstmals seit
fast 40 Jahren möglich, bei den Parlamentswahlen 1985 auch Kandidaten
zu wählen, die das Programm der Patriotischen Volksfront im Prinzip ak-
zeptierten, aber nicht von der USAP (Ungarische Sozialistische Arbeiter-
partei) unterstützt wurden. Zwei unabhängige Politiker (Zoltán Király,
ein Journalist aus Szeged, und László Choma, der Direktor des Heli-
kon-Schloss-Museums von Keszthely) bekamen ein Mandat. Außer ihnen
gab es weitere 39 Abgeordnete, die zwar Parteimitglieder waren, aber nicht
über die Liste der USAP ins Parlament kamen. Sie äußerten manchmal
auch ihre eigene Meinung. Das im Jahr 1985 gewählte Parlament verab-
schiedete später jene Gesetze, die zum Systemwandel beitrugen.13
Bis zum heutigen Tag existieren verschiedene Meinungen über den Be-
ginn und das Ende sowie den Erfolg der ungarischen Systemveränderung
sowohl in der Öffentlichkeit wie auch in den politischen Äußerungen. Es
gibt sogar einige, die auch die Tatsache und Vollständigkeit derWende von
1989 bezweifeln.14
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Sympathisanten der heutigen ungarischen linken Parteien denWandel von 1989/90 in grö-
ßerer Zahl negativ, als die Rechtswähler. Etwa 63 Prozent der Anhänger der Ungarischen
Sozialistischen Partei (USP) lehnen die Änderungen vor 25 Jahren ab. Bei den anderen op-
positionellen linken Parteien liegt die Ablehnung bei über 50 Prozent. Dagegen denken 71
Die wichtigsten, eine verfassungsmäßige Änderung ermöglichenden
Entscheidungen wurden zweifelsohne im Jahr 1989 gefällt, womit 1989 als
das Jahr der ungarischen Systemveränderung gilt.
Meiner Meinung nach dauerte dieser Prozess (die friedliche Wende) bis
zum Frühjahr 1990, bis zu den nach 43 Jahren erstmals frei und demokra-
tisch abgehaltenen Parlamentswahlen (25. März und 9. April 1990) an. So
konnte erstmals nach Jahrzehnten als Ergebnis der Wahlen eine unabhän-
gige und durch das ungarische Volk gewählte, die Unterstützung ihrer par-
lamentarischenMehrheit genießende Regierung ihren Dienst aufnehmen.
II. 2. Der Verlauf der friedlichen Wende in Ungarn
II. 2. 1. Die Schatten der ungarischen Gesellschaft in der Wendezeit
Was charakterisierte den späten Kadarismus, die 80er-Jahre? Etwa der
graue Alltag, eine Art Lethargie und Abgestumpftheit. Das Gefühl von „al-
les verrottet“ erstreckte sich auf fast alles, auch wenn die Menschen in ihrer
großen Allgemeinheit über sichere Arbeitsplätze und geordnete finanzielle
Verhältnisse verfügten, mehr noch, die Mehrheit in einem berechenbaren
Rahmen sogar wirtschaftlich besser gestellt war.15 Das Einkommen aus der
„Zweitwirtschaft“ und der sich daraus ergebende relativeWohlstand forder-
ten zugleich allmählich einen zu hohen Preis: Überanstrengung, eventuelle
Lockerung familiärer Beziehungen usw. Daneben war der „ungarische Pes-
simismus“, der als ein typisches sozial-psychologisches Phänomen gilt,16
auf gewichtige Ursachen zurückzuführen. Ende der 80er-Jahre waren die
ungarische Gesellschaft, die Wirtschaft und die moralischen Werte schon
seit längerem von einer Krise gekennzeichnet.
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der rechten Jobbik steht dieser Prozentsatz bei 54 Prozent. http://www.origo.hu/itt-
hon/20140319-a-tarki-felmerese-a-rendszervaltas-megiteleserol.html (Letzter Download:
16. Mai 2014.). Aber eine Tatsache ist auch, was man von Jobbik-Politikern oft hört, dass
nämlich der Systemwandel noch nicht abgeschlossen sei. Erst dann werde der Prozess been-
det, wenn Ungarn ein starker, völlig unabhängiger Staat sein wird. http://jobbik.hu/kiska-
te/mit-ert-az-alatt-jobbik-hogy-celja-rendszervaltas-befejezese (Letzter Download: 16.
Mai 2014.).
15Ältere Literatur: Kozma, 1979, 105–124. Neuer: Germuska, 2008. 66–84.
16Vgl. dazu Utasi, 2007.
Im System des Sozialismus gab es im Prinzip keine Arbeitslosigkeit.
Dem Anschein nach war in der Tat eine Vollbeschäftigung mit allgemeiner
Pflicht zur Arbeit geschaffen worden. Gleichzeitig entstand eine spezifi-
sche Form der Arbeitslosigkeit, die „innerbetriebliche Arbeitslosigkeit“:
mit wenig Gehalt einhergehende Pseudo-Jobs innerhalb der staatlichen
Unternehmen und Betriebe. Mitte der 80er-Jahre konnte man 8 bis 10 Pro-
zent der aktiven Erwerbstätigen Ungarns (annähernd 400.000Menschen)
als innerbetriebliche Arbeitslose betrachten.17
Vielen von ihnen wurde ein noch schwierigeres Schicksal zuteil, da sie
nicht einmal über normale Wohnverhältnisse verfügten. Der Volkszäh-
lung von 1980 zufolge lebten 92.000 Menschen in Arbeiterwohnheimen,
und weitere etwa 30.000 Personen hatten nur eine sehr einfache Bleibe
(Wohnwagen, Werkstatt, Garage, Presshaus, eine Abstellkammer oder
eine Hütte usw.) als Hauptwohnung. Für etwa ein Viertel der Bewohner
von Arbeiterwohnheimen bedeuteten diese Heime den ständigen Haupt-
wohnsitz. Experten schätzten die Zahl der Obdachlosen in der zweiten
Hälfte der 80er-Jahre auf 30.000-60.000, die der potentiellen Obdachlo-
sen, die unter schlechten oder ungenügenden Wohnverhältnissen lebten,
noch höher, nämlich auf etwa 200.000.18
Armut hängt nicht nur mit dem Einkommen und denWohnverhältnis-
sen zusammen, sondern auch mit der Lebensform. Kinderreiche Arbeiter-
familien, Alleinerziehende und all jene, die nach demWandel ihrer Lebens-
form außerstande waren, sich an ihre neuen Verhältnisse anzupassen (von
Bauern zu Arbeitern gewordene Stadtbewohner, die den Boden unter den
Füßen verloren hatten) konnten auf diese Weise bereits in den 80er-Jahren
zu den Armen gezählt werden.19
Wegen der Spannungen und der Aussichtslosigkeit suchten viele im Al-
kohol eine Stütze oder eine Möglichkeit, zu vergessen. Der Rauschmittel-
konsumwar in den 80er-Jahren in Ungarn bis auf das sog. “Schnüffeln“ (die
Einatmung organischer Lösungs- und Verdünnungsmittel, Klebstoffe,
Schraubenlockerer und Lacke, um dadurch den Zustand des Rausches zu
erreichen) verschwindend gering. Aber auch diese Möglichkeit war noch
relativ kostspielig imVergleich zu den alkoholischen Getränken. Der Alko-
holkonsum der ungarischen Bevölkerung erreichte 1989 11,3 Liter pro Kopf
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(auf reinen Alkohol umgerechnet).20 Anfang der 80er-Jahre waren
280.000-290.000 Alkoholiker registriert. Etwa 50.000 von ihnen waren in
Behandlung.21 Ein bedeutender Teil der Ungarn flüchtete vor der völligen
Aussichtslosigkeit in den Freitod. Seit den 60er-Jahren ist Ungarn welt-
weit das Land mit der höchsten Selbstmordrate. In den 80ern verschlech-
terte sich die Situation weiter, so dass Ungarn die in der Statistik folgenen
Ländern um das Anderthalbfache „überbot“.22
An dieser Stelle besteht keine Möglichkeit für eine tiefere Analyse. Die
angeführten negativen Erscheinungen bedeuten lediglich ein gewisses
„Beiwerk“ zum moralischen und gesellschaftlichen Zustand Ungarns in
den 80er-Jahren. Die dargestellten Beispiele ermöglichen einen Einblick in
die widersprüchliche Lage des Landes in der Periode des Systemwandels.
All das ist auch deshalb wichtig, um die Frage zu stellen, ob die Zivilorgani-
sationen und Vereine oder die Kirchen für die zahlreichen gemeinschaftli-
chen, finanziellen und moralischen Probleme eine Abhilfe boten bzw. ob
der Systemwechsel selbst die Lösung bedeutete?
Der Kommunismus marginalisierte die Grundeinheiten der Gesell-
schaft, verhinderte und beschränkte ihrWirken, so weit er nur konnte. Die
Auflösung von Vereinen und gesellschaftlichen Organisationen hing nach
dem Zweiten Weltkrieg eng mit der Trennung zwischen Staat und Kirche
und der Einengung der Rolle der Kirchen im öffentlichen Leben und in der
Politik zusammen. Ein wichtiges Moment der Liquidierung der „Zivilge-
sellschaft“, nämlich die Auflösung von Vereinen und Bewegungen, die auf
christlicher moralischer Grundlage beruhten, trat nach den Plänen der
kommunistischen Partei ab Sommer 1946 ein. Von den 1950er-Jahren an
durften in Ungarn neben Vereinen und Organisationen, die mit der kom-
munistischen Partei verbunden waren, lediglich einige Fachgruppierungen
und die Sportklubs bestehen.23
Ende der 80er-Jahre kam es erst langsam wieder – bis auf einige Ausnah-
men (z.B. Berufsvereine und Organisationen) – zur Wiederbelegung ver-
schiedener Vereine. Auf sie konnte man im Prozess des Systemwechsels
noch nicht zählen.
Die Situation der Kirche in der Geschichte des Kommunismus und So-
zialismus in Ungarn erfordert eine gesonderte Aufarbeitung. Der Partei-
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staat unternahm alles, um die Kirchen in die Mauern ihrer Gebetshäuser
zu zwingen, das Verhältnis der Menschen zur Religion radikal einzudäm-
men. Trotz dieser Politik24 kann festgestellt werden, dass nach 1945 die ka-
tholische Kirche im Wesentlichen die einzige Kraft blieb, die in den vier
Jahrzehnten zu Beginn offen, dann vorsichtig, zeitweise verdeckt oder
eben illegal den Gegenpol zur atheistischen Macht bedeutete. Wegen des
Traumas von 1956, später der Ostpolitik des Heiligen Stuhls25 ging die un-
garische katholische Kirche ebenfalls immer mehr im Kádár-Regime auf.
Die Religiosität der ungarischen Gesellschaft ging bis Ende der 80er-Jahre
nicht beträchtlich zurück, und unter der Oberfläche erreichten zahlreiche
katholische Gemeinschaften eine starke Wirkung, dennoch war die Kir-
che zur Zeit des Systemwandels von einer Art „Lähmung“ charakteri-
siert.26
Die sich organisierenden und langsam entwickelnden Vereine wie die
„aus dem staatlichenWinterschlaf erwachenden“ Kirchen, mehr noch: die
Ereignisse des Systemwechsels schufen die Möglichkeit für viele, aus der
bisherigen Apathie auszubrechen. Es entstanden neue Möglichkeiten und
Beziehungen, neue Hoffnungen wurden geboren. Mancher erwartete von
der wirtschaftlichen, mancher von der politischen Umgestaltung eine
schönere Zukunft für sich und das gesamte Volk. All jene, die nach einigen
Jahren in ihren Illusionen enttäuscht wurden, können zu den Verlierern
der Systemveränderung gezählt werden, während jene, die auf ihre Rech-
nung kamen, als Gewinner gelten. Verlierer und Gewinner kann man
nicht nur in materiellem Sinne werden, sondern auch in moralischem Sin-
ne. Um nur ein Beispiel zu nennen: Die früheren Verfolgten der Diktatur
erhielten zwar eine materielle Entschädigung, jedoch keine Entschuldi-
gung. In moralischem Sinne sind sie wegen der halbherzigen Aufarbeitung
und Bewältigung der nahen Vergangenheit bis heute Verlierer des System-
wandels.
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II. 2. 2. Politische Erosion und die Lehre der Geschichte
Nach 1987 wurde die Zivilgesellschaft immer lauter. Einer nach dem
anderen wurden verschiedene Universitätsklubs gegründet, in denen die
Studenten über die bis dahin als Tabu geltenden politischen und wirtschaft-
lichen Fragen diskutierten. Man organisierte zahlreiche Veranstaltungen
der Fachkollegien, der neugebildeten Volkshochschulen und der unter-
schiedlichen Diskussionsforen. Das war „das Zeitalter der Kreise“.27 Die
ganze Gesellschaft befand sich in einem Reifeprozess Die Broschüre des li-
beralen Politikers János Kis (Der Gesellschaftsvertrag — Társadalmi szerzõdés)
erschien im Juni 1987 als Sonderdruck der Samizdat-Zeitung Beszélõ (Der
Sprecher). Der Verfasser der Schrift diagnostizierte nicht nur die Probleme
des Landes, sondern lehnte das ganze Regime ab.28 Im September wurde das
Ungarische Demokratische Forum (ung. Abk. MDF) durch Freidenker
und Intellektuelle in Lakitelek gegründet. Diese Bewegung (anfangs noch
keine Partei) genoss die Unterstützung von Imre Pozsgay, der damals auch
Mitglied des Zentralkomitees der USAP war. Das MDF organisierte seit
dem Frühjahr 1988 offene Veranstaltungen im Theater Jurta, wo man im-
mer schärfere Kritik am Regime übte.29 Es wurde unterdessen eindeutig,
dass die Führer des Systems gespalten und unsicher waren, und aus diesem
Grund unüberlegt handelten.
Das historische Gedächtnis war in Ungarn zu jeder Zeit, so auch im
Prozess der Systemveränderung, von großer Bedeutung. Unter den natio-
nalen Feiertagen verfügt der 15. März über die beliebtesten Traditionen. Es
trifft zwar zu, dass er erst 1927, in der Horthy-Ära, als staatlicher Feiertag
deklariert und kaum ein Vierteljahrhundert später, 1951 von den Kommu-
nisten als arbeitsfreier Tag gestrichen wurde. Die Erinnerung an die
März-Revolution 1848 wurde auf die Schulen beschränkt. Von Anfang der
70er-Jahre an entwickelten sich parallel zu den offiziellen Gedenkfeiern am
15. März spontane Straßenumzüge in Budapest mit einigen Tausend Teil-
nehmern, die von der Polizei systematisch aufgelöst wurden. Die Demons-
trationen am 15. März fanden von 1982 an bereits nicht nur gelegentlich,
sondern regelmäßig jedes Jahr statt. In den ersten Jahren griff die Polizei
nicht gewaltsam ein. 1986 hingegen wurde die Demonstration auf der Ket-
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tenbrücke brutal aufgelöst.30 Am 15. März 1988 nahm die ungarische Polizei
bekannte Oppositionelle vorläufig fest. Trotzdem gingen 15.000 Men-
schen auf die Straßen von Budapest und marschierten auf dem Weg vom
Petõfi-Platz zum „Ewigen Licht“ am Batthyány-Platz über den La-
jos-Kossuth-Platz und den Bem-Platz zurück zum Batthyány-Platz. Es
wurden acht Demonstranten festgenommen.31 Aber am Ende des Jahres
(am 20. Dezember) erklärte das Parlament den 15. März zu einem arbeits-
freien bzw. zu einem Nationalfeiertag. Im darauffolgenden Jahr wollten
sogar die USAP und der Kommunistische Jugendverband zusammen mit
den Oppositionellen feiern, aber das Angebot wurde abgelehnt.32
Nicht nur der 15. März 1848, sondern auch die Revolution vomOktober
1956 hat eine enorm große Bedeutung im ungarischen Selbstbewusstsein,
und spielte eine außerordentlich wichtige Rolle in der ungarischen Wen-
de.33 Beide Tage erinnern die Menschen nämlich an die Unabhängigkeit.
Im Jahr 1988 gedachte man des 30. Jahrestages des am 16. Juni 1958 hinge-
richtetenMärtyrer-Ministerpräsidenten Imre Nagy und seiner Schicksals-
gefährten (Miklós Gimes und Pál Maléter). Am 5. Juni wurde das Komitee
für Historische Gerechtigkeit (Történelmi Igazságtétel Bizottsága, ung.
Abk. TIB) gegründet. Es verlangte die würdige Beerdigung der nach der
Revolution von 1956 Hingerichteten und die Errichtung eines nationalen
Denkmals.34 Am 16. Juni bekamen die Opfer des ungarischen Kommunis-
mus ein Ehrenbegräbnis, aber noch nicht in Ungarn, sondern im Pariser
Friedhof Pére Lachaise. Neben vielen namhaften europäischen Politkern
nahmen die Mitglieder der ungarischen Emigration und auch die Witwen
und Kinder der im Jahr 1958 ermordeten Politiker aus Ungarn, insgesamt
etwa 500 Menschen, an der Feierlichkeit teil. Zur gleichen Zeit wurde die
Gedenkfeier in Budapest durch die Polizei gewaltsam aufgelöst.35
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Der Generalsekretär der USAP, Károly Grósz, gab am 11. Juli 1988 dem
amerikanischen Nachrichtenmagazin Newsweek ein Interview. Er behaup-
tete, dass die Demonstration vom 16. Juni faschistische Propaganda, Chau-
vinismus und Irredentismus schüre. Seiner Meinung nach zeichnete sich
im Jahr 1956 ein Bürgerkrieg ab, und es drohte ein militärisches Eingreifen
des Westens, den der Einsatz der sowjetischen Truppen verhinderte. Der
ungarische Parteichef betonte, dass die Verurteilung von Imre Nagy die
richtige Entscheidung gewesen sei, weil kein Ministerpräsident die Rechte
und die Verfassung verletzen dürfe.36
Das ZK der USAP bildete bereits im Mai 1988 eine Kommission zur
Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit Ungarns. Der Leiter der Kom-
mission, Akademiepräsident Iván T. Berend, stellte die vorläufigen Ergeb-
nisse der Untersuchung am 27. Jänner 1989 in einem engeren Kreis vor.
Am nächsten Tag verkündete Staatsminister Imre Pozsgay, Mitglied des
Politbüros des ZK der USAP, ohne Wissen der Ausschussmitglieder und
ohne Genehmigung des ZK im Radio die Neubewertung der Ereignisse
von 1956 als Revolution und Volksaufstand. Die Aktion Pozsgays stieß bei
der Mehrheit der PB-Mitglieder auf Ablehnung und wurde für voreilig
und einseitig gehalten.37 Am 31. Jänner 1989 kam es in Budapest zu einer
wichtigen Sitzung des Politbüros. Grósz und seine Anhänger wollten ei-
gentlich Imre Pozsgay verurteilen, aber die Versammlung löste eine andere
Reaktion aus, die vor allem den Worten vom PB-Mitglied Rezsõ Nyers zu
verdanken war. Er meinte, dass es keine andere Alternative als das Mehr-
parteiensystem gebe. Inzwischen wurde der Druck der Öffentlichkeit bzw.
der Oppositionellen so groß, dass auch die kommunistischen Politiker keine
andere Möglichkeit mehr sahen. Der enttäuschte Károly Grósz bot zy-
nisch an, dass das Politbüro auf der nächsten Sitzung des ZK zurücktreten
solle.38 Eine Woche später beschloss das Politbüro trotzdem, dass sich das
ZKmit der Frage des Mehrparteiensystems beschäftigen sollte,39 die am 10.
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und 11. Februar 1989 neben der Beurteilung der Ereignisse von 1956 tat-
sächlich auf die Tagesordnung des ZK gesetzt wurde.40
Somit stellte Ungarn als erstes Land unter den Ostblockstaaten das Ein-
parteiensystem in Frage.
II. 2. 3. Die Parteienbildung
Die Herausbildung von Parteien, die an dem im Entstehen begriffenen
demokratischen politischen Leben teilnahmen, erfolgte zwischen dem
Frühjahr 1988 und dem Herbst 1989. Die Parteibildungen hatten drei Ten-
denzen:
1. Die Auflösung der bis dahin allein herrschenden USAP und die Her-
ausbildung ihrer Nachfolgeparteien. Auf dem XIV. Parteitag der USAP (7.
Oktober 1989) beschlossen die Delegierten die Abschaffung der Staatspar-
tei, die die Grundlage des Systems bedeutet hatte. Die Reformer riefen die
sozialdemokratisch gesinnte Ungarische Sozialistische Partei USP ins Le-
ben, während die „orthodoxen“ Kommunisten unter dem Namen USAP,
später unter der Bezeichnung Arbeiterpartei, weiter wirkten. In die Nach-
folgeparteien traten kaum 12 bis 15 % der Mitglieder der zur Zeit des Real-
sozialismus über 700.000 Mitglieder zählenden kommunistischen Partei
über.41
2. Gründung der im Prozess des Systemwandels entstehenden Parteien
– MDF, SZDSZ und FIDESZ
Die Vorgeschichte des Ungarischen Demokratischen Forums reicht bis
zum Ende der 60er-Jahre zurück, als ein Kreis von Intellektuellen ent-
stand, dem bereits mehrere spätere Organisatoren des Forums angehörten
(Lajos Für, Zoltán Biró, Csaba Kiss Gy. und István Bakos). Von Zeit zu Zeit
nahmen an diesen freundschaftlichen Zusammenkünften – zusammen mit
anderen – auch Sándor Csoóri, István Csurka, Sándor Sára, Ferenc Kósa
und Mihály Czine teil. Der Intellektuellenkreis war neben der Freund-
schaft durch die Achtung vor den Volksschriftstellern (népi írók) und den
Werten von Volk und Nation sowie die Sorge um das Schicksal der Ungarn
außerhalb der Landesgrenzen verbunden. Erstmals wurde am 27. Septem-
ber 1987 in Lakitelek in einem größeren Kreis mit über 180 Teilnehmern
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über die „Chancen desUngartums“ beraten. Bei dieser legalen und öffentlichen
Zusammenkunft wurde zum ersten Mal ausgesprochen, dass der diktatori-
sche Sozialismus eine historische Sackgasse sei. Mehr noch: Inoffiziell wur-
de sogar über die Möglichkeit eines Mehrparteiensystems gesprochen. Aus
dem Teilnehmerkreis von Lakitelek ging das Ungarische Demokratische
Forum hervor. Von Ende 1987 an fanden landesweit an zahlreichen Orten
politische Diskussionsforen statt. Zu den wichtigsten kam es zwischen Ja-
nuar und Mai 1988 vier Mal im hauptstädtischen Jurta-Theater (z.B. zu
den Themen Demokratie, Parlamentarismus und der Lage der in den
Nachbarländern lebenden Ungarn). Die Protest-Großkundgebung gegen
die Zerstörung der Dörfer in Rumänien war ein großer Erfolg (27. Juni
1988). Auf dem zweiten Treffen in Lakitelek (3. September 1988) wurden
die Gründungsurkunde und das erste Statut des Ungarischen Demokrati-
schen Forums angenommen sowie das erste Präsidium der Bewegung ge-
wählt. Zwei Monate später zählte das MDF bereits über 6000 Mitglieder
und annähernd 400 örtliche Organisationen. Von Anfang November 1988
an erschien auch die MDF-Zeitschrift Hitel.42
Intellektuelle, die sich um die Samizdat-Veröffentlichungen Beszélõ und
Hírmondó gruppierten und ständige Autoren der Zeitungen waren (wie
z.B. Gábor Demszky, János Kis, Gáspár Miklós Tamás, Ferenc Kõszeg und
Miklós Szabó), gründeten am 1. Mai 1988 das Netz Freier Initiativen (Sza-
bad Kezdeményezések Hálózata, ung. Abk. SZKH). Die Gründungsur-
kunde trägt 200 Unterschriften. Nach einer halbjährigen Tätigkeit des
SZKH formierte es sich im Budapester Jurta-Theater, wo 998 der 1100
Teilnehmer für die Schaffung des Bundes Freier Demokraten (ung. Abk.
SZDSZ) votierten, zu einer Partei (13. November 1988).43
Den Bund Junger Demokraten (ung. Abk. FIDESZ) gründeten 37 junge
Intellektuelle, Studenten anUniversitäten undHochschulen, im Budapester
Studentenheim István Bibó. Die Aufgaben des Vorsitzenden verrichtete
zunächst ein sechsköpfiges Sprechergremium. Anfang April wurden die
FIDESZ-Gründer – unter ihnen Viktor Orbán und László Kövér – von
der Polizei ermahnt, dass „ihre Tätigkeit auf die Schaffung einer illegalen
Organisation gerichtet ist“. Ende des Monats veranstaltete FIDESZ in ei-
nem Budapester Kino bereits eine Großkundgebung mit 400 Teilneh-
mern. Dort wurde beschlossen, den ersten Kongress der Organisation im
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Herbst abzuhalten. Dazu kam es in zwei „Raten“ – im Oktober und No-
vember. Dabei wurden die politische Programmerklärung und das Statut
der Organisation angenommen, die operativen Gremien ins Leben gerufen
sowie der Provisorische Ausschuss von FIDESZ gewählt.44
3. Neubildung historischer Parteien – neben anderen die der Kleinland-
wirtepartei, der Christlich-Demokratischen Partei und der Sozialdemo-
kratischen Partei
In der Endphase der Kádár-Ära trafen sich mehrere einstige Kleinland-
wirte regelmäßig im Haus der Patriotischen Volksfront (V., Budapester
Stadtbezirk, Belgrád-Kai 24.). Gemeinsam mit Tivadar Pártay begann
1988 die Neuorganisation der einst legendären Partei. Ende des Jahres, am
18. November, wurde die Unabhängige Kleinlandwirte-, Landarbeiter-
und Bürgerliche Partei (ung. Abk. FKgP) im Café Pilvax mit Tivadar
Pártay als Vorsitzendem neugegründet. Mitte März 1989 wurde im Jur-
ta-Theater ein 25-köpfiges Verwaltungskomitee gewählt und auch ein
Landesausschuss geschaffen.45
Bei der Neuorganisation der mit der historischen Bezeichnung entste-
henden Christlich-Demokratischen Volkspartei (ung. Abk. KDNP) über-
nahmen die in der Emigration lebenden einstigen Mitglieder eine bedeu-
tende Rolle. Das höchste Entscheidungsorgan der Partei, der
Landesausschuss, traf sich zu seiner ersten Sitzung am 30. September 1989
in Budapest und wählte seine Leitung mit Sándor Keresztes als Vorsitzen-
dem an der Spitze. Die Christlich-Demokraten „verpassten“ um ein Haar
die Gründung des Runden Tisches der Opposition. Trotz der Missbilli-
gung der SZDSZ-Politiker, in erster Linie von Bálint Magyar und Imre
Mécs und bei Unterstützung durch den führenden Oppositionellen György
Szabad wurde die Partei schließlich zum wichtigsten Verbündeten der sy-
stemwechselnden Organisationen.46
Die Sozialdemokraten Ungarns als eine Partei mit bedeutender histori-
scher Vergangenheit fanden im Rahmen der Wende nur schwer zu sich,
obwohl der Neuaufbau bereits Ende 1988 begonnen hatte. Die „Zwangs-
vereinigung“ mit den Kommunisten 40 Jahre zuvor erwies sich als schwe-
res Erbe, aber auch die „sozialdemokratisch“ gesinnte Reformbewegung
der im Zerfall begriffenen USAP war für die Neugestaltung der Partei hin-
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45Ripp, 2006, 214f; Benkõ, 2000.
46Ripp, 2006, 220.
derlich. Hinzu kommt, dass die in die Emigration gezwungenen einstigen
Sozialdemokraten in Ungarn unbekannt waren. Die Partei konnte nicht
einmal über ihre traditionelle Mitgliederbasis verfügen. Die historische So-
zialdemokratische Partei nämlich baute stark auf die ungarischen Gewerk-
schaften (Landesrat der Gewerkschaften, ung. Abk. SZOT), waren jedoch
in bedeutendem Maße mit der Staatspartei verbunden, während die neuen
Gewerkschaften dem SZDSZ nahestanden (Demokratische Gewerkschaft
der Wissenschaftlich Tätigen, ung. Abk. TDDSZ, Demokratische Ge-
werkschaft der Pädagogen, ung. Abk. PDSZ, Demokratische Liga Unab-
hängiger Gewerkschaften LIGA).47 Die Partei war außerstande, mit einem
authentischen linken Programm hervorzutreten: Als oppositionelle Partei
musste sie sich von der USAP abgrenzen, zugleich jedoch mit einer linken
Rhetorik Mitglieder anwerben. Dieses Dilemma vermochten die Partei-
führer nicht zu lösen.48
Das Organisieren der Parteien beschleunigte sich also 1989. Neben der
„Zeit“ spielte auch der „Ort“ eine symbolhafte Rolle im Prozess des Sys-
temwandels: Die Herausbildung und Formierung zahlreicher oppositionel-
ler Kräfte erfolgten im Jurta-Theater. Mitte des Jahres waren 30, Ende des
Jahres 60 eingetragene politische Parteien registriert. 28 von ihnen konn-
ten bei den Wahlen 1990 mindestens jeweils einen Kandidaten durchset-
zen, während 12 Gruppierungen eine Landesliste aufstellen konnten.49
Zugleich kann man feststellen, dass diese „alt-neuen“ Parteien über-
haupt nicht als Massenparteien, sondern als Wahlparteien mit einer relativ
geringen Mitgliederzahl – von einigen Dutzend bis zu einigen Hundert –,
gegründet wurden. Es würde sich lohnen zu überprüfen, über welche poli-
tische (Vor)Bildung und ideologischen Grundlagen die privilegisierte Par-
teielite verfügte, d.h. die Führer der ungarischen Parteien von 1988/89,
Personen, die zum internen Kreis der Parteien gehörten, die im Prozess der
Wende eine Rolle übernommen hatten, außerdem wäre es nützlich, auch
ihre gesellschaftliche Situation und Beziehungen zu analysieren.
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II. 2. 4. Vom „Oppositionellen Runden Tisch“ zum „Nationalen Runden Tisch“
Auf Initiative des Unabhängigen Juristenforums konstituierte sich am
22. März 1989 aus acht oppositionellen Gruppierungen (Bajcsy-Zsilinszky-
Gesellschaft BZST; Bund Junger Demokraten FIDESZ; Unabhängige Par-
tei der Kleinlandwirte, der Landarbeiter und des Bürgertums FKgP; Un-
garisches Demokratisches Forum MDF; Ungarische Volkspartei MNP;
Ungarische Sozialdemokratische Partei MSZDP; Bund Freier Demokraten
SZDSZ; Christlich-Demokratische Volkspartei KDNP; ferner Demokra-
tische Liga Unabhängiger Gewerkschaften FSZDL) der Oppositionelle
Runde Tisch (ORT). Die acht Organisationen verfügten freilich über un-
terschiedliche Vorstellungen, was die Zukunft anging. Manchen Teilneh-
mern fehlten Vorstellungen selbst zu einzelnen wichtigen politischen Fra-
gen (z.B. gerade zum Wirken des Runden Tisches, aber sogar in dem
Zusammenhang, mit wem sie überhaupt und worüber verhandeln wollten.)
Sogar über die oppositionelle Gruppierung selbst gingen die Meinungen
auseinander. Das MDF als die bedeutendste oppositionelle Kraft (mit etwa
13000 Mitgliedern, beinahe 160 Gruppen in Städten und etwa 200 in Dör-
fern) sah im Runden Tisch eine Schranke für ihre eigene führende Rolle.50
Die Mitglieder stellten dennoch vorläufig ihre Meinungsverschiedenhei-
ten zurück und konnten sich über die Gegensätze hinwegsetzen. Nach der
Vereinigung ihrer Kräfte und Hauptzielsetzungen (Wiederherstellung der
repräsentativen Demokratie und Abschaffung der kommunistischen Al-
leinherrschaft, Schaffung der Grundinstitutionen eines Rechtsstaates,
restlose Gewährleistung der allgemeinen menschlichen Freiheitsrechte
und die baldmögliche Wiederherstellung der Souveränität des Landes)
konnten sie als entschiedener Verhandlungspartner der Staatspartei gegen-
über auftreten. Die bilateralen vorbereitenden Verhandlungen zwischen
dem Runden Tisch und der USAP begannen am 22. April im Budapester
Hotel des Außenministeriums.51
Die USAP verzögerte die Gespräche ständig. AnfangMai schlug sie bei-
spielsweise die Schaffung eines politischen Abstimmungsforums, dann
Ende des Monats Verhandlungen von vier Seiten vor, wobei neben der
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51Bozóki et alii, 1999, 149–151.
USAP und dem Runden Tisch unabhängige Organisationen und „Beob-
achter“ ihre Plätze hätten einnehmen können. Diesen Vorschlag akzep-
tierte der Oppositionelle Runde Tisch nicht und so erwies sich die erste
Verhandlung mit der USAP am 2. Juni als erfolglos. Der Hauptgrund da-
für war, dass auch die USAP keine einheitliche Partei war: Die „Hardliner“
kämpften mit den Reformpolitikern um die Führung. Erst nachdem sich
das innerparteiliche „Reformlager“ der USAP durchgesetzt hatte, wurde
der „Nationale Runde Tisch“ (NRT) gebildet.52 Unter Einbeziehung der
Opposition, der USAP sowie der gesellschaftlichen Organisationen und
Bewegungen (Verein Linke Alternative, Patriotische Volksfront, Ungari-
scher Demokratischer Jugendverband, Ungarische Widerstandskämpfer,
Verband der Antifaschisten, Landesrat der Ungarischen Frauen, Fe-
renc-Münnich-Gesellschaft und Landesrat der Gewerkschaften) began-
nen trilaterale Verhandlungen im Parlament über die Umgestaltung des
konstitutionellen Systems. Von Mitte Juni bis Mitte September fanden
Gespräche am Runden Tisch zur Vorbereitung eines friedlichen Macht-
und Systemwechsels statt.53
Bei den Verhandlungen des Nationalen Runden Tisches einigten sich
die Mitglieder bereits im Sommer 1989 über das Programm des friedlichen
Übergangs und die Ausschreibung freier Wahlen mit mehreren Parteien.
Das Abkommen zwischen dem Oppositionellen Runden Tisch und der
Staatspartei wurde schließlich von zwei Parteien, der SZDSZ und der
FIDESZ, nicht unterzeichnet. Grund dafür war die Art und Weise der
Wahl des Präsidenten der Republik, der laut Abkommen indirekt vom Par-
lament gewählt werden hätte sollen. In der Übergangszeit jedoch hätte zu-
nächst das Volk in direkter Wahl darüber entscheiden können. Die beiden
oppositionellen liberalen Parteien sahen in dieser Möglichkeit einen Ver-
such des Parteistaates, seine Macht hinüberzuretten, da bei einer Volksab-
stimmung der Reformkommunist Imre Pozsgay ernsthafte Chancen ge-
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habt hätte. Daher initiierten die beiden Parteien gemeinsam mit der FKgP
und der MSZDP eine Volksabstimmung, wobei sie die Frage der Präsiden-
tenwahl mit anderen Punkten, wie der Auflösung der Kampfgruppen, der
Rechenschaftsforderung über das USAP-Vermögen und der Frage der
Parteiorganisationen am Arbeitsplatz verknüpften. Das Ergebnis war (un-
ter anderem auch wegen des Referendumsboykotts des später die Regie-
rung bildenden MDF) ausgeglichen, sodass mit 6101 Stimmen das „NEIN“
siegte und somit dieWahl des Präsidenten der Republik Aufgabe des neuen
Parlaments wurde.
III: SCHLUSSBEMERKUNGEN
Man kann sich fragen: Wer ermächtigte die Mitglieder des ORT und
des NRT zu Verhandlungen? Woher stammte die Autorität der Opposi-
tion und des NRT? Es gibt im heutigen Ungarn immer noch eine latente
Skepsis in Bezug auf den Systemwandel von 1989. Die ungarische Gesell-
schaft war auf den Übergang zum Mehrparteiensystem und Pluralismus
nicht vorbereitet. Es gab auch in Ungarn Ende der 1980er-Jahre Massende-
monstrationen, aber sie hingen selten mit den politischen Veränderungen
zusammen. Die ungarischen demokratischen Parteien und die Opposition
konnten die Massen zum Beispiel gegen das Staudamm-Großprojekt Gab-
èikovo-Nagymaros (am 12. September 1988 nahmen etwa 30.000–40.000
Menschen an der Demonstration teil)54 oder gegen die rumänische Min-
derheitenpolitik und das „Dorfzerstörungsprogramm“ von Ceauºescu (am
27. Juni 1988 waren etwa 80.000–100.000 Menschen am Heldenplatz) auf
die Straßen rufen.55 Am 16. Juni 1989 wurden Imre Nagy und andere Opfer
des Volksaufstandes des Jahres 1956 feierlich wiederbestattet. Über
200.000 Menschen nahmen an der Feier zum Gedenken an die politischen
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Opfer von 1956 auf dem Budapester Heldenplatz teil.56 Diese Versammlun-
gen hatten natürlich große politische Bedeutung, und trugen zum politi-
schen Wandel des Landes bei. Die Menschen wollten den Kommunismus
und Sozialismus und deren Anhänger loswerden, sie wollten besser leben,
aber außer diesen Wünschen wussten sie nicht, was sie wirklich wollten,
was sie in der Freiheit erwartete. Gerade das ist die Besonderheit der unga-
rischeWende von 1989 – es fehlten die richtigen Massen hinter den politi-
schen Veränderungen (abgesehen von den als Beispiel gezeigten Demon-
strationen). So konnten einige politische Gruppierungen/Parteien, die
über sich selbst behaupteten, dass „sie wissen, was sie tun, und was man tun
solle“, unter passiver Assistenz vonMenschenmassen an die Spitze der poli-
tischen Veränderungen treten.
Auf welche Gründe ist diese Art von gesellschaftlicher Passivität zu-
rückzuführen? In den drei Jahrzehnten nach der Revolution und dem Frei-
heitskampf 1956 gab es keine Möglichkeit mehr, eine systemkritische Mas-
senbewegung in Gang zu setzen. Die Menschen zogen die Erfahrungen aus
1956, und es wurde eindeutig, dass die Sowjetunion nicht gewillt war, auf
die Länder zu verzichten, die zu ihrer Interessensphäre gehörten. Die west-
lichen Länder hingegen waren über „schöne Worte“ hinaus nicht gewillt,
sich in Osteuropa einzumischen. Die Menschen waren bestrebt, sich von
der Politik fernzuhalten, öffentliches Leben und Privatleben unterschie-
den sich Ende der 1980er-Jahre stark voneinander. Von der Mitte der
60er-Jahre an reduzierte die Möglichkeit eines besseren Lebensniveaus und
des Wohlstandes die Bedeutung der gesellschaftlichen Solidarität weiter.57
Jedoch schuf diese Umwandlung mit revolutionärer Bedeutung, aber
nicht mit revolutionärem Charakter Ende der 80er-Jahre die Bedingungen
und den Rahmen der politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Systemwandels. Ein wichtiges Element der Veränderung war der politi-
sche (und wirtschaftliche) Machtwechsel, der den Austausch der herr-
schenden Elite, die massenhafte Ablösung der politischen und (wirtschaft-
lichen) Führer und der an Politik und Wirtschaft aktiven Beteiligten zum
Inhalt hatte. Ferner formierten sich neue Machtinstitutionen, -strukturen
und -verhältnisse zwischen den Akteuren des Machtsystems, und infolge-
dessen wandelte sich das System des institutionellen Besitzes von Entschei-
dungen und der Entscheidungsprozesse. Gleichzeitig hing das Ergebnis der
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Wende in Ungarn in hohemMaße von der Konsequenz ab, mit der sich der
Machtwechsel vollzog. Die Wende brachte Gewinner und natürlich auch
Verlierer des Prozesses hervor. Im Zusammenhang mit den Ereignissen in
Ungarn Ende der 80er-Jahre – einschließlich der Grenzöffnung und der
Genehmigung der Ausreise von DDR-Staatsbürgern in den Westen, im
Wesentlichen der Abschaffung des „Eisernen Vorhanges“ - ergibt sich die
Lehre: Werke der Politik haben keine ewige Gültigkeit! Die Jahre 1989
und 1990 korrigierten bzw. liquidierten in vielen Fällen nach dem Ersten
Weltkrieg geschaffene, nach dem ZweitenWeltkrieg modifizierte und im
Wesentlichen bekräftigte oder eben neu kreierte politische Lösungen! Von
den einstigen Kleinentente-Staaten zerfiel 1993 die Tschechoslowakei; zer-
brach zwischen 1991 und 2006 in einem blutigen Krieg, begleitet von Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit, das einstige Serbo-Kroatisch-Sloweni-
sche Königreich (Jugoslawien). Die nach dem Zweiten Weltkrieg (1949)
gegründete Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische
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DIE UMBRÜCHE 1989 AUS DER PERSPEKTIVE
DER ÖSTERREICHISCHEN AUßENPOLITIK
UNTER BESONDERER BERÜCKSICHTIGUNG
DES BILATERALEN VERHÄLTNISSES ZU UNGARN
Seit einigen Jahren hat die wissenschaftliche Befassung mit den Umbrü-
chen in Ostmitteleuropa ausgehend von einem gegenwartsgeschichtlichen
Ansatz eingesetzt. Dabei handelt es sich vorderhand vielfach noch um ei-
nen Themenaufriss, zugleich lassen sich schon erste wesentliche Befunde
festmachen. In diesem Spannungsfeld bewegen sich auch die folgenden
Ausführungen zu den österreichisch-ungarischen Beziehungen rund um
das Jahr 1989. Sie nehmen nicht für sich in Anspruch, bereits ein abgerun-
detes oder schon gar ein endgültiges Bild der wechselseitigen Beziehungen
zu zeichnen. Vielmehr soll an Hand einiger ausgewählter Themenfelder
das relativ weitgefächerte politische Beziehungsgeflecht zwischen den bei-
den Ländern ein wenig erhellt werden, wobei der Blick vom Standort der
österreichischen Politik aus erfolgt. Auf fünf Themenfelder soll dabei
schlaglichtartig eingegangen werden.
Zum ersten soll die Ausgangsposition 1988/89 aus der Perspektive der
österreichischen Außenpolitik skizziert werden, sodann erfolgt der Ver-
such einer Bewertung und Einordnung jener historischen Geste, mit der
die Außenminister beider Länder den Eisernen Vorhang am 27. Juni 1989
durchtrennten und damit in einer dramatischen Bildersprache das Ende
der bipolaren Teilung des Kontinents deutlich gemacht haben. In einem
dritten Abschnitt wird die Rolle Österreichs beim Prozess der Grenzöff-
nung näher analysiert. Schließlich soll noch auf zwei weitere Aspekte ein-
gegangen werden: Zum einen auf die Rolle, die die beiden österreichischen
Großparteien bei der Ausbildung eines pluralistischen Parteienspektrums
in Ungarn spielten und zum anderen auf das, einer Initiative beider Länder
entspringende, Forum der regionalen Zusammenarbeit, das als Zentraleu-
ropäische Initiative bis heute existiert.
Wie gesagt, es sind nur einige Schlaglichter, die aus vornehmlich öster-
reichischem Blickwinkel auf die Beziehungen der beiden Länder anno 1989
geworfen werden. Vielleicht können sie einen Beitrag zu einer vertiefen-
den systematischen Erforschung des bilateralen Beziehungsgeflechts in den
ausgehenden 1980er- und 1990er-Jahren leisten, jenseits der vordergründi-
gen „österreichisch-ungarischen“, an die k.u.k. Zeit anknüpfenden, Kli-
scheevorstellungen, die in weiten Kreisen der veröffentlichten Meinung
immer noch die Beziehungen zwischen Österreich und Ungarn in ein trivi-
al-nostalgisches Licht zu tauchen scheinen.
1. DER BEGINNENDE TRANSFORMATIONSPROZESS IN OSTMITTELEUROPA
IN DER EINSCHÄTZUNG DER ÖSTERREICHISCHEN AUßENPOLITIK
Um die Jahreswende 1988/89 war der österreichischen Außenpolitik be-
wusst, dass Europa im Begriff war, sich tiefgreifend zu verändern. Man
hatte das politische Wetterleuchten entlang des Eisernen Vorhangs auf-
merksam registriert. Doch hatte zu diesem Zeitpunkt am Wiener Ball-
hausplatz niemand die Dimension der bevorstehenden Umwälzungen vor-
ausgesehen oder gar mit ihnen gerechnet.
Immerhin hatte der seit Anfang 1987 amtierende Außenminister Alois
Mock seit seinem Amtsantritt einige bewusste Akzente und Gesten im
Hinblick auf die politische und menschenrechtliche Situation östlich von
Österreichs Grenzen gesetzt. Dazu zählte, dass er den von den kommunis-
tischen Staaten vertretenen Standpunkt, wonach die Erörterung von lan-
desbezogenen Menschenrechtsfragen eine Einmischung in innere Angele-
genheiten bedeute, offen in Frage stellte. Zu nennen ist hier auch das
österreichische Engagement im Rahmen des KSZE-Prozesses, das beim
KSZE-Folgetreffen in Wien zu Beginn des Jahres 1989 zur Einführung
neuer Standards bei der internationalen Kontrolle der Menschenrechte
führte.
„A wind of change is blowing also in Eastern Europe“. So formulierte es
Außenminister Mock pointiert bei der Parteiführerkonferenz der Europäi-
schen Demokratischen Union (EDU) in Rhodos im September 1988.1 Doch
blieb er bei einer analytischen Beurteilung der Lage im Herbst 1988 noch
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recht vorsichtig. Er räumte ein, dass mit der Entwicklung in der Sowjet-
union grundsätzlich neue Perspektiven im Begriff seien zu entstehen. Die-
se würden es erlauben, eine Überwindung der historisch gewachsenen Tei-
lung des Kontinents nicht mehr völlig ins Reich der Phantasie zu
verweisen. Er würde aber jeden verstehen, der dieser Realutopie mit Skep-
sis und Zögern gegenüberstünde.2 Mock sah Europa an der Jahreswende
1988/89 vor dem Übergang von einer „Periode der bloßen Koexistenz“ zu
einer „Phase breitester Kooperation“. Für Österreich bedeutete dies, seine
Europapolitik auf zwei Grundpfeiler zu stützen: die „ökonomisch gebote-
ne“ Teilnahme am Binnenmarkt sowie
„[…] unsere Nachbarschafts- und Ostpolitik […], eine Politik, die
uns unsere geographische Lage ebenso nahelegt, wie eine geschichtli-
che Erfahrung erleichtert, die Jahrhunderte zurückreicht. Der Do-
nauraum, eine Replik des großen Europa, ist ein hochaktuelles The-
ma: Während die kulurellen Bindungen das Erbe der Vergangenheit
verkörpern, stellen Zollsenkungen, Joint ventures und grenzüber-
schreitende Umweltverschmutzung die Herausforderungen der Ge-
genwart dar.“3
Eines wird bei diesen Ausführungen deutlich: Selbst der dem kommunis-
tischen System weltanschaulich absolut ablehnend gegenüberstehende
ÖVP-Außenminister rechnete mit keinem unmittelbar bevorstehenden
Systembruch. Die von ihm genannten Joint ventures beispielsweise waren
zu einem erfolgreichen Beispiel der bilateralen Zusammenarbeit zwischen
Österreich und Ungarn unter Zugrundelegung des unterschiedlichen
weltanschaulichen und ökonomischen Status quo geworden.
Vor diesem Hintergrund fand im Februar 1989 ein Treffen des neuen,
seit Ende November 1988 im Amt befindlichen, ungarischen Regierungs-
chefs Miklós Nemeth mit seinemWiener Amtskollegen Franz Vranitzky
statt. Der erst vierzigjährige Premier aus Budapest präsentierte bei seinem
ersten Auslandsbesuch, den er im Gegensatz zu seinen Vorgängern nicht in
Moskau, sondern beim österreichischen Nachbarn absolvierte, Ungarn als
Vorreiter der Reformen innerhalb der kommunistischen Hemisphäre.4
Mit dem österreichischen Kanzler wurden die Planung und Durchführung




gemeinsamer „joint ventures“ im Bereich der Auto- und Eisenbahnindus-
trie besprochen. Neue Grenzübergänge bzw. eine Zollfreizone bei Sopron
sollten errichtet werden. Man versicherte einander am Projekt einer ge-
meinsamen Weltausstellung zwischen Wien und Budapest festhalten zu
wollen. Dieses Vorhaben zielte von seiner Konzeption her noch ganz auf
die Brückenfunktion der beiden Städte angesichts der Zugehörigkeit zu
unterschiedlichen weltanschaulichen Systemen ab. Durch den negativen
Ausgang einer Volksbefragung in Wien im Frühjahr 1991 sollte es dann
zwei Jahre später zu Fall gebracht werden.
Im Laufe des Jahres 1988 waren in Österreich die während der kurzen
Ära unter Karoly Grósz in Ungarn in Gang gekommenen Veränderungen
spür- und sichtbar geworden. Zu nennen sind etwa die Zulassung von Pri-
vatinitiative sowie im beschränkten Maße Firmengründungen und die be-
ginnende Reisefreiheit, die zu einem fast legendär gewordenen Einkaufs-
boom im Osten Österreichs, vor allem in Wien, führte. Letzterer rief bei
der Bevölkerung im hauptsächlich davon betroffenen Osten Österreich
teils ambivalente Reaktionen hervor. Schließlich warfen die beginnenden
Gründungen politischer Parteien und deren Verbindungen nach Wien
ihre Schatten voraus.5 Sie waren die Fanale des beginnenden Umbruchs.
Auf der anderen Seite waren in Ungarn nach wie vor 200.000 sowjeti-
sche Soldaten mit 27.000 Panzern und Militärfahrzeugen stationiert. In
Moskau ließ man es bekanntlich bewusst bis in den Herbst 1989 offen, ob
man angesichts dieses Potentials das völlige Implodieren des Bündnissy-
stems in Osteuropa widerspruchslos akzeptieren würde. Daher definierte
Außenminister Mock auch, als sich das kommunistische Machtmonopol
im Laufe des Frühjahrs 1989 aufzuweichen begann, die österreichische
Haltung nach wie vor durchaus bedächtig: Eine Öffnung östlich von
Österreichs Grenzen würde die Optionen des Landes aufwerten. Es handle
sich um souveräne Entscheidungen der jeweiligen Staaten, die aber Öster-
reich im Rahmen seiner Möglichkeiten unterstütze. Dies galt insbesondere
im Hinblick auf die besondere Qualität der bereits bestehenden bilateralen
Beziehungen zu Ungarn im Sinne der traditionellen österreichischenNach-
barschaftspolitik sowie für die Beziehungen zu Polen angesichts der dort mit
dem Beginn der Gespräche am Runden Tisch bereits im Februar 1989 in
Gang gekommenen Entwicklungen. 6 Dem entsprechend sprach sich Au-
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ßenminister Mock bereits im Mai 1989 dafür aus, Ungarn genauso wie Po-
len einen Beobachterstatus im Europarat einzuräumen.5 Gegenüber Bulga-
rien, der ÈSSR, der DDR und Rumänien, wo man kaum Reformpotential
sah, blieb Wien hingegen zurückhaltend.
Darüber hinaus hatte die österreichische Außenpolitik bereits die Per-
spektive der Integration im Blick.6 1989 war jenes Jahr, in dem sich die Re-
gierungskoalition in Wien endgültig darauf verständigte, eine Vollmit-
gliedschaft bei der EG anzustreben. Im April wurde der diesbezügliche
Regierungsbeschluss gefasst, im Juli offiziell das österreichische Beitritts-
ansuchen in Brüssel überreicht. Gegenüber Ungarn ging es nun als erstes
darum klarzustellen, dass ungeachtet der österreichischen Zuwendung zur
EU die besonderen bilateralen Beziehungen nicht vernachlässigt würden.
Dies hatte schon Bundeskanzler Vranitzky bei seinem Zusammentreffen
mit Ministerpräsident Nemeth im Februar getan. Im Juni wiederholte Au-
ßenminister Mock gegenüber seinem ungarischen Amtskollegen Gyula
Horn die österreichische Doktrin, wonach die österreichische Europapoli-
tik auf zwei Säulen ruhe: der Teilnahme an der westeuropäischen Integra-
tion und seiner Nachbarschaftspolitik. Dies sollte die Sorge seines Amtskol-
legen um die Erhaltung der besonderen Qualität der bilateralen
Beziehungen zerstreuen.
Doch ging das Gespräch der Außenminister darüber hinaus. Denn im
Frühjahr 1989 war die europäische Integration auch in Ungarn zum The-
ma geworden. Statt der Formel Gorbatschows vom gemeinsamen europäi-
schen Haus begann eine andereMetapher in Ungarn die Runde zu machen.
Es hieß, das Land müsse nun auf den europäischen Zug aufspringen.7
Horn betonte, dass Ungarn vorerst ein Abkommen über Zollpräferen-
zen mit der EG nach dem Vorbild Jugoslawiens anstrebe. Mittelfristig wol-
le man nach einer Liberalisierung der Wirtschaft ein Freihandelsabkom-
men mit der EG. Mock wiederum präsentierte seinen Vorschlag eines
EFTA-Fonds für die reformfreudigen osteuropäischen Staaten. Er hatte
ihn kurz zuvor bei der EFTA-Ministerkonferenz in Kristiansund gemacht:
ein massives gemeinsames wirtschaftliches Hilfspaket von EG, EFTA und
USA in der Höhe von sechs Milliarden US-Dollar.8
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Was die weitere europäische Zukunft betraf, meinte Mock, man sei nun
im Begriff, die Phase der „friedlichen Koexistenz“ durch eine Phase der
„breiten Kooperation“ abzulösen. Langfristig könnte ihr eine dritte Phase
des „gemeinsamen europäischen Hauses“ folgen.9
2. DER 27. JUNI 1989 – DIE BEIDEN AUßENMINISTER DURCHTRENNEN
DEN EISERNEN VORHANG
Zum retrospektiv zentralen Ereignis in der ersten Jahreshälfte 1989 sollte
aus österreichischer Sicht der 27. Juni 1989 werden. Es handelte sich dabei um
die ostentativ gesetzte Geste, als die beiden Außenminister, Alois Mock und
Gyula Horn, den Eisernen Vorhang an der gemeinsamen Grenze durch-
schnitten. Das Bild vom 27. Juni ist zu einer der visuellen Ikonen des Jahres
1989 geworden. Es hatte aber weit über den symbolischen Akt hinaus auch
eine eminente realpolitische Auswirkung im Sinne einer Dynamisierung der
in Gang gekommenen Entwicklung in den Reformländern.
Die Episoden rund um die Urheberschaft zu der Idee können an dieser
Stelle vernachlässigt werden. Auch wenn unterschiedliche Versionen dar-
über existieren, so deutet doch vieles darauf hin, dass die Initiative dazu
vom österreichischen Außenministerium ausgegangen ist.10 Jedenfalls er-
klärte sich Ungarns Gyula Horn bereit, mitzumachen. Aus seiner Sicht
ging es wohl auch schon darum, das politische Terrain im Hinblick auf eine
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Gyula Horns (Horn, 1991) ein Anhaltspunkt. Dagegen hält Mocks damaliger Sekretär
Martin Eichtinger an der bisher gängigen Version der Genesis des Bildes fest. Vgl. dazu zu-
letzt und im Detail: Eichtinger, 2012, 219–225.
politische Zukunft nach dem sich bereits abzeichnenden Systemwechsel
abzustecken.
In der historischen Analyse wichtig ist es, nochmals festzuhalten, dass
der faktische Abbau der Grenzanlagen seit Mai schon voll im Gange war.
Es hatte sich bei der Aktion also um keine Initialzündung gehandelt, mit
der ein Prozess mit einer spektakulären Geste in Gang gesetzt wurde, son-
dern um eine symbolische Bestätigung eines Vorgangs, der schon längst im
Laufen war. Denn wie wir spätestens seit der präzisen Darstellung von An-
dreas Oplatka aus dem Jahr 2009 wissen, hatte das Politbüro der ungari-
schen Kommunisten schon Ende Februar 1989 den Beschluss gefasst, die
veralteten und ständig Pannen hervorrufenden Sperranlagen entlang der
österreichischen Grenze zu demontieren. Es war der ungarische Innenmi-
nister István Horváth, der einer Aufforderung des neuen reformfreudigen
Ministerpräsidenten Miklós Németh folgend, den Abbau beantragt hatte.
Der ungarische Staat konnte und wollte sich die finanziell aufwändige In-
standhaltung der elektronischen Sperrzäune nicht länger leisten. Anfang
Mai 1989 hatte dann der tatsächliche Abbau an allen vier Grenzschutzab-
schnitten zu Österreich begonnen.10
Der gemeinsame Auftritt von Mock und Horn an der Grenze war also
eine Art symbolischer Nachvollzug eines Prozesses, der schon seit fast zwei
Monaten imGange war, allerdings in einer massenmedial äußerst geschickt
inszenierten Weise. Es wurde daraus eine Aktion mit weitreichenden Fol-
gewirkungen, insbesondere in der DDR. Zwar war über den Abbau der
„technischen Grenzsperren“ im westdeutschen Fernsehen, das auch weit in
die DDR hinein empfangen werden konnte, bereits im Mai berichtet wor-
den. Doch am 27. Juni bekamen die Ostdeutschen via ARD-Tagesschau die
eindrücklichen und ideologisch aufgeladenen Bilder vom Durchschneiden
des Grenzzauns in ihre Wohnzimmer geliefert. Das war das Entscheiden-
de. Denn die Fernsehaufnahmen stellten in größtmöglicher Anschaulich-
keit unter Beweis, dass der Eiserne Vorhang brüchig geworden war. Paul
Schulmeister, langjähriger Deutschlandkorrespondent des ORF, hatte die
ungeheure Symbolkraft der Bilder vom 27. Juni 1989 wie folgt beschrieben:
„ Die Botschaft der Bilder, die um die Welt gingen, lautete: Ungarn
verzichtet auf Gewalt an den Grenzen. […] Was 1989 passierte, war
neu – die erste ´Fernsehrevolution` in der Geschichte. […] Seit den
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Fernsehbildern von der Beseitigung des Stacheldrahtes durch die Au-
ßenminister Mock und Horn wusste jeder im Osten, dass es da eine
ungesicherte Grenze gab, ohne Alarmanlagen, Minen oder elektri-
sche Zäune.“11
Will man die Tragweite der Bilder wie auch der Ereignisse vom Som-
mer 1989 richtig einschätzen, so gilt es auch folgenden Umstand zu berück-
sichtigen: Auf Grund eines 1969 geschlossenen Abkommens wurden in
Ungarn bei Fluchtversuchen festgenommene Bürger aus der DDR an diese
ausgeliefert. Noch im Jahr 1988 waren dies 1088 Menschen und die diesbe-
zügliche Praxis war auch unter Ministerpräsident Németh bis in den Mai
1989 fortgesetzt worden.12
Etwas weniger als ein Jahr später sollte ein weiteresMal ein Ereignis von
symbolisch-historischer Bedeutung die beiden Außenminister Horn und
Mock zusammenführen. Am 14. März 1990 jährte sich der Todestag des
bekannten k. u. k. Ministers des Äußeren, Julius Graf Andrássy, zum hun-
dertsten Mal. Gyula Horn lud Mock ein, die Népköztársaság útja, die Bu-
dapster „Straße der Volksrepublik“ in ihren ursprünglichen Namen
Andrássy út umzutaufen. Dieses Ereignis fand nur wenige Tage vor den
ersten freien Parlamentswahlen in Ungarn, am 25. März 1990, statt.13
Dementsprechend legte MockWert darauf, bei seinem Besuch in Budapest
auch mit dem Führer der Opposition und Vorsitzenden des ihm politisch
nahestehenden Demokratischen Forums, József Antall, zusammenzutref-
fen, um nicht den missverständlichen Eindruck einer parteipolitischen
Unterstützung Gyula Horns, der mittlerweile der aus der KP hervorge-
gangenen Sozialistischen Partei angehörte, zu erwecken.
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3. Paneuropa-Picknick und Grenzöffnung
Gleich zu Beginn dieses Abschnitts soll Folgendes klarstellend festgehal-
ten werden: Der österreichischen Außenpolitik kam während der Entwick-
lung im Spätsommer und Frühherbst 1989 nicht die Rolle eines Akteurs im
engeren Sinn zu. Denn die weitere Entwicklung, die zum Transit der ost-
deutschen Flüchtlinge via Ungarn und Österreich in die BRD führte, wurde
in diskreten Verhandlungen zwischen der deutschen und der ungarischen
Regierung vorbereitet. In diese, das lässt sich nach dem derzeitigen Stand der
Forschung schon recht klar sagen, war Österreich nicht oder bestenfalls im
Vollzug der von anderen getroffenen Entscheidungen eingebunden.
Dies galt schon für die Ereignisse rund um das so genannte „Paneuro-
pa-Picknick“ vom 19. August 1989. Es sollte zur ersten Massenflucht von
DDR-Bürgern seit dem Mauerbau 1961 werden. Die Initiatoren waren un-
garische Oppositionelle, die im Präsidenten der Paneuropa-Union, Otto
Habsburg, einen international bekannten Schirmherrn suchten und fan-
den. Ungarischerseits konnte bekanntlich der führende Reformer in der
Regierung, Imre Pozsgay, für die Aktion gewonnen werden. Regierungs-
chef Miklós Németh blieb im Hintergrund, unterstützte die Aktion aber
und wies vor allem die ungarischen Grenzeinheiten an, sich „flexibel“ zu
verhalten.13 Die temporäre Grenzöffnung wurde seitens der Veranstalter
mit den lokalen österreichischen Behörden koordiniert, das Außenministe-
rium in Wien war aber nicht direkt involviert.
In einer jüngst erschienenen Studie zu den Ereignissen entlang der
österreichisch-ungarischen Grenze anno 1989 mutmaßt Maximilian Graf,
dass die führenden ungarischen Reformpolitiker bewusst das Picknick zu
einem Testballon für die Grenzöffnung werden lassen wollten,14 ähnlich
wie Michael Gehler, der dem Ereignis „Signal- und Testcharakter“ zu-
misst.15 Die Sowjetunion Gorbatschows hatte bis zu diesem Zeitpunkt kei-
nen Einwand gegen die ungarische Politik der Grenzöffnung erhoben, aber
zugleich doch die ungarische Regierung im Unklaren darüber gelassen, ob
und wie weit man deren Vorgehen billigen würde. Die Massenflucht von
DDR-Bürgern über die österreichisch-ungarische Grenze wurde nun un-
kommentiert zur Kenntnis genommen; man signalisierte den Ungarn, dass
sie die Sache nach ihrem Gutdünken regeln sollten.
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Zum Zeitpunkt des Paneuropa-Picknicks waren die direkten Gesprä-
che zwischen Ungarn und der BRD zur Lösung der Flüchtlingsfrage be-
reits im Laufen. Letztendlich ausschlaggebend für die ungarische Ent-
scheidung zur Grenzöffnung wurde die Tatsache, dass im letzten
Augustdrittel zwei Zwischenfälle beim illegalen Grenzübertritt einen töd-
lichen Ausgang gefunden hatten.
Wie bereits erwähnt, war das offizielle Österreich in die Fühlungnahme
zwischen seinen beidenNachbarn nicht eingebunden. Bundeskanzler Franz
Vranitzky erklärte dementsprechend auch am 22. August, dass Österreich
keine Vermittlerrolle zwischen den beiden deutschen Staaten und Ungarn
wahrnehmen würde,16 was ihm gerade auch aus Rücksicht auf die guten
Wirtschaftskontakte Österreichs zur DDR nicht ungelegen kam.17
Am 25. August kam es zum ungarisch-westdeutschen Geheimgipfel
zwischen den Regierungschefs und Außenministern beider Länder auf
Schloß Gymnich bei Bonn, wo die Grenzöffnung vom 11. September und
im Gegenzug weitere deutsche Wirtschaftshilfe fix vereinbart wurden.18
Erst zeitgleich zum Treffen auf Schloß Gymnich wurde Außenminister
Mock deutscherseits am 25. August betreffend die zu erwartenden Flücht-
lingsströme kontaktiert. Man fand sich rasch. Österreich stellte unbüro-
kratisch zehntausende Visa aus und übertrug die Betreuung der Flüchtlin-
ge dem österreichischen Roten Kreuz. Bei der gewählten Vorgangsweise
blieb zumindest nach außen hin die österreichische Neutralität gewahrt.
Die Kosten wurden dem Roten Kreuz übrigens von der BRD refundiert.19
4. Kontakte auf der Ebene der politischen Parteien
Durchaus aktiv, um nicht zu sagen offensiv, reagierten 1989 die beiden
großen österreichischen politischen Lager im Hinblick auf das im Entste-
hen begriffene pluralistische Parteienspektrum in Ungarn. Man ist ver-
sucht zu sagen, dass in diesem Punkt die Parteienaußenpolitik der staatli-
chen Außenpolitik einen Schritt voraus war.
Beide österreichischen Regierungsparteien, die Österreichische Volks-




18Vgl. Küsters, 2009, 54–57.
19Brühl, 2007, 583.
diesem Zeitpunkt auf Grund des Engagements einiger ihrer führenden
Repräsentanten in den jeweiligen internationalen Dachorganisationen, der
Europäischen Demokratischen Union sowie der Sozialistischen Internatio-
nale eine wesentliche Rolle. Daher geschah das Anknüpfen der Kontakte
auf Basis der politischen Parteien praktisch in einer Parallelaktion sowohl
auf Ebene der bilateralen Partei- wie auch auf jener der internationalen
Dachorganisationen.
Seitens der bürgerlichen ÖVP begann man schon früh mit den im Ent-
stehen begriffenen nahestehenden Parteien in Ungarn engere Kontakte zu
knüpfen. Diese wurde zu einem Transmissionsriemen für das Andocken
dieser Parteien an die Europäische Demokratische Union (EDU). Dabei
spielte nicht nur der geographische Umstand der unmittelbaren Nachbar-
schaft Österreichs zu Ungarn eine Rolle, sondern auch der Umstand, dass
die Positionen des EDU-Präsidenten und des EDU-Exekutivsekretärs mit
zwei Österreichern, Außenminister Mock und dem ÖVP-Abgeordneten
Andreas Khol, besetzt waren. Darüber hinaus war das EDU-Exekutivse-
kretariat in Wien beheimatet.
Das außenpolitische Büro der ÖVP und das EDU-Exekutivsekretariat
hatten schon in der zweiten Jahreshälfte 1988 damit begonnen, in Ungarn
Gespräche mit zahlreichen Gruppierungen zu führen, die gerade dabei wa-
ren, sich als politische Parteien zu konstituieren bzw. zu konsolidieren.20 Un-
ter ihnen befanden sich das Demokratische Forum, die Freien Demokraten,
die Kleinlandwirtepartei, FIDESZ und die kleine Christdemokratische
Volkspartei.21 Von Anfang an verstand sich die ÖVP als Vermittlerin von de-
mokratischem Know-how. Ihre Parteiakademie, die „Politische Akademie“,
veranstaltete Schulungs- und Ausbildungskurse für die neuen Parteien.22
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Vom 19. bis 21. Juni fand in Budapest eine Tagung des EDU-Ausschusses
„Europäische Strukturen – Europäische Politik“ statt; ein historisches Er-
eignis insoweit, als erstmals ein EDU-Gremium in einem Land des War-
schauer Pakts zusammentrat. Aus Österreich nahm daran neben Andreas
Khol auch der Klubobmann der ÖVP-Parlamentsfraktion, Fritz König,
teil. Sie führten zahlreiche Gesprächen nicht nur mit den Repräsentanten
der neuen Parteien, sondern auch mit Vertretern der Regierung, der Kir-
chen und mitWissenschaftlern.23 Man wollte sich ein Bild verschaffen, wie
im Sinne der Grundsätze der EDU die Reformbestrebungen bestmöglich
unterstützt werden könnten. Basierend auf diesen Erfahrungen entstand
ein konkretes Programm, auf dessen Grundlage die Mitgliedsparteien der
EDU – de facto waren es dann vor allem die deutschen Unionsparteien
CDU und CSU, die skandinavischen Mitgliedsparteien der EDU sowie die
ÖVP – konkrete Hilfe an die befreundeten Parteien in Ungarn leisten soll-
ten. Die Agenda der EDU umfasste die Vermittlung von politischem
Know-how, die Vertiefung der Kontakte, aber auch konkrete materielle
und finanzielle Hilfestellungen.24 Ab Mitte 1989 war dann klar, welche
Parteien die EDU als nahestehend ansah und dann imWahlkampf tatsäch-
lich unterstützte. Es waren dies das Demokratische Forum, die Kleinland-
wirtepartei und die Christdemokratische Volkspartei.25 Dabei machte die
EDU allerdings Abstufungen. Erster Ansprechpartner war das Demokra-
tische Forum József Antalls, dem man am meisten Professionalität und die
besten Chancen bei den bevorstehenden Wahlen zubilligte. Dementspre-
chend war auch EDU-Exekutivsekretär Andreas Khol am Parteitag des
Demokratischen Forums im Oktober 1989 in Budapest anwesend.26 Schon
im August 1989 hatte der erste frei gewählte ungarische Abgeordnete, Gá-
bor Roszik vom Demokratischen Forum, an der EDU-Parlamentarierkon-
ferenz im türkischen Antalya teilgenommen. In einem Interview im öster-
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reichischen Radio erklärte er, das Demokratische Forum beabsichtige
einen politischen Kurs nach demVorbild der Österreichischen Volkspartei
und der Christdemokraten in Deutschland einzuschlagen.27
Im August 1990 wurden bei der EDU-Parteiführerkonferenz in Hel-
sinki die ersten fünf Parteien aus den ost-mitteleuropäischen Reformlän-
dern in die Europäische Demokratische Union aufgenommen. Unter ih-
nen befanden sich jene drei ungarischen Parteien, die die EDU bereits
unterstützt hatte, nämlich das Demokratische Forum, die Christlich-De-
mokratische Volkspartei und die Kleinlandwirtepartei. Zugleich wurde
József Antall, der seine Partei bei den Parlamentswahlen mit 42,75% zum
Wahlsieg geführt und das Amt des Ministerpräsidenten übernommen hat-
te, zum Vizepräsidenten und damit zu einem der Stellvertreter Alois
Mocks als Präsident der EDU gewählt. Wie eng das Verhältnis zwischen
ÖVP und Demokratischem Forum zu Beginn der 1990er Jahre war, mag
daran ersichtlich werden, dass ÖVP-Parteiobmann Josef Riegler Minister-
präsident Antall als einen der Redner zur Schlusskundgebung der ÖVP im
Nationalratswahlkampf im Herbst 1990 nach Wien einlud.28
Etwas schwieriger gestaltete sich die Situation für die Sozialdemokratie,
was die Kooperation mit sich herausbildenden Schwesterparteien in Un-
garn betraf, musste man sich doch zwischen den (wieder)gegründeten so-
zialdemokratischen Gruppierungen und den zu einer sozialistischen Partei
demokratischen Zuschnitts mutierenden Reformkommunisten entschei-
den. Der Sozialistischen Partei Österreichs (SPÖ) kam dabei wie der ÖVP
eine Bedeutung weit über die eigene Partei hinaus innerhalb ihrer interna-
tionalen Parteienfamilie, der Sozialistischen Internationale zu, wobei hier
der Klubvorsitzende der SPÖ-Fraktion im Parlament und stellvertretende
Parteivorsitzende Heinz Fischer eine zentrale Rolle spielte.29 In einem von
Heinz Fischer für die Sozialistische Internationale im Laufe des Jahres 1989
erarbeiteten Positionspapier hieß es, dass die Anschauungen der in der eu-
ropäischen Sozialdemokratie engagierten Gruppen „als zeitgemäßes In-
strumentarium für Veränderungen und zur Abschüttelung der bisherigen
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Herrschaftsformen“ dienen könnten. Zugleich räumte er ein, dass der Be-
griff des Sozialismus durch den sogenannten realen Sozialismus belastet
war. Der demokratische Sozialismus müsse sich daher „von totalitären Po-
sitionen“ abgrenzen.30 Damit brachte Fischer das Dilemma der Sozialdemo-
kratie ziemlich genau auf den Punkt.
Noch im Jänner 1989 hatten sich im Dr. Karl Renner-Institut, der Par-
teiakademie der SPÖ in Wien, führende Politiker aus beiden Ländern zu
einer Tagung getroffen. Die Einleitungsreferate hielten dabei Heinz Fi-
scher und János Berecz, ZK-Sekretär und einflussreiches Mitglied des Po-
litbüros der ungarischen KP.31
Zur selben Zeit war allerdings der Prozess der Etablierung eines plurali-
stischen Parteiensystems bereits voll im Gange. In dessen Rahmen standen
auch die ungarischen Sozialdemokraten, die 1948 verboten worden waren,
im Begriff sich wieder zu gründen. Dementsprechend nahm bereits am
Wiener Parteiführertreffen der Sozialistischen Internationale im März
1989 eine ungarische Delegation unter dem Vorsitz von András Révész, ei-
nem ihrer historischen Führer, teil.32 Am 1. Mai 1989 fuhr Heinz Fischer
nach Budapest, um bei der Maikundgebung der wiedererstandenen Schwe-
sterpartei zu sprechen.33 Auf der Ratstagung der SI im November 1989 in
Genf erfolgte die offizielle „Wiedereinsetzung“ der Sozialdemokratischen
Partei Ungarns in deren Rechte in der Sozialistischen Internationale. Doch
waren die Sozialdemokraten bald in Flügelkämpfe verstrickt und vermoch-
ten es nicht, ein für dieWähler attraktives politisches Angebot zu machen.
Sie kamen bei den ersten freien Wahlen im Frühjahr 1990 nur auf 3,6% der
Stimmen und schafften damit nicht einmal den Einzug ins Parlament.
Die aus dem Reformflügel der ungarischen KP hervorgegangene „Un-
garische Sozialistische Partei“ (USP) erzielte demgegenüber 10,3%. Heinz
Fischer erblickte in ihnen bald nach der Wahl „Gesprächspartner und po-
tentielle Verbündete“. Man sollte von den Reformkommunisten, so Fi-
scher, solange sie bereit seien, an neuen Formen eines demokratischen So-
zialismus in der Sozialistischen Internationale mitzuarbeiten, „keinen
antikommunistischen Ariernachweis“ verlangen.34 Ein anderer prominen-
ter Österreicher innerhalb der Sozialistischen Internationale, der Vorsit-
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zende der Menschenrechtskommission und frühere Außenminister Peter
Jankowitsch, argumentierte im Hinblick auf die USP wesentlich zurück-
haltender. Er betonte, dass die Sozialistische Internationale deutlich ge-
macht habe, „dass von einer Aufnahme solcher Parteien in die Internatio-
nale selbst dort nicht die Rede sein kann, wo diese Parteien – wie die
heutige Ungarische Sozialistische Partei – von Reformkräften geführt
werden, denen ein echtes Verdienst beim Übergang zur Demokratie kei-
neswegs abgeschrieben werden kann.“35 Letztlich sollte sich jene Linie, die
Heinz Fischer vertrat, durchsetzen. Die Ungarische Sozialistische Partei
wurde 1992 als Beobachter und 1996 als Vollmitglied in die Sozialistische
Internationale aufgenommen, während die Sozialdemokraten auf eine
Splittergruppe zurückfielen.
5. Foren der regionalen Zusammenarbeit
und kulturpolitische Initiativen
Unter demNamen Quadragonale (Österreich/Italien/Jugoslawien/Un-
garn) wurde in Budapest am 11./12. November 1989, also nur wenige Tage
nach dem Fall der Berliner Mauer, ein neues Forum der regionalen Zusam-
menarbeit gegründet. Später, nach der Erweiterung um die Tschechoslo-
wakei und Polen, firmierte es unter den Namen Pentagonale bzw. Hexago-
nale. Schließlich wurde es zur Zentraleuropäischen Initiative (Central
European Initiative – CEI) mit inzwischen 18 Mitgliedern. Seine Anfänge
gingen auf ein Treffen Alois Mocks mit dem ungarischen Vizepremier und
späteren Premierminister Péter Medgyessy zurück, das im März 1989 in
Györ stattgefunden hatte.
Regionale Kooperationen im mitteleuropäischen Raum reichen bis in die
späten 1970er Jahre zurück. Den Anfang machte die Arbeitsgemeinschaft
(ARGE) Alpen-Adria, die 1978 in Venedig ins Leben gerufen wurde.36 War
bis 1989 eine institutionelle Kooperation über die politischen Systemgrenzen
hinweg (selbst wenn es sich wie im Falle Jugoslawiens nicht um ein Mitglied
des Warschauer Pakts handelte) nur auf Ebene der Länder, Provinzen bzw.
Teilrepubliken möglich, so ergaben sich mit der beginnenden Auflösung des
starren Systems der Blöcke neue Möglichkeiten einer regionalen mitteleu-
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ropäischen Kooperation auch auf gesamtstaatlichem Niveau. Genau das
hatten Mock und Medgyessy, beide bekleideten damals die Funktion des
stellvertretenden Regierungchefs, frühzeitig erkannt. Für Mock kam dazu,
dass er im Frühjahr 1989 in einer Kooperation zwischen kommunistischen
sowie neutralen bzw. nichtpaktgebundenen und EG-Staaten eine Möglich-
keit sah, die Abgeschlossenheit der kommunistischen Systeme gegenüber
dem Westen aufzubrechen und damit ihre Legitimität in Frage zu stellen.
Ab dem Sommer 1989 ging allerdings die Initiative bei der Konzeption
einer regionalen Zusammenarbeit im mitteleuropäischen Raum auf Italien
über. Insbesondere der italienische Außenminister Gianni DeMichelis hat-
te dabei geopolitische Überlegungen einer engeren und längerfristigen po-
litischen und handelspolitischen Kooperation im Auge. Er wollte Italien im
mitteleuropäischen Raum verstärkt positionieren, schon um diesen in geo-
politischer Hinsicht nicht dem deutschen Einfluss anheim fallen zu lassen.
Der deutschen und der französischen Politik blieben die italienischen Be-
strebungen nicht verborgen. Gegenüber Bundeskanzler Kohl sprach
Frankreichs Staatspräsident François Mitterrand im Februar 1990 davon,
dass Italien eine „Föderation“ mit Ungarn, Österreich und Jugoslawien
eingehen wolle. Angesichts der von beiden zu diesem Zeitpunkt schon an-
visierten Politischen Union musste ihnen der italienische Vorstoß, die klei-
neren in der Mitte Europas gelegenen Staaten außerhalb der EG politisch
in einer Art Sonderverhältnis stärker an sich zu binden, als ein „gefährli-
cher Weg“ erscheinen.37
Noch ehe man in den Geruch kam, mit Italien eine Gegenstrategie ge-
genüber möglichen deutschen Ambitionen zu entwickeln, hatte Österreich
seit dem Sommer 1989 eine Haltung eingenommen, die der im Entstehen
begriffenen Quadragonale Grenzen ihrer politischenMöglichkeiten setzte.
Alois Mock wollte sich nicht von der italienischen Außenpolitik instrumen-
talisieren und in ein mögliches Spannungsfeld mit der Bundesrepublik
Deutschland drängen lassen. Das enge Verhältnis zur Bundesrepublik
Deutschland war für ihn eine Grundkonstante seiner Außenpolitik, noch
über das der österreichischen Diplomatie immanente Prinzip der Nachbar-
schaftspolitik hinausreichend. Gerade in Anbetracht des im Juli 1989 erfolgten
Beitrittsansuchens zur EG wollte er dieses keinesfalls aufs Spiel setzen.38
Daher blieb es im Rahmen der Quadragonale auch bei einer projektbezoge-
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nen Zusammenarbeit auf den Gebieten des Umweltschutzes, des Trans-
portwesens, der Telekommunikation und der kulturellen Kooperation.
Für Mock handelte es sich bei diesem Forum der Zusammenarbeit um
ein komplementäres Element seiner Außenpolitik, in deren Zentrum die
auf volle EG-Mitgliedschaft ausgerichtete Integrationspolitik stand. „In-
nereuropäische Gleichgewichtsstrategien und Ententen gehören heute
eben endgültig der Vergangenheit an.“39 So argumentierte Mocks Kabi-
nettschef Emil Stafflmayr nach außen hin, weshalb Österreich eine lockere
Kooperation bei sich aus der geographischen Nachbarschaft ergebenden
Sachfragen den weitergehenden italienischen Plänen, die auf Schaffung ei-
nes organisatorischen Rahmens abgezielt hatten, vorzog. Letztlich blieb es
ein „loser Zusammenschluss interessierter Staaten“, bei dem sich die Zu-
sammenarbeit „selektiv auf bestimmte Sektoren“ beschränkte.40 Aus der
Perspektive der österreichischen Außenpolitik handelte es sich um
„eine Zusammenarbeit, welche die frei gewordenen Staaten Ost- und
Mitteleuropas an die im nichtkommunistischen Europa gewachse-
nen Integrationsmodelle heranführen sollte. Für Österreich stellt die
Pentagonale außerdem den Versuch dar, seine schon bisher intensiv
betriebene Nachbarschaftspolitik dort zu multilateralisieren, wo
eine solche Multilateralisierung von der Sache her sinnvoll ist.“41
Ungeachtet dessen erschien dieses Gesprächsforum vielen, wenn auch
aus unterschiedlichen Motivlagen, weiterhin suspekt. Vermuteten die einen
dahinter den Versuch der Schaffung eines Gegengewichts zum wiederverei-
nigten Deutschland, glaubten andere darin nostalgische Großmachtsattitü-
den der österreichischen Außenpolitik oder gar ein Alternativkonzept zum
integrierten Europa zu erkennen.
Gerade die letzteren Einwände illustrieren anschaulich, wie sehr Öster-
reich gefordert war, in der Kooperation mit den sich herausbildenden neu-
en Demokratien sensibel mit seinem historischen Erbe umzugehen. In der
Überwindung bilateraler Altlasten, die oft lange zurückreichen, sollte auch
eines der langfristigen Verdienste der aus der Quadragonale hervorgegan-
genen Zentraleuropäischen Initiative liegen. Sie wurde, wie es Erhard Bu-
sek formulierte, in den 1990er-Jahren gleichermaßen




„Begegnungsort und Trainingscamp für Multilateralität […];
schließlich ist die Kenntnis voneinander in dieser Region nicht über-
trieben gediehen. Man kennt eher die Konflikte und Verwerfungen,
als die Gemeinsamkeiten und Chancen.“42
Alois Mock sah die aus der Geschichte herrührenden Hypotheken ähn-
lich. Die österreichische Auslandskulturpolitik trachtete bei den von ihr ge-
setzten Schwerpunkten danach, an die kulturellen „Gemeinsamkeiten und
Chancen“ im mitteleuropäischen Raum anzuknüpfen. So wurde die Idee der
„Österreich-Bibliotheken“ damals Wirklichkeit,43 neue Kulturforen ent-
standen, österreichische Lektoren und Sprachlehrer wurden entsandt oder
der Aufbau von wissenschaftlichen Kooperationspartnerschaften forciert.
Es kam zur Gründung zweisprachiger Schulen, wobei hier die 1990 entstan-
dene Österreichische Schule in Budapest Erwähnung finden soll.
Bei all diesen kulturpolitischen Initiativen war die österreichische Poli-
tik gefordert, behutsam zu agieren, war man sich doch auch der Risken be-
wusst, die die solcherart gesetzten Initiativen in sich bargen: Sie konnten
nur allzu leicht den Anlass für Misstrauen angesichts der Befürchtung ei-
ner Wiederkehr österreichischer Hegemonialansprüche im Donauraum
bieten, wie es dann auch in der Jugoslawien-Krise geschah. Dass damals
Österreich gemeinsam mit Ungarn zu jener Gruppe von Staaten zählte, die
frühzeitig für die Anerkennung der staatlichen Unabhängigkeit von Slo-
wenien und Kroatien eintraten, sorgte nicht nur in Belgrad, wo man ganz
bewusst das Gespenst eines wiedererwachten österreichisch-ungarischen
Imperialismus am Balkan an dieWand malte, für heftige Polemiken gegen-
über beiden Ländern, sondern – und das überrascht aus heutiger Sicht
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